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Borwort. 


Ich fehreibe die Gefchichte der Tage, die ich mitgelebt. 

Man macht gemeinhin den Anfpruch auf befriedigende Löſung 
folcher Aufgabe den Zeitgenofjen fireitig. Werke von diefen werden 
aus oft gehörten Gründen mit Miftrauen aufgenommen. Ich 
wage, diefer Anſchauung entgegen, zu glauben, daß derjenige, 
der mit eigenen Augen gefehen, mit eigenen Ohren gehört, ſich 
befjer zum Erzählen vergangener Dinge eignet ald der andere, 
der fi mit dem von Vorgängern im Leben hinterlaffenen todten 
Buchſtaben bebelfen muß. Aber Eines bedarf ed, um als Zeit 
genoffe die vaterländifche Gefchichte zu fehreiben: es bedarf eines 
hohen Maßes von geiftiger Selbitftändigfeit und einer Stimmung, 
die fih durch die Strömungen des Parteiweſens nicht knechten 
läßt. Ohne folche Selbftitändigfeit hört alle Wahrhaftigkeit auf, 
ohne Wahrhaftigkeit aller Werth der Gefchichte. Sie foll nicht 
die Quelle oder die Patronin der Täufchungen, fondern die ſieg— 
reiche Ueberwinderin der Irrthümer fein. 

Bevor ich die Feder angefegt, habe ich mich ernſtlich geprüft, 
ob ich jenem Erforderniß Genüge zu leiften im Stande ſei. Es 
wurde wenigſtens mein eunfter Vorſatz, das Mögliche zu leiften 
und dem Ideal, da® mir vorgefchwebt, fo weit ed verträglich 
mit menfchlicher Uuzulänglichfeit, im nächite Nähe zu kommen. 
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Die Berumftändungen meiner Erziehung und meines Eintrittes in 
das öffentliche Leben haben mich der liberalen Schule zugewendet, 
wie taufend Andere dieß- und jenſeits der Schweizer Marchen. 
Unvertilgbar find die Eindrüce der Jugend und heilig bleiben dem 
Gemüthe die Erinnerungen aus der fchönften Mannegzeit. Meine 
Auffaffung ftaatlicher Berhältniffe ſchmiegt ſich auch jetzt in treuer 
Uebereinftimmung an diefelben an. Sch wünfche die Bölkerfchaf: 
ten, denen unfer waterländifche Boden zur Pflege und Wahrung 
anheimgefallen, frei, unterthan nur dem felbft gegebenen Geſetze, 
das jedoch den ewigen Grundlagen der fittlichen Weltordnung 
entfprechen foll, thätig in jedem Streben nach geiftiger Bervoll- 
fommnung und bürgerlihem Wohlfein unter fol heilvoller Vor— 
ausſetzung; ich wünſche unfer ſchweizeriſches Vaterland einig in 
fih, ftart genug jedes einzelne feiner Glieder, um die für folche 
Einigkeit unerläßlichen Opfer eigener Intereſſen oder auch nur 
Borurtheile dem allgemeinen Wohl zu bringen, belehrt wie ich 
bin durch vieljährige Erfahrung, daß das Rob örtlicher Selbit- 
beftimmung in allen Dingen weit mehr der Selbitfucdht oder der 
Unfenntniß ihrer verderblichen Folgen als der praftifh bewährten 
Ueberzeugung von den Vortheilen fonft viel gepriefener Zerfahren- 
heit entſtammt; — ich wünfche unfer Vaterland felbftftändig nach " 
außen, in diefer Selbftftändigfeit unangetaftet, Hug und rüffig 
zugleich zu ihrer Handhabung, geehrt von den Weifen aller Völker 
und dieſer Ehre werth. 

Das ift die Fahne der Freifinnigfeit, der ich folge. Ich glaube 
nicht an erfprießliche Stabilität, weil ich fie mit meinen Begriffen 
von menſchlichem Wefen und menfchlicher Pflicht nicht zu verein- 
baren weiß; aus dem gleichen Grunde halte ich ed nicht mit 
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jener Abart von Freiſinnigkeit, welche zuerſt die Bedingungen 
freien Daſeins der ſchweizeriſchen Völkerſchaften in Regeln faßt, 
Verfaſſungen und Regierungen ſtürzt, die mit ihrer Durchführung 
in wirklichem oder vorausgeſetztem Widerſpruche ſtehen, dann 
zur Friſtung eigener Herrſchaft die Oligarchenkünſte wieder auf— 
nimmt, die man als endgültig verurtheilt und für immer beſeitigt 
anſah. 

Der Theil vaterländiſcher Geſchichte, den ich zu ſchreiben vor— 
genommen und wovon ein erſter Band hier erſcheint, beginnt 
mit einer weſentlichen Umgeſtaltung in der öffentlichen Ordnung 
der Kantone, mit dem Kampfe für allgemeine bürgerliche Rechts— 
fähigkeit gegen das Regentenmonopol in allen Formen. Ich war 
jenem gewogen, ſelbſt einer der Kämpfer an manchem heißen 
Tage, und der Sieg war mir Genuß. Die Beſchreibung ſolcher 
Umgeſtaltung geht von der Grundanſchauung aus, daß dieſelbe 
eine berechtigte und nothwendige zugleich geweſen. Aber ſie wird 
darum doch feine Parteiſchrift. Macaulay ſagt in feiner „Geſchichte 
Englands feit dem Negierungsantritte Jakobs II.“, es gebe zwie— 
fachen Irrthum auf dem Felde der Gefchichte: den Irrthum, die 
Gegenwart nach der Vergangenheit zu beurtheilen, und den Irr— 
thum, die Vergangenheit nad) der Gegenwart zu bemeffen; der 
erfte Irrthum fei verderblicher bei einem Staatsmann, der lekte 
bei einem Gefchichtfch reiber. Bon daher das herbe Urtheil To 
vieler fchweizerifihen Staatdmänner der ältern Schule und Zeit 
über die Bewegung von 1830, ihre unmittelbaren äußern Gr- 
Icheinungen und Folgen: fie urtheilten nach einer Zeit, die ent- 
weder ſchon vorüber oder doch nicht mehr feftzuhalten war, ftatt 
in die neuen Begriffe zu dringen und fie zum Beſten des Water 


landes verarbeiten zu helfen. Bon daher aber auch jene unwiſſende 
Vergötterung der Gegenwart, mit der fo manche liberale Feder 
ſich gütlich thut, nicht eingedent des Unrechtes und des Undankes, 
die dadurch gegen vergangene Zeiten geübt werden. Ich habe es 
mir ald Aufgabe gefebt, von ſolcher Berirrung fern zu bleiben, 
und das gibt mir eben jenen Grad von Selbftftändigfeit, den 
ich für Durchführung meines Werkes bedurfte. Der einzelne Leſer 
und die öffentliche Sache fünnen dabei nur gewinnen. Dir wird 
dadurch auch die Möglichkeit, eine Klippe zu umfchiffen, an der 
ich das Fahrzeug meiner Gefchichtfchreibung nicht feheitern ſehen 
will. Als Mithandelnder bin ich dem Verdacht ausgefegt, periön- 
liche Wirkſamkeit in den Vordergrund zu ftellen oder mit anderer 
Gunſt der Erzählung zu bevorzugen. Diefe Schrift hat eine weit 
allgemeinere Beftimmung, und ich werde bemüht fein, die Ereig- 
nifje ftet8 im Ganzen und Großen aufzufaffen, zu fchildern und 
zu beurtheilen (wo ein Urtheil am Plage fein dürfte). 

Die Eidgenofjenfchaft ift im Laufe der legten Jahrzehnte von 
ungewöhnlicher Parteiregſamkeit hingeriffen worden; die Freiheit 
der Meinung war untergegangen im Parteiweſen. Es ijt Aufgabe 
der Gefchichte, den geheimen Quellen diefed befondern Entwid- 
lungsganges nachzuſpüren, ihren Einfluß auf den Gang der 
Greigniffe aufzudeden, ihren Zufammenhang mit manchen äußern 
und mehr zufälligen Urfachen der Zageserfcheinungen zu ermitteln, 
aus den vielen wirren Angaben, muthwilligen Webertreibungen 
und böfen Läfterungen die wirklihen Ihatfachen und ihre zuver- 
läffigen oder doch mahrjcheinlichen Beweggründe herauszufinden, 
dann beruhigend, belchrend, ermuthigend oder auch abfchredend 
darzuftellen. Darum wird das Buch weder von Lob noch von 
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Tadel überfliegen; es wird vom einen und vom andern bringen, 
wie ſolches der Gang der Ereignijfe bedingt; felbft die ſchlimmſte 
alfer Zeiten kann feine unbedingte Verurtheilung rechtfertigen und 
die anfcheinend befte erträgt Feine volle Anerkennung. Die eine 
Zeit fchleppt fih mit den binterlaffenen Uebeln einer vorange- 
gangenen herum; eine andere leidet an den Perirrungen und 
Uebereilungen, mit denen eine neue Zeit vorbereitet werden fol. 
Darum finden wir fein Jahrzehent wie das andere, felbjt kaum 
ein Jahr wie das vorangegangene oder folgende. Aber Jahre 
gruppiren fich, zufammenhängend und zuſammenwirkend, ald voll- 
endete Jahrzehente, Jahrzehente zu Jahrhunderten, — und jede 
diefer Fleinern und größern Gruppen zeigt und das Bolt und 
jeine-Gefchide auf eigenthümlicher Entwidelungsftufe, nach irgend 
einem Ziele ringend, fiegend nach langer und vielfältiger An— 
jtrengung oder auch unterliegend mit vergeblichem Kopfanrennen. 

Der Abſchluß langer Fehde mit der Einführung einer neuen 
Bundesverfalfung, die als fchroffer Gegenfaß zu dem Bundesleben 
der jogenannten Reftaurationdepoche - fich herausftellt, führt auf 
den Grundcharafter der Periode von 1830 bis 1848. Das Haupt- 
jtreben ging nad Bereinigung aller Kräfte unter gemeinfamem 
Drgan, zur wirkfamen Förderung innerer Wohlfahrt und Ber: 
meidung unehrenhafter und verderblicher Zerfplitterung gegenüber 
dem Ausland. Diefe Richtung war in Wirflichfeit vorhanden uhd 
fand ihre geiftreichen und thätigen Freunde wie Gegner, die ſich in 
beiden Beziehungen mit den erftern meſſen fonnten. Ihrer Natur 
nach mußte fie über furz oder lang, auf Haupt- oder auf Neben- 
und Umwegen, glimpflich oder unter Anwendung gewaltſamer Mittel, 
zum Stege gelangen; denn Vieles war zuvor unerreicht neblieben, 
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was tauſend Freunde der vaterländiſchen Sache für unerläßlich 
hielten. Jetzt das Ziel erreicht iſt, tauchen wieder neue Wünſche und 
Strebungen auf; manches befriedigt und entſpricht nicht; daraus 
entſtehen neue Programme, dieſe bringen neue Bewegung und 
— abermalige Umgeſtaltung, früh oder ſpät, reif oder unreif, 
als Lehre und Warnung für jeden maßloſen Gönner der zeit— 
weiligen Ordnung, ſich nicht wie die Vorgänger im Jahr 1830 
unbedingt dem Glauben hinzugeben: als ſei die Eidgenoſſenſchaft 
im Stadium des vollendeten Glückes angekommen, an welchem 
zu rütteln arger Verrath am Vaterland oder unverzeihliche Thor— 
heit ſei. 

Gleichzeitig mit jenem Streben nach engerer eidgenöſſiſcher Ver— 
einbarung, die, unparteiſam aufgefaßt, das ſchönſte Ziel der ſchwei— 
zeriſchen Völkerſchaften wie ihrer hervorragenden Staatsmänner war, 
ſchritt die Bewegung einher für Erringung ſchon erwähnter Gleich— 
berechtigung unter allen Staatsbürgern; für Hebung der Scheide— 
wände zwiichen Städten und Yandfchaften; für Bervolllommnung 
der öffentlichen Verwaltung, für Reinhaltung derjelben von zahl- 
reichen Mißbräuchen zu perfönlichen und Familienzwecken; für Er: 
weiterung und Vervollſtändigung der allgemeinen Kommunikations: 
anftalten zu Land und zu Wajler; für Befeitigung innerer Verkehrs— 
und Gewerbshinderniffe jeder Art; für die Herftellung ſchwer ver: 
mißter Staatdgebäude und wichtiger Landesanſtalten Durch Benugung 
derfelben ; für Befreiung der Nechtöpflege von ihrer Unterordnung 
unter die mit der Macht im Staat betrauten Behörden; für die 
Säuberung der Strafjuftiz von den Ueberbleibfeln einer Zeit, die 
von einer heilfamen Milde eben fo fem war als vielleicht die 
jegige von heilfamer und unerläßlicher Strenge; für Hebung des 
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Heerweſens mit möglicher Benugung ſchweizeriſcher Eigenthämlich« 
feiten, und Alles im Geifte wünjchbarer Einfachheit und Oeko— 
nomie. An diefe mehr der politifchen Stellung der Bürger und 
ihren materiellen ntereffen, dann der Kräftigung des Staates in 
beiden Beziehungen gewidmeten Anjtrengungen fnüpften ſich andere 
aus dem Gebiete der rein geiftigen Entwidelung, der Schule und 
Kirche gewidmet. Unſere Bäter verfchiedener Zeitalter haben un: 
ftreitig ihre hohen Verdienfte um beide. Doch ift nicht zu Täugnen, 
daß die Unterrichtdanftalten mehr der Stellung der bevorzugten 
Stände oder ‚der Pflege höherer Wiljenichaft als dem Alltags 
bedürfnig der untern Volksklaſſen angepaßt waren. Diele fahen 
in diefem Umftand eine Berfhuldung nicht bloß der weltlichen 
| Behörden, fondern auch der Kirche, und verlangten, daß eine neue 
Bahn betreten werde für die Pflege des Volksunterrichtes. Die 
Kirche felbit war der Gegenftand lebhafter Erörterungen, theilmeife 
auch der Befehdung. Allmälig erwuchs daraus tiefgreifendes Miß— 
trauen zwifchen den Bekennern beider Konfeffionen in der Schweiz. 

Wie in allen erwähnten und andern vervandten Beftrebungen 
Edles und Großes angeftrebt und erreicht, auch Mißgriffe gemacht, 
verkehrte Zwecke für löbliche und heilfame ausgegeben, jchlechte 
oder gefährliche Mittel für rühmliche oder nügliche Zwede anges 
wendet wurden, Vieles ausartete, Manches vollends in Zerfall 
gerieth, Unruhe und Ungefeglichkeit da und dort überhandnahm, 
die Freiſinnigkeit mit ſich felbft in arge Widerfprüche gerieth, die 
Lage für Jedermann eine faft unerträgliche wurde, und wie end- 
ih der Knoten auf dem gefahrvolliten aller Wege feine Löſung 
fand, jo daß lange Frift zur Heilung ihrer Folgen erforderlich 
wird: das ift der reiche Stoff des vaterländifchen Gefchichtiverfes, 
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ſcheinlichkeit, daß die Erneuerung von Erſchütterungen, wie die 
Schweiz ſeit 1797 ihrer mehrere erlebt, ohne Gefahren für ihre 
Seldftftändigfeit verlaufen könnte. Der Grund aller Ziwietracht 
liegt in der ausfchließlichen Barteiherrfchfucht. Jene frühere Regie- 
rungsform, die man die ariftofratifhe nannte, fie ift gefallen, 
nicht ohne große Widerwärtigfeit für die Inhaber der Gewalt, 
weil fie freundliche Ausgleihung und friedliche Uebergänge ver: 
ſchmähten. Entnimmt man ihren Geſchicken nicht weife Lehren 
für die an die Stelle der Ariftofratie getretene Volksherrfchaft und 
will jih im Namen der legtern eine gefchloffene Partei als allein 
berechtigte Trägerin der Gewalt angefehen willen, fo folgt die 
Zerrüttung auf dem Fuße. Wolle die gnädige Vorfehung unfer 
ſchönes Baterland vor folcher bewahren ! 


St. Gallen, 26. Mai 1852. 


Der Verfaſſer. 


Erſtes Bud). 


Bon der Volfserhebung im Jahr 1830 bis zur Auflöjung der Gegen— 
tagfagung in Schwyz 1833. 


Erfter Abfchnitt. 


Allgemeine Lage. Zulifturm. Sommertagfakung von 1830. 


Die neue Schweiz beginnt ihre Gefchichte mit dem verhäng- 
nipvollen Jahr 1798, das die innere Herrfchaft zerknickte und 
eine auswärtige an deren Stelle feste. Bon da an fchlingen fich 
die Greigniffe in rafcherer Folge zu unentwirrbar fcheinenden 
Knoten, die häufiger das fremde Machtwort als eigene Weisheit 
und Eintracht gelöfet hat. Nahe an fünf Jahre lang ftritten ſich, 
bier die Heere der monarchifchen Koalition gegen die friegsluftigen 
Schaaren der republifanifhen Machthaber Frankreichs um ftrate- 
gischen Landesbeſitz, dort die Parteien der Schweizer ſelbſt über 
den Umfang und die Bedeutung der Volksrechte gegenüber den 
Herrfcherrechten der Städte und bevorzugten Bürgerfamilien in 
den eigenen Kantonen, dann über die Befugnifje der gefammten 
Stände gegenüber einzelnen ehemaligen unterthänigen Landjchaften, 
endlich über das Maß zentraler Gewalt im Gegenjas zu den 
Kantonen ald gemefenen felbftftändigen Staaten und ihren Völfer- 
fchaften. Nachdem der Iofeften Zerfplitterung, die im Jahr 1798 
feine gemeinfame Wehre gegen den Feind Aller bot, die eiferne 
Staatdeinheit gefolgt war, mußte diefe felbft den Schlägen weichen, 
die fie in ununterbrochener Folge bald von den ſchweizeriſchen 


Bürgern felbft, bald auch durch auswärtige u empfing. 
Die Schweiz. 


® — — en MD. 
Die helvetifche Republif ward mit ihrem üppigen Bapierfram in 
die Archive, mit ihrer Schuldenlaft in die Amtsftube gefchiefter 
Liquidatoren verwieſen. Ein Kompromiß verlieh Jedem Etwas, 
Keinem Alles; Unitarter und Föderaliſten hatten Urfache, Paris, 
die Stadt der Vermittlung, bei heranrückendem Frühling des 
Jahres 1803 unbefriedigt zu verlaffen, mit der Aufgabe, daheim 
zum Frieden zu veden, den Frieden einzuführen und den Frieden 
zu halten. Die Bermittlungsafte war während zehn Jahren und 
einem halben das Grundgeſetz des Bundes, ım vollen Einklang 
mit ihr die öffentliche Ordnung in den Ginzelfuntonen geregelt. 
Diefe kantonalen Berfalfungen wie die Bundesafte felbjt waren 
weſentlich das Werk des fremden Vermittler, nach Vernehmung 
der Wünſche dev einzelnen Parteirepräfentanten zu Stande gebracht. 
Das Bolf hatte dazu weder Ja noch Nein zu jagen, und die 
Herren und Untertbanen von ehemals hatten feine andere Wahl, 
als auf die freie Meinung zu verzichten, das Machtwort des 
Vermittlers als Gefchent anzunehmen und von Zeit zu Zeit dafür 
ſchuldigen Dank zu melden. Der erfte Konſul der Franzoſen ward 
bald deren Kaiſer. Er betrachtete fih als den Schöpfer einer 
neuen Ordnung Europa's, war der Gönner Deffen, der feinen 
Willen that. Es fehlen die Einheit folchen Willens bei ftarf 
anjchwellenden materiellen Kräften dieje jelbjt unüberwindlich zu 
machen, auch eine verhältnigmäßige Macht unzureichend gegenüber 
dem fich in raſchem Flug erhebenden Adler. Die wieder erjtandene 
Eidgenoſſenſchaft hatte nicht nöthig, an das aus eigener Lage 
hervorgehende Bedirfnig einer gewiſſen Bejcheidenheit erinnert zu 
werden: das thaten jehr verftindlich die gewonnenen Franzoſen— 
ihlachten, die Neiche, die jich der Eroberer anſchloß, die Kronen, 
die er gleich Dofen vergabte. Zum Ueberfluß war fie ihm dienft- 
pflichtig geworden mit ihrer waffenfähigen Mannjchaft; fie mußte, 
wenigſtens eine Zeit lang, mehr Kriegsvolf an die Heere des 
“ franzöfifchen Monarchen abliefern, als fie jelbjt für die Hand— 
habung eigener Selbſtſtändigkeit und Neutralität nach allen Rich 
tungen in ihrem Innern organifirt hatte. Zudem war fie den 
franzöſiſchen Handelögefegen unterthban und ihr Gebiet hatte auf- 
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gehört, eine Freiftätte freien Handels zu fein. Die Schweiz führte 
noch den Namen eines Freiftaates, aber in Wirflichfeit war fie 
es nicht, und weil rings um fie herum Alles dem Groberer 
unterthan ward, lebte fie nicht ohne die Beſorgniß, zu den übrigen 
Einbußen auch noch die zu machen, nicht ferner wenigſtens ihren 
innern Haushalt nach eigener Weiſe pflegen zu können. Es ift 
daher wohl wahr, daß unfer Vaterland damals den innern Frieden 
genoß, daß es Gelegenheit fand, manche Wunde zu heilen, die 
ihm die nächſte Vergangenheit gejchlagen, und daß ihm vergönnt 
war, in Gefeßgebung und Verwaltung manche Berbejjerung ein- 
zuführen, welche die fturmvolle Zeit der helvetiſchen Republik nicht 
gewähren fonnte, die legten Jahrzehnte der alten Eidgenoſſenſchaft 
nicht hatten gewähren wollen. Ihr Zuftand war aber deshalb 
fein baltbarer, weil er nur als Werkzeug eines Syſtems galt, 
deſſen Fortbeitand von dem Glücke feines Stifterd und Hauptes 
abhing. Der Nüdzug der großen Armee Napoleons aus der alten 
Hauptſtadt der Gzaren nach Deutjchland, von dort über den 
Rhein, wecte Hoffnungen unter den Gidgenofjen, daß bald ein 
Kartenhaus weniger fein dürfte. Und fo traf es ein. Im Spätjahr 
1813 hatten fie die Mittel in der Hand, der Mediationsakte die 
nachträgliche Weihe freithätiger Anerkennung zu geben, da es 
den alliirten Mächten weniger um die Form ald um das Wefen 
ſchweizeriſcher Exiſtenz zu thun fein konnte. Gleichgültig war jenen 
Mächten allerdings nicht, daß die Gidgenofjenfchaft fürder in 
halber Unterthänigfeit von frankreich bleibe; auch Fonnten fie 
darauf nicht verzichten, Unterpfande für ihre fünftige Selbſtſtän— 
digkeit zu erhalten. Solche hätent aber wohl noch in Anderem 
ale in dem Umfturz der Mediationsafte gefunden werden mögen, 
obwohl die damalige Gefchichte der Eidgenoſſenſchaft das Ber 
langen ihrer Aufhebung als von Seite der allürten Mächte formell 
ausgegangene Thatjache bezeichnet. Die Mediationsafte fiel, weil 
die Schweizer zu Ende des Jahres 1813 ſich in Untreue verließen, 
wie fie am Anfange des Jahres 1798 nicht für einander, zu 
diefem Zweck auch mit einander hatten kämpfen wollen. 

Zum dritten Mal alfo, im Laufe von weniger als zwei Jahr— 
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zehnten, hatten die Schweizer einen Theil ibrer Selbftftändigfeit 
durch eigene Verſchuldung an auswärtige Mächte hingegeben. 
Doc; war ihre Lage jest ungünftiger ala im Jahr 1803. m 
Laufe von wenigen Wochen (Dezember 1813) bejtand felbit das 
wenigfte nicht mehr, was fonft die Schweizer zufammenhält. Selbft 
die Tagfakung hörte auf, und an ihrer Statt bildete ſich eine 
petdgenöffiiche Berfammlung“, das unvollftändige Kollegium von 
Standesboten, da von den Kantonen die einen die Eidgenoſſen— 
fchaft der XIII Orte herjtellen, die andern jene der XIX Kantone, 
mit Inbegriff der neuen, aufrecht erhalten wollten. Mit diefer 
Auflöfung und Zertheilung war der Reſt jener Anfichten, durch 
welche die helvetifche Republik gefchaffen worden, und waren die 
Gefinnungen und Zwecke, die ihr zu Grunde gelegen und denen 
nicht alles Löbliche abgefprochen werden Eonnte, überwunden. 
Sieger war jedenfalls die kantonale Souveränetät; das war 
gewiß, ungewiß dagegen und von vielen Fünftigen Zufälligfeiten 
abhängig, wie viel ihr zu Gunften eines wirkſamen eidgenöffifchen 
Verbandes abzuringen fein werde. Das Glüd der Schweizer war 
von nun an der gute Wille der am Wiener Kongreß verfammelten 
Mächte, eine felbitftändige und neutrale Eidgenoffenfchaft neuer- 
dings in die Reihe der europäifchen Staaten aufzunehmen; der 
Gntwidelung eigener materieller Kräfte hatten fie diefes anerfen- 
nensiwerthe Loos nicht zu danken. 

Nach zweijährigen oft peinlichen Erörterungen über die rivali- 
firenden Intereſſen gelang es den Gidgenofjen, nicht ohne den 
Beiftund und Mitrath der Nepräfentanten der Mächte in Zürich 
und Wien, ihre Zufunft auf den neuen Bundesvertrag von 1815 
zu gründen. Nach dem zweiten Pariſer Frieden fanden fich all- 
jeitige Rechte der europäifchen Staaten feftgeftellt; die Schweiz 
fonnte in der wiedergewonnenen Ruhe und in einer Stellung, 
die alle äußern Kennzeichen der Gelbitftändigfeit an ſich trug, 
ihr Glück für lange Jahre finden, doch nicht ohne der Aufgabe 
Genüge zu thun, gejchehene Rücichritte in Hinficht auf zentrale 
Bande durch Negentenweisheit und eigenes allgemeines Entgegen- 
fommen der Bölferfchaften unter fich gutzumachen. 
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Die Ausbeute war den glücklichen Umſtänden nicht entſprechend. 
Zwar war die Anlegung einer eidgenöſſiſchen Kriegskaſſe ſchon 
durch den Bundesvertrag gelungen und ſpätere Einverſtändniſſe 
verſtärkten ſie durch verlängerten Fortbezug der ihr angewieſenen 
Grenzgebühren. Das Bundesheer wurde auf angemeſſene Stärke 
gebracht und eine neue Organiſation hob manche ältere Gebrechen. 
In allen übrigen gemeinſamen Intereſſen blieb es bei frommen 
Wünſchen oder fruchtloſen Verſuchen. So oft die Eidgenoſſenſchaft 
Neues und Ungewohntes anſtrebte, mußten Zweifel auftauchen, 
ob fie eine Sendung zu Schöpfungen für die Zukunft befige. 
Als fie im Jahr 1822 einen Verfuch zur Entwidelung aktiver 
Handelspolitift wagte, mußte fie bald nachher, nad) verlegenden 
innern Zwiftigfeiten, vor der franzöfijchen Diplomatie, welche jene 
genährt hatte, den Rüdzug antreten. Betrieb fie großartige Ein- 
bürgerungs- oder Anfiedlungsentwürfe zu Gunften der fogenannten 
„Heimatlofen“, jo fihrumpften zähe und langivierige Berhand- 
lungen in Hleinliche Ergebniffe zufammen, die fich im Grunde, 
nach Inhalt des Bundesvertrages, von felber verftanden. Wurden 
weitläufige ftatiftifche Erhebungen gemacht und fommerzielle Unter- 
handlungen gepflogen, in der Abſicht, durch Revifion des gefamm- 
ten Zollweſens den innern Verkehr von mancherlei Hemmniß zu 
befreien und verlorenen Waarentranfit auf nähere und kürzere 
Schweizer Straßen zurüdzuführen, fo fheiterten die Entwürfe an 
den finanziellen oder an öfonomifchen Bedenklichfeiten der Kantone. 
Wollte man ftreng gehaltene Auslegung des Bundesvertrages 
gegen die Anfprüche der Stände auf ausnahmsweife Befteuerung 
der Grjeugniffe anderer Kantone für den Verbrauch der Kantone 
der Einfuhr: fo ftieß die Tagfasung auf Widerftand in den 
Souveränetätsbehauptungen jener Kantone, welchen die Mehrheit 
vergebens ihre Mahnungen hatte zufommen laffen. Bon den 
Grörterungen über materielle Fragen haben befonders jene über 
die bernifche Konfumofteuer, mit Wärme an den lesten Tag- 
faßungen der dreißiger Jahre gepflogen, auf die Beiprechung des 
innern Weſens der Bundesinftitutionen geführt, die den kläg— 
lihjten Ausgang nahm. Gegenüber den der Verkehrsfreiheit 
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günftigen zahlreichen Standesvoten ſuchte der vornehmlich ange- 
fochtene Stand Bern die theoretifche Grundlage des Bundes- 
vertrages auf und wollte dabei die Entdeckung gemacht haben, 
daß die Eidgenoſſenſchaft jelbft nichts Anderes, auch nichts Beſſeres 
fei als ein Staatenbund, eine Bezeichnung, die ſelbſt Solchen höchſt 
unlieb war, die allen politifchen Utopien ſehr ferne ftanden, Jene 
aber ſchwer verleßte, die, mehr einheitlich gefinnt, wenigſtens ein 
Stüd von ihrem Jdeal in der Eidgenoffenfchaft zu ſehen glaubten. 
Denn im Streben des Volkes that fich eine von dem Berner 
Ausspruch ſehr abweichende Idee fund: der Glaube an eine wahre 
innere Ginheit, an eine Solidarität aller Grundlagen des öffent 
lichen Wohle, im Gegenfag zu den ftarren Lehren von der Selbit- 
berrlichfeit der Kantone, die zu Allem für den eigenen Ort berechtigt, 
zu einem nur unjcheinbaren Map von Pflichten gegenüber der 
Geſammtheit verbunden fei. 

Die Träger jener nationalen Einheitsidee waren vornehmlich 
die zahlreichen Vereine aus Männern verfchiedener Lebensbeſtim— 
mungen, die wenigjten nur der Politik fich hingebend, doch immer 
Symbole trauten Zuſammenwirkens und der Gegenſatz der Ber: 
einzelung ; dann die Preſſe, der eine in mehreren Kantonen gejeß- 
lich beitehende Zenfur nur ſo lange mit Erfolg Schranken jegen 
fonnte, als fie jolche felbit dulden wollte; im weitern der jüngere 
Nachwuchs in den Großen Räthen. Letzterer allein fchon hätte 
genügen jollen, die Regierungen, d. h. die leitenden Magiftrate, 
an die Bergänglichkeit ihres Einfluffes zu erinnern, würde auch 
die Zahl der Jahre folches nicht gethan haben. Die neuere Gefchichte 
der Schweiz bietet nämlich das Cigenthümliche und Beachtens- 
werthe, daß der Sturz der alten Eidgenofjenfchaft im Jahr 1798 
meift die damalige jüngere Generation in amtliche Thätigkeit 
verfegte, die ältern Magiftratöperfonen maſſenhaft aus folcher 
entfernte; denn nur die Kraft männlicher Friiche findet Anklang 
in Zeiten der Ummälzung, die dem Alten den Rücken zuwenden, 
nur vom Glauben an das Neuesihr Xebensfeuer holen und diefes 
Neue um jeden Preis zur Wirklichkeit bringen wollen. Die Ueber: 
gänge von 1803, 1813 und 1815 änderten nur Einiges an diefen 
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Perſonalverhältniſſen; aber allmältg wurden die Reihen der nun 
zu Veteranen Gewordenen lichter und ſelbſt Die geblichenen Rüftigern 
aus ihnen vermochten dem Fluge der Zeit nicht zu folgen, oder 
es blieben ihre beifülligen Beitrebungen doch ungelenf oder zweifel- 
haften Zieles. Die Natur alfo felbft hatte hier einen Verfall 
veranlagt, der dem Einzelnen nicht angerechnet werden fann, 
und es mußte, jo oder anders, zu einem Bruche kommen zwijchen 
den Elementen des Stillftandes und jenen der Bewegung, der 
Verjüngung, der Umgeftaltung. Spotteten diefe der erftern, daß 
fie verlebt feien und verlebt thun, fo hatten fie wohl Unrecht; 
aber wenn die Männer des Stilljtandes die Ihätigfeit der jüngern 
Gegner ausjchlieglih nur ruheloſem Ehrgeiz und verwerflicher 
Eigenliebe beimejfen wollten — und von diefem Verſtoße hielten 
jene ſich nicht frei — jo überfchritten fie ebenfo die Schranfe 
gefunden und unbefangenen Urtheils. Das Wohl der Völker 
duldet feine Ziwifchenreiche, es heijcht wielmehr, daß auch die 
unvermeidlichen Uebergänge die Benugung der Zeit, ja des Augen- 
blickes nicht ausſchließen. 

Wie im Bunde ſo verbrauchte ſich die ſogenannte Reſtau— 
rationszeit auch in den Kantonen raſcher, als ihre mächtigſten 
Freunde mochten geglaubt haben. Das Volk hatte durch den 
Umſchwung von 1813 bis 1815 an politiſchen Rechten wirkliche 
Verluſte gemacht, die ſich ſelbſt in Zahlen ausdrücken ließen. Sie 
hatten zwar im Allgemeinen nicht wegen ſächlichen Uebelbefindens 
zu klagen: der Haushalt der Kantone war verhältnißmäßig einfach, 
unkoſtſpielig; man hielt zurück in neuen Leiſtungen, tilgte alte 
Schulden, Reſte meiſt von dem militäriſchen Aufwand, den die 
Grenzbeſetzung und Grenzüberſchreitung von 1815 erheiſcht hatte. 
Uber immerhin konnte das Volk doch witjen, daß Alles von dem 
Seinigen ging, mittelbar oder unmittelbar, und daß es unbeſtritten 
die erften und alleinigen Rechte auf die Gefammtheit der Staate- 
mittel bejaß, zumal e8 bei deren jeweiliger Unzulänglichfeit auch 
die Obliegenheit ihrer Ergänzung hatte. Es war nicht pflichtig, 
fi eine von ihm ausgejchiedene, konkrete NRegierungsgewalt zu 
denfen, befugt, dem Bolf dag Maß feiner Rechte, Vorzüge und 
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Vortheile nach eigenem, der Regierung, Gutfinden zuzufcheiden. 
Es mochte ſich in legter Linie als der Herr über Alles anſehen. 
Das ift die Idee und das Wefen eines freien Volkes, das das 
Weſen der Volfsfouveränetät, immerhin durch die nothwendige 
Anerfennung der allgemeinen und unvertilgbaren Grundfäße des 
Rechtes in die gebührenden Schranken gewiefen. Nun gebrach es 
aber vielfeitig und an vielem, was dem Bolfe von Wichtigkeit 
war. In den Kantonen Bern, Freiburg, Solothurn, Luzern war 
mittelft der neuen Verhältnißzahlen zwifchen Stadt: und Land— 
repräfentation eine mejentlihe Annäherung zu den Zuftänden 
gefchehen, wie fie vor 1798 gewefen, in Bern fo ftark, daß 200 
gegen 99 ftanden. So regierten die bevorrechteten Familien, und 
mit dem Regieren gingen nicht bloß Würden und Bürden, jondern 
auch öfonomifche Bortheile Hand in Hand. In Zürih war die 
Geltung der Landichaft, bei wachjender Kultur und Annäherung 
der Bevölferung an die Sitten und Bildungsjtufe der Stadt, 
auf ein bedeutungslofes Minimum herabgeſetzt; in Bafel herrfchte 
die Stadt überhin durch die örtlichen Gewerbsvorrechte, zu deren 
Gunſten das Landvolf auf freie Entwidelung feiner Ihätigfeit 
verzichten mußte; in Schaffhaufen lieg Unausgefchiedenheit der 
Rechtöverhältniffe zwifchen Stadt und Land eine bleibende Be: 
friedigung der Gemüther ebenfalls nicht aufkommen. Seltfamer 
Weiſe waren auch die neuen Kantone in wenigen Jahren alt 
geworden. Die Veränderungen, welche 1814 an den gleichzeitig 
mit der Medintionsakte in Kraft getretenen, ja jelbjt einen Theil 
derjelben bildenden Berfajlungen vorgenommen worden, lauteten, 
zum Zwecke der Annäherung an die Organifationen der alten 
Kantone und zur Wahrung vielfach befünworteter Stabilität, zu 
Gunſten der Negierenden mehr ald zu jenen der Regierten, d. h. 
Amtsdauer, Gewalt und Einfluß der erftern waren evgiebiger 
geftellt, die freie Bewegung im Wahlweſen und die Geltung der 
Volfsrepräfentation mannigfach befchränft worden. Ein öffentlicher 
Geiſt konnte fich hier fo wenig als in den alten Kantonen aus 
den Inſtitutionen ſelbſt herausbilden, denn dazu fehlte es an 
Allem: an der Deffentlichfeit der Großrathefigungen, an der 


genügenden Mittheilung der Verhandlungen durch die Preſſe, an 
. der Veröffentlichung des Staatshaushaltes, an den verfafjungs- 
mäßigen Mitteln, dem Wirken der Regierung Leben einzuhauchen, 
da wo ed in der Gejchäftsalltäglichfeit untergegangen war; das 
Bolt mit einem Wort hatte feine wirkſame Stimme Der Abitand 
feiner Bedeutung zu jener in den Demofratieen der Eidgenoffen- 
{haft war einer Kluft gleich. Gehorchen und Leiften war die her- 
vorftechende Stellung des Bolfes in den neuariftofratifchen wie 
in den altariftofratifhen Kantonen; Befehlen und wenig oder 
nichts Bezahlen das beneidete Borrecht ded Landmanns in den 
demofratifchen Ständen. Solche Zuſtände mögen wohl einige 
Lebensdauer haben; aber fie weden Widerftand, unregelmäßigen, 
infoweit die Berfaffungen nicht jelbit der freien Kontrole den 
Weg gebahnt haben, darum aber nicht unerlaubten. In den 
Großen Räthen ward es allmälig lebendiger: man ging dem 
innern Weſen der Verwaltung zu Leibe, verlangte die Aufitellung 
von Voranfchlägen zu Negulirung des Staatshaushaltes, nahm 
fih mancherlei Veröffentlihungen heraus, wenn auch nicht ohne 
Rückjicht, griff endlich die Grundlagen der Berfaffungen, ale unbe 
quem gewordene Schnürleiber, felbft an. Statt fich diefer viel 
verfprechenden Regungen, die durch Feine dDemagogijchen Auswüchſe 
verunftaltet waren, zu freuen, an ihnen gemejjenen Theil zu 
nehmen, fie zum Wohle des Staates beſtens zu nutzen, wwitterten 
die meiften Magiftrate überall nur Verſchwörer und Revolutionäre, 
einen Geift der Unbotmäßigfeit, den man nicht Fräftig und fchnell 
genug bändigen könne, den Tod vaterländifcher Wohlfahrt, wenn 
ſolches nicht gelänge. Weit mehr Grund hatte man, in dem 
Aufftreben frifcher Thätigkeiten die wiederbelebenden Strahlen der 
neu aufgehenden Sonne zu begrüßen. 

Der Kampf führte in einigen Kantonen alsbald zu heilſamen 
Grgebnijfen. Im Kanton Luzern wurde, in Abänderung eines 
wefentlichen Theiles der Berfaffung, Rath und Gericht von ein- 
ander getrennt, die Grundbedingung felbjtjtändiger Rechtspflege, 
die Trennung der Gewalten, wie die Schule jene Ausscheidung 
nennt, gerettet. Im Kanton Waadt hatte Die Regierung, aufge 
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Ichreeft durch eine eben fo thätige als wachlame Oppofition, qut- 
gefunden, von ſich aus auf etwelche Verfaſſungsänderung abzu- 
jtellen, die dem Volk einen erweiterten Einfluß zu geben verfprach ; 
wir werden jpäter vom Wefen und Werth dieſer Veränderungen 
einläßlicher fprechen. Im Kanton Teffin wurde mittelft durch 
greifender Umgeftaltung der Berfaffung und Einführung unmittel- 
barer Bolfswahl für den gefammten Großen Rath eine faule 
und verächtliche Wirthſchaft aufgehoben, die ſich durch ein allge 
meines Beſtechungsſyſtem und Spoliationen an den Stautsmitteln 
am Bolfe ſchwer verfündigt hatte, gleichzeitig mit der Fünftlichen 
Wahlordnung, die ſolche Untreue am gemeinen Wefen erleichtert. 
In den Kantonen Zürich und St. Gallen gefchahen erite Schritte 
für die Erweiterung großräthlichen Ginfluffes durch Aenderungen 
in den bezüglichen Reglementen; Ziel derjelben war, die unbe 
ſchränkte Initiative der Negierungen, die in Unfruchtbarkeit aus— 
geartet hatte, durch verpflichtende Poſtulate in nützliche Thätigkeit 
zu bringen. 

Unter diefen und ähnlichen Begegniſſen war man mitten in 
das Jahr 1830 eingetreten, und die Boten der Stände hatten 
fih unter Schultheiß Emanuel Friedrih Fiſcher von Bern zur 
Tagſatzung in gleicher Bundesftadt verſammelt. Fiſcher überragte 
in allen Nückjichten die Berfammlung, zu deren Vorftand der 
Bundesvertrag ihn beftimmt hatte; ev imponirte durch würdige 
Haltung, feifelte durch das Gewicht feiner Rede und leitete in 
unbedingter Selbſtſtändigkeit. Gr war nicht, wie Andere geweſen; 
er machte den Eindruck eines viel höher Stehenden; und doch 
war er beftimmt, der Typus und die Stütze eines bereits ſchwan— 
fenden Statusquo zu fein, und führte freithätig das Wort für 
ibn. In feinen einleitenden Reden war ihm das Alte genug, das 
Neue gewagt und verdächtig; er tadelte die öffentlichen Stimmen 
ans Rathsſälen und Vereinen, die dem Bunde Unwirkſamkeit 
und Gehaltlofigkeit vorwarfen, beides auch auf die Yeiftungen 
der Behörden übertrugen, beklagte den im Allgemeinen hervor: 
tretenden Geift der Ungenügſamkeit und Unzufriedenheit, im 
Gegenſatz zu alter Sitte und Weife, wollte in der bereits weit 


11 


verbreiteten Thätigfeit der Preſſe nur ein elendes Gewerbe erbliden, 
das um feiner Leidenfchaft oder des Gewinnes willen auf Schaden- 
freude oder Neid ſpekulire. Auch den Trieb, Verfaſſungen zu ändern, 
hielt der Redner mehr für Neuerungsfucht als die natürliche oder 
vollends nothwendige Folge vorhandener Zuftände. Die Freunde 
jolcher Anfichten hatten die überwiegende Mehrheit in der Tags 
fatung. Die Anhänger und Bertheidiger ſchon gefchehener, gleich— 
fall erklärte Förderer der zufünftigen Reformen konnten Erſatz 
nur in der Lebhaftigfeit ihrer Ueberzeugungen und Vorträge, dann 
in dem regſamen Volksleben finden. Zum erjten Mal kamen die 
Tagfakung und der ſchweizeriſche Schligenverein in unmittelbare 
Berührung. Eine Laune des Schickſals wollte, daß diefe in ſicht— 
lichem Aufſchwung begriffene Gefellichaft, gewiß ohne argliftige 
Berechnung und bloß um des paſſenden Wechſels willen, die Stadt 
Bern auf 1830 zum allgemeinen Stelldichein für die edle Schützen— 
übung beſtimmt hatte, Bern, wo die Herrſchaft noch einer Anzahl 
bevorzugter Familien in die Hände gelegt, das freie Wort duch 
ängjtliche Zenfur gehemmt war. Auf den ſechsten Schügentag 
hatte die Tagjagung, durch einhellige Unterzeichnung ſämmtlicher 
Standesabgeordneten, die Theilnahme am öffentlichen Mittage- 
mahle der von nah und fern herangewanderten Freunde der 
Stutzerwaffe zugefagt. Die Trinkſprüche — wenn auch noch ohne 
Nednerbühne vorgetragen — waren das Echo der vorwärts ftreben- 
den Zeitz fie ftörten zwar nicht im geringften den Frieden umd 
die harmloſe Feftfreude, lettere erhöht durch den Gefang der 
Appenzeller Schügen, waren aber doch das Gegenftüc zur gräm- 
lich gewordenen Wortführung in der Tagſatzung für die bereits 
abgelebte Politif der Reftaurationsregierungen. Der zahlreiche 
Zuſpruch aus allen Kantonen, die freie Haltung der Gäfte, die 
üble Aufnahme geiftlofer Liederzenfur, die der bernifche Vereins— 
vorjtand hatte üben wollen, der fröhliche Tumult in der fonft fo 
ernften Bundesftadt eine ganze Woche lang, der dabei fichtlid, 
zu Tage getretene Sinn des Volkes für freitbätige Theilnahme 
an der Geftaltung und den Genüſſen des öffentlichen Yebens, 
waren vollends geeignet, den Regierungen Berne und der übrigen 
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Kantone far zu machen, daß ein neuer Tag angebrochen ſei für die 
Gidgenofjenfchaft. Als das Feſt vorüber, wollte e8 fcheinen, als hätte 
die Tagſatzung die Hälfte ihrer Bedeutung verloren. Gewiß war 
das Reich theilweife ſchon in andern Händen. Die Gefchichte kann 
ſich nicht viel zu fchaffen machen mit den gefchäftlichen Verhand- 
lungen einer Berfammlung, der es an Vollmacht und Mitteln 
fehlte, Abichliegliches zu Stande zu bringen. Echultheiß Fiſcher 
förderte fie in ungewöhnlicher, Bielen unwillfommener Eile; diefe 
Iud mindeftens den Schein der Geringſchätzung auf fich. Die 
neuen Verfaſſungen, jene von Zeffin und Waadt zumal, waren 
bei weitem nicht allgemein gerne gefehen, und mit dem fo oft 
vernommenen Lobe der Selbftherrlichfeit der Kantone im Gegen: 
jab zur Entwickelung der Bundesgewalt trat die Abneigung, mit 
der die Sprecher für jene Neuerungen von Vielen gehört wurden, 
in fchtlichen Widerfpruch. Wohl mochte man das Gefchehene als 
an fich gerechtfertigt anfehenz aber es lag in diefen Vorgängen 
eine lebhafte Aufmunterung zur Abänderung der verfafjungsmäßigen 
Ordnung auch in den andern Kantonen. Indeſſen durfte man 
nicht offen tadeln, waren ja doch die Kantonsverfalfungen von 
1814 und 1815 nicht auf ewige Zeiten angenommen worden, 
hinwieder die Kantone nach Art. 1 des Bundesvertrages berechtigt, 
fich in beliebiger Weife zu konſtituiren, falls ihre Berfaffungen 
nur nichts dem Bunde Widerfprechendes enthalten. 

Vielfeitig waren die Blide nach außen gewendet, nach Franf- 
reich insbefondere, wo die königliche Gewalt mit der öffentlichen 
Meinung in herbem Kampfe lag. Als die Nachricht von der 
Groberung der Barbaresfenftadt Algier durch das franzöfifche 
Srpeditionsheer unter dem General Bourmont nach Bern gelangte, 
da erhielt der Glaube Stärkung, das franzöfifche Königshaus fei 
auf immer geborgen, und in feinem Beftande hofften Biele 
eine Stütze für eigene Erhaltung zu finden. Dem Tedeum, das 
der franzöfifche Botfchafter zur Feier jenes Greignijfes abhalten 
ließ, wohnten die Standesgefandtichaften in Amtstracht bei. Ein 
paar Tage fpäter folgte erfchlitternde Enttäufchung. König Karl X. 
erließ Ordonnanzen über die Abgeordnetenfammer, Wahlform 


— 13 


und Preſſe, in denen die Bevölferung von Parts den Umfturz 
der Kandesverfaffung erblidte. Die erften Nachrichten bievon er 
vegten Erwartungen bei einer Partei in Bern * und in andern 
- Schmeizerftädten, vorzüglih Freiburg, daß von nun an das 
liberale Syftem in Frankreich eine Unmöglichkeit, analoges Be 
ftreben in der Schweiz leichter zurüdzubalten fer; denn der kapi— 
tulirte Militärdienit feifelte die Intereſſen, ja die Exiſtenz vieler 
Schweizer an das Aufgeben möglichft unumfchränfter königlicher 
Gewalt in Frankreich. Aber bald nachher zerftreuten ſich die Täu— 
ſchungen gleich obnmächtigem Nebel vor dem Zuge frifchen Windes. 
Der König ward vom Throne geitürzt und wanderte zum dritten 
Mal in die Verbannung; ob die Republik oder ein echt Fonftitu- 
tionelles Königthum folgen werde, das blieb auch in der Bundes- 
jtadt allernächjt das Räthſel des Tages. So viel aber trat für 
jeden Einfichtigen auper Zweifel, daß die unmittelbar bevorftehenden 
Geſchicke der Schweiz von der weitern Entwidelung in Paris 
abhängen werden, die Fapitulirten Regimenter fernern Bejtand nicht 
haben fünnen. So nahe ift die Eidgenoffenfchaft an Frankreich 
gefejfelt, dag ein Umſchwung der öffentlichen Ordnung in der 
franzöfifchen Hauptjtadt jih damals nicht ohne einen ſolchen auch 
in der Gidgenofjenjchaft denken lieg. Daran find nicht allein die 
regelmäßigen Berbindungen der Intereſſen, fondern auch die Ge 
finnungen ſelbſt Urfache. In diefer legtern Beziehung follte die 
Schweiz feſter ftehen, eine Revolution in Frankreich nicht gleich- 
bedeutend mit einer Ummälzung auch in der Eidgenoſſenſchaft fein. 
Der PBarifer Sturm der legten Julitage von 1830 ſchien aber eine 
folche unausweichlich zu machen. Die Stunde war gekommen, zu 
bewähren, was der Präfident der Tagſatzung Anfangs ihrer 
Situngen verfündet hatte, daß die Klagen über die Haltlofigfeit 
des Bundes weder Flug noch billig jeien. Sofort aber nahmen 
die Dinge in Bern eine ſolche Geftalt an, daß man von den 
wirklichen Bundesbehörden am wenigſten das Heil erwartete. Das 


* Einige Berner begaben fich alsbald zum franzöfifchen Gefandten und 
beglüdwünfchten ihn über des Königs energifche Maßregeln. 
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Boefremdlichite war, daß die Tagſatzung die Yeitung der eid- 
genöfjifhen Angelegenheiten in diefen wichtigen Tagen, Die den 
Meltfrieden zu brechen, gang Europa aus den Fugen zu reißen, 
allen Nachbarländern mit Erneuerung der Revolutionsfriege droh— 
ten, fich nicht jelbjt anvertrauen mochte; betrübend fodann, daß 
man allgemein die Unmöglichkeit fühlte, den durch den Bundes- 
vertrag für außerordentliche Fälle (und einen außerordentlichern 
konnte e8 nicht geben) vorgefehenen Repräfentantenrath, zum erſten 
Mal feit fünfzehn Jahren, ind Leben zu rufen, dem Vorort zur 
Stärfung und Kontrole zugleich beizugeben, denn fünfzehn 
Kantone wären bei Anwendung diefer Maßregel ohne Repräfentanz 
geblieben, und der Repräfentantenrath) hätte nicht nur mit dem 
Mißtrauen der zahlreichen freifinnigen Partei, ſondern auch mit 
der Eiferfucht aller nicht vertretenen Kantone zu kämpfen gehabt; 
unglüdlich vor Allem endlih war, daß der Vorort, d. h. die 
Regierung von Bern, oder vielmehr ihr Gebeimer Rath, und- die 
ihm zunächit Geftandenen die Leitung der Angelegenheiten durch: 
aus in eigener Hand behalten wollten. Das ließ fich nämlich 
nicht läugnen, daß in der Tagſatzung zwei ganz aus einander 
laufende politifche Syiteme. vertreten waren, von denen das eine 
fich durdy die begonnene Umgeftaltung Frankreichs wefentlich be 
droht, das andere durch eben diejelbe gehoben ſah. In der rege 
ſamen Volksmaſſe hatte letzteres ftarfen Anklang und Rücdhalt. 
Dem Geheimen Rath von Bern und feinen Befreundeten in der 
Taglagung mußte daher jehr angelegen fein, das eidgendffiiche 
Szepter, jo ſchwach es auch fein mochte, doch allein und aus- 
fchlieglich zu führen; denn jede Sitzung der Tagfagung hätte die 
Häupter mit Anträgen und Grörterungen bedroht, die nie zu 
ihren Gunften ausfallen, nur dem lauten Enthufiasmus. Borichub 
leiften konnten, der fich in dem beweglicheren Theile der ſchwei— 
zeriichen Bevölkerung fund gegeben hatte. Der Bundesverſamm— 
lung wurden Tag für Tag nur die aus Paris eingegangenen 
offiziellen Berichte in Kürze mitgetheiltz eine Anfrage an fie jelbit, 
welche Stellung fie allernächit einzunehmen, ob jie namentlich — 
die laufenden Sefchäfte waren faſt gänzlich abgethan — fih auf 
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zulöfen oder bloß zu vertagen, oder im Gegenſatz mit Rückſicht 
auf die Gefahren der Zeit verfammelt zu bleiben gedenfe, nicht 
vorgelegt. Dagegen erwog der Geheime Rath von Bern, unter 
Zuzug der eriten Gefandten von Zürich und Luzern, am 4. Aus 
auft jene Hauptfrage. Der Entfcheid erging im Einne Berne und 
wurde niedergelegt in einen worörtlichen Bericht, der am 6. zur 
Kunde der Tagſatzung gebracht ward. Weil erft die weitere Ent- 
wiefelung der Greignijfe abgewartet werden müſſe, die Geſandt— 
ichaften überhaupt ſich ohne Inſtruktionen befänden, erfordere die 
Klugheit aldbaldige Auflöfung unter Vollmacht an den Vorort 
zur Vorſorge für das Dringlichite; mittleriveile mögen die Kan— 
tone fich für eine wohl binnen kurzem erforderliche außerordent— 
liche Tagſatzung in Bereitichaft ſetzen. Dieß der Sinn, wenn auch 
nicht der Wortlaut der in äußert zierliche Redensarten eingebüllten 
vorörtlichen Anfichten und Entſchlüſſe. Die völlige Nullität, zu 
der ſich die Tagſatzung jelbit verurtheilen follte, drückte Diele; 
denn jie war ja der Mepräfentant jouveräner Stände, und wag 
war diefe oft gerühmte Souveränetät wertb, wenn fie ſich in dem 
entjcheidenditen Augenblide von der Mitleitung der vaterlindiichen 
Schickſale hinweg in dunfeln Hintergrund begeben follte?! Grnite 
amtliche Einrede unterblieb; doch wagte eine Standesgefandt:- 
jchaft * die Aeußerung von Bedenken gegen allzu eilige Berathung 
des vorörtlichen Berichtes, fo wie den Antrag auf Berfhub um 
mindeftens eine Sitzung, auf dag man allfeitig noch die erforder: 
lichen Befprechungen pflegen fünne. Allein das wollten die Gin- 
gewweihten eben nicht, wäre ihrer Politik vielleicht in die Quere 
gefommen. Sie ließen daher auch diefe ſchwache Oppofition nicht 
auffommen und eine Maffe bereitwilliger Stimmen Famen ihnen 
beifällig entgegen. Der unverweilte Schluß der ordentlichen Tag- 
jagung wurde erkannt, und um üblicher Weife nicht durch die 
Folgen der Deffentlichfett gehemmt zu werden, ward jener merk 
würdige vorörtliche Bericht nicht Durch Kreisfchreiben den Ständen 
nitgetheilt, jondern deſſen perjönliche Uebermittlung durch die 


* Gefandtfchaftsbericht von St. Gallen an den Großen Rath. 
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Standesgefandtichaften vorgezogen. Die Minderheit aber — nicht 
die des Protofolls, wo feine zu finden, jondern jene der Gefin- 
nung nach — trug die bittere Ueberzeugung mit fi in die 
Heimat, daß die Tagſatzung mehr zur Erfüllung offiziellen Formen: 
wefens als zu felbjtthätiger Wahrung der höchiten vaterländifchen 
Intereffen beftimmt fei. Zweimal im Laufe weniger Jahrzebente 
verließen die Gefandtichaften der Stände in ſolcher Weife ihren 
Poſten, das eine Mal im November 1813, und bald nachher 
zogen die Heere der allürten Mächte durch die Schweiz nach 
Frankreich und fund fich die jo feierlich defretirte Neutralität ver: 
nichtet, ohne dag die Zuverficht in ihre Wiedergewinnung gerecht- 
fertigt gewejen wäre; — das zweite Mal, als im Sommer 1830 
Frankreich fich alte Freiheit und einen neuen Herrn errang. Die 
Tagſatzung hatte füch pflichtig gehalten, noch am 2. Auguft über 
den Straffoder für die Schweizer Negimenter in Frankreich weit- 
läufige Verhandlungen zu pflegen; vier Tage fpäter übergab fie, 
neben den höhern vaterländifchen Gefchiden, auch jene der höchſt 
gefährdeten NRegimenter mit unbedingter Vollmacht in die Hände 
des Geheimen Rathes von Bern. Die Gefchichte begnügt fich, 
ſolche Widerfprüche aufzuzeichnen. Jene außerordentliche Taglabung, 
deren nahe Einberufung die Flucht der Gefandtfchaften in ihre 
heimatlichen Kantone einigermaßen hätte entfchuldigen follen, kam 
nicht zu Stande, obwohl fih in deren jchriftlicher Hinterlaffenfchaft 
ſchon die Hauptpunfte ihres Berathungsftoffes verzeichnet fanden: 
jo die Feſtſetzung der völferrechtlihen Stellung zu Frankreich, 
die nöthige Obforge für die Schweizer Negimenter dafelbft, Anftalten 
zum Behufe der Erhaltung jchweizerifcher Unabhängigkeit und 
Neutralität gegenüber den Grogmächten im Allgemeinen, die 
Pflege innerer Ruhe und Ordnung, die Frage nad endlicher Auf 
ftellung des Nepräfentantenrathes, obfchon man ihn ſchon vor 
dem Scheiden aus Bern unthunlich erachtet hatte. Die Tagſatzung 
ward vom Bororte Bern erft alsdann und zu einem viel jpätern 
Zeitpunkte einberufen, ald die drängende öffentliche Stimme fie 
unvermeidlich gemacht hatte. 

Die damals wichtigfte diplomatifche Perfönlichkeit in Bern, 
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der franzöfifche Botichafter Marquis von Gabriac, verſchwand in diefen 
Tagen vom bisherigen Poſten, nachdem er ein fchon fruber auf den 
4. Auguſt angefegtes feitliches Mahl, zu dem aud die Standes: 
gefandten geladen waren, trauernd abbeftellt hatte, und es blieb nur 
eine Kanzlei zur Beforgung der dringlichiten Gejchäfte, bis der neue 
König felbft, Ludwig Philipp, die unterbrochene Verbindung wie— 
der anfnüpfen ließ. Unterdejfen flopfte das herbe Schickſal der 
Schweizer Regimenter an die Thüre des Vaterlandes. Bei dem Aus— 
bruch der Revolution hielten zwei Batatllone eines der beiden 
fchtweizerifchen Garderegimenter Garnifon in Paris und das dritte 
rückte vom Lande her noch fchnell genug heran, um fid bei dem 
Kampfe ebenfalls betheiligen zu Fünnen; gefammte übrige kapi— 
tulirte Truppen hatten, zum Theil entferntere, Standquartiere in 
den Provinzen. In der Hauptftadt wiederholte fich zwar nicht der 
10. Auguſt; gleichwohl bewährten die Schweizer Truppen abermals 
die alte Treue gegen ihren Dienjthern. In den drei denfwürdigen 
Tagen vom 27. bi8 29. Juli fchlugen fie ſich für die Eönigliche 
Regierung mit Ausdauer und Muth, mitten unter Barrifaden, 
diefen Straßenverfihanzungen, von Gefahren umringt, jogar aus 
den Käufern, wo Gefchoife fehlten, Schritt für Schritt mit Stein- 
würfen verfolgt. Eine ftarfe Zahl Todte und Verwundete, unter 
jenen und diefen auch ausgezeichnete Offiziere, gaben Zeugniß von 
der Hartnädigfeit des Kampfes wie von der Tapferfeit der Strei- 
tenden. Das Regiment war aus drei in zwei Bataillone zuſammen— 
gefchmolzen. Das ziveite ſchweizeriſche Garderegiment hatte am 
29. früh den March aus Orleand nach Paris angetreten, ward 
jedoch ſchon unterwegs durch die Meldung von dem Ausgang 
des Volksaufitandes in der Hauptjtadt ereilt. Die Abdanfung ge- 
jammter Schweizer Truppen und ihre Rückkehr nach der Heimat 
war eine der erjten Folgen der Julirevolution; denn das fran- 
zöfifche Volk, mwenigftens der laute Theil desjelben, hatte ftets 
ungünftige Stimmung gegen fie genährt, theilg weil jie als Fremde 
und Dritte zwifchen König und Nation eine wichtige Stellung 
einnahmen, theils um mancher ökonomiſchen Bevorzugung willen, 
die das nationale Ehrgefühl eben fo ſehr beleidigte ald den 
’ 2 
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bloßen Neid. Verlaſſen und zurückgeſtoßen vom Yande ihrer frie- 
gerifchen Thätigkeit, blieb den Regimentern nur übrig, ihr Heil 
bei den vaterländifchen Behörden jelbjt zu fuchen. Der Vorort 
bezeichnete alsbald einen der höhern Gardeoffiziere ald Kommiſſär 
der Eidgenoffenfchaft zur Wahrung und Regelung aller Intereffen 
der verabjchiedeten Truppen. Im fehweizerifchen Wolfe aber fah 
man von mın an den Kriegsdienft fir ausländifche Zwede als 
für immer aufgehoben an, nachdem im furzen Zeitraume von 
ein paar Jahren zwei europäifche Staaten fich ihrer zehn Schweizer 
Regimenter entledigt hatten. Den Dienjt als folchen bilfigten zwar 
Viele nicht, weil fie in ihm eine Quelle politifcher und öfonomi- 
jcher Abhängigkeit der Schweizer von Frankreich zu fehen glaubten; 
aber der Unwille und der Tadel über einfeitigen Vertragsbruch 
durch Frankreich war doch allgemein. Wo der Say nicht mehr 
gilt, daß die Verträge die Staaten binden, auch wenn ihre Re- 
gierungen wechjeln, da hat das Völkerrecht und alle Bedeutung des 
feierlich gegebenen Wortes ein Ende. Dem nun einzig noch übrigen 
fapitulirten Kriegsdienfte in Neapel wollte man überhaupt Feine 
lange Dauer zulegen, und er hatte jelbjt in der Schweiz weit weniger 
Sympathieen ale das ähnliche Verhältniß in Frankreich gehabt. 


Zweiter Abjchnitt. 


Die Berfaffungsinderungen in den Kantonen angebahnt, Herbft 1830. 


Es iſt eine müßige Frage, ob Berfaffungsänderungen und 
Staatsumwälzungen in den Kantonen ohne die Parifer Revolution 
auch ftattgefunden hätten. Die Erfahrung hat beiviefen, daß deren 
Bedürfniß fich fchon vorher geregt und geltend gemacht hatte. An 
Fortfegungen in den von den Reformbeftrebungen noch nicht un— 
mittelbar berührten Kantonen hätte es faum gefehlt. Aber als 
unzweifelhaft fann angenommen werden, daß das Werk langjamer 
von ftatten gegangen, von weniger gewaltfumen Erſchütterungen 
begleitet gewefen wäre. Immerhin führte der Yauf der Dinge zum 
aleichen Ziel. Es war ſchon aufgeſteckt und lautete: Erweiterung 
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der Bolförechte, wenn nicht unbeſchränkte Demokratie; dann Eini— 
gung der Kräfte nach Außen. Daß etwas zur Befriedigung oder 
doch Beichwichtigung jolchen Sinnens und Trachtens gefchehen 
jollte, das fühlte man in Bern ſchon vor dem Sturz der ältern 
Bourbonen und zu einer Zeit, da der Gedanfe an ernithafte Ge- 
fahr ihrer Stellung ferne lag; jo ſchon unmittelbar in Folge des 
mächtigen Eindruckes, den Das große Freiſchießen erzeugt, der 
vegern Preſſe, des federn Wortes in Rede und Schrift. Aber 
Niemand ariff anz die Ziveifel lähmten jchwanfende Abfichten 
vollends; der Rath von Bern hinterließ Feine fehriftlichen Spuren, 
daß er über die innere Wichtigfeit der Zeit amtliche Erwägung 
gepflogen, und der einzige all, wo fie nicht ganz unbeachtet 
blieb, brachte nur Worte der Abwehr. Nachdem in jenem vorört— 
lichen Bericht vom 4. Auguſt an die Tagfagung empfohlen worden, 
über das nene Verhältniß der Schweiz zu Frankreich nicht allzu 
raſche Entichlüffe zu faſſen, um deſto ficherer das qute Einver— 
ftändniß mit dem ganzen Europa aufrecht zu erhalten, ward zu 
jolhem Zwecke nicht weniger die Aufrechthaltung „eines ehren- 
vollen, ruhigen, ordnungsgemäßen Beftandes im nnern, jo wie 
das Feſthalten aller Stände an dem gemeinfamen Bund“ em- 
pfohlen, auch vorausgefegt, daß unter Umftänden „unrubige Ten- 
denzen, wenn jolche jemals vorberrfchen follten“, und „eine durch 
Mangel an Gintracht und eidgenöffifhem Zuſammenwirken ent- 
jtehende bedauerlihe Schwäche des Bundes über die gefummte 
Eidgenoſſenſchaft großes Unheil herbeiführen könnte“. Das mögen 
die Regierungen beherzigen und vaterländiich gefinnte Schweizer 
jelbit von verjchtedenen Denfungsarten. Die Deutung diefer Worte 
war ungemein leicht: wolle die Eidgenoſſenſchaft bei fortgefegter 
Kriſe fih ehrenhaft gegen Außen behaupten, jo bleibe nur übrig, 
jich alles Rüttelns an den verfaſſungsmäßigen Zuftänden zn ent 
halten; die Freunde von Neuerungen hätten auf Lieblingspläne 
zu verzichten, wollen fie nicht Spaltungen herbeiführen, durch 
diefe das Vaterland den höchften Gefahren ausjegen. Das war 
aber nur die Anficht der Einen. Die Andern mochten mit gleichem 
Fug entgegnen: verhindert die Spaltung durch weiſe Berücdfichti- 
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gung ſchon bekannter Wünſche, oder kommet ſolchen, die erſt noch 
errathen werden müſſen, zuvor, widrigenfalls iſt von dem Vater— 
lande ſchweres Unheil kaum oder gar nicht abzuwenden. Zur 
Vereinigung beidſeitiger Anſichten und Strebungen geſchah nichts. 
Man hatte ja eben nicht rathſchlagen, ſondern den Rathſchlag 
durch Auflöſung der Tagſatzung verhindern wollen, um deſto 
weniger gehemmt günſtige Ereigniſſe nach eigener Tendenz benutzen, 
ungünſtigen um ſo beſſer die Stirn bieten zu können. Aber die 
Kugel rollte unaufhaltſam. War der Glaube an die Ewigkeit der 
kantonalen Verfaſſungen ſchon mächtig erſchüttert, ſo wurden jetzt, 
vornehmlich durch die öſtliche Schweiz, auch die zu gewinnenden 
neuen Grundlagen aufgeſucht und öffentlich erörtert; der Zeitungen 
waren mehrere geworden, der thätigen Federn, die ſie bedienten, 
von Woche zu Woche ebenfalls mehr; die neu entſtandenen Zei— 
tungsblätter zwangen die alten, theilweiſe auch in die Fußſtapfen 
der Volksthümlichkeit einzutreten. Das Volk wollte ſcharfe Speiſe, 
und ſie ward ihm häufig ſelbſt mit einem Uebermaß von Würze. 
Die Appenzeller Zeitung war von allen Zeitblättern das kühnſte, 
regellos und in buntem Gemiſch gute Kritiken der abgenutzten 
Zuſtände, wahrhafte Enthüllung öffentlicher Gebrechen, triftige 
bundesrechtliche Erörterungen, neue Verfaſſungstheorieen, perſön— 
liche Angriffe, würdeloſe Verunglimpfungen und tadelnswerthe 
Schimpfereien enthaltend. Wer einer alten Beſchwerde oder einem 
neuen Gedanken Luft machen wollte, der ſandte ſeinen Brief nach 
Trogen. Gleiche Thätigkeit, doch höher ſich haltend, entwickelte 
die Preſſe in Zürich. Schrecken fuhr in die Machthaber; über— 
wunden machte er dem Unwillen Platz. Dieſem lieh abermals 
der Vorort Worte; denn war überhaupt eine Macht in der Eid— 
genofjenfchaft dem anjchwellenden Strom einen Damm entgegen 
zu ftellen, fo war ed nur Bern, weil dortige Negierungsform 
der Demofratie erft den geringften oder vollends gar feinen Spiel: 
raum gejtattet hatte. Es erſchien fein Kreisfchreiben vom 22. 
September, ein Manifeft des Widerftandes gegen die lauteren 
und ftilleren NRegungen der Bolfspartei, fein Wort der Milde 
und wohlwollender Auffaflung der vielen redlichen und wohl 
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begründeten Beftrebungen, neben den mancherlei unreinen und 
leichtfertigen, enthaltend. Die Regierung von Bern fchien einen 
höhern Zwed nicht zu kennen als den, „alle unrubigen Bewegungen 
von ihrem (der Schweiz) Gebiet entfernt zu halten“. Das zu 
bewirken, brauche man es nur zu wollen. Noch jett hange die 
große Mehrzahl der Nation an den erprobten Grundfägen feit, 
die ihrem Gemeinweſen das beftehende Gepräge gaben, und nicht 
leicht habe fie fich je durch unbewährte Theorieen hinreißen laſſen. 
Diefer Stimmung gegenüber gebe es der Verfuche viele, die Ge- 
müther aufzuregen und die Köpfe zu verwirren. „Ein gewagtes 
Spiel“, fo heißt es wörtlich im Schreiben, „wird getrieben, wobei 
gewiſſen Ideen oder gewilfen eigennügigen Abfichten zuliebe die 
Ruhe unferd theuern Baterlandes und das Glüd mehrerer Ge 
jchlechter leicht in Gefahr fommen könnten. Weil in jenem großen 
Nachbarreiche eine Stanteummwälzung, durch Far am Tage liegende 
Urfachen herbeigeführt, erfochten worden ift, möchten Einige auch 
unter und die politifchen Leidenfchaften entfefjeln, den Geiſt aller 
Neuerungen hervorrufen. Es ijt ihnen genug, daß ed anderswo 
Grihütterungen gebe, um mit allen Kräften an Revolutionen für 
die Schweiz zu arbeiten. Sie ſuchen Mißtrauen, Zwietracht, Unzus 
friedenheit auszuftreuen, fragen nicht nach dem Recht, eben fo 
wenig nach dem Wunjch und ntereife des Landes; befümmern 
fih auch nicht um den fo ernften Charakter diefer Zeit, noch um 
die Gefahren, welche Unordnung und Zwietracht über das Bater- 
land bringen fönnten; fie fcheinen vielmehr aus der Möglichkeit 
jolher Gefahren für das ſchweizeriſche Gemeinwefen den Muth 
zu immer erneuerten Angriffen gegen öffentliche Ruhe und be- 
jtehende Drdnung herzunehmen“. Solcher Anfchauung folgt die 
Meldung, daß fich diefem „heillofen Gefchäft“ die Redaktionen 
einer kleinen Anzahl inländifcher Zeitungsblätter hingegeben, und 
daß es leicht fein werde, diejenigen ihrer Nummern zu finden, 
welche „zum Aufftand gegen jehmeizerifche Obrigkeit und zum 
Umfturz fchweizerifcher Berfalfungen angereist haben“. Bis dahin 
jet aber feine Kantonsregierung gegen folchen Unfug eingefchritten. 
Jede freie Diekuffion über die öffentlichen Angelegenheiten, von 
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Wahrheitsliebe und rechtlicher Ueberzeugung ausgehend und an— 
ſtandsgemäß geführt, möge gerechte Anerkennung finden. Leider 
ſei aber von ſolcher Diskuſſion nichts wahrzunehmen. Wolle man 
nun aber auch über mancherlei Mißbrauch der Preßfreiheit hin— 
weggehen, ſo müſſe doch wenigſtens ein ſehr wichtiger Punkt ins 
Auge gefaßt werden. Dadurch, daß jene öffentlichen Blätter die 
geſetzliche Ordnung untergraben, ſetzen ſie ſich in Widerſpruch 
mit dem Bundesvertrag, deſſen erſter Artikel die gegenſeitige Ge— 
währleiſtung aller von der Tagſatzung anerkannten Verfaſſungen 
und die Handhabung der Ruhe und Ordnung im Innern aus— 
ſpricht. Mit der Uebernahme jener Gewährleiſtung haben die Re— 
gierungen auch die Pflicht übernommen, ihr, gleichſam als all- 
gemeinem Geſetz, Wirkfamkeit zu geben. Im Bundesvertrage jelbit 
aljo liege die dringende Aufforderung zum Ginfihreiten gegen 
gerügten Preßmißbrauch. Zum Schluffe fprach der Vorort die 
Zuverficht aus, das alle Kantone von nun an das Geeignete 
verfügen werden, „um alle Angriffe auf andere Kantone zu ver- 
hindern“, jo wie allem Ginhalt zu thun, was der Ruhe der 
Schweiz und der Eintracht unter den Bundesgliedern gefährlich 
werden könnte. 

Diefe vordrtliche Aechtung der Preffreibeit, wie diefe in auf 
geregten Zeiten immer hervortritt, mundete nicht. Man fand den 
hohen Erlaß allarmirend, herausfordernd, verglich ihn mit dem 
berüchtigten Bericht der legten Minifter Karls X., womit ibm 
die Juliordonnanzen zur Unterjchrift vorgelegt worden, betritt die 
Kompetenz des Vorortes zum Cinjchreiten, wie die Begründung 
feines Anfinnens. Einmal fei e8 ein Ausfluß der Selbititändigfeit 
jedes Kantons, feine VBerfaffung nach eigenem Befund zu ändern. 
Auf folche Aenderungen durdy die Preſſe zu wirken, jet ein unbe 
ftreitbares Recht jedes Bürgerd. Was aber die angefprochenen 
Kantone anbelange, jo hätten fie jich allerdings die Handhabung 
der Verfaſſungen gegenfeitig zugefichert, aber nicht gegen Per: 
nunftgründe und politifche Raiſonnements irgend einer Form, 
fondern gegen thätliche Angriffe, die auf diefelben gemacht werden 
wollten. Um jo gewiſſer möge man dem Beifpiele der bereits 
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früher mit Umgeftaltung ihrer Verfaſſungen vorangegangenen 
Kantone folgen. Was die Regierung des, Vorortes in jenem 
Grlaß von Andern gewünfcht, das that ſie wenigſtens felbit; fie 
erließ mehrere Zeitungsverbote, wobei es jedoch fein Bewenden 
hatte. Jeglicher Verſuch, der freieten Diskuffion aller vaterländi- 
hen Angelegenheiten Ginhalt zu thun, jcheiterte an der Ent— 
ichloffenheit aller derer, die fich zur Veröffentlichung ihrer Anfichten 
eben jo berechtigt glaubten, als die Berner jeinerzeit zur plöglichen 
Aufhebung der Mediationsverfaffung und zur Wiedereinführung 
älterer Ordnung. Von den Kantonsregierungen waren wohl die 
meiften mit dem Zinn des Aufrufes einverjtanden; aber was 
jollten oder wollten fie ohne die Großen Räthe? und wie wären 
Anfinnen zur Hemmung des freien Wortes aufgenommen worden? 
Die Regierung von Bern bielt ihre Kollegen der übrigen Kantone 
noch für jo allmächtig, als jie es im eigenen Gebiete zu fein 
glaubte. Die Verhältniffe waren aber doch jehr verfchteden, und 
frühere Tagfagungsverhandlungen hätten den Vorort jchlechter: 
dings belehren fünnen und follen, daß die aufjtrebende öffent: 
liche Meinung in feinem Punkte fih von eidgenöffifcher Seite 
weniger fchulmeiftern laffen wollte als im freien Gebrauch der 
Preſſe. Jene Stimmung war auch feineswegs allgemein; in 
einzelnen fantonalen Räthen wurde das Kreisichreiben mit Geißel- 
hieben empfangen. Die amtliche Erwiederung Zürichs lautete 
unbedingt ablehnend; fie könne an reprefjive Verfügungen oder 
außerordentliche VBorfichtsmaßregeln gegen die Preſſe auch nur zu 
denfen nicht vwerfucht fein; denn ruhiges und Fluges Benehmen 
und Beachtung billiger Wünfche ab Seite der Regierungen werden 
hinreihen, um der Aufregung der Gemüther eine wünjchbare 
wohlthätige Richtung zu ertheilen. Gleiche Mittel werden auch 
die erfprießlichiten fein für Behandlung allgemeiner eidgenöſſiſcher 
Berhältnijfe. Der Große Rath von Appenzell Augerrhoden, Freund 
der Bewegung, fei e8 aus Grundfag oder weil diejer Kanton nicht 
jelbft von ihr betroffen war, legte das Kreisfchreiben uneriwiedert 
zu den Akten. Die Antwort aber fprach ein großer Theil des 
jchmweizerifchen Bolfes lawinenartig, indem in mehreren Nantonen 
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der Reihe nach durch Einwirkung der Mafjen die Demofratifirung 
der Regierungsform verlangt wurde. 

Vorzüglich auf die Volksſtimmung zurüd wirkte die Thätigkeit 
der Nevifionsfreunde in den Kantonen Thurgau und Aargau; 
das Schickſal der Städtekantone entjchied die Staatsumänderung 
in Züri. 

Treffliche Männer ftanden an der Spitze des Kantons Thurgau; 
ihre Berdienfte um dejjen Gründung, allmälige Ausbildung, dann 
Grhaltung im Jahr 1814, waren unbeftreitbar. Aber e8 war im 
Laufe langer Jahre, begünftigt durch ein fteifes Wahlfyften, das 
öffentliche Xeben in Verfnöcherung übergegangen; die Negierunge- 
weife hatte ſich in ehrbare Dligarchie umgewandelt. Bom Großen 
Rathe wählte das Volk unmittelbar nur 32, nicht einmal den 
dritten Theil der Mitglieder; 68 andere wurden durch drei Wahl- 
follegien, in deren jedem der Kleine Rath felbjt einen weſentlich 
beitimmenden Einfluß üben konnte, gewählt. Die oberfte Yandes- 
behörde trat dadurd in Abhängigkeit von der vollziebenden Ges 
walt, verlor jegliche Kraft zu ſelbſtſtändiger Kontrole. Selbſt die 
Freunde der alten Ordnung geftanden die vorherrfchende ariſtokra— 
tifche Mißfarbe. Ueberdem lähmte das unbeſchränkte Borjchlags- 
vecht des Kleinen Rathes jegliche Ihätigfeit des Großen; die dem 
erjten zuftehende Aufficht über das Juſtizweſen fündigte gegen den 
Grundjag und die Nothiwendigfeit der Trennung der Gewalten ; die 
Vertheilung der, wenn auch nicht ſchwer drückenden, Abgaben war 
jo bejchaffen, daß fie das große Uebergewicht der Reichern in der 
oberjten Landesbehörde handgreiflich werden ließ; fortgeſetzte Zenfur, 
felbft nachdem die drängenden Veranlaffungen der europäifchen 
Großmächte aufgehört, andere Kantone folche Bevormundung als 
unhaltbar aufgegeben hatten, verlegte die Wahrer geiftiger Inter: 
eſſen, Gigenmächtigfeit in Erpropriationen bei dem Straßenbau die 
Bauern. Das mar mehr ald genug, die Gemüther für jegliche An— 
regung empfünglich zu machen. Als dann überhin ein junger feuriger 
Mann, Pfarrer Bornbaufer in Masingen, die Fahne der Emanzi— 
pation erariff und dem Volke vortrug, war an einen fernern Fort— 
beftand des Verfaffungsgebäudes von 1814 mit feinen innern 
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Gebrechen und mittel- oder unmittelbaren Folgen nicht mehr zu 
denken. Blieb auch eine erſte Anregung in der aemeinnügigen 
Gefellichaft ohne nächite Wirkung, jo gab ſich hingegen im Wahl- 
organismus des Kantons ſelbſt eine Beranlafjung zu ernjterem Auf- 
treten. Die Regierung ward überrafcht durch eine auf die Herbftzeit 
fallende theilweife Erneuerung. Ihre Freunde rühmen ihr zwar 
einläpliches eigenes Eintreten in nöthige Berfaffungsreformen zu 
jener Zeit nach, fo wie die im Wahldefret vom 2. Oktober ge 
‚machte öffentliche Berheigung, alsbald Hand anzulegen. Sie 
überfahb jedoch, daß in Zeiten politifher Gährung Berfprechen 
der Regierungen nie, nur raſch durchgeführte Handlungen die 
Strömung einzudimmen vermögen. In der Erneuerung des 
Großen Rathes auf dem alten Fuß jahen die Gegner der Ver— 
jafjung ihre Nevifion auf die lange Bank gejchoben, für den 
gegenwärtigen Zujtand die Gewähr einer verwerflichen Verlänge- 
rung auf unbeftimmte Zeit. Warum aljo wählen? Das wirf- 
ſamſte Mittel zur Demokratifirung der Verfaſſung ward in der 
Verweigerung gefunden. Der Ausführung folder Abſicht trat 
aus. dem Volke ſelbſt fein Widerftand entgegen, wonach fie, wenn 
nicht der Form doch dem Wefen nach, als allgemeine Stimmung 
geltend gemacht werden konnte. Die Regierung wollte fie (13. 
Dftober) in landesväterlicher Sprache und belehrend wegprofla- 
miren, fand aber meiſt nnı taube Obren, weil vor dem Richter: 
jtuhle des Volkes die praftifhe Auffafjung in der Regel das 
Eingehen in die Lehren formaler Gefeglichkeit verdrängt. Während 
Bornhaufer in einer Flugfchrift, die reißenden Abgang erhielt, 
die Mitbürger mit den Gebrechen der bejtehenden Ordnung be 
fannt gemacht hatte, gab, nad Finzer Einleitung, eine Volks— 
verfammlung von 2000 bis 2500 Mann (gehalten in Weinfelden 
am 18. Dftober) dem nöthig erachteten Widerftand die wirkſamſte 
Form: fie verlangte faktifche Anerkennung der Volksſouveränetät, 
Reform der PVerfaffung durh einen unmittelbar vom Volke 
gewählten Verfaſſungsrath, Vorlegung des Berfalfungsentwurfes 
in den Kreisverfammlungen zur Annahme oder Berwerfung. Durch 
eine Abordnung ward diefe Schlußnahme, als Bittjchrift geftellt, 
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dem Landammann überbracht. Bornhauſer war ihr Verfaſſer, 
Dr. Med. Merk, von Pfyn, der Leiter der Verſammlung. Wirk— 
liche Unterſchriften trug die Bittſchrift nur 5416. Wie gewohnt 
mäkelten die Tadler an der Zahl der Anweſenden und der 
Unterzeichner, und bekritelten die Begehren ſelbſt. Sie hielten aber 
weder Gegenverſammlungen, noch reichten ſie Verlangen ein, die 
jene andern geſchwächt und der Regierung als Stützpunkt gedient 
hätten. Dieſe ſah ſich durch die Weinfelder Thatſache vernichtet; 
Landammann Anderwert, eben jetzt ihr Präſident, gejtand‘, daß 
von nun an nur die Dazwiſchenkunft der Mächte die Regierungen 
zu halten vermöchte; Morell, ſein Kollege, ſah ſich um letzte Hülfe 
bei Freunden in Zürich um, vernahm von dort derb verurtheilende 
Worte über das Vorhaben einer konſtituirenden Verſammlung, 
nebſt dem Rath, die Verfaſſungsreviſion nicht anders denn auf 
ſtreng legalem Pfade durchzuführen, d. h. mittelſt einer aus dem 
Großen Rathe ſelbſt gewählten Verfaſſungskommiſſion. Der Weiſe 
in Zürich hoffte auf günſtige Rückwirkung der damals in jener 
Stadt noch herrſchenden Anſicht, ſah nicht vor, daß umgekehrt das 
Vorgehen von Thurgau den Kanton Zürich beſtimmen werde. 
Erſchüttert machte der Kleine Rath aus Frauenfeld am 25. Oktober 
die Einſtellung der früher gebotenen Wahlen kund, beſchloß aufer- 
ordentliche Einberufung des Großen Rathes auf den 8. November 
und ſchlug diefem eine halbe Maßregel, d. h. halbe Geſetzlichkeit 
vor, als ob die daraus entjtehende nur halbe Illegalität irgend 
einen Vorzug hätte vor einer ganzen. Der Vorſchlag bezielte die 
Auflöfung des gefammten Großen Rathes, Wahl eines neuen 
auf wejentlich demofratifcher Grundlage und zu dieſem Behuf 
Aufhebung der einfchlägigen Verfaffungsartifel. Es follten näm— 
lich alle Kreife zufammen 64 Mitglieder unmittelbar wählen, ein 
aus ihren ebenfalls unmittelbaren Wahlen hervorgegangened 
Wahlkollegium die übrigen 36 Stellen im Großen Rath bejegen. 
Der Tag verbieß entjcheidend zu werden. Bornhaufer und feine 
Freunde fanden fich mit einer Anzahl ihrer Anhänger ein, um 
ſich der Ergebniſſe zu verfichern. Geheimniß umbüllte indeß die 
Vorfchläge; um fo weniger unterblied Miptrauen, dießmal ganz 
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verdientes. Denn in den Anträgen war höchſt überflüffig den 
Großräthen eine Amtedauer von jehs Jahren beigelegt. Das 
ward als Hinterthür angejeben; am Abend feste es Tumult in 
den Wirthshäufern ab; die Führer begaben fich zu den Standes— 
häuptern und erflärten ihnen: die Ruhe des Kantons ftehe auf 
dem Spiel, wenn der Große Rath und jeine Ergänzungsweiſe, 
im Gegenfage Ju der erwähnten Amtsdaner, nicht proviforiich 
erflärt werden. Das wirkte; am folgenden Tag (9. November) 
erichien das Dekret, ohne Klaufel und mit dem verftändlichen 
Wink, dag die nächte Aufgabe des Großen Rathes die Verfaſſungs— 
vevifion, die dießmalige Wahlform der Fünftigen Berfaffung ganz 
unnachtheilig jein folle. Die Beftimmung der Amtsdauer der 
Großräthe ward ebenfalls ıhr jelbit vorbehalten. Geiftliche wurden 
von der Wahlfähigfeit ausgejchlojien, was Viele fo auslegten, 
ald ob man weiten Ratbes von Seite Bornbaufers überhoben 
zu fein wünſche. — Gegen Erwarten war indeß das Volk noch 
nicht beruhigt; es mißfielen ihm die abermals theilweiſe mittel 
baren Wahlen, dann, daß der Große Rath nicht förmlich provi- 
jorifch erklärt jet. . 

Eine neue (Privat) Berfammlung von Kreisausichüfien ward 
in Ausficht geſtellt; das Gerücht ließ felbe zum voraus zu ftarfer 
Landsgemeinde anwachlen, worauf die Standeshäupter, zur Ab— 
wendung möglicher Gefahren, den Pfarrer Bornhaufer zu fich 
bejchieden. Sie gewannen nichts dabei, ald daß fie dem von Tag 
zu Tag mächtiger gewordenen Bolfsführer die feierlichſte Ber: 
fiherung geben mußten: es ſei Alles aufrichtig gemeint, der 
fünftige Große Rath, wenn nicht dem Wort, dody dem Wefen 
nach, durchaus nur als proviforifch zu betrachten, big die neue 
Berfaffung von den Kreifen angenommen fein twerde. In Wein: 
felden trafen (18. November) nicht bloß die Kreisausſchüſſe, fondern 
bei 3000 Bürger ein; die Landsgemeinde war in Wirklichkeit 
vorhanden. Die Wortführer der Berfammlung Famen in Mehrheit 
überein: beim Defret es bewenden, die Wahlen vor fich gehen 
zu laſſen; fo laute die Anficht ihrer Mitbürger. Indem auch die 
Verſammlung fich biezu entfchloß, aeichab es jedoch unter Ge- 
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nehmigung von ſieben guten Räthen, die Bornhauſer ihr zu Handen 
der Kreiſe empfahl, und die in Wahrheit jenem Großrathsdekret 
einen Volksbeſchluß (ein Plebiſzit) entgegenſetzten. Den zu wählen— 
den Kantonsräthen ſolle nämlich der Auftrag gegeben werden: das 
Werk der neuen Konſtituirung beſtens zu beſchleunigen; unbeſchränkte 
Oeffentlichkeit für jetzt und die Zukunft, nicht bloß für die Wahlen, 
ſondern auch für den Staatshaushalt einzuführen; mit Abſchaffung 
jeder Art Wahlkollegien in der neuen Verfaſſung den Großen 
Rath durchaus nur aus unmittelbaren Bolfswahlen hervorgehen 
zu laſſen; die Volkswünſche über alles, was noch weiter angelegen 
fein möchte, einzuholen; die Berfalfung der Genehmigung durch 
das Volk zu unterftellen; ſich felbit, d. b. den nächften Großen 
Kath, durchaus nur als proviforifch zu betrachten. Diefe Aufträge 
jollen förmlich in das Kreisprotofoll aufgenommen, ein Auszug 
davon jedem Deputirten als Injtruftion zugeftellt werden. Augen- 
zeugen berichteten von hellem Enthuſiasmus, mit dem die Be 
ichlüffe gefaßt worden; grämliche Gegner wollten nur eine fchwache 
Mehrheit wahrgenommen haben. Die Volksſouveränetät hatte 
ihren Höhepunkt erreicht; Spötter aber nannten den fünftigen 
Großen Rath, der mit gebundenen Händen fomme, eine Tag. 
ſatzung. Wie dem auch fei, die Demokratie hatte alle Bedenken 
und jeglichen Widerjtand fiegreich zurückgeſchlagen; denn dreiund- 
zwanzig von den ziveiunddreigig Kreifen machten den MWeinfelder 
Beſchluß zu dem ihrigen. Eine Woche jpäter erfolgten die direften 
Kreiswahlen, Mitte Dezembers die übrigen Wahlen aus dem Wahl- 
follegium. Auch diejes gab die jieben Punkte feinen Auserfornen 
als Anftruftion. Den Zufammentritt des Großen Rathes hatte 
fein eigenes Defret auf den Anfang des Jahres feitgefeßt. In den 
Kreifen waren Wünſche laut geworden, daß Bornhauſer zu den 
Verfalfungsarbeiten als Ehrenmitglied zugezogen werde. 

Die ganze Bewegung im Thurgau hatte durch eine gewiſſe 
Munterfeit und poetifche Wärme fich ausgezeichnet, die Perjön- 
lichkeit des erjten Führers gewilfermaßen im Spiegel wieder 
gegeben. Daher der völlig unfchädliche Berlauf. Eine ernitere 
Geftaltung nahmen die Greigniffe im Kanton Yargau an, obwohl 
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hier ihr Ausgangspunkt ein völlig geſetzlicher geweſen. Vertheidiger 
der alten Ordnung rühmen Wohlſtand und Glück, das der Kanton 
Aargau bei anſehnlichem Staatsvermögen genoſſen, und berufen 
ſich überhin auf einen im Juni 1830 erſtatteten Kommiſſional— 
bericht zu einem Wahlgeſetz, worin, zwar ohne die Verfaſſung als 
unbedingt vortrefflich zu preiſen, eine Abänderung derſelben einſt— 
weilen noch nicht als dringendes Bedürfniß anerkannt werden 
wollte. Das erſte wird nicht beſtritten, paßt aber auf alle politi— 
ſchen Zuſtände, ſelbſt auf die abſolute Monarchie, deren Wohl— 
ſtand und Glück ebenfalls ſchon geprieſen worden. In Freiſtaaten 
frägt man auch nach der perſönlichen Würde und der individuellen 
Geltung des Bürgers. Jene geprieſene Ruhe aber vom Juni 
1830 beruhte auf gutmüthiger Täuſchung. Wie man 1803 die 
Verfaſſungen der ehemaligen Städtekantone jenen der neuen 
Kantone aſſimilirte, weil dieſe mehr als erſtere die Träger der 
damaligen Jdeen waren, jo herrichten im Jahr 1814 die Anfprüche 
der ehemals Regierenden vor, und die Verfaffungen der neu ge 
bildeten Kantone mußten jich denen der Ariftofratieen anfchließen. 
So fanden fih die Parteien ab; unrichtig wäre, das Ergebniß 
dem ausjchlieplihen Einfluffe der fremden Gefandtichaften zuzu— 
fchreiben; ſie hatten höchftens Pathenfchaft übernommen. Im 
Kanton Aargau war nun des Guten zu viel gefchehen; ein ftarfer 
Zenfus von 1000 Fr. in Liegenfchaften oder Hypotheken bedingte 
das Stimmrecht; die Repräfentation der Kreife war auf das 
Minimum eines Mitgliedes in den Großen Rath bejchränft, einem 
Wahlfollegium die weitere Beſetzung desfelben eingeräumt, wobei 
dem Kleinen Rathe, vermöge feiner Stellung im Staate, der 
Haupteinfluß nicht entgehen fonnte; ein jtarker Bermögensbefig 
in Ziegenfchaften ward für die Großzahl der Mitglieder gefordert, 
der materiell weniger Begabte dadurch von höherer öffentlicher 
Wirkſamkeit ausgefchlojfen. Die unbedingte Jnitiative des Kleinen 
Rathes drückte auch hier die gefeßgebende Behörde zur Bedeutunge- 
lofigkeit hinab. Zwölfjährige Amtsdauer aller höhern Behörden, 
mit Drittelderneuerung, begründete eine verderbliche Perſonen— 
jtabilität, die der Lebenslänglichkeit gleichfam, hinderte alle Auf 
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friſchung der Kräfte. Daß die Oberamtmänner, die Statthalter 
der Regierung in den Bezirken, zugleich Präſidenten der Bezirks— 
gerichte waren, machte die vollziehende Behörde allmächtig und 
ſündigte gegen die Trennung der Gewalten. Preßfreiheit und 
Petitionsrecht, möglicher Weiſe Korrektive gegen die in der Ver— 
faſſung ſelbſt begründeten Uebelſtände, beſtanden geſetzlich nicht; 
erſtere ward daher, bei gleichwohl eintretendem Gebrauch, als 
Wühlerei bezeichnet; das Petitioniren aber mußte alſogleich als 
aufſtändiſch erſcheinen. Die Verfaſſung war daher ſo beſchaffen, 
daß fie allerdings auf den andächtigen Beifall aller Gewalthaber, 
Ehrenberechtigten und Beamteten rechnen konnte; für eine Muffe 
von anderweitig vorhandenen Kräften verjperrte fie alle Ent: 
widelung. Solche Verfalfungen find nur dann gut, wenn ein 
Bolt alle Regſamkeit für Theilnahme an den öffentlichen Ange 
legenheiten verloren, einer völligen politifchen Stumpfheit ver: 
fallen ift und ausſchließlich der egoiftifchen Sorge für individuelle 
Behaglichkeit und materielle Genüſſe ſich hingegeben hat. Alſo 
nicht der Sturz, jondern die längere Grhaltung der Yargauer 
Verfaſſung möchte Gegenftand des Defremdens jein. Zu der Ber: 
legung des öffentlichen Ehrgefühls, die in der Verfaſſung jelbit 
ſtack, gejellten jich einzelne Berlegungen materieller Intereſſen, jo das 
gejegliche Verbot des freien Auswirthens von Eigengewächs im 
Interejfe der Tavernen- und Pintenbefiger; dann hatte das Volk 
bei der im Februar 1828 künſtlich heraufbeſchworenen Aufregung 
gegen die Sanftion des Bisthumsfonkordates einen Vorgang 
tumultuarifchen Einfchreitend ‚gewonnen. Es bedurfte daher auch 
hier nur eines ernten Anſtoßes und das Gebäude mußte fallen. 
An einer Zufammenfunft vom 12. September 1830, deren erfte 
Anregung vor die Julitage zurückgeht, veritanden fich in Lenzburg 
36 angefehene und achtbare Bürger, unter der feterlichiten Ge- 
lobung, die Schranken der Gefeglichfeit zu achten, zu der überaus 
bejcheidenen Bitte, verfaßt von Tanner, an die Regierung: es 
wolle Beranjtaltung zu gefegmäßiger Abänderung der Verfaſſung 
getroffen, d. h. vor Allem aus irgend ein Revifionsmodus feft- 
gejtellt werden; denn unglüclicher Weile hatten beinahe alle Ber- 
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faffungen vom Jahr 1814 den all eines daherigen Bedürfniffes 
nicht vorgefehen. Am 27. September erhielt der Kleine Nath die 
merkwürdige Schrift; den Ruf der Zeit verſtand er aber jo wenig, 
daß er die Bittfchrift ganz gemächlich erft in gewöhnlicher Dezember: 
feffton dem Großen Rathe vorlegen wollte, der fich dann ohne Zweifel 
noch längere Bedenkzeit genommen hätte. Dabei zürnten die Macht- 
baber über vorjchnellen Druck und Berbreitung der Bittfchrift im 
Volke. Das jelbit verſchuldete Miptrauen gegen die Regierung gina 
üppig auf, und eine Zufälligfeit bot Anlaß, ihm weitere Wirkſamkeit 
zu geben. Hier wie im Kanton Thurgau follte allernächit eine Drittels— 
ernenerung des Großen Rathes vor ſich geben; fie ward auf den 
17. November angeordnet. Weil vorausfichtlich von den beftehen- 
den Behörden nichts zu erhalten war, lag die Verlodung auf 
außergejegliche Bahnen um jo näher. Die Gemeindammänner des 
Bezirkes Baden beſchloſſen in einer Zufammenfunft vom 31. Oftober 
zu Wohlenfchwyl die Ablehnung der Wahlen und Beranftaltung 
einer Volksvetſammlung ebendafelbit zu Vornahme anderweitiger 
Schritte. Um diefelbe Zeit (2. November) erjchien zu Lenzburg 
eine ganz kurze Schrift, die in gedrängten Zügen die Mängel 
der Verfaſſung aushob und eine Reihe von Wünfchen zu deren 
Hebung veröffentlichte. Als weientliche derjelben erfchienen: er— 
weitertes Stimmrecht, Vermehrung der direkten Wahlen, fein 
befonderes Wahlfollegium, Ausjchluß der Beamten vom Großen 
Rath, fofern fie nicht unmittelbar vom Bolfe gewählt werden, 
Ausdehnung der nitiative auf den Großen Rath felbft, fürzere 
Amtsdauer, Sicherftellung richterlicher Unabhängigkeit, Preßfreiheit 
und Petitionsrecht. Angefügt war eine Anzahl von „Wünfchen“ 
um Grleichterungen durch die Geſetzgebung, die die Meinung, 
ale ob auf dem Volke feinerlei ungerechtfertigter Druck lafte, 
fiegreich widerlegten. Bon nun an war die Strömung eine unauf 
haltfame geworden. Sonntag den 7. November folgte zu Wohlen- 
ſchwyl eine Landsgemeinde von 3000 bis 4000 Köpfen, geführt 
durh Ammann Geißmann von Wohlen. Sie machte die Lenz 
burger Begehren zu den ihrigen und ließ dem Kleinen Rathe zu 
Handen des Großen ſolche fehriftlich überreichen. Bon den Kreifen 
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unterliegen 22 die vorgefchriebenen Wahlen, und auf neue Ein- 
ladung mit Anſetzung einer fpätern Friſt gehorchte nur ein einziger. 
Als folchermapen die öffentliche Ordnung bereit3 aus allen 
Fugen gewichen war, berief die Regierung auf den 26. November 
den Großen Nath ein, und verlegte, zu Handhabung der Ruhe 
gegen beforgten Bolksandrang, einige Truppen an den Hauptort. 
Angebotene vorörtlihe Hülfe wurde abgelehnt. Trog der eigenen 
Erklärung des Kleinen Rathes, daß alles Vertrauen in die Ber 
hörden gewichen, oder, wo folches noch vorhanden, durch Drohungen 
eingejchlichtert jet, jahen die beiden oberften Behörden die Noth- 
wendigfeit, das Schickjal des Landes ganz und gar in die Hände 
von neuen Bolfsrepräfentanten niederzulegen, noch nicht ein: der 
Große Rath defretirte am 2. Dezember zwar einen Verfaſſungsrath, 
verordnete aber, daß dejjen VBorjchläge dem Großen Rath zu feiner 
Berathung und Abänderung vorzulegen jeien und erft das aljo 
entjtandene Verfaffungsgefeß zur Annahme oder Verwerfung an 
das Wolf gebracht werden foll. Gleichzeitig wurde, unter Erklärung 
der Amneftie für Vergangenes, Handhabung der beitehenden Ord— 
nung bis nach erfolgter Abänderung der Verfaſſung beſchloſſen, 
die Störer derfelben haftbar erklärt. In der Meinung, es bleibe 
nichts zu wünſchen übrig, ordnete der Kleine Rath die Wahlen 
ded Berfajjungsrathes auf den 20. Dezember an. 

Aber der Hauptjturm follte erft noch ausbrechen. Die Oppo— 
jition hatte ganz gelehrt und fyftematifch angefangen, dann ver- 
möge ihrer politifchen Doktrinen auf das Volk ſelbſt abgeftellt; 
und alsbald fand es Führer, die ed majjenhaft in Bewegung 
ſetzten. So war jene große Yandagemeinde entjtanden ; bald folgten 
im öftlichen Theile des Kantons (22. November) die Freiheits— 
bäume, und während man in Yarau fih für die gemeldeten 
Großrathsberathungen vorbereitete, waffnete die Mannjchaft in 
den Bezirfen Muri, Bremgarten und Baden. Oft ſchon hatte 
man von dem glüdlichen Sneinanderleben der verfchiedenen aar- 
gauifchen Gebietstheile gejprochen und an folches geglaubt; es 
jollte fich aber auch diefe Meinung als unbegründet herausitellen. 
Das Volk wurde zur Anwendung von Gewalt aufgeftachelt. Die 
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Leichtigkeit, mit der es in den genannten Bezirken zu einer Schild- 
erhebung Hand bot, beweist, daß es, gleichviel aus welchen 
Gründen, der in Aarau lange geübten Herrfchaft müde war. Das 
Dekret vom 2. Dezember blieb ohne Eindrud und Grfola. 

Auf eine Berfammlung der Häupter am 4. zu Wohlen 
erfolgten über Nacht die Aufgebote an den Landfturm; den fol- 
genden Tag rücdten die einzelnen Haufen heran und am 6. 
Morgens ward zwischen Wohlen und Vilmergen große Heerſchau 
gehalten, Vormittags 11 Uhr desjelben Tages nach Aarau auf 
gebrochen. Zum Oberfommandanten hatte fich der Schwanenivirth 
Fischer aus Meriſchwand tüchtig gefühlt; die übrigen Mitglieder 
des Ariegsrathes und Anführer waren Leonz Bruggiffer und Peter 
Bruggiffer, beide aus Wohlen, Ammann Geifmann von Wohlen- 
ſchweil, Kriegsfefretär der Arzt Weibel. Auf dem Marſch in Lenz 
burg angefommen, war der Zug bereits auf mehr denn 3000 
Mann angejchwollen, von denen 1600 gehörig bewaffnet. Die 
durch die Regierung vom 5. an aufgebotenen Truppen hatten fich 
ſchwankend nur und wenig zahlreich eingeftellt. Oberftlieutenant 
Fetzer aus Rheinfelden war der Anführer des am weiteſten vor- 
gejchobenen Korps der Regierungstruppen. Als fein Bataillon 
mit etwas Artillerie von Hunzenfchweil herangezogen kam, brach 
der Landfturm von Lenzburg auf, und es fam zu einem furzen 
Zujammenftoß, bei welchem die Regierungstruppen allernächt und 
in unordentlichem Nüdzug das Feld räumten. Die rückwärts auf 
einem Hügel außerhalb Aarau aufgeitellten Truppen wurden hierdurch 
ebenfalld3 entmuthiget. Man zog nun auch diefe zurüd und be 
schränfte jich auf Beſetzung des Negierungsgebäudes. Von 5 Uhr 
Abends an rüdte der Landſturm fiegreich in der Hauptftadt ein, 
3600 Mann, wovon 800 in den nächſten Dörfern, die Haupt— 
maſſe in Aarau jelbit einquartiert wurde. Die Regierung blieb, und 
ed ward ihr weiter feine Gewalt angethban. Am 7. ſchon wurden 
die unfoldatifch Bewaffneten des Landſturms nah Haufe entlafjen ; 
der Haufe der übrigen jchmolz unter die taufende herab. Unter den 
Führern mwaltete Unftätigfeit und Verwirrung; verzweifelte Anträge, 
auf die Feſte Aarburg zu ziehen, dort bis zu allgemeiner Ummälzung 
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der Schweiz zu harren, verdampften ohne Folge. Am 8. Dezember 
Morgens reichte Leonz Bruggiffer, der an der Stelle des weniger 
begabten Fiſcher den wirklichen Oberbefehl geführt hatte, in Aarau 
Platzkommandant war, die Begehren der Führer ein: unverzögerte 
Wahlen zum Berfaffungsrath, Ausdehnung der Stimmfähigfeit 
und Wahlfähigfeit auf alle Ortsbürger, die nicht ehrlos; der 
vom Verfaffungsrath ausgehende Berfaffungsentwurf foll unmittel- 
bar, und ohne Dazmwifchenfunft des Großen Rathes, zur Abftim- 
mung an das Volk gelangen. Der Kleine Rath entfprady augen- 
blidlih, jo weit es von ihm abhing, und berief durch Eilboten 
auf den 10. die Grofräthe ein. Noch am gleichen Abend 
(8. Dezember) zogen die Führer mit ihrer Mannfchaft nach Lenz— 
burg und Umgegend ab, wo fie am 10. noch etwelchen Zuzug 
aus dem Frickthal unter Fridolin Hohler erhielten. Gleichen 
Tages zog der Große Nath die weſentlich anftögige Beitimmung 
feines Dekrets zurüd und überließ ſomit dem einzuberufenden 
Verfaffungsrath, ohne weiter eigene Einmiſchung zu fordern, die 
Sorge für die Entwerfung der Verfafjung allein. Dagegen wurde 
unvermweilte Entlaffung der Bewaffneten ausbedungen. Die Führer, 
amtlih von dem Ergebniß in Kenntniß gejegt, verfündeten ihren 
Sieg durch mehr denn 200 Kanonenfchüffe und entliegen nun die 
Landfturmmannichaft. Schwanenwirth Fiſcher, zum Helden ange 
wachien, zog unter dem Jubel des Bolfes nad) Meriſchwand 
zurück. WUugenblidlich rief der Kleine Rath, nun gehorfam und 
willfährig geworden, die Kreisverfammlungen zur Wahl des Ver— 
fafjungsrathes auf den 16. Dezember ein. Die Wahlen waren 
das Abbild der bewaffneten Erhebung. 

Fünf bis ſechs Tage hatten genügt, den fchönen Kanton zum 
Schauplag eines weit verbreiteten Volksaufſtandes zu machen, 
alle Autorität, wovon indeß mehr ein erfünftelter Nimbus als 
die wahre Wejenheit vorhanden war, zu vernichten, die Maſſen— 
herrſchaft auf den Thron zu erheben. Die freifinnige Oppofition, 
von der der erſte Anftoß ausgegangen, war vernichtet wie die 
Halbariftofratie, welche Geiſt und Formen der bernifchen Regie— 
tungsfunft abgeborgt hatte. Gedantenlofe Führer der allgemeinen 
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fchweizerifchen Bewegung jubelten ob des unerwartet fehnellen und 
nad ihrer Anſchauungsweiſe glänzenden Sieges, weil fie die Ge- 
fahr einer Politif nicht erkannten, die alle Mittel, auch die ge 
wagtejten, für den einmal feftgefegten Zweck als anwendbar 
erachtet; die Negterungsmänner in der Schweizer Welt allum ver: 
fündeten den nahen Untergang des Baterlandes. Wenig beachtet 
blieb die Thatfache, daß unter Leitung oder auf Anftiften von Morell 
aus Higkirh eine Schaar Zuzüger aus dem Kanton Luzern ſich 
an die unmittelbar von Schwanenwirth Fiſcher befehligte Mann- 
haft anſchloß und den Landſturm verftärkte. Die Freiſchärlerei, 
die vom einen Kanton aus die öffentliche Ordnung im andern 
nach ihrem Gejchmad einrichten will, tritt hier zum erſten Mal 
in der neuern Gefchichte der Schweiz auf. Der Freiämtler Zug 
ließ einen tiefen Stachel in den Herzen zumal der Alt-Aargauer 
zurück; wejentlich verjchuldet aber haben ihn Jene, die eigenfinnig 
ihre ungangbar gewordenen Anfichten für die neue Geftaltung 
des Landes durchjegen und bei diefer das große Wort führen 
wollten, während das Bedürfniß ganz neuer Grundlagen für die 
Verwaltung des gemeinen Weſens ſich jo handgreiflich ausge 
fprochen hatte. 

Im Kanton Zürich waltete Unzufriedenheit wie anderswo, 
doch begründeter ald in den vorangeführten Kantonen; denn in 
Züri waren die vorzugsweife Herrfchenden Organ und Ausdrud 
der Stadtbürgerichaft, während jie in Thurgau und Aargau aus 
den höher ftehenden Klaſſen ded ganzen Landes gezogen waren. 
Der Mebelftand hatte feinen Sig in der Verfajjung von 1814 
und in der höchſt einfeitigen Ausführung, die man ihr gab. Zwar 
lieferte von 212 Mitgliedern des Großen Nathes die Landſchaft 
mit Winterthur 56, die Stadt nur 26 unmittelbar; die Befeßung 
der übrigen 130 Stellen aber war dem Großen Rathe felbft 
zugelegt und für dieſe eine Formel erfunden, Die allmälig die 
Landgroßräthe bis auf eine Minderheit von 82 verdrängte, an 
Stadtbürgern 130 in den Großen Rath brachte; für die von 
den Zünften Gewählten galt zudem Lebenslänglichfeit, weil ein 
ſpäteres Geſetz ihre Beftätigung ald gejchehen vorausfeßte, wenn 
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das Gegentheil nicht von einer vollftindigen Verſammlung der 
Zunftgenoffen befchloffen worden. In der Regierung waren die 
Stadtbürger noch mehr überwiegend, die Landbürger aber fo ver- 
einzelt, daß fie mehr nur ald Reliquien vergangener Zeiten, denn 
als wirkſame Wortführer für zahlreiche Intereifen gelten konnten. 
Als nächte Folge trat auch Begünftigung der Stadtbürger bei 
Befegung der untergeordneten Beamtungen ein. Im Staate fehlte 
alfo das Nothmwendigfte: das Gleichgewicht zwijchen den Bethei- 
ligten. Diefem Grumdübel gegenüber konnte eine im Allgemeinen 
weife, billige und nügliche Verwaltung der Landesangelegenheiten 
feineöwegs als Erſatz dienen. Ste war entjprechend nach den Be- 
griffen einer frühern Zeit, der die Regierenden meiſt ihre Bildung 
und Anfichten entnommen hatten, nicht aber Angefichtd der wach- 
jenden Anforderungen. Gefchahen in einzelnen Zweigen Fortſchritte, 
jo wurden fie doch meift überfchätt, und fpätere Erfahrungen 
zeigten, wie im Ganzen geringfügig fie geweſen im Vergleich zu 
den geiftigen und materiellen Hülfsmitteln des Staates. In 
einzelnen Dingen blieb man wirklich zurüd, fo im Fache des 
Elementarunterrichtes, was die Landſchaft namentlich an fich erfuhr 
und laut beklagte. Projekte zu deſſen Hebung, die nur langjam 
veiften und in den Tagen der Gnticherdung die Schwelle der 
Rathsbureaux noch nicht überfchritten hatten, fönnen als genügende 
Entfhuldigung nicht angeführt werden. Im Einzelnen blieb der 
Geift der öffentlichen Verwaltung nicht bloß zurüd, jondern trieb 
jich in Widerfprüchen herum. Unaufhaltfam vermehrten und er- 
weiterten fich die großen induftriellen Unternehmungen und Gta- 
bliffementg, während anderfeits ftarrer Zunftzwang und veraltetes 
Innungswefen dem Bordrängen der Begriffe für Handele- und 
Gewerbefreiheit jeden Schuh breit Boden beftritten und ſich 
unabwendbare tödtliche Schläge für ein Syftem holten, das fortan 
feine Exiſtenz nur noch in Fleinlichen, engherzigen Aeußerungen 
des Handwerks- und Brodneides beurfundete. Diejen VBerumftän- 
dungen gegenüber hatten Wiſſenſchaft bei einer namhaften Zahl, 
allgemeine Bildung bei fehr Vielen, die Preſſe Angefichts Aller 
bereits einen weiten Vorfprung gewonnen, legtere alle Feſſeln 
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gefprengt, nachdem Paul Uſteri dem Großen Rathe in einem 
jener Vorträge, wie fie nur großen Charakteren eigen find, ver: 
fündet hatte, daß die Steine reden würden, wenn man den be- 
rechtigten freien Bürgern ſolches verwehrte. 

Regierte die Stadt das Land, fo Flagte diefes, und nicht 
ganz mit Unrecht, daß es in den untern Regionen jedenfalls 
weniger gut ausfehe ald in den obern. Das alte Landvogtweſen 
lebte nicht bloß in den Abenderzählungen des Bolfes noch. Neben 
verhältnigmäßig milden Oberamtmännern, denen die Vollziehung, 
Verwaltung und Yuftiz in den Bezirken übergeben war, gab es 
aud Einzelne, die von Gewaltthätigfeiten nicht frei blieben und 
die Meinung rechtfertigten, es fei mit Herftellung der alten Land— 
vogteifchlöffer hie und da vom Geift ihrer ehemaligen Bewohner 
in fie gefahren. Ebenfo waltete Unzufriedenheit bei dem Landvolfe 
über die von den Amtsgerichten ausgegangene Rechtspflege; es 
hielt fie nicht überall für rein und machte ihr Vorwürfe der 
ſchlimmſten Art, die als offenfundiges Geheimniß von Mund zu 
Mund liefen. Klagte die Landichaft in vielen der vorangeführten 
Beziehungen, jo hatte ihr hinwieder die Stadt felbft durch die 
Rührigfeit eines der Häupter, dann auch ihrer jüngern Köpfe 
den Mund geöffnet. Ufteri, deſſen Namen die Gefchichte nur mit 
Achtung nennt, war feit lange her das geiftige Haupt aller frei- 
finnigen Richtung in der deutjchen Schweiz; hatten Andere Muth, 
fo war diefer meift durch fein Vorgehen eingeflößt. Er jelbft hatte 
das Anfehen der hergebrachten Regierungsmarimen Zürichs, die 
im Grunde das Weſen damaliger Ordnung ausmachten, durch 
feine unumnterbrochenen Schläge erfchüttert. Mehrere jüngere 
Männer folgten ihm und zeichneten in Rath und Preſſe, bei 
allen fich darbietenden öffentlichen Gelegenheiten, jene Marimen 
als veraltet und abgenugt, machten nebenbei ihre Träger, nicht 
zwar verhaßt, doch lächerlich. So fam die Stunde des Bruches 
und der Staatöveränderung auch bier, nicht über Nacht gebracht 
oder als fremdes Erzeugniß, fondern als natürlicher Rückſchlag 
früherer zürcherifchen Greigniffe und innerer Zuftände, ja aus dem 
Innerſten des heimischen Volkslebens zu Stadt und Yand. 


Nach den nächiten und unfcheinbaren Impulſen, die die Ge 
jchichte vergeblich aufjuchen wilrde, - und mehreren Zuſammen— 
fünften von Landgroßräthen vom Zürichfee (denn dortige An- 
gefehene waren es, die ſich vorzugsweife zum Auftreten berechtiget 
glaubten), traten am 13. Oktober einunddreigig Kantonsräthe 
öffentlich in Ufter zufammen, bejchloffen eine Denkjchrift an die 
Regierung, in der namentlich die Herftellung einer entiprechenden 
Volfsrepräfentation mit Abänderung der Wahlform für die in- 
direften Stellen im Großen Rath gewünfcht wurde, und empfahlen 
zu diefem Ende eine außerordentliche Großrathsverfammlung. Die 
Regierung, weniger zögernd als jene von Yargau und den Ernſt 
der Zeit beijer erfatend, entiprach auf 1. November; der Große 
Rath ſelbſt war eben jo willfährig, ſetzte alsbald eine Kommiſſion 
nieder, die ebenfall® mit Beförderung ihr Gutachten feititellte, 
das die 130 Stadtbürger im Großen Rath auf 92 verminderte, 
jo zwar, daß die Repräfentation der Landfchaft mit 106 jener 
der beiden Städte Zürich und Winterthur Clegtere mit 14 Mit- 
gliedern) gleichgefommen wäre. Das war etwas, aber fchten nicht 
genug, Die außeramtlih ind Volk gefommenen Borfchläge be 
Ichwichtigten keineswegs; die Unzufriedenheit fteigerte die Wider: 
ftandefräfte, obwohl fchon auf den 25. der Große Rath wieder 
einberufen war, und daher wenigſtens die nöthige Förderung 
nicht fehlte. Jetzt verfummelten fi (19. November) die Ange 
jehenen der Yandjchaft, mehr denn hundert an der Zahl, in 
Stäfa. Repräfentation nach der Kopfzahl, ohne Rückſicht auf 
ftädtifche Elemente und bisherige Vorzüge, war zwar fchon vielfältig 
durch die Kantone hindurch die Stimme der Reformluftigen ; die 
Führer in Stäfa hielten e8 aber der Klugheit und Billigfeit 
gemäß, die Sache nicht auf die Spite zu treiben, und beichlofjen 
daher, das Begehren Namens der Landfchaft auf zwei Drittheile 
der Gejammtrepräfentation zu befchränfen; viel Anderes wurde 
mit auf das Programm genommen, dann ein dringendes Aufgebot 
an alle „Landesbürger“ zur TIheilnahme an einer „allgemeinen 
Landesverfammlung“ Montags den 22. November in Ufter er- 
laſſen. Zebntaufend ftrömten berbei, ernft, doch ohne Uebermuth. 


Alles war in Bereitjchaft, mit Ausnahme der Redner. Johannes 
Hegetjchweiler von Stäfa, geachtet ald Arzt und Botaniker, erfchien, 
wie es hieß von Uſteri gebeten, mit der Nbficht, die Kommiſſions— 
vorſchläge des Großen Räthes zu empfehlen. Es war ein fchwieriger 
Augenblid; Spaltung hätte leicht der Borbote von mancherlei 
Unheil werden können. Nicht zu Gunften der Stadt zwar hätte, 
bei Hegetjchweilers Plan, die Krife fich wenden mögen, fondern 
im Sinne der eraltirten Freunde des Kopfzahlſyſtems, die zuletzt 
Alles mit ſich fortgerifien hätten, ein Ausgang, dem vielleicht 
beharrlicher Widerftand von Seite der Stadt, dann fchiverer 
Zwiefpalt im Kanton gefolgt wäre. Hegetichweiler ließ ſich bereden, 
erjchüttern, lenkte ein in den Plan der übrigen Freunde vom 
Land. Er übernahm felbit das erfte und große Wort, unter 
Beding, dag der Fräftige Guyer, von Bauma, nachheriger Statt: 
halter, ihm folge. „Bor dem Sklaven, wenn er die Kette bricht, 
vor dem freien Mann erzitt're nicht“, fo hob jener an, würdevoll 
und begeijternd, der Sprache der Aufiviegelung fremd, auf die 
Zwede des Tages verweifend. Guyer führte diefe vollftändig auf, 
fchilderte die Gebrechen der Berfalfung mit Anerfennung des 
Guten, das die Regierung, beſſer ald die Berfaffung, geleitet, 
ſchloß daraus, wie nothiwendig Garantieen für die Zufunft feien, 
„damit wir und unfere Enkel nicht aus Gnaden, fondern aus 
Recht gut regiert werden“; begründete ferner die wichtigften 
Einzelbegehren, worüber die Berfammlung zum Ausfpruche berufen 
werden follte. Steffan, in der Folge Gemeindammann von 
Wädenſchweil, enthufiaftiih eingenommen für die Aufgabe des 
Tages, feurig im Vortrag, folgte als dritter Redner; — die 
Annahme der vorbereiteten Begehren, ergänzt nach einzelnen aus 
dem verfjammelten Bolf ſelbſt hervorgegangenen und beachteten 
Wünſchen, ſchloß die große Volfsverfammlung. Sie verlief und 
endigte würdevoll, unbeleidigend gegen die Stadt, frei von Aus- 
fchweifungen oder auch nur roher Anreizung zu folcher. Der Ein- 
drud war unermeßlich durch die Schweiz, einer gewonnenen Schlacht 
gleich, doch ohne Verderben und Trümmer zurüdzulailen. Die 
Tadler mochten dagegen nicht auffommen. In der Stadt gab fich 
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gefpannte Gefinnung Fund, doch beſchränkte fie fich auf Einleitungen 
zu Errichtung einer Bürgerwehr unter Generalmajor Ziegler, 
deren wirkliches Auftreten die beionnene Haltung der Landichaft 
nicht nothiwendig werden ließ (23. November). 

Das erſt fpäter förmlich abgefaßte Memorial der Ufterverfamm- 
lung trugen neun Abgeordnete nad Zürich; neben dem Begehren 
um Repräfentationsänderung in erwähntem Berhältnig und um 
direfte Wahl von fünf Sechstheilen der Landgroßräthe, enthielt 
dasfelbe eine überaus reiche Leje von Verlangen aller Art, die 
den ganzen verfaffungsmäßigen Zuftand, Gefeßgebung und Ber- 
waltung umfaßten, darunter „als eines der dringlichiten Bedürf- 
niffe: durchgreifende Verbeijerung im Schulweien“, auch auf Ent- 
hebung von manchen Laſten und Beſchwerden abitellten. Die 
„Landesverfammlung“ war recht eigentlich zu Gericht geſeſſen über 
das ganze Staats- und Volksleben der Züricher zu Stadt und 
Land, und einige taufend Unterfchriften hatten das Urtheil be— 
fräftiget. Der Große Rath nahm es ebenfalls an (25. und 27. 
November), nachdem die frühere Kommiffion ihre Borfchläge ale 
abgethan erklärt hatte, faßte allernächit den Beſchluß, daß hinfür 
die Stadt einen Drittheil, die Landſchaft aber mit Winterthur 
zwei Drittheile der Repräfentanten im Großen Rathe haben foll, 
am 6. Dezember ein neuer Großer Rath auf diefe Grundlage zu 
wählen, diefem dann, der fih am 20. gleichen Monats zu ver 
jammeln habe, die weitere Nevifion der Berfafjung anheim zu 
jtellen fei. An dem Befchloffenen wußten die Klugen und Klügern 
nun allerlei auszufegen; aber e8 erhielt Beitand. 

Die Haupffrage für den Kanton St. Gallen im Jahr 1814 
war weniger die geweſen, welche Berfaifung ihn regieren, als jene, 
ob er überhaupt noch Beftand haben folle. Deifen Fortdauer 
verdankte er eigener Beharrlichfeit, dem Fürworte einflußreicher 
Freunde am Wiener Kongrefle, dem Willen des ruffischen Kaiſers, 
den Kanton Waadt und mit ihm die übrigen neuen Kantone der 
Mediationsafte zu erhalten, der günftigen PBolitif des Standes 
Zürich und in legter Linie den eidgenöſſiſchen Bajoneten. Die 
damalige Berfaffung des Kantons war in einer Großrathoſitzung, 
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der weniger als die Hälfte der Mitglieder (73 von 150) bei- 
gewohnt hatten, zum Grundgefeß erklärt worden. Die Zuſtimmung 
des Volkes einzuholen, unterließ man wie anderwärtd; deſſen 
Widerjtand brach die bewaffnete Intervention der Eidgenoſſenſchaft. 
Beweife fpäterer froher Anerkennung der Berfaffung von Geite 
des Volfes und ächter ungeheuchelter Zufriedenheit mit dem Wirken 
der Behörden wären nicht aufzufinden. Der Charakter der Zeit 
war bier im Ganzen Stillftand, bis gegen das Ende der Zwanziger 
Jahre; aber der Verwaltung gebührte das Berdienft, den Staat 
bis im Frühjahr 1830 ganz fchuldenfrei gemacht zu haben. Um 
diefelbe Zeit hatte fich der Große Rath durch eigene Befchlüffe 
eine einflußreichere Stellung verfchafft, indem er fich zu maßgeben- 
den Verfügungen über den Gang der Staatsverwaltung berechtigt 
erklärte, dadurch die hemmende Ausfchließlichkeit der Heinräthlichen 
Jnittative in gebührende Schranken verwies. Das Bedürfniß 
einer baldigen Berfaffungsrevifion hätte indeß jolche und ander 
weitige Regſamkeit des Großen Rathes nicht hintanhalten mögen. 
Im Sommer 1830 waltete nur fcheinbare Stille, weil der Donner 
von Paris augenbliclich betäubte; die inficht in die Nothiven- 
digkeit eingreifender Beränderungen war bereits tief in die Köpfe 
gedrungen. Die Weinfelder Volksverſammlung verlieh ihr Leben und 
nöthige Veröffentlihung. Zwei Tage ſpäter (24. Oktober) fchrieb 
Baumgartner den wejentlichen Inhalt damaliger gangbarter Res 
vifionspoftulate und veröffentlichte die Schrift gegen Ende des 
Monats. Zufäse, Crläuterungen, Entgegnungen von Andern 
folgten ſich Schlag auf Schlag in Zeitungsblättern und eigenen 
Slugfchriften. Freiere Stellung des Bolfes, mehrere Betheiligung : 
desjelben bei den Zandesangelegenheiten, weſentlich direkte Wahlen 
für den Großen Rath, das Sanktionsrecht des Volkes für Ver— 
fafjungsentwürfe waren auch hier im Allgemeinen die fundgegebenen 
Wünfche. Dem Kanton St. Gallen aber eigen waren vielfach 
unterftügte Anträge auf Aufhebung oder weſentliche Milderung 
der adminiftrativen Trennung in Eonfejfionellen Angelegenheiten ; 
eine überragende Stellung, welche die katholiſchen Fonfefjionellen 
Dberbehörden gegenüber dem Staat, der fatholiichen Geiftlichfeit 
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und der Bevölferung gleichen Bekenntniſſes eingenommen hatten, 
war wefentliche Veranlaſſung ſolcher Anträge. Wenige Tage nach 
dem Erſcheinen der erſten Revifionsfchrift legte der Kleine Rath 
jelbft Hand an, befchloß einleitende Schritte und außerordentliche 
Einberufung des Großen Rathes; diejer genehmigte (8. November) 
im Wefentlichen die Anträge der Regierung und betraute eine 
Neunzehnerfommiffion, wovon drei Mitglieder aus dem Kleinen 
Rath, je zwei von jedem Bezirk aud den Mitgliedern des Großen 
Rathes zu wählen waren, mit der Aufgabe der Berfajfungsrevifion. 
Sie follte ein Gutachten bringen nicht nur über die an der Ver— 
faffung vorzunehmenden Beränderungen, jondern auch über die 
Formen fpäter einzuholender Volksſanktion. Bejchleunigung ward 
ihr mit empfohlen. Statt dem Sinne des legtern Winfes, vor 
Allem aber der mwachlenden Bewegung im Volke Rechnung zu 
tragen und fofort zum Werke zu fchreiten, befchloß die Kommiſſion 
Bertagung auf den 10. Jenner 1831. Angegebene Motive waren: 
dem Wolfe zur Eingabe allfülliger Wünfche Zeit zu gewähren, 
dann die bald eintretende ordentliche Großratheverfammlung für 
laufende Gefchäfte und die Weihnachtsfeſte. So waren ſieben 
Wochen Zeit zu voller Entwickelung anarchifcher Gelüfte gewährt. 
Sie wurden mit Gier benugt. Alsbald bildeten fich vier Parteien 
im Lande: die ftationäre, Gegnerin der Revifion, obwohl ſie ſolche 
jelbft vorgefchlagen hatte; die Partei der Reform auf der Grund- 
lage der beftehenden Drdnung, d. b. die liberale Partei nach 
damaligen Begriffen; die Partei eines Verfaſſungsrathes, die das 
Wert aus dem Innerften des Volkes jelbit hervorgehen Lafjen 
‚wollte (radikal); die Partei der Ochlofraten oder Demokraten, 
die eine recht „wohlfeile“ Regierung nach Art der altdemofratifchen 
Kantone, mit Befeitigung aller vepräfentativen Formen und Grund- 
ſätze, anftrebte. Die zweite und dritte Partei befehdeten fich furze 
Zeit, ftanden fih aber doch am nächſten; die vierte fürchteten 
anfänglich alle; die Widerſtands- oder Negierungspartei hatte 
ſchon verloren Spiel und galt nichts mehr beim Volke. In den 
eriten Tagen des Dezember fchoffen die „Bolföverfammlungen“ 
gleich Pilzen auf. Rheinthal, Toggenburg und Utznacher Landichaft 
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wurden gleichzeitig vom demokratiſchen Taumel ergriffen und hatten 
ſchon ihre Führer, dieſe ihre Verbindungen unter ſich. Bei Wattwyl 
am 4. Dezember 2000 bis 3000 Mann, in Altſtätten am 5. 
ungefähr 3000, in Rapperſchwyl eine Bürgerverſammlung von 
130 am 8. gleichen Monats, in St. Gallenkappel am 10. Dezember 
mehr denn 3000 verſammelte Bürger aus dem Bezirk Utznach, 
verlangten wie aus einem Mund die Befeitigung der Neunzehner— 
fommifjion, unmittelbare Wahl eines Verfaſſungsrathes durch die 
Kreife. Aehnliche Regungen folgten noch hier und dort; Jeder 
wollte ein Solon, Keiner weniger Volksfreund fein ald der Andere. 
Hiermit waren die Regierung wie die freifinnigen Wortführer 
gejchlagen, am nachdrüdlichiten die Reviſionskommiſſion des Großen 
Rathes, die ed nicht beifer verdiente. Die Lektion, verbunden mit 
dem erjchütternden Gang der Dinge in andern Kantonen, vor— 
nehmlic Aargau, wirkte fo gründlich, daß dem (auch der bevor- 
ftehenden aufßerordentlihen Tagſatzung wegen) ſchleunigſt einbe- 
rufenen Großen Rathe von der Regierung die Aufhebung früherer 
Beichlüffe und Ernennung eines Verfaffungsrathes vorgefchlagen, 
diefer jelbit (14. und 17. Dezember) befehloffen, die Wahlen des Ver: 
faffungsrathes auf den 22. gleichen Monats angeordnet wurden. 
Der Kanton war proviforifch geworden, wie andere vor ihm oder 
aleichzeitig. 

In Luzern, wo die 36 Mitglieder des Täglichen Rathes alle 
Gewalt, die der Bolliehung, der Verwaltung und des Richter: 
amtes in fich vereinigten, brach diefer Zuftand im Jahr 1829. 
Die damals revidirte Verfaſſung ftellte ein eigenes Appellationg- 
gericht auf, neben ihm eine Regierung aus verhältnißmäßig ge- 
vingerer Anzahl von Mitgliedern, und nahm diefen das Recht der 
Selbftergänzung. Die Repräfentation verblieb halb der Stadt, 
halb dem Lande. Den Umftänden nach war diefe Verfaſſungs— 
änderung ein Sieg gejunder Grundſätze und eine Annäherung 
an die Negierungsformen der andern Kantone. Gegen Ende 
Jahres waren die Berathungen zu Ende, die Abänderungen in 
legale Form gegoffen. Am 22. Juli 1830 erfolgte von der 
Tagfagung die eidgenöffifhe Garantie. Gewöhnlicher Anſchauung 
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zufolge hätte in diefen Thatjachen eine Gewähr gegen die Strömung 
der Zeit liegen follen; aber gemeinhin laſſen Zeiten, die neue 
Begriffe und neue Griftenzen zum Durchbruch bringen wollen, 
feine Kfolirungen zu. Das erfuhr Luzern. Kurz nur war die Freude 
der Junkerſchaft, die bei den erjten Nachrichten von den Ordon— 
nanzen Karls X. mögliche Wiedererweckung der eben zu Grabe 
getragenen Berfaffung hoffte; nicht viel länger der Genuß und 
die Genugthuung derer, welche als Schöpfer der neuen fich ein 
bleibendes Denkmal geitiftet zu haben wähnten. Der erfte Ruf 
zu durchgreifender Umgeftaltung erfchten in der Appenzeller Zeitung 
(25. September); freifinnige Bereine an verfchiedenen Orten, in 
Surfee und Hitzkirch zumal, machten allmälig fi und das Volk 
damit vertraut, eine von Profeſſor Trorler, damals in Bafel, ver 
faßte Vorftellungsichrift an den Großen Rath gab dem Verlangen 
beftimmten Ausdrud und wies gebieterifch deſſen Ziel an. Der 
Berfafjer fand nur eine fichere Unterlage für das öffentliche Recht 
Luzerns, den Freibrief des Bolfes von 1798; zu diefem folle der 
Kanton zurücfehren; er folle anerfennen die Souveränetät des 
Bolfes, die repräfentative Demokratie verwirklichen, politifche Frei- 
heit und Gleichheit verkünden, die Bevorrechtung einzelner Familien 
und Perfonen aufheben. Was jest fer, ein Zuftand, bei welchem 
280 jtimmfähige Bürger der Stadt eben fo viele Stellvertreter 
wählen als 10,000 Bürger der Landichaft, ftehe zu jenen Poftu- 
Iaten des natürlichen und urfundlichen Menſchen- und Bürger: 
rechtes in fehneidendem Widerfpruch. Der Kedite und Derbfte hat 
bald den Vorfprung. Die Schrift erhielt im Laufe weniger Wochen 
Novembers die Unterzeichnung von 3170 Bürgern. Auch blieb 
die Bewegung feineswegs inner den Schranken einer vereinzelten 
Parteianfchauung ; neben den Freiſinnigen erhoben fich die Häupter 
der ftreng Firchlich gefinnten Bauerfame im Bezirk Hochdorf, Joſeph 
Leu und Bezirksarzt Scherer, zu Wiedereroberung der dem Volk 
entzogenen Rechte. Selbſt einige Geiftlihe hielten mit, unter 
ihnen Dekan Häfliger, als Dichter und freund der Tonkunſt in 
weitern fchmeizerifchen Kreifen befannt. Am 21. November war 
große Volksverſammlung in Surfer; von ihr aus erging folgenden 
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Tages eine Abordnung von achtzehn Ausſchüſſen an das Standes— 
haupt, die die Trorler/iche Schrift überreichte und durch den 
Sprecher Yaurenz Baumann noch in perfönlicher Anrede, „geſtützt 
auf die Freiheitsurfunde vom 31. Jenner 1798, eine volfsthüm- 
liche, freie Berfaffung“ verlangte. Der Große Rath entiprach durd) 
Defret vom 26. November und verordnete neue Berfaffungsrevifion 
durch einen zahlreichen Ausfchuß, wobei „mehr angemejjenes Re- 
präfentationsverhältnig“, verbefierte Wahlart der Stellvertreter, 
Aufhebung der Lebenslänglichfeit der Stellen zu Grund zu legen 
ſeien; auch die Bolfsfanktion ward feierlich vorbehalten. Es follte 
nicht genügen. Die Borgänge im Aargau, mit innern Urfachen, 
trieben zu ähnlihem Ausgang. In einzelnen Luzerner Bezirken 
wie im Kanton Aargau trat die demofratifche Partei feder auf; 
fie mißtraute dem Liberalismus, wie er abermals in der Groß— 
tathsfommiffion vorherrſchend jchien, wollte ein Regiment nad) 
Bauernart und Bauernfinn, was ihre Gegner fofort ald Tendenz 
zur Pöbelherrſchaft befämpften. Am 1. Dezember war dann neue 
Berfammlung der leitenden Bürgerausfchüffe, an der die ver: 
ſchiedenſten Parteiführer der Yandichaft theilmahmen. Scherer und 
Leu drangen auf bewaffneten Zug nach Luzern, die Regierung 
zur Niederlegung der Gewalt zu zwingen (was wenige Tage 
nachher gegen Aarau vollführt ward und das Zufammentreffen 
der Plane und Mittel beurfundet); fie und Andere, damals 
Radikale genannt, wurden überftimmt; die Verſammlung befchränfte 
fich, den Zutritt von Volksausſchüſſen bei der Großrathskommiſſion 
oder doch mindeftend zeitige Veröffentlichung des Entwurfes zur 
allfälligen Kritif zu begehren, Alles mit geftrengem Vorbehalt der 
Souveränetätsrechte des Volkes. Dem wollte die Kommiſſion aller- 
nächſt entiprechen, den Entwurf, in welchem der Stadt nur noch 
ein Drittheil der Repräfentation gelajjen, die Wahlart aber nad) 
Formen fetgefegt werden wollte, die bereit3 in andern Kantonen 
ale unvolfsthümlic verworfen worden, einem Kollegium von 
achtzig Ausgefchoffenen der Bezirke vorlegen. Allein alle rührigen 
Elemente widerſetzten fich jolchen Abfindungsprojekten. Die ftarf 
hervorgetretene Tendenz zu einem fogenannten Rapazitätenregiment, 
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das das alte Patriziat erfegen jollte, ward von allen Seiten mit 
Miptrauen empfangen: von radikalen Anbetern der Volksſouve— 
ränetät, von der Leu'ſchen Bauerſame, von der Geiftlichkeit; ja 
ſelbſt die Junferfchaft trat auf gegen indirefte Wahlen und die 
Mafchine zu folchen, die Wahlfollegien. Kommiffion und Großer 
Rath wichen vor der vereinten politifhen und religiöfen Miß— 
jtimmung, nachdem vollends der Freiämtler Zug die Volksmaſſen 
zu Meiftern der Lage gemacht hatte. Durch Defret vom 10. De 
zember wurde die Aufitellung eines Verfaffungsrathes von 101 
Mitgliedern verordnet, als deffen erſte Mitglieder jedoch zwanzig 
Großräthe, inbegriffen den Siebzehnerausfhuß, erklärt wurden. 
Auf den 15. Dezember jollte die Wahl der übrigen einundachtzig 
vor fich gehen. Die Mehrheit des Volkes war beruhigt; eine 
vorforglich gegen allfällige Harthörigfeit des Großen Rathes auf 
den 12. beſchloſſene Volksverſammlung in Münfter ward abgeftellt. 
Doch erjchienen die Hochdorfer; Scherer und Leu tadelten das 
geftattete Lebergreifen von zwanzig Großräthen in die Sphäre 
des Berfaffungsrathes, auch die Bevorzugung der Stadt und der 
Munizipalorte in Befegung der andern einundachtzig Nepräfen- 
tanten. Die Verſammlung beſchränkte fich indeß auf eine Ver: 
wahrung gegen ähnliche künftige Verftimmelung der Volksrechte. 

Wie in Luzern, fo war auch in Solothurn Stadt und Land 
der Hauptgegenfas, hier noch greller zum Nachtheil der Landſchaft. 
Es ward vorgerechnet, daß 300 Stadtbürger, die im Ganzen nur 
den zehnten Theil zu den Staatslaften beitrugen, achtundfechszig 
Mitglieder im Großen Rath hatten, während die achtundzwanzig 
Mal ftärkere Bevölkerung der Landfchaft mit neun Zehntheilen der 
Steuerlaft nur dreiunddreifig Mitglieder zu liefern hatte. Einer 
Berfajfung diefer Art, die zudem die Lebenslänglichkeit der Grof- 
rathsſtellen ſtillſchweigend anerkannte, war um fo leichter beizu- 
fommen, ald die Ariftofratie von Solothurn an geiftigen Mitteln 
nicht reich, an Berdienften für das Landvolk in Allgemeinen arm 
war, in beiden Beziehungen fih mit den angefochtenen Regie— 
rungen von Zürih und Bern keineswegs mejjen konnte. Die 
Bedeutung der Stadt befchränfte fih auf die Bekleidung zahllofer 
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Aemter und Aemtchen (mehr als ein Drittheil ihrer Bürger 
gehörte zu den Glücklichen); Solothurn war nicht mehr die alte 
Ambaſſadorenſtadt mit ihren diplomatiſchen Reizen und Genüſſen. 
Regierung und Verfaſſung konnten ſich überhin von der Sünde 
ihres gewaltſamen Urſprungs im Jenner 1814 nicht rein waſchen, 
und für ſchwer Verletzte aus jener Zeit ſchien gewiſſermaßen 
günſtige Gelegenheit zu der würdigſten Repreſſalie eingetreten zu 
ſein. Dieſelbe fand ſich bald nach der Julirevolution. Vergeblich 
mahnte, zwei Tage nach dem bekannten vorörtlichen Kreisfchreiben, 
die erſchrockene Regierung ihre Oberamtmänner zur Wachfamfeit 
und zur Erforſchung der Volksſtimmung; fie verhüteten nichts 
und erfuhren wenig. Die Konferenzen der Unzufriedenen, jo melden 
Zagesberichte, gingen ihren feften, ſichern Gang. Am 15. November 
fam ed in Dlten unter neunundfiebzig Bürgern der Landfchaft 
aus den Aemtern Balsthal, Olten und Gösgen zum Abſchluß; 
eine. Denkfchrift an die Regierung zum Zweck der Berfaljungs- 
revifion war das nächjte Ergebnig. Sie verlangte Repräfentation 
nah Maßgabe der Bevölkerung, freie Volkswahl in den Bezirken, 
Befchränfung der Amtsdauer und Entwerfung der Verfaſſung 
dur Ausjchüfe von Urverfammlungen und Genehmigung jener 
durch dieſe. Es folgten alsbald (25. und 26. November) die 
theilweis entfprechenden Defrete für Revifion und Ernennung 
einer gemifchten Kommifjion zu folder. Als ſich dann aber die 
Führer der Reformpartei (unter den hervorragenden nennt man 
Joſeph Munzinger und Großrath Reinert) nicht unbedingt damit 
befriedigen wollten oder konnten, das aufgeregte Volt ſchon von 
Landſturm fprach, ja bereits Anführer zu demfelben ſich gefunden 
hatten, auch ein von der Kommiſſion ausgegangener Berfaffungs- 
entwurf geringen Beifall fand, — griff am 22. Dezember eine 
maßgebende Volksverſammlung von beiläufig 2500 Mann in 
Balsthal ein, die die jouveränen Rechte des Volkes ausdrücklich 
anerkannt, Beſchränkungen zum Nachtheil der Landſchaft befeitigt, 
freie Wählbarkeit in den Großen Rath ohne die Bermögens- 
bedingung von 2000 Fr. und viel Anderes gewährt wiſſen wollte, 

was big jest im Widerfpruch zur politischen Freiheit gemangelt. Auf 
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den 27. verlangten die Ausſchüſſe die Antwort: Ja oder Nein; 
und mit dem Landfturm wollte e8 ernjt werden. Der Große Rath 
wich folchen drohenden Anzeigen und ließ fich mit den Ausſchüſſen 
in die unausweichlih gewordene Kapitulation ein. Den Erfolg 
melden wir jpäter. 

Auch in Bafel herrſchte, nach der Verfaſſung von 1814, gleich 
andern ältern Städtefantonen, in viel höherm Map als zur Zeit 
der Mevdiationsafte, Ungleichheit der. politifhen Rechte zwiſchen 
Stadt und Yand, die Quelle vielfeitiger Zurückſetzung in mate- 
viellen Dingen, ingbefondere der Gewerbsbeichränfung und des 
Innungszwanges, auch das moralifche Selbſtgefühl verlegend. 
Auf dem Ratbhaufe zu Lieftal wurde fortwährend die auf Per: 
gament gejchriebene, in filberner Kapfel ruhende Befreiungsurkunde 
vom Jahr 1798 gleich einem Hetligthum aufbewahrt. Wer hätte 
vermocht, den Zauber jener feierlich im Tempel des Herrn von 
Regierung und Bolf befchiworenen Erklärung, die für alle Zeiten 
allen politifchen Unterjchted zwifchen Bürgern und Bewohnern 
der Stadt und Landſchaft aufhob, zu bannen? Die Greignifie 
von 1813 und 1814, ohnehin feine ehrenvolle Erinnerung im. 
Gemüthe des Schweizerd wedend, waren dazu nicht geeignet; ein 
Rückblick auf diefelben erbitterte vielmehr. Was von wohlwollen- 
dem Sinn in Anwendung von PVerfafjung und Gefegen dem 
Land etwa zu Gunften kam, war ebenfalls nicht voller Erſatz; 
denn ohne unbefcheiden zu fein, mochte die Landſchaft auf folche 
Behandlung Anfpruch haben. Als daher die günftige Zeit zur 
Wiederherftellung jener Gleichheitsverhältniffe zu nahen ſchien, 
regte ſich's wie überall jo auch im Kanton Bafel. Die erften 
öffentlichen Belprechungen gehören dem September an; eine 
Anregung im Großen Rathe (3. Dftober) blieb unberücfichtigt, 
rief dann um jo eher Vorbereitungen im Geifte der Lenzburger 
Adreſſe hervor. Ihnen folgte eine Berfammlung angejehener Bürger 
aus allen Bezirken der Landfchaft am 18. desfelben Monats im 
Bade zu Bubendorf, von denen fofort in geharnifchter Form eine 
„ehrerbietige Bittjchrift“ an den Grogen Rath um Berfafjungs- 
revijion ausging. Großrath Gußwiller in Therwyl war ihr Ver— 
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faſſer. Das Begehren lautete auf unverkümmerte Herſtellung 
der Rechtsgleichheit und ſchloß mit der Erwartung, es werde 
Baſel „zum zweiten Mal der geſammten Eidgenoſſenſchaft mit 
dem Beiſpiele der Anerkennung der heiligſten Volksrechte voran— 
gehen“. Mit Namensunterſchrift ſtanden 810 Bürger dafür ein. 
Eigentliche Verneinung erfolgte im Großen Rathe nicht, doch 
lief der Beſchluß zum Eintreten nicht ohne eine Maſſe tadelnder 
Aeußerungen ab; ſo wurde auch der abgedroſchene Satz ver— 
nommen, daß für heilſame Staatsverbeſſerungen Zeiten der Ruhe 
erfordert würden, während die menſchliche Natur gegentheils ſo 
beſchaffen iſt, daß ſie in Zeiten der Ruhe alle dahin zielenden 
Plane unregſam und unthätig ablehnt. Trotz jenes einleitenden 
Beſchluſſes wuchs die Unzufriedenheit ſichtlich, mit ihr der Unge— 
ſtüm und die Aufgeregtheit auf dem Lande. Gleiche Stimmung 
in der Stadtbürgerſchaft, die nichts weniger als einen befriedigen— 
den Ausgang der auf Anfangs Dezember angeſetzten einläßlichen 
Berathungen über das Verfaſſungsgeſchäft hoffen ließ. Mit den 
aufgerichteten Freiheitsbäumen ſchwoll der feſte Entſchluß des 
Landbürgers zum Uebermuth. Alles nahm eine drohende Geſtalt 
an, noch ehe die Regierung ihre Anträge an den Großen Rath 
gebracht hatte. Die Zögerungen beider Räthe wirkten auch hier 
heillos; denn da man in der Stadt nahen Aufſtand beſorgte, 
ſo wurden dort, und für die Stadt ausſchließlich, alle nöthig 
erachteten militärifchen Sicherheitövorfehrungen getroffen, was 
wieder maßlofe Erbitterung auf dem Lande hevvorrief, dann zu 
jenem Unmillen, von dem bald nachher ein großer Theil der 
jchweizerifchen Bevölkerung gegen die Stadt ergriffen ward, ver- 
hängnißvoll den Grund legte. 

In Folge einer zweiten VBerfammlung im Bubendorfer Bade 
erging (2. Dezember) eine Art Inſtruktion an die Repräfentanten 
der Landjchaft, wonach nebft der jchon geforderten Rechtsgleichheit 
eine vom Bolfe direft gewählte Reviſionskommiſſion, fchleunige 
Entwerfung der Verfafjung binnen vierzehn Tagen, Vorlage der- 
jelben an das Volk, im Großen Rathe zu verlangen fei. 


Am 9. Dezember, nach vergeblichen Proteftationen der. land- 
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jhaftlichen Mitglieder gegen die außerordentlihen Waffenrüftungen 
der Stadt, und mit ſchwacher Rücficht auf die Begehren der 
Landſchaft, beichloß der Große Rath zwar gänzliche Berfaffungs- 
reform, Anerkennung der Bolksjouveränetät und Aufhebung der 
Selbftergänzung des Großen Rathes und der Lebenslänglichkeit 
aller Stellen in beiden Räthen, jchied dem Yand aber nur neun— 
undfiebzig, der Stadt fünfundfiebzig Nepräfentanten zu, verwarf 
dann einen Borfchlag des Kleinen Rathes, welcher dermaßen an 
zettwidrigen Förmlichkeiten litt, daß der definitive Abſchluß des 
Großen Rathes vorausfichtlih erit in der „ordentlichen April 
figung“ 1831 hätte erfolgen können, und ernannte fihließlich die 
unentbehrliche Reviſionskommiſſion aus feiner Mitte, unter deren 
Mitgliedeın auch Gutzwiller genannt ift. Die der Landſchaft zuge 
jchiedene Nepräfentantenzahl machten die Städter als Großmuth 
geltend, da die Stadt beinahe drei Biertheile der Abgaben trage, 
anderer ähnlicher Beweggründe und Vorzüge nicht zu gedenken, 
Die Regierung proflamirte bald nachher das Beſchloſſene und 
die Kommiſſion gab amtliche Kunde vom unverweilten Beginn 
der Revifionsarbeiten. Bergebend; Ruhe und Vertrauen Fehrten 
nicht wieder. 

Mächtiger und ausjchlieglicher als in Freiburg herrſchte die 
Ariftofratie nirgends. Ein ufurpatoriicher Akt vom Jenner 1814 
war ihre Grundlage; glüdliche Gewaltanwendung gegen Wider 
ftand hatte ihr Yeftigfeit gegeben, unterlafjene Reviſion der Ver— 
- falfung, die im Jahr 1824 möglich gewefen wäre (ausnahms— 
weife war in der Freiburger Verfaſſung die Revifion vorgefehen), 
die Herrſchaft verlängert. Ein einflußreiches Prieſterthum, das 
die Gemüther ganz nach Willen lenkte, jtand ihr zur Seite. Das 
damalige Freiburger Regiment war zudem mehr bourbonifch als 
jchmeizerifch, einheimifh am franzöfifchen Hof, eidgenöſſiſchen Ver- 
hältnijfen nur infoweit zugethan, als es das Kaſtenintereſſe 
erforderte. Bi8 auf wenige Jahre vor 1830 herab waren Frei- 
burger, die hohe Hof und Militärämter bei Karl X. befleideten, 
zugleich Mitglieder des Großen Rathes von Freiburg, die in 
deifen Mitte nicht felten ihre aftive Stimme vernehmen ließen. 
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Das Bolt war ohne alle Theilnabme an der Regierung, denn 
die wenigen Land- oder Landftädtebürger, denen man Jaherren— 
pläße im Großen Rath anwies, waren nicht von der Bürgerfchaft, 
jondern von Wahllollegien gewählt, in denen die Regierung 
ſelbſt vorherrfchte. Die Herrichaft lag fonach ganz in den Händen 
des Patriziates, der jogenannten „großen“ Bürgerſchaft der Stadt 
Freiburg, im Gegenfas der „Keinen“ Bürgerfchaft, die nicht mehr 
Regimentsfähigfeit hatte ald die Bauern auf dem Lande. Von 
nüglichen Leiftungen diefer Regierung aus dem Zeitraum von 
1814 bis 1830 weiß die Geſchichte wenig; PVerbeijerungen in 
der Verwaltung waren hier eine Ausnahme, während jie in 
andern Kantonen häufiger die Regel bildeten. In den wichtigften 
Aufgaben (Strafanftalten, Kranfenhäufer, Zivilgefeggebung ) 
brachte man es nicht weiter ald zu Entwürfen. Kurz nach dem 
Sturze der ältern Bourbonen in Frankreich wurde Freiburg für 
einige Zeit der Sammelplag von Flüchtlingen aus dem hohen 
franzdfifchen Adel und der Farliftifchen Geiftlichfeit, auch der 
Mitttelpunkt beleidigender und angreifender Preife gegen das 
neue Bürgerfönigthum Ludwig Philipps, wie in jpätern Jahren 
andere Schweizer Städte ſich als Herde republikaniſcher, ja felbit 
anarchifcher Prepthätigfeit gegen den Beftand der legitimen Mon- 
archie in Deutjchland und Italien hergaben; die Bergleichung 
fällt aber doch noch zu Ungunften von Freiburg aus, weil dort 
die Obrigkeit durch Zenfur mittelbare Billigung ausſprach. Der 
Mißbrauch blieb indeß nur vorübergehend, weil das Patriziat 
von Freiburg feinem Fall eben jo nahe jtand als die übrigen 
Kantonsregierungen. Die eriten Regungen des Mipvergnügend 
fallen auch bier in den Frühherbſt und veranlagten manche wohl- 
gemeinte Warnung an die Standeshäupter zu zuvorkommendem 
Einjchreiten für die Derfafjungsrevifion. Ihre Fruchtlofigfeit gab 
den Schritten der Gegner Flügel. Murten, der Hauptort des 
Bezirkes, welcher zur Zeit der patriziichen Ufurpation im Jahr 
1814 und unmittelbar im Gefolge derfelben am meijten zu leiden 
hatte, ward ihr Sammelplag; der dortige Stadtrath, auf den 
Grund ausdrücdlicher Aufforderung der Bürgerjchaft, der erfte 
4 * 
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Sprecher für das in unrepublikaniſcher Unterjochung niedergehaltene 
Volk. Seine Beſchwerdeſchrift (vom 25. November) ging nicht 
bloß auf faktiſche Vernichtung des Freibriefes von 1798, ſondern 
ſelbſt auf die unerbittlich erfolgte Sanktion zurück, welche die 
Eidgenoſſenſchaft der blutigen Unterdrückung des 1781er Auf 
ftandes gegeben. Das war der Stachel im Herzen des Freiburger 
Volkes. Die vorgetragenen Begehren ſelbſt waren weſentlich jenen 
gleich, die im Kanton Bafel und anderswo geftellt worden. Andere 
Bittfchriften in demfelben Sinn aus den obern Landesgegenden 
den Städten Boll und Greierz) folgten; nur die „Eleine“ Bürger: 
haft der Stadt wagte nicht zu fprechen. Im Kleinen Rathe 
ftanden fich bei Berathung der Murtener Eingabe (27. November) 
dreizehn gegen dreizehn Stimmen gegenüber: der Amtsſchultheiß 
entfchied für Befeitigung. Aber alsbald, da vieljeitige Unzufrieden- 
heit mit dem Befchluffe fih fundgab, das Greierzer Land ſich 
drohend vernehmen ließ, ward eingelenft und zum Behuf Flügeren 
Entfcheides auf den 2. Dezember der Große Rath einberufen. 
Seiner Sigung ging ein Revifionsantrag des Kleinen Rathes 
voran; aber unmittelbar nachher ward ein kleines Truppenaufgebot 
befchloffen, was der perjönlichen Einwirkung eines vorörtlichen 
Abgeordneten zugefchrieben wurde. Das beförderte nachherigen 
Auflauf. Am 2. früh Morgens ftrömten die Bürger majjenhaft 
vom Lande her und füllten den Plag vor dem Rathhaus an. 
Dasjelbe war nicht bloß von außen bewacht, fondern auch in 
feinem Innern waren insgeheim außerordentliche Militärvorfehren 
getroffen, der verfügbare Raum mit Mannfchaft, grobem Geihüg 
und Kleingewehren angefüllt worden. Aus dem Rathssſaale ver- 
lautete bald von einer der Revifion ungünftigen Stimmung; 
nun dumpfe Gährung und ftärferer Andrang des Volfes, dann 
plöglih ein Kommandoruf zum Feuern, fchranfenlofes Entſetzen 
und Toben in der Menge. Der Retter vor fchwerem Unglüd war 
Schultheig von Dießbach; er ftürzte fich behend die Rathhaus— 
treppe hinab, verbot gebieterifchen Tons den Gebrauch der Waffen, 
drängte mahnend auch den Volfshaufen zurüd. Das war eine 
Mannesthat zur Zeit; denn in wilden Gebrüll hatten ſich nament- 
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lich die Greierzer, weinerglüht, vernehmen laſſen, und das Schrecklichſte 
mußte beſorgt werden. Jetzt aber trat augenblicklich Ruhe ein 
und vom Großen Rath erfolgte das Reviſionsdekret. Da es indeß 
mehr als die allgemeinſten Zuſicherungen nicht enthielt, ſo wuchſen 
Mißtrauen und Unruhe abermals in den Bezirken; bald übereilte 
Berichte, bald der gänzliche Abgang von ſolchen thaten das ihrige 
zu deren Steigerung. Abends am 3. zog der Landſturm, 1500 
Mann ſtark, von Murten aus gegen Freiburg und machte erſt 
in Courtepin Halt; in Murten ſelbſt, wo man berniſchen Ueber— 
fall beſorgte, waren alle Veranſtaltungen zu mannhafter Ver— 
theidigung durch Barrikaden und eingenommene Beſatzung ge— 
troffen. Beſchwichtigende Einleitungen von Seite des Kleinen 
Rathes folgten endlich, wobei jedoch die Reviſion immer noch in 
den Händen des Großen Rathes und ſeiner Kommiſſion geblieben 
wäre, dann am 7. Dezember, im Widerſpruch mit den Vorſchlägen 
der Regierung, auf Antrag Chaillet's aus Murten ein Dekret zu 
Aufſtellung eines — Verfaſſungsrathes mit Uebergabe auch der 
geſetzgebenden Gewalt an denſelben. Das Unerwartetſte ging näm— 
lich auch bier durch, wie es ſchien zum Trofte der geſtürzten 
Majorität und zu hohem Befremden der liberalen (frühern) Minder- 
heit, die fich bereits eine Verfaſſung nach eigenem Plan gedacht 
hatte. Auf die urfprünglichen Gegner der Revijion fiel der Ber 
dacht, daß fie ihre Rechnung beifer zu finden hofften bei einem 
aus dem Bolf jelbft hervorgehenden Berfaffungsrath als bei einer 
Revifionsbehörde, in der ihre Gegner, die liberalen Kapazitäten, 
nah Einfchüchterung der Majorität durh den Volksaufſtand, 
unjchwer die Oberhand gehabt hätten. Jenes Defret gewährte 
vollite Rechtsgleichheit, betheiligte fämmtliche Bürger des Kantons 
bei der Aufitellung des Berfaffungsrathes, doch nur für indirekte 
Wahlen, erklärte die Berfaffung aber als definitiv gültig, wie jie 
aus dejjen Berathungen hervorgehen werde, ohne die Ausübung 
eines Sanktions- oder Beriverfungsrechtes durch das Voll. Der 
20. Dezember wurde für die Konftituirung des Verfaſſungsrathes 
feftgefegt. Die Dligarchie hatte ihren Sturz felbft befchließen und 
unterzeichnen müſſen. 
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Knirichend hatte das Bolt von Waadt die Greigniffe vom 
Jahr 1813 und den damaligen Umſchwung der Dinge über fich 
ergehen geſehen, dort wie anderswo die Ariftofratie, nach dem 
Sturz der Mediationsafte, ihren Triumph für möglich erachtet. 
Sie hoffte ihn von der Berfaffung vom 4. Auguft 1814, einer 
bewundernsiwürdigen Mafchine zur Verewigung der Gewalt in 
den gleichen Händen und nach einem unabänderlichen Syſtem. 
Das Wahlkollegium und die Graänzung des Großen Rathes 
durch ſich ſelbſt fchuf und erhielt hierzu die erforderliche Mehrheit. 
Allein die Erfinder des künſtlichen Triebwerfes hatten überfehen, 
dan es mwefentlich nur zum Bortheil deifen arbeiten werde, der es 
das erjte Mal in Bewegung zu fegen hätte. Das war aber der 
Große Rath der Mediationsafte. Gr begriff feine Aufgabe, fämpfte 
und blieb Sieger gegenüber den Anhängern der alten Anfichten. Er 
war es für immer, jo wie es im Gegenfall die Freunde ariſtokra— 
tifchen Wefens für lange geblieben wären. In diefer Stellung der 
Parteien hat jene berüchtigte „gefchloffene Mehrheit“ ihren Urfprung 
gefunden, die zuerft der Stolz; des Landes, fpäter der Gegenftand 
vieljeitigen Tadeld und ungezügelten Haſſes geweſen. Die Noth 
hatte aus unabhängigen Männern eine Partei gejchaffen, die die 
Gefahr, aus der fie hervorgegangen, allzu lang überlebte. Das 
wirflihe Haupt derjelben war Potterat, einft Cim Jahr 1802) 
ſchwer betheiliget bei der Berbrennung der Feudalurkunden und 
von dem außerordentlichen Gericht verurtheilt, ein Dann von 
bäurifchem Wefen, einer ſtarken Portion Hausmannsverftand nnd 
jelbft von Talent, vorzugsmeife mit jenem Scharfblic begabt, der 
im Waadtlande jo häufig unter ländlichen Formen hervortritt. 
Staatsrath Jan war der nächite nach ihm im Einfluß. Die Führer 
in zweiter Linie waren alle wohlunterrichtete Männer vom Land, 
Notarien, öffentliche Beamtete aller Grade. Die in der weitern 
Schweiz rühmlich befannt gewordenen Landammänner Muret, 
Pidou, Bourgeois, de Laharpe, Glavel mochten ſich wohl auf 
jene Mehrheit ftügen, aber geboten ihr nicht. Diefe herrichte, 
zog das Talent und den Ruf jener Männer zu Nugen und be- 
zahlte fie reichlich mit Staate- und Chrenämtern. Die fompafte 
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Mehrheit hatte eine höchſt ſchwierige Aufgabe: fie follte fortbauen 
auf den Grundfägen, die dem Kanton feine Entſtehung gegeben, 
und den Gefühlen entfprechen, denen die Pflege jener Grundſätze 
theuer war, aber zugleich auch fich Anerfennung und Einfluß 
eriverben bei der im ſchweizeriſchen Dingen wieder zur Herrſchaft 
gefommenen Ariftofratie. Viele fanden, daß jie in diefem Punkt 
zu weit gegangen; die Männer der kompakten Mehrheit gefielen 
fi in den gleichen Borzügen wie die neuen Regenten von Bern, 
Solothurn, Freiburg, Luzern. Grinnerte fie fich ihres Urſprungs, 
fo geihah ed nur, um in der Anrühmung ihrer Berdienfte gegen 
die nun gänzlich überwundene Ariftofratie des alten Waadtlandes 
eine nothwendige Entſchuldigung für eine vollendete Ausichliep- 
lichkeit gegen alle unabhängigen Charaktere zu finden. Talente, 
Rechtichaffenheit, freiheitlicher Sinn, Aufopferungsfähigfeit für 
das Land galten nicht mehr als genügende Nechtstitel, um die 
Ehre eined Sibed im Großen Rathe zu erwerben: eine unab- 
hängige Gefinnung ſchloß unerbittlich von dem geheiligten Kreis 
aus. Die Verfaffung, ehedem vieler Beitimmungen wegen beftig 
getadelt, wurde jet als ein Wunderwerk gepriefen. Jeder einfluß- 
reihe Mann hatte feine Klienten, diefe ebenfo die ihrigen und 
fo weiter; Gunft und Stellen waren nur erhältlich durch glüd- 
liches Auffteigen auf der Leiter jolcher Beamtenherrichaft. Die 
„Freiheit“ verkündete fich täglich im Landeswappen, aber die 
Freiheit der Gefinnung, die freie Meinungsäußerung in Rath 
und Preſſe, die perfönliche Freiheit, ja jelbft die Gewifjensfreiheit, 
erlitten wichtigen Abbruch. Solcher Gang der Regierungsgewalt 
weckte viele und entjchiedene Gegner, aber das Wahlweſen ließ 
einen gejeglichen und wirkſamen Einfluß zu allmäliger Abänderung 
des Syſtems nicht zu, und wer fich des Petitionsrechtes bediente, 
wurde als Ruheſtörer behandelt. In den Reiben der hisigiten 
Bertheidiger der Verfaſſung und des Syitems von 1814 ſah man 
Heinrich Druey, der eben am Beginn jeiner Laufbahn ſtand. 
Petitionen für Umänderung der Verfaffung oder auch nur für 
Feſtſetzung des daherigen Verfahrens waren ihm ein verfaſſungs— 
widriger Gräuel. Die Oppofition beftand aus den verjchtedenften 
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Elementen: radikalen und ariſtokratiſchen Extremen, dann der 
vereinigten Partei der Liberalen unter dem Banner des Veteranen 
der helvetiſchen Revolution, Friedrich Cäſar Laharpe, dem bis ins 
hohe Alter die Leidenſchaft und das Feuer der Jugend treu blieben; 
ihn unterſtützte der Landammann Monod; Jayet, Monnard, 
Nicole waren die parlamentariſchen und gefeierten Redner der 
Partei. Unmittelbar wurde das Volk in Bewegung geſetzt durch 
Männer, von denen die bedeutſamſten erſt in neuerer Zeit in 
höhere Stellungen traten. Zwei Anträgen auf Verfaſſungsreviſion, 
mit Unterbrechung von einem ganzen Jahre eingebracht, ward 
jelbjt die Ehre der Würdigung nicht zu Theil. Endlich wurde die 
Dppofition Mehrheit im Lande, aber nicht im Großen Rathe; 
jie fiegte bei den wenigen unmittelbaren Wahlen. Die Bittjchriften 
rückten zahlreicher ein. Jetzt ſah die Regierung, daß Nachgeben 
zur gebieterifhen Nothwendigfeit geworden. Gine vevidirte Ver— 
fafjung vom 26. Mai 1830 war ihre Frucht, aber fie hatte 
Beſtand nur auf dem Papier. Sie enthielt zwar namhafte Ber: 
bejjerungen, insbefondere die Aufhebung des Wahlfollegiums, 
und näherte fih dem Wahlfyftem von 1803. Vielleicht hätte fie 
die Gemüther beruhigen, als wohlthätiges Zwifchenglied unter 
den fich bejtreitenden Gegenfäßen dienen fünnen, wäre fie nicht 
von einem tadelnswerthen Uebergangsgeſetze begleitet worden, das 
die Vollziehung der durch die Verfaſſung ſelbſt vorgejchriebenen 
Veränderungen auf eine überaus lange Bank verwies. Die Liebe 
zur Herrfchaft verdarb jo auch das Gewonnene, entwand dem 
Bolfe die Frucht des mühſam Grrungenen. Kein öffentlicher Akt 
der Regierung von 1814 hat ihr jo viele Gegnerfchaft auf den 
Hals geladen als jener Uebergangsbeſchluß. 

In diefem Zuſtande traf die Pariſer Revolution den Kanton 
Waadt. Man hat ihr die Urfache feiner fpätern Umwälzung zus 
mejjen wollen. Es war ein Irrthum. Jene Umwälzung hatte fich 
bereits in den Köpfen vollftändig ausgebildet. Der Grope Rath 
war auf den 14. Dezember außerordentliher Weife verfammelt, 
um für die Gejandtichaft zur Tagſatzung nach Bern Fürforge zu 
thun. Die Regierung gedachte gleichzeitig, das drohende Ungewitter 
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durch ein anderes Uebergangsgeſetz zu beſchwören. Aber es war 
zu fpät. Im Kafino zu Laufanne verfammelte ſich die Oppofition 
und hielt Rath über ihre Begehren; fie verlangte Herabfegung 
des Zenfus, Aufhebung der ausfchlieglichen Initiative des Staate- 
rathes, ganz unmittelbar gewählte Stellvertretung, volle Deffent- 
lichkeit, Furze Amtsdauer, ſtrenge Ausfchetdung der Gewalten. 
Eine Petition in diefem Sinne wurde bejchloffen; der greife 
Zaharpe war erftes Mitglied des Ausſchuſſes, der fie entwerfen follte. 
Der Staaterath wollte die Aufregung durch eine Proflamation 
beſchwichtigen und erreichte das Gegentheil. General Laharpe und 
feine liberalen Freunde waren alsbald vom Strome der Tages- 
meinung überfluthet und zogen ſich aus dem Ausichuffe zurüd. 
Unterdeſſen naheten zahlreih unterfchriebene Petitionen an den 
Großen Rath. Die heftigjten Führer riethen den Unterzeichnern, 
ihrer Unterfchrift durch perfönliches Erſcheinen Kraft zu verleihen. 
Am 17. Dezember brachen ihrer mehrere Taufende nach Lauſanne 
auf, namentlih von Lavaux und La-Côte. Ihre Haltung war 
drohend. Der Große Rath wollte obrigfeitliches Recht und Anſehen 
fefthalten und bejchloß auf Jayet's Antrag einhellig, fich jeder 
Berathung über jeglichen Gegenftand zu enthalten, jo lang nicht 
die Menge aus einander gegangen jein werde. Diefe aber ant- 
wortete, indem fie am folgenden Tag unter Trommeljchlag vor 
das Rathhaus zog. Die Unbändigjten drangen jelbjt in den 
Großrathsſaal ein, ſchlugen die Bänke entzwei und begingen noch 
andern ähnlichen Frevel. Nur mit äußerjter Mühe gelang es, 
die Erzürnten zum Rüdzug nach dem Montbenon zu bewegen. 
Die Führer aber unterhandelten mit dem Staatsrath und der 
Große Ruth gab in einer Nachmittagsfigung (18. Dezember) fein 
Jawort zur Einberufung eines Verfaſſungsrathes. Die bereits 
ernannte Großrathskommiſſion für die Revifionsfrage löste ſich 
auf. Gin Staatsrath äußerte: es ſei Alles unverlest geblieben, 
nur die Ehre nicht. Freiheitsbäume mit flatternden Bändern 
verfündeten an manchem Orte die Freuden des Tages. Gewagte 
Hoffnungen der Ueberwundenen, den Aufitand des einen Volks— 
theild durch Aufgebote des andern auszugleichen, blieben uners 
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füllt. Auf vernichtete Gewalt läßt ſich kein neuer Staatsbau 
gründen. 

Das waren die Erfolge des vorörtlichen Nothrufes vom 
22. September: die halbe Schweiz ringend nach einer neuen 
ſtaatlichen Ordnung, die Regierungen von St. Gallen hinweg 
bis an die Geſtade des Leman zum Proviſorium verurtheilt, in 
einer Reihe von Kantonen die Urverſammlungen zur Wahl kon— 
ſtituirender Räthe in Thätigkeit, vorhandene Widerſtandskräfte 
gelähmt durch den beflügelten Schwung der Zeit. Es waren Tage, 
wo mit der Vergangenheit abgerechnet und Alles von Grund aus 
neu geſchaffen werden wollte. Die bewegenden Urſachen ſind im 
Allgemeinen ſchon angegeben: ſie lagen in der völlig vorbereiteten 
Stimmung des Volkes. Zu ihr geſellte ſich eine unermüdliche 
Anregung von Seite der politiſchen Führer, von denen indeß 
nicht alle öffentlich auftraten. Die Erzählung hat gezeigt, daß 
mit wenigen Abweichungen der Verlauf faſt überall derſelbe war; 
zuerſt rückten die Reformfreunde vor, auf ihren Ruf wurden die 
Reviſionskommiſſionen eingeſetzt. Das verſprach aber nur halbe 
Erfolge; darauf ſetzten die grundſätzlichen Umwälzer ihre Mauer— 
brecher an; dann folgte die allſeitige Anerkennung der Volks— 
ſouveränetät, die Einberufung der Verfaſſungsräthe mit Beſeitigung 
aller und jeder ältern Autoritätsform, und zum Schluß der ver— 
ordnete hoheitliche Aft der Volksſanktion für die werdenden Ber: 
fafjungen. So hatten ed im Laufe der Herbſtmonate die viel 
verbreiteten fchriftlihen Programme eingeleitet, ausgegangen von 
den entjchlojjenften, darum auch mächtigften Wortführern. 

Inmitten dieſes Sturmes fing auch das alte Bern zu wanken 
an. Gin Freund nach dem andern fanf in der Hiße des Kampfes, 
und vergebens baute man auf rettende Politik des Auslandes. 
Bern hatte wahrgenommen, daß die Anerkennung der neuen 
Regierung Frankreichs eine allfeitige fein werde; es traute aber auch 
der verbreiteten Meinung, dag die Großmächte eine Aenderung poli- 
tiſcher Zuftände über die Grenzen von Frankreich hinaus nicht 
dulden werden. Um fo weniger war die Regierung von Bern zur 
Nachgiebigkeit geneigt; aber weil fie ſich getäufcht, innere Anhalte- 


— 59 — 


punkte nicht finden fonnte, jo ward auch fie allmälig dem Unter 
gange näher getrieben. — Die erften Urſachen zu ſolchem lagen 
in der eigenen Verfaſſung, in der Unverträglichfeit derfelben mit 
der Verbreitung demofratifcher Begriffe in der übrigen Schweiz 
und in den natürlichen Anfprüchen der Yandbevölferung beider 
Zandestheile, des alten und des neuen, jodann der faktifch von 
der Negierung ausgejchlojjenen Theile der hauptjtädtifchen Bürger: 
[haft Alle Gewalt fand ſich in den Händen verhältnigmäßig 
weniger regierender familien vereint; die fpärliche Nepräfentation 
der Landſchaft erfchten nur als Künftelei, die fein ſelbſtſtändiges 
Auftreten der Gewählten erlaubte oder erwarten ließ, da Die 
Wahlart wie in andern Ariftofratieen der Schweiz der Regierung 
einen wefentlichen Einflug auf die Wahlen einräumte. Ihatfäch- 
liche Xebenslänglichfeit aller höhern Stellen war ein Grundübel 
mehr. Wohl hatte die Republik den Ruhm von ſechs Jahrhunderten 
für fih anzuführen, und ſtark war jie felbit alsdann noch, als 
ihr zwei wichtige Glieder im Nordoften und Südweſten abge 
nommen worden; auch die Verwaltung zur fogenannten Reſtau— 
vationgzeit wies mit Grund auf günftige Grgebniffe. Aber aus 
alle dem folgte doch keineswegs, daß das Volk von Bern, mit 
Ausnahme der wenigen Begünftigten, einverftanden fein follte mit 
einem Zujtande, der nichts Anderes war ald eine mit republifa- 
nifchen Bezeichnungen überfirnipte Unterthanfchaft. Es hatte ein 
geiftiges Bedürfnig und den ganz erlaubten Ehrgeiz nad) etwas 
Befferem und Mehrerem als bloß allgemeinem bürgerlichen Wohl- 
ftand, den es ohnehin meift eigener Thätigfeit und Betriebfamfeit 
verdanfte. Zu folcher Veredlung und Verbeſſerung feiner Lage 
hatte es auch ein Recht. Das fühlten und fagten Einzelne der 
höher Geftellten in Zeiten ſchon und noch bevor die Verfaſſungs— 
änderungen zur Tagesfrage geworden ; aber jie wurden nicht gehört. 
Rathsherr Friedrih Tſcharner war einer der Mahner. Alsbald 
bildete Sedelmeifter v. Muralt eine Partei des jtarren Feſthaltens. 
So unterblieb, was gänzliche Umwälzung allein hätte verhindern 
fönnen, der allmälige Uebergang aus der Familienherrſchaft in 
die Gleichberechtigung aller Würdigen und Begabten des gefammten 


Staates, ohne Unterfchied der Herkunft und des ortsbürgerlichen 
Verbandes. Die fhon während der Tagfakung rege gewordenen 
Beforgnijfe um Erhaltung des Beftehenden gingen raſch in Er- 
füllung. Schweres Miptrauen in die Abfichten der Regierung 
entftand fchon im Auguft, ald ein Antrag des Geheimen Rathes 
zur Sprache kam, die aus franzöfifchem Dienft entlaffenen Ange 
hörigen in Standesfold zu nehmen. Der Große Rath lehnte zwar 
ab und blieb bei bloßer Geldbewilligung für deren dringendfte Be- 
dürfniſſe; da er aber in gleicher Sitzung hohe Kredite (210,000 Fr.) 
anwies zum Zweck militärticher Bereitfchaft, während wenige Tage 
zuvor, ohne dag von der Tagſatzung folcherlei verfügt oder auch) 
nur eingeleitet wurde, fie ſelbſt auf befremdliche Weife mitten im 
Laufe entjcheidender Weltereigniffe zur Auflöfung veranlaft worden 
war: fo lag für dDiezahlreichen Gegner der Regierung in und außer dem 
Kanton die Muthmaßung, als gelte es weſentlich einem vermutheten 
innern Feinde, fehr nahe. Cine bei diejer Gelegenheit geflofjene 
Aeußerung eined Großrathsmitgliedes : beſſer wäre die Einleitung 
zu einer freifinnigeren Verfaſſung als ungeheure Militärausgaben, 
blieb Gegenftand der Verwunderung oder vollends des Hohnes. 
Zu diefen innern Schwierigkeiten gefellten fich Zerwürfniſſe mit der 
übrigen Schweiz. Namenlofe Provofationen zum Aufruhr, die in der 
Stadt Bern angeheftet worden, wurden von Zürcher Blättern 
der Regierung in die Schuhe gejchüttet; darauf folgte das Verbot 
der Neuen Zürcher Zeitung, die ein Mitglied des dortigen Rathes 
zum Gönner und NRedaftor hatte, und das befannte worörtliche 
Kreisfchreiben vom 22. September, in feinem Gefolge empfind- 
liche, Spannung zwifchen Zürich und Bern. Gehäffige Gerüchte 
vermehrten das vieljeitige Mißtrauen in allen Schichten der Be— 
völferung. Darum hätte man es von Seite der Regierung beinahe 
als ein Glück anfehen follen, daß endlich öffentliche und amtliche 
Schritte zum Zweck einer Berfaffungsänderung erfolgten. Die 
Bewegung nahm aber nur theilweife diefen Charakter an. Sie 
brach faſt gleichzeitig aus im Emmenthal, im Seeland und im 
Jura; diefer ohnehin ſchwer zu vegierende Yandestheil war verlegt 
durch ein mißbeliebiges Forſtreglement. Der erfte amtliche Schritt 
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geſchah von Burgdorf aus, auf Anregung des Stadtſchreibers 
Johann Ludwig Schnell, des älteſten von drei Brüdern dieſes 
Namens, deren Wirken von nun an in der Geſchichte der Republik 
ein einflußreiches wurde. Es waltete die Abſicht von Seite des 
Stadtrathes, unter Genehmigung der Burgergemeinde eine Adreſſe 
an die Regierung abgehen zu laſſen, in welcher dieſe mit Hin— 
weiſung auf die äußern Gefahren der Schweiz und zur Herſtellung 
altfeitigen Vertrauens im Innern gebeten werden follte, noch in 
guter Zeit zu einer Reform der Verfaſſung zu fchreiten und zu 
diefem Ende die Wünſche ihres Volkes auf eben fo offenem Wege 
einzuholen, ald ed im Februar 1798, damals zu ſpät, geichehen. 
Eine Kommiffion des Stadtrathes wurde zu diefem Ende nieder 
geſetzt. Bor Ungefeplichfeiten trug man zarte und wohlberechnete 
Scheu; in diefem Beftreben ward der ältere Schnell durch alle 
Sleichgefinnten unterjtügt. Die Regierung vernahm diefe erfte 
Regung durch eilige geheime Botfchaft des Oberamtmanns, dem 
der Präfident des Stadtrathes jelbit geplaudert hatte, verbot 
Berathung und Erlaß der Adrejje, erklärte die Inkompetenz des 
Stadtrathes wie jene der Burgergemeinde zur Berathung von 
Gegenftänden befprochenen Belange, belobte die dem Vorhaben 
des Stadtrathes nicht günftige Minderheit und fuchte jie noch 
mehr durch die Warnung zu gewinnen, wie durch das fich erhebende 
revolutionäre Treiben“ den Fleinen Städten und Burgerjchaften 
zunächit Gefahr drohe *. Widerftand aljo war die Grundftimmung 
der Regierung von Bern über die mannigfahen Regungen der 
Zeit in den verfchiedenen Kantonen der Eidgenoſſenſchaft wie im 
Kanton Bern felbft. Unter der Erklärung formeller Infompetenz 
verhülfte fih die Anficht, das denjelben nicht nur feingrlei Rech— 
nung zu tragen ſei, fondern aud der Wille, fie durch obrigfeit- 
liche Macht zum Schweigen zu bringen. Eine gleichzeitige Amts— 
veife Ludwig Schnell’8 in das Seeland, obwohl unter Begleit 
eined Sohnes des Schultheißen v. Wattenwyl ausgeführt, wurde als 
weitered Beleg für jenes ſchon bezeichnete „Treiben“ angefehen; daher 


* Ratheprotofoll vom 18. Oktober. 
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der Befehl (ebenfalls vom 18. Oktober) an vier Oberämter jenes 
Landestheiles, den Reiſenden genau ins Auge zu faſſen, ſollte er 
ſich aufwiegleriſche Umtriebe erlauben, dafür zuverläſſige Beweis— 
mittel aufzubringen, dann eiligſt Bericht zu geben oder nach Maß— 
gabe der Umſtände eigene obrigkeitliche Gewalt geltend zu machen. 
Indeſſen ließ ſich Burgdorf nicht unbedingt abfertigen und richtete 
an die Regierung die ehrerbietige Anfrage, wie denn die Wünſche 
der Bürgerfchaft für die fchleunige Anwendung geeigneter Mittel 
zur Sicherung der Wohlfahrt des ſchweizeriſchen Vaterlandes gegen 
äußere und innere Stürme an die Regierung zu bringen wären 
(22. Oftober). Zur Rechtfertigung für das urfprüngliche Borhaben 
ward dem DOberamtmann die beabjichtigte Adreſſe beigegeben. 
Die Antwort (vom 3. November) war ablehnend und einlenfend 
zugleich; es jchreiben die Geſetze vor, fagte die Regierung, wie 
Gegenftände, die zum Nuten des Standes in Anregung gebracht 
werden wollen, vworzutragen ſeien; für die Winfche des Stadt: 
vathes werde fich übrigens in der nahe bevorftehenden Sitzung 
des Großen Rathes zuverläffig nicht nur ein Organ, ſondern auch 
die verdiente Beherzigung finden ; ihm liege bei bejchworener Pflicht 
ob, fih an Geſetz und Vorfchrift zu halten. Diefe Sprache war 
nicht fo herb ald man fie bejorgt hatte, gleichwohl den Anforde 
rungen der Zeit nicht genügend, da jeder Tag die fernere Unhalt- 
barfeit der kantonalen Staatsordnungen in verfchtedenen Theilen 
der Schweiz zu beweifen fchien, wohlgemeinte vertrauliche Winke zu 
Handen der Regierung für eigened Entgegenfommen vorangehend 
nicht gefpart worden waren. Aber nicht nur kam es zu feinen ent- 
fcheidenden Entfchlüffen in diefem Sinne und für eine Verfaſſungs— 
reform, fondern auch der mögliche und vielfach befprochene Plan 
einer freundlichen Abfindung von mancherlei materiellen Klagen 
blieb auf fich beruhen. Dagegen tröftete fich die Regierung mit 
Berichten aus Biel, daß der dortige Magiftrat die Erlaſſung einer 
Adreſſe im Sinn der Burgdorfer, allererft betrieben von den Miß- 
vergnügten, aufgegeben habe, und mit der weitern Anzeige aus 
Pruntrut, dag ein aufrührerifcher Tumult dafelbft, wobei der 
dreifarbige „Wifch“ herumgetragen wurde, durch polizeiliche Kraft: 
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entwiclung niedergehalten worden, und fpendete dafür dem Bürger: 
meifter, der bei diefem Anlaſſe bürgerliche Treue bewährt, zur 
Anerkennung ein reichliches Geſchenk. Ueberhaupt entwidelte die 
Regierung ununterbrochene Thätigfeit zu Begwältigung jeglicher 
politischen Bewegung für die drohende Staatsveränderung, gab 
Weiſungen in alle Landestheile, ordnete Kommiſſarien ab, ficherte 
rajche Verbindung mit den Oberämtern, verfprach, belobte, belohnte, 
wann und wo immer e8 für Die Erhaltung des Beftehenden 
dienlich erachtet wurde, während die inzwijchen durch Beranital- 
tung der Führer ım ganzen Lande befannt gewordenen Burgdorfer 
Briefe * Gleichgefinnte bejtärkten oder der Reform neue Anhänger 
warben, beftimmtere Begehren über die fünftigen Grundlagen der 
Verfaſſung formulirt wurden und allerwärts in die Hände der 
empfänglihen Bürger gelangten. Die Selbitthätigfeit der Regie- 
rung für angemejjene Zeitung, nicht Unterdrüdung, der Bewegung 
zu fichern und ihrem Umfchlagen in anarchifche Auflöfung zuvor 
zufommen, fündete um dieje Zeit Schultheiß v. Wattenwyl auf 
bevorftehende Winterfißung einen Antrag zur Revifion des Reprä- 
fentationg= und Wahlfyftems an, das alle Wahlen unmittelbar 
gemacht, die Stadt auf einen Drittheil derfelben befchränft hätte. Aber 
ſchon die bloße Anzeige im Rath veranlagte Ziviefpalt, rafche 
Vorfehren um fo weniger, als jelbjt der Antragfteller nur ſehr 
gemejfenen Schritte vorgehen wollte. Der Umwälzung fonnte 
nichts günftiger fein als folches Zaudern. Bon nun an waren 
Stadt und Kanton Bern einige Wochen hindurch der Schauplas 
aufregender und doc wenig fürderlicer Schritte von Seite der 
Unzufriedenen, kraft und wirkungsloſer Mapregeln und Befehle von 
Seite der Regierung, die die Gedanken feſſeln wollte und einen 
Theil ihrer foftbaren Zeit mit Aufipürung der PBerfonen verlor, 
welche die Wünfche der Burgdorfer durch Drud und Verſendung 
vervielfältigt hatten; dann mit Berathungen, ob alle „gegen- 
wärtig und zukünftig beftehenden aufrührerifchen“ Zeitungen oder 


* Der Drud der beiden Aftenftüde wurde in Aarau beforgt; Handelsteute 
verbreiteten fie auf ihren Gefchäftsreifen. 
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bloß das Meifterblatt derfelben, die „Apppenzeller Zeitung“, zu 
verbieten feien; mit einer Schlußnahme, die fich auf ein Verbot 
der letztern beſchränkte (22. November); endlich mit fubtilen An- 
ordnungen für Herausgabe einer im Sinne der Regierung ge 
haltenen „guten und mwohleingerichteten“ Zeitung. Als dann die 
gleichzeitigen Ereigniffe in Zürich, Yuzern, Solothurn und Aargau 
aufregend auf die Gemüther im Kanton Bern zurücwirkten, der 
Negierung bald das Gerücht von einer in Burgdorf abzuhaltenden 
großen Volksverſammlung, bald die Kunde zufam, daß jolcher 
Berfammlungen mehrere, an verjchiedenen Orten des Kantons, 
auf einen und denfelben Tag vorbereitet werden, Andere die leb- 
baftejte (wenn auch völlig arundlofe) Beſorgniß anfnüpften, daß 
aus einzelnen jener Kantone bewaffnete Bolfszüge gegen die 
Hauptitadt heranbraufen werden, um für das Berner Landvolf 
mittelft Gewalt zu erzwingen, wofür e& bisher vergeblich befcheidene 
Wünſche vorgetragen, endlich die Beklemmung dermaßen flieg, 
dag Viele für Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums zu 
fürchten begannen: da folgten ausführliche Räthe und Mahnungen 
an die Oberämter, wie bewußte gefährliche Berfammlungen zu 
verhindern und, wenn dieß nicht gelänge, unjchädlich zu machen 
jeien, nachhin Empfehlungen zu Bildung freiwilliger Vereine für 
fräftige Abwehr gegen Ruheſtörer, endlich (29. und 30. November) 
die Berufung an die bewaffnete Macht und deren Aufgebot, 
gleichzeitig und im Einverftändniß mit der in gleich verzweifelter 
Stellung ringenden Schweterregierung von Freiburg *, und mit 
der überallhin gegebenen beruhigenden Erklärung, daß die Truppen 
nur zur Handhabung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
beftimmt jeien, da alsbald Aeußerungen der Milizen, einzelner 
Dffiziere und Gemeinen, laut wurden, daß fie nicht gegen Mit- 
bürger fechten, nur Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums 
wahren würden. Der Befehl über die mäßige Anzahl von Truppen 
wurde dem Oberft v. Gffinger übertragen. In die Aemter hinaus 


* „Auch freiburg rüftet.“ „Freiburg trifft ähnliche Anftalten“; jo liest man 
in Schreiben des Geheimen Rathed an die Oberämter von genannten Tagen. 
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jendete der Kriegerath Waffen und Munition nach Bedarf. Die 
Stadt Bern errichtete von fich aus, im Ginverftändniffe mit der 
Regierung, für eigene Sicherheit eine ſtarke Bürgerwache. 
Endlich rückten die politifchen Kämpfer fich näher auf den Leib. 
Den eriten Nathgebern des Volkes, gedrängt durch die verderbliche 
Politif der Negierung wie durch die Beſorgniß von unheilvollem 
Aufitande der Majjen, blieb nur übrig, die Entwidelung der Krifis 
jelbftthätig zu fürdern. Einzelne gingen mit dem Plan um, eine 
größere Berfammlung aus Reformfreunden aus dem ganzen Kanton 
zu veranftalten. Die Meinung, an drei verjchiedenen Orten, im 
Oberland, im Mittelland und im Jura zu vathichlagen, überwog. 
Eduard Blöfh warb thätig zur Ausführung, fand abwechjelnd 
Theilnahme und Bedenken, hier und da felbit völlige Abneigung. 
So in Biel, wo der Plan zu einer Adrejje im Sinne der Burg- 
dorfer zur hohen Freude der Regierung engherzigen Lokalzerwürf— 
niffen hatte weichen müſſen. Die Verſammlung des Mittellandes 
fam zu Stand am 3. Dezember. Zahlreih jahen fich in Burg: 
dorf die Angefehenen dieſes Landestheiles, vornehmlich aus den 
Aemtern Erlach, Nidau, Büren, Aarberg, Burgdorf und Signau. 
Während die Entfernteren Erfrifchung einnahmen, verfammelte der 
Stadtjchreiber Schnell auf offenem Plage vor feiner Wohnung die 
Vorgejegten des Amtes Burgdorf um fich, und empfing von ihnen 
Auftrag und Vollmacht, im Großen Rath auf Einholung der Wünfche 
des Volkes anzutragen. Es folgte dann ein gemeinfchaftliches 
Mahl aller Gäjte von nah und fern. Nachdem der Oberamtmann 
vergeblich gebeten, von der Verſammlung abzuftehen, verfügte er 
fich in die Mitte der Tafelgenoſſen und verkündete den Befehl 
zur Auflöfung. Karl Schnell rechtfertigte die Gefeglichfeit der 
Verfammlung, fein Bruder, Profeſſor Johann Schnell, vortretend 
aus dem Kreife, führte in männlicher Sprache dem verlegenen 
Dberamtinann die edeln Abfichten der Anmwejenden, ihre namhafte 
Stellung in der bürgerlichen Gefellfchaft, die Anfprüche des Volkes 
auf endliches Gehör zu Gemüthe. Der Oberamtmann trat ab 
mit kurzem Abſchiedswort. Auf dem Stadthaufe vereinigten ſich 
die politischen Freunde zum zweiten Male, und hier war's, wo 
Die Schweiz. 5 
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Johann Schnell, wieder zum Worte greifend, eine jener feuer- 
jprühenden Reden vortrug, die die Meinungen zu Entſchlüſſen 
hinreißen. Je ſtärker fich die Verbundenen von nun an fühlten, 
ihr Ziel auf dem edeliten Wege des moralischen Ginrluffes zu 
erreichen, ohne irgend eine Gewalthandlung, welcher die Einfichtigen 
alle, voran die Brüder Schnell, abhold waren, um fo mehr 
wich von nun an auch jede ernfte Beſorgniß ihrerjeitd vor thät- 
lihem Einfchreiten der Negierung gegen die Führer der Bewegung. 

est erft und aljo getrieben von allen Seiten lenfte die 
Regierung ein, und auf ihren Antrag befchloß der Große Rath 
(6. Dezember) ohne Widerfpruch die Ernennung einer Reviſions— 
kommiſſion von elf Mitgliedern, die fich allernächit der Empfang: 
nahme und Sichtung der einlangenden Anträge und Wünſche 
zur Derfafiungsrevifion zu widmen habe. Zugleich wurde theile 
Grleichterung, theild Aufhebung einiger läftig gewordenen mittel- 
baren Abgaben bejchlojjen, und eine Proflamation an das Bolf 
gab Kunde von folchem Entgegenfommen. Die Garnifon in der 
Hauptjtadt wurde vermindert, die Derrichtungen des Oberkom— 
mandanten eingeftellt. Die Stadt Burgdorf feierte das große 
Greigniß durch Beleuchtung und beehrte den Stadtichreiber Schnell 
mit einem Ständchen. Wenige Tage nachher verbot die Regierung 
auf den Grund eines helvetifchen Gefeges, uneingedent des Sprucheg, 
daß der Buchſtabe tödtet, alle Kolleftivvorftellungen, und ertheilte 
überallhin noch anderweitige Befehle, die freie Meinungsäußerung 
theils zu beichränfen, theils von Abwegen fern zu halten. Selt- 
ſam genug gab fie indeſſen fpäter * jenem erjten Verbot die Aus— 
legung, dag Eingaben einer Minderheit durch dasjelbe nicht 
betroffen fein können. Solcherlei Schritte der Regierung liegen 
eine Beruhigung nicht auffommen. Sie hatte den traurigen Beweis 
geleiftet, da fie, in arger Selbttäufchung befangen, fich immer 
noch dem Wahne hingab, es werde mit einigen wenigen Kon— 
zeflionen abgethan fein. So verftanden es aber die nach freierem 
Dafein ringenden Bürger nicht, die das Proflama ald „Angehörige“ 


* Schreiben an den Oberamtmann von Signau, vom 25. Dezember. 
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bezeichnet hatte. Karl Schnell nahm den Großen Rath beim 
Wort, fagte die weientlihen Wünſche und Ansprüche des Volkes 
zu Papier, lieg die bündig lautenden Punkte durch das ganze 
Land verbreiten und ficherte dadurch die Ginheit des Strebens 
wie den thatjächlichen Erfolg. Sein Haus war der Wallfahrtsort 
der Berner. In andern Gegenden entjtand heftige Aufregung. 
So im Bisthum, wo der Magiftrat von Puntrut ſich durch 
Zumultuanten gezwungen ſah, durch Aufruf zu dem einjtimmigen 
Verlangen aufzufordern, daß das ganze juraffiiche Land eigene 
Nepräjentation und Gejeggebung erhalte, faktifch alfo von dem 
alten Kanton getrennt und einem eigenen Generallommiffartat 
unterftellt werde. Bon diefem Schritt wäre nicht mehr weit geweſen 
zu jenem der wirklichen Lostrennung. Der Kleine Rath) vermochte 
eben jo wenig diefem anarchifchen Treiben ald der Löſung aller 
gejellfchaftlichen Bande in den übrigen Kantonstheilen zu ſteuern. 
Die Regierung fand ganz vereinzelt da. Am 16. Dezember ging 
indep die jährliche Bejtätigung der beiden Räthe und ihre Eid— 
leiftung an Stadt und Republif übungsgemäg von ftatten. 
Unberührt von der allgemeinen Bewegung blieb für einmal, 
troß der Nähe Frankreichs, die Nepublif Genf. Sie hatte gelitten 
und gejeufzet unter fremder Herrſchaft; das Jahr 1814 war für fie 
das Jahr des Wiederauflebens gewejen, während es andern 
Völferfchaften der Schweiz namhafte Einbußen an Rechten gebracht. 
Daher blieb Genf, wenigjtend der äußern Gricheinung nad, 
ruhiger Beobachter, während viele andere Kantone ſich neue 
Lebensbahnen eröffneten. Verfaffung und Regierungsipftem trugen 
dazu bei. Jene ficherte das Necht der Nevifion, wenn fie aud) 
die Bornahme von Beränderungen erjchiwerend an die Zujtimmung 
von zwei Drittheilen der beiden Räthe knüpfte. Dadurch ward 
der Repräfentantenrath ein bejtändiger Verfafjungsrath, der durch 
Herabjegung des Zenſus, zuerft von 63 auf 25, dann auf 15, 
endlih auf 7 Gulden, die Zahl der Wähler allmälig von 2042 
auf 4559 vermehrte. Gine Reihe gefeggeberifcher Berfügungen 
in allen Fächern der Stantsverwaltung wirkte nicht weniger für 
Befriedigung der Anfprüche der Bürger, ebenſo eine veglementa- 
5 * 
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rifche Verfügung, die den Verhandlungen des Nepräfentantenrathed 
eine, wenn auch befchränfte, Deffentlichfeit verlieh. Es war dieß 
der „ſtufenweiſe Fortſchritt“, wie Genf mit Vorliebe fein politifches 
Spftem nannte. Aufgeflärter und weifer als die Regierungen 
mancher anderen Kantone, hatte jene von Genf, felbit unter dem 
Einfluß der ftärkjten Anregungen der Rejtaurationgzeit, in Ge 
feßgebung und in Verwaltung die gefunden republifanifchen Lebens— 
grundfäge behauptet, der veligiöfen Freiheit, der Freiheit der 
Gewerbe und der Preife ihr Recht angedeihen laſſen, mit allen 
Mitteln den öffentlichen Unterricht gefördert, gegenüber den Staaten 
der Umgebung gute Nahbarfchaft und würdige Unabhängigkeit 
zugleich gepflegt, im Verhältniß zu der Eidgenoffenfchaft fich eine 
ehrenhafte Stellung gefichert. Ausgezeichnete Magiftraten ftanden 
an der Spike des fleinen Freiftaates und Männer europätfchen 
Rufes in großer Zahl glänzten in feinen Räthen. Unter fold 
glüdlihen Umftänden fonnte die Regierung von Genf, als die 
Greignifje von Frankreich und jene in den übrigen Kantonen auch 
an ihre Thür Flopften, wohl Stand halten; aber unläugbar war, 
daß die neue Zeit von ihrem politiichen Syftem von Stund an 
vermehrte Schwungfraft gebieterifch forderte. Wir werden fpäter 
erzählen, ob und wie die Regierung diefer Rebensbedingung Ge- 
nüge leiftete. Auch Neuenburg und Wallis blieben Zufchauer der 
grogen Greigniffe ringsum. Das Gleiche gilt, doch in höherem 
Grade, auch von Graubünden, Glarus, Zug und den Urfantonen, 
mit Ausnahme von Schwyz, wo alte Schäden hervortraten, die 
in folgenden Bogen zufammenhängend erzählt werden. 

Appenzell Außerrhoden nahm feurigen Antheil an der demo- 
fratifchen Rührigkeit der übrigen Gidgenofjen, ohne im eigenen 
Innern eben fo heftig von der Bewegung ergriffen zu werden. 
PBarteiungen oder Spuren von Unruhe waren nicht jichtbar; 
zwifchen Volk und Obrigkeit beftand erfreuliche Eintracht. Ein 
Mumtenleben war jedoch auch hier nicht möglich. Schon im Jahr 
1828 hatte Meyer, der Gründer der „Appenzeller Zeitung“, durch 
Herausgabe des alten gefchriebenen Landbuches im Drud, zum 
Herger der Altern Landleute, die regeren Geifter auf das Mangel- 
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hafte der beſtehenden öffentlichen Ordnung aufmerkſam gemacht. 
Von der Erkenntniß zum Handeln iſt oft nur ein leichter Sprung. 
Bürger von Speicher reichten eine Vorſtellung ein für Reviſion 
des Landbuches; der zufällige Umſtand, daß in Uſteri's Handbuch 
des ſchweizeriſchen Staatsrechtes appenzelliſche Verfaſſungsbeſtim— 
mungen zu leſen waren, die mit dem ächten und rechten Land— 
buch nicht übereinſtimmten und in denen das Volk zugleich eine 
Schmälerung ſeiner Rechte wahrnahm, ſchien dieſes günſtig für 
den Plan zu ſtimmen. Rach Einvernahme der Gemeindevorſteher 
glaubte der Große Rath indeſſen keinen ſichern Rücken zu haben 
und lehnte das Reviſionsbegehren mit ſchwacher Mehrheit ab 
(Ende 1829). Ein Jahr nachher, im ereignißreichen Dezember 
1830, nahmen kräftigere Naturen das Vorhaben wieder auf: 
Dr. Heim in Gais durch ein mit vielen Unterſchriften verſehenes 
Memorial an den Großen Rath, Titus Tobler und Landeshaupt— 
mann Nagel durch Flugichriften, von denen befonders jene Nageld 
viele Anhänger für Die Revifion warb; die Speicherer rückten 
mit neuer Petition ind Feld, zu der alt Landesfähndrich Tobler 
feine Feder geliehen. Der nächite Erfolg war die Beftellung einer 
Siebnerfommilfion zur Begutachtung der hochwichtigen Frage. 
In Appenzell Innerrhoden berichte Frieden, da der Meinungs: 
ftreit über die Rechte der Landgemeinde ſchon im Jahr 1829 zu 
Gunften der legten befeitiget worden. Teffin begann unter feiner 
neuen Berfaffung ein neues Leben. Am 18. Dftober verfammelte 
fi) der in 114, ohne Ausnahme unmittelbar gewählten Mit- 
gliedern beftehende Große Rath und beitellte den Staatsrath 
unter Entfernung des Landammanns Quadri, des verhaßten 
Hauptes aus früherer Zeit, dagegen mit Wiedererwählung von 
fünf andern Mitgliedern der ehevorigen Negierung, jo daß fi 
der neue Wein zu gutem Theil alten Schläuchen anvertraut 
fand. Vinzenz Dalberti, aus dem Bergdörflein Dlivone, ein hoch— 
achtbarer Mann, der den Kanton an der ordentlichen Tagſatzung 
von 1830 vertreten, ward der erſte Präfident der neuen Regierung, 
Stephan Franſcini Staatsfchreiber. Beide hatten fih um Die 
unerläßlih gemwejene Reform hohes Berdienit erworben. Die 
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Negierung trat guten Muthes, aber mit leeren Kaffen, ihre Ber 
richtungen an. i 

Faſt fchien es anfänglich, als ob auch Schaffhaufen wie einige 
früher genannte Kantone dem Sturm entgehen werde. Erſt im 
Jahr 1826 hatte eine Verfaffungsrevifion die verfchiedenen An- 
Sprüche gegenfeitig ausgeglichen, den Hauptwunſch der Landichaft 
um beftimmt zuzumefjende Repräfentation im Kleinen Rathe 
erfüllt, ftatt wirklicher Sönderung der Gewalten, die noch mächtt- 
gen MWiderftand fand, wenigſtens Ausscheidung des Kleinen Rathes 
in zwei Kollegien gebracht, von denen das eine als oberite Juſtiz— 
inſtanz aufgeftellt wurde, endlich die Freunde ungehenmteren 
Wahlweſens, die nicht alles der Engherzigfeit der Wahlzünfte 
überlaſſen wollten, mittelft neun freier Wahlen in den Großen 
Rath und durch denfelben befchwichtigt. Die hierauf eingefegte 
Regierung blieb nicht ohne Verdienſt, da fie mit einer durch: 
greifenden Reform des Unterrichtes glücklich zu Stande gefommen, 
Anderes, namentlich eine neue Organiſation der Finanzverwaltung, 
freilich erſt vorbereitet hatte, als Paris feinen alten König verjagte. 
Standhaftes Zutrauen glaubte die Regierung zu befigen, doch 
bewährte es fich nicht in die Länge. UntersSallau wollte feinen 
Freiheitsbaum haben und bald nachher traten Die Bürger der 
Flettgauifchen Gemeinden zu Befprechungen über eine Berfaffungs- 
reviftion zufammen. Wanfenden Tritted ging nun auch die Regie- 
rung von Schaffhaufen den nächten wichtigen Greigniffen entgegen. 


Dritter Abfchnitt. 


Die außerordentlihe Tagſatzung von 1830 auf 1831. Der Beſchluß der 
Nichtintervention. Neutralitätsvorkehren. Die Zerwürfnifle in 
Bafel und Schwyz. 


Was der Vorort Bern der Tagſatzung ſelbſt nicht hatte über- 
lajfen mollen, neue Regelung des wölferrechtlichen Verhältniſſes zu 
Frankreich, zugleich mit der. Aufrechthaltung traftatmäßiger Stel— 
lung zu den europätfchen Staaten überhaupt, das nahın er furz 
nach Auflöfung der ordentlichen Tagſatzung in eigene, allerdings 
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ſehr gewandte Hand. Der ſchweizeriſche Gefchäftsträger in Paris, 
v. Tſchann, angewieſen, fich ſtiller Zurücgezogenbeit zu befleißen, 
hatte dabei eine andere, einläßlichere Aufgabe nicht zu erfüllen. 
Am 8. September überreichte ein in Bern eingetroffener außer 
ordentlicher Abgeordneter, Herr dv. Breffon, dem Amtsfchultheigen 
ein königliches Schreiben von Ludwig Philipp an die Tagfakung, 
die Anzeige von der Thronbefteigung, mit danfbarer Erinnerung 
an früher auf Schweizer Boden genoſſene Gaftfreundichaft ent: 
haltend. Eingeführter Gefchäftsordnung gemäß, ließ der Vorort 
die hohe Notififation an die Standesregierungen abgehen, der 
Anficht, die Eidgenoffenfchaft möge unjchieliche Eile wie befremd- 
liches Zögern in verpflichtender Beantwortung des Schreibens 
meiden, mit den Kontinentalmächten Schritt zu balten fuchen. 
Die Mehrheit der KRantonsregierungen gab alsbald, doch jene 
von Luzern erſt am 11. Oftober, nöthige Bollmacht zu dem Schritte 
der Anerkennung gegen den neuen König, die dann unmittelbar 
durch Schreiben des Borortes vom nächiten Tage folgte. Den 
oberjten Yandesbehörden, den eigentlichen Stellvertretern des Volkes, 
ward auf ſolche Art fait allenthaben die eigene Stimmgebung 
entrüdt, ein Verfahren, das mehr der hergebrachten ariftofratifchen 
Vebung ald dem Wortlaut des Bundes entfprechend war. Alle 
die mußten, wie geringfügig oft der Stoff war, über den die 
Großen Räthe, vorörtlichen Traktandenfreisfchreiben zufolge, ihre 
Gefandtjchaften zu inftruiren hatten, fahen mit fo größerm Be- 
fremden auf folhe Umgehung in den wichtigften ragen. Die 
vorörtliche Antwort vom 12. Dftober fand guten Anlaß, als 
Echo einer gleihbedentenden Stelle im Schreiben des Königs den 
Schmerz der fehmeizerifchen Eidgenoffenfchaft über die Kataftrophe 
fund zu thun, welcher die ältere Linie des Haufes Bourbon 
unterlegen war, wie über das Unglüd, das die denfwürdigen 
Vorfallenheiten der legten Revolution einer großen Anzahl „unferer 
Mitbürger“ gebracht. Damit wurde die lebhafte Begierde der 
verbündeten Kantone, ſo wie ihr unmwandelbarer Wille erklärt, 
ftets in vollfommenem Ginverftändniß mit Frankreich zu leben 
und die Verhältniffe der beften Nachbarfchaft mit demfelben zu 
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unterhalten. PBerfönliche Huldigungen zu Ehren des Königs folgten, 
dann Worte des Vertrauens, daß der Monarch nie aufhören 
werde, Intereſſe zu nehmen an dem alüdlichen und ruhigen 
Dafein der Eidgenoſſenſchaft, an ihrer Neutralität und an der 
Unverletbarfeit ihres Gebietes, welche unter Theilnahme Frankreichs 
durch feierliche Traktate gewährleiftet feien. Solche Erklärung 
gefchah nach eingetretener Gewißheit, dag die geftürzte ältere Linie 
der bourbonifchen Dynaftie, wenigftend was Frankreich belange, 
von den Gropmächten Europa's ihrem traurigen Schickſal über: 
laffen, die Familie Orleans fürder unwiderſprochen in den Kreis 
der Regenten aufgenommen, der europätiche Statusquo in Gemein- 
fchaft mit dem neuen Könige im Wefentlichen werde erhalten 
werden. Ueber dieje Berhältniffe alle hatte fih im Laufe Septembers 
eine feſte Meinung bilden können. Als aber die Belgier ſich 
anfchieften, das holländische Joch abzufchütteln, der König der 
Niederlande gegen das aufftändifche Volk auch wirklich den Kürzern 
zog und einzig die Feſte Antwerpen zu behaupten vermochte, der 
neue, wenn auch zur Zeit nur proviforifch vegierte Staat um 
Anerkennung ſich umſah, das Schickſal von Belgien überhaupt 
zur Weltfrage und zum Gegenftand eines Weltjtreites zu werden 
drohte; als in Folge diefer Verwickelung und mancher revolutionären 
Regungen und Auftritte auch in den deutſchen Staaten die öſt— 
lichen Mächte weit ausholende Rüſtungen anordneten, Nachricht 
auf Nachricht folgte über Schlagfertigfeit Rußlands, ſtarke Rekru— 
tirungen Dejterreich und jchaarenweifes Eintreffen feiner Ders 
ſtärkungen in Jtalten, jo wie über ftündlich bejorgtes Bordringen 
der preußifchen Truppen nach Luremburg zur Wahrung dortiger 
deutjcher Rechte, wie jener des Königs der Niederlande gegen 
revolutionäre Losreißung: da wurde e8 den ohnehin ihrer innern 
Beftrebungen wegen aufgeregten Schweizem warm ums Herz, 
und allgemeine Beforgniß wurde wach, daß es ernjtlich um Wieder 
anfnüpfung einer Fürſtenallianz zu thun ſei, deren Schlußziel 
fein anderes fein könne, als die wiedererwachenden Völker aber- 
mals darnieder zu halten und das ftille Reich der Yegitimität 
frifcherdingen zu befeftnen. In fchnurgeradem Widerfpruch hiermit 
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jtand allerdings die von der franzöfifchen Rednerbühne herab 
durch einen königlichen Minifter gegebene feierliche Berficherung, 
die dreifarbige Fahne Frankreich jei das Sinnbild der Ordnung 
und des Friedens, Ddiefer feiner Störung ausgefest. Aber folche 
Rede verlor alle Bedeutung, weil um diefelbe Zeit einer der 
fräftigften SHeerführer aus Kaifer Napoleons Zeiten für Frank— 
reich nicht nur eine neue Armee ſchuf, ſondern die Rüftungen 
in einem Umfang betrieb, der höchitens unentfchieden ließ, ob 
diefe verjüngte Monarchie zulegt felbft der Angreifer oder nur 
der Angegriffene fein werde. Darüber blieb jedenfalld gar fein 
Zweifel mehr übrig, dag der Nachbar der Schweiz im Werten 
ſich nicht weniger auf wirklichen Kriegsfuß ſetzte ald die öftlichen 
Mächte. Mit den Berichten über die umfajjendften Anordnungen 
feiner Regierung gingen Hand in Hand die Meldungen aus 
Frankreich über enthuſiaſtiſchen Aufſchwung der Armee und des 
Bolfes, der an die ereignigreichen Zeiten der großen franzöſiſchen 
Kriegszüge erinnerte. Bon nun an hielten Grfahrene wie Uner— 
fahrene, die Beften und Weiſeſten in den fchweizerifchen Räthen 
wie der jugendlich aufftrebende Patriot, der fich in Beurtheilung 
öffentlicher Dinge verfucht und dem Vaterland in fühnerm Wort 
die Gritlinge feiner Liebe darbringt, das Schlimmfte für möglich, 
ja wahrjcheinlich, einen europätfchen Prinzipienfrieg, in feinem 
Gefolge ernite Angriffe auf das Gebiet der Schweiz, ihre Neutra- 
lität und Selbjtjtändigfeit; denn noch war deren Verlegung im 
Jahr 1813 Gegenftand jchmerzlicher Grinnerung. Am tiefiten 
ergriffen von dieſer Lage der Dinge waren die überaus zahlreichen 
Freunde der eben im Fluß begriffenen Neugeftaltung der fanto- 
nalen Ordnungen; Daher ein Ruf aus ihrer Mitte zu männlicher 
Einigung für deren Förderung, für Unterlaffung gefährlicher Spal- 
tung und allgemeine Vorbereitung zur Wehre gegen den beforgten 
Andrang fremder Heere. So im Often der Schweiz. Und weil 
gemeinfame Maßregeln nicht möglich ohne gemeinfamen Rathichlag, 
jo wurden viele Stimmen laut für endliche Ginberufung einer 
außerordentlichen Tagſatzung: fie wollten nicht Gefahr laufen, 
daß Bern feine Sonderpolitit vom Jahr 1813 miederhole, die 
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übrigen Kantone nur das Zuſehen hätten, nachdem das Uebel 
geſchehen wäre. In dieſem Sinne beſchloß der Große Rath von 
Appenzell Außerrhoden, das Begehren an den Vorort um jene 
Berufung zu richten, auch ſolches den Ständen zur gleichmäßigen 
Stimmgebung zu übermitteln. Nach St. Gallen und Appenzell 
Innerrhoden ſandte er eine perſönliche Abordnung zu gleichem 
Zweck (7. Dezember); auch verordnete er, daß der erſte Bundes— 
auszug ſich marſchfertig mache. Das appenzelliſche Schreiben ver— 
räth die tiefſte Ueberzeugung von den waltenden Gefahren und 
dem Bedürfniß, ihnen zu wehren: „Europa rüſtet ſich zum Kriege“, 
heißt es darin, „große Heere jammeln ſich um unfere Grenzen, 
und wenn die Lofung zu einem vielleicht der blutigſten Kämpfe 
gegeben würde, müßte die Schweiz entweder mit feitem Muthe 
die ihr von den hohen Mächten zugeficherte Neutralität bewahren, 
oder fie würde in den Sturm der Welt hineingeriifen, ihre 
Gelbitjtändigfeit, das Heil des ganzen Vaterlandes geführdet. 
Noch aber, mitten in der großen allgemeinen Bewegung ftehen 
wir, nicht ohne Kraft, aber unvorbereitet zum Kampfe da; ohne 
ernjte Mapnahmen zur Entwidelung unferer eigenen Kräfte fcheinen 
wir, dem ungewiſſen Schickſale vertrauend, unfern Blid nur auf 
das Innere gerichtet, ruhig und unthätig die Gefahren erwarten 
zu wollen, die zu bald vielleicht über die Eidgenoffenfchaft herein- 
brechen werden.“ Habe man der Schweiz den Vorwurf gemacht, 
daß fie. bei frühern Anläffen die beften Augenblide zur Rettung 
verſäumt, fo werde gleicher Vorwurf aud) jest treffen, wenn fie 
fih nicht zur Landesvertheidigung bereit mache, um von den 
Greignifjen nicht überrafcht zu werden. In gleichem Sinn erließ 
die rheinthalifche Gejellfchaft, am 6. Dezember in Rheineck ver: 
fammelt, ein Begehren an die Regierung von St. Gallen, in 
der Meinung jedoch, daß die zu verlangende Taafasung nicht 
mehr nady Bern, fondern auf den 3. Januar nach Yuzern, dem 
fünftigen Vorort, berufen werde. Die Stellung Berns ſchien den 
Petenten laut ihrer Eingabe, wenn nicht eine befangene, jo doch, 
in Betracht der durch die neueſte franzöfiiche Revolution vielfach 
verlegten Antereffen der regierenden Familien Berns und ähnlich 
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fonftituirter Kantone, eine vielfach gehemmte, dem weitejten Miß— 
trauen preisgegebene, das erft dann aufhören werde, wenn die 
Tagfagung ſelbſt die Leitung des Bundes übernehme. Borforge, 
daß jeder Kanton in ungefchmälertem Rechte bleibe, fich eine 
beliebige, Verfaffung zu geben, unter Wachfamfeit jedoch, daß 
dabei Siherheit und Ruhe des ganzen Baterlandes nicht Schaden 
leiden, wurde in der Bittjchrift ebenfalls empfohlen. Alsbald ver: 
öffentlicht, trug fie viel zur Beſtimmung der öffentlichen Anfichten 
über damalige Sauptfragen bei. Eine Abordnung jener Berfamm- 
lung überbrachte die Schrift dem Standeshaupt von St. Gallen. 
Sp am einen Ende der Schweiz. Ganz übereinftimmend und faft 
in denfelben Stunden lieh Oberft Dufour im Repräfentantenrathe 
von Genf jein beredtes Wort für auperordentliche Ginberufung 
der Tagſatzung vernehmen, hinweiſend auf die gewaltigen Rüftungen 
der unmittelbaren Nachbarſchaft. Was inmitten der beiden End- 
punfte lag, thellte gleiche Beforgniffe und nicht weniger heißes 
Berlangen nad wirffamen Zeichen, daß die Schweiz dießmal 
nicht wieder das Opfer halber Maßregeln und diplomatifcher 
Zauderkünſte weniger einzelner Männer werden wolle, denen man 
mehr vertraut hatte, als dann wirklich geleiftet worden. 

Doppelt ſchwierig war bei folher Sachlage die Stellung der 
vorörtlihen Räthe. Gedrängt durch das eigene Volk zum Auf 
geben alter Bevorzugung, ernjter Gefahr ausgefegt, durch Die 
demofratiiche Strömung, welche die wichtigften Kantone in ihren 
Bereich gezogen hatte, überfluthet zu werden, — bin und her 
gejchaufelt durch den täglichen Wechjel ausländifcher Berichte, der 
um jo mehr die Sorge für Erhaltung des Regimentes aus 
eigener Kraft ale dringend erjcheinen ließ, fuchte Bern den einzigen 
noch möglichen Anhaltspunkt, den ihm die Schweiz bieten fonnte: 
eine Stütze in den weitlichen Kantonen Genf, Waadt und Freiburg, 
die damals von der Bewegung bei weiten nicht fo lebhaft ergriffen 
waren ald die deutjche Schweiz. Daher gegen Ende Novemberd 
die Sendung des Seckelmeiſters v. Muralt in jene Kantone, 
eines Magiftraten, der den ntereffen der bernifchen Ariftofratie 
weit inniger zugethan war als die beiden Schultheißen; dieß 


a A aa 


geichah eben zu jener Zeit, ald eine außerordentliche Befagung 
in die Stadt gezogen wurde. Die Abficht alfo, dem Sturm theile 
durch heimische Mittel, theild geftüst auf übereinftimmende Politik 
der genannten Kantone im äußerſten Welten zu begegnen, fühlen gar 
feinem Zweifel mehr zu unterliegen. Selbft die Freunde des Vorortes 
in andern Kantonen deuteten fie wenig anderes, gaben ihr jedoch 
die vaterländifche Wendung, daß man damit drücdender und 
gefahrvoller fremder Ginmifchung zuvorfommen wolle. Der 
Zweck wurde nicht erreicht. Genf insbefondere hatte feine Blicde mehr 
nach Außen, Bernd Sorgen waren nad Innen gerichtet. Ein 
Zufammentreffen war daher nicht möglich; kaum war der Abges 
geordnete Bernd zurüd an feinen Sig, nachdem er am 30. No— 
vember den politifchen Freunden in Freiburg Muth eingefprochen, 
traf aus Genf der Syndie Naville in der Bundesftadt ein 
(5. Dezember), um die Ginberufung einer außerordentlichen Tags 
fagung mündlich zu empfehlen. Aus ſolchem Zwieſpalt geht Har 
hervor, daß die vorangegangene bernifche Sendung wejentlich den 
Zweck hatte, auszumitteln, inwieweit Bern noch einen fichern 
Rüden in den wejtlichen Kantonen habe. 

Sleichzeitige Berichte jagen aus, daß Schultheiß Fiſcher dem 
Abgeordneten Genfs günftige Antwort ertheilt habe. Wirklich 
berief der Vorort durch Kreisfchreiben vom 7. Dezember die Tags 
ſatzung auf den 23. desjelben Monats. Im Bolfe ſtritt man ſich 
dann, ob er aus eigenem Antrieb gehandelt, oder ob er mehr der 
öffentlichen Stimme gefolgt fei, die fich fchon vor der Schluß: 
nahme von Appenzell Außerrhoden und ähnlichen Erfcheinungen 
für die Berufung erklärt hatte. Gewöhnlich wirken in ſolchen 
Zeiten verjchiedene Beweggründe zufammen. Gewiß ift, daß Bern 
dem vieljeitigen Verlangen kaum einige Tage noch hätte wider 
ftehen fünnen; denn auf die St. Gallifhe Anfrage an Zürich 
vom 8., was feine Meinung über das Thema des Tages jei, 
gab dortige Regierung eine Antwort im Sinne der Berufung. 
Unangenehmer für den Vorort war die Grörterung, ob er mit 
jeinem Befchluß nicht die tiefer gehende Berechnung verbunden 
babe, die vorörtliche Gewalt über den Schluß des Jahres hinaus 
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auf unbeftimmte Zeit in eigenen Händen verlängern zu laffen. 
Sein Kreisfchreiben vom 7. Dezember ift nicht minder bitter 
gehalten, ald das damals ſchon verjhollene vom September. Leider 
bewegte e8 fich im gleichen Gedanfenkreife, pries altes Glüf und 
wollte an den Beftrebungen der neuen Zeit feinen gefunden Faden 
erfennen. Schwer beflagte der Vorort „die ſich immer erneuernden 
Angriffe auf Berfaffungen und Gefege, die Verdächtigungen ſchwei— 
zerifcher Obrigfeiten, das vaftloje Streben nah Ummwälzung und 
Zerftörung; fie find nunmehr in ihren bittern Früchten erfannt. 
Durch fie kam das Vaterland an einen Abgrund, wo nichts 
retten kann, als vielleicht treuer Rath u. j. mw.“ Der Vorort 
gründete hierauf die erite Aufgabe der Tagſatzung, der Gefep- 
lofigfeit zu fteuern, doch „mit fteter Beachtung des Grundfages, 
daß der Bundesbehörde feine Berathung zuftehe über folche Ber: 
beiferungen und Mopdififationen (der Verfaſſungen), welche durd) 
verfaffungsmäßige Gewalten und auf gejeßlichem Weg in dem 
Gemeinweſen der einzelnen Kantone würden bereitd eingeführt 
worden fein oder noch fpäter eingeführt werden.“ Ald zweites 
Ziel der Verfammlung bezeichnete er: die Objorge für die innere 
Sicherheit und ferner geregelten Gejchäftsgang in Bundesjachen. 
Räthſelhaft ſagte zu dieſem Behuf das Kreisfchreiben: „zunächit 
würde ihr (der Tagfasung) befonders obliegen, zu Sicherftellung eines 
regelmäßigen Fortganges der Gejchäfte Verfügungen zu treffen, 
welche der abtretende Borort unter fo ſchwierigen Verhältniſſen nicht 
wohl aus jich allein anordnen darf; in feinem all aber will er 
fih der Verantwortlichfeit ausfegen, wo das eidgendfjiiche Amt 
in Bern nothwendig aufhört, für deſſen Uebertragung an den 
hiezu berufenen Stand etwas unterlajfen zu haben“. Wollte Bern 
wirklich entichieden abtreten auf Neujahr? und wenn ja, befondern 
Mapregeln rufen, etwa einem Repräfentantenrath oder der Amte- 
übergabe an Zürich ftatt an den bundesgemäß nem eintretenden 
Vorort Luzern? Hatte es aber nicht dieſe beiden Auswege im 
Auge, fo bedurfte ed eben nichts als der gewöhnlichen Amts— 
übergabe duch Urkunde an den Stand Quzern, deſſen Behörden 
ſich kaum im jchlimmerer Lage befanden als Zürih und Bern. 
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Welche immer aber von ſolchen Muthmaßungen die richtige ſein 
mag, ſo hätte es ſich von Seite Berns geziemt und es wäre 
nützlicher geweſen, eine ganz offene Sprache zu führen, beiſpiels— 
weife als Aufgabe der Tagſatzung die Obſorge zu bezeichnen, 
„daß der bundesgemäße Webergang der vorsrtlichen Funktionen 
an den Stand Luzern feine Störung oder Hinderniffe erleide“. 
Das hätte Vertrauen gewedt. Zum dritten lenkte der Borort 
die Aufmerkfamfeit der Stände auf die waltenden Kriegsbeforg- 
nijje und erklärte: „NRüftungen feien nöthig — — und gebe Gott, 
daß auf die Urheber der jegigen Gährungen die furchtbare Ver— 
antwortlichfeit nicht falle, diefe Bereinigung unmöglich gemacht 
zu haben“. Das mußte abermals wehe thun, indem es gegen durch 
und durch redliche vaterländifche Gefinnung von vorn herein eine 
Art Fluch ausſprach. Wie weit der Vorort gegenüber dem dampf- 
mäßigen Zauf der Ereigniffe und Anfichten bereits zurücfgeblieben, 
zeigt die nachträgliche Erklärung vom 8. Dezember, daß er gegen 
Veröffentlichung des Kreisfchreibend durch den Druck nichts ein- 
zuwenden habe. Sie verftand fich in der That von jelbit. 

War der vorörtliche Geheime Rath ſelbſt frei von der Abficht, 
jeine vorörtlichen Gewalten über Neujahr hinaus zu verlängern, 
jo trat diefelbe Doch anderswo zu Tage. Schwyz lud die Kantone 
Ur und Unterwalden zu gemeinfamer Inftruftionsberathbung nad) 
Bedenried ein, beitellte am 14. feine Abordnung, an ihrer Spige 
den Landammann Wäber, mit dem Auftrag, brüderlich mit den 
Mitftänden zu berathen, „was man in diefen betrübten Zeiten 
zu thun gedenfe“, auf feſtes Zufammenhalten der drei Urftände 
einzumirten und bejonders darauf zu dringen, „daß der Vorort 
beim h. Stand Bern verbleibe“. * Die Gegner der vordrtlichen 
Politik von Bern witterten fo etwas, aber mwußten es nicht; 
immerhin fchrieben fie die Konferenz auf Rechnung bernifcher 
Mahnungen, und jene Inſtruktion war nichts weniger ala bundes- 
gemäß. Die Verhandlungen zu Bedenried vom folgenden Tag, 


* Protokoll des bei Eiden zufammenberufenen Innern Gefeffenen Land: 
ratbed von Schwyz. 
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wie fie amtlich aufgezeichnet find, bewegen ſich ziemlich in allge: 
meinen Nedensarten; bei Vergleichung bderfelben mit anderen 
Berichten zeigt ſich indeß, daß Nidwalden, vertreten durch Kaifer 
und Adermann, am wenigjten auf gewagte Seitenmwege abfchweifen 
wollte, Schwyz aber die Hinterthüre für Amtsverlängerung zu 
Gunften des Vorortes Bern nicht ganz aufgab. Im Uebrigen 
war man bezüglich der Fantonalen Berfaffungsänderungen für 
den Grundjas, dag Einmifchung nur auf dem Wege der Güte 
durch Unterhandlung, alſo unbefchadet der kantonalen Souve- 
ränetät gefchehen folle. Wörtlich ging der Abſchluß auf Aufrecht- 
haltung der eidgenöfftihen Bundesverhältniffe, unter Vorbehalt 
neuer Inftruftionseinholung, falls ihnen bedenkliche Ausdehnung 
gegeben werden follte; über allfällige Berlegung des Vorortes 
möge jede Gefandtichaft nach Ermeſſen jtimmen. Diefer Beſchluß 
beweist Widerftand gegen die Anficht von Schwyz. Wegen der 
Verhältniffe nach außen ward man einig für nöthige Entwidelung 
der militärifchen Kräfte, und Zweifel walteten nur über die Frage 
mehr oder weniger jchneller Grenzbejegung. Wegen allfälliger 
Aufftellung eines „Föderalrathes“ behielt man fich fpäteres Ein- 
verftändniß vor, wie überhaupt für alle unvorhergefehenen Fälle. 

Aufgewedter denn je feit dem Bundesſchwur von 1815 hielten 
die übrigen Kantone Rathſchlag für Aufrechthaltung innerer und 
äußerer Selbjtjtändigfeit. Und nicht nur Leben war in ihren 
Berathungen, jondern auch Aufrichtigkeit und Wahrheit. Zeremo- 
nienreden und bloße gefchäftliche Routine waren ganz entwerthet; 
es galt nur, was zum vorgeftedten hohen Ziel im Ebenmaße 
jchien. Die vorörtlihe Anjchauung, inwieweit fie fich namentlich 
auf die innern Verhältnife bezog, traf in allen von der Bewegung 
bereitd ergriffenen Kantonen auf den lebhafteften Widerftand, 
ward überhaupt von Jedermann verurtheilt, der die Fünfzehner— 
Politik als verbraucht anſah; hatte ja ſelbſt jhon das vom Wiener 
Kongreß aufgeftellte Gebäude in Frankreich und den Niederlanden 
weitflaffende Rijfe erhalten. Beſonders entjchieden und einflußreich 
trat die Macht der neuen Ideen im Großen Rathe von Züridy 
hervor. Während Bern von der Tagſatzung vorzugsieife ein 
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Aufhalten der lawinenartigen innern Umgeſtaltung aller Kantone 
erwartete, fand der Große Rath von Zürich umgekehrt ihre Haupt: 
aufgabe in der Wahrung der tmwichtigften politifchen Intereſſen 
gegen das Ausland. Das foll an der Tagſatzung auch der Zeit 
nach allem vorangehen. In welch edelm Geifte die Lage des 
Baterlandes aufgefaßt, auch wie ernftlich gefährdet jie angefehen 
wurde, das entnimmt fih am genaueften aus dem bezüglichen 
Infteuftionspunft: „Die Eidgenofjen jollen ſich wehrhaft und 
friegsfertig machen. Zu diefem Zweck jollen die beiden Rontingente 
an Mannfchaft und Kriegszeug in jedem Kanton in Bereitichaft 
gehalten, inleitungen zur Beſetzung der Oberbefehlshaberftelle 
und zu Bermehrung der eidgenöffiihen Militärauffichtsbehörde 
getroffen, die Mannfchaft und das Krieggzeug, wo es erforderlich 
fein mag, eidgenöſſiſch gemuftert und befichtigt werden. Für einen 
Nothfall in der Nähe foll die Landwehr in angemejlene Wehr: 
haufen eingetheilt werden. Die Tagſatzung foll den Grund dieſer 
NRüftungen, die ausfchlieglih zur Erhaltung der Unabhängigkeit 
und Neutralität der Schweiz beftimmt find, der gefammten Gid- 
genofjenfchaft verfünden. Die Gejandten von Zürich geben ihren 
Eidgenofjen die Berficherung, dab Zürich fofort alle Anftalten 
zur Wehrhaftmachung treffe und dem erften Ruf des Baterlandes 
folgen werde.“ Bom Inhalt abgefehen, war jchon der Ausdruck 
derjenige der jungen Schule, freudig und warın im Gegenfag zu 
dem Jammer und den Wehrufen in den amtlichen Mittheilungen 
der vorörtlichen Regierung zu Bern. Der ſächlich Widerfpruch gegen 
dortige Anfichten trat am ftärkjten hervor bei Erörterung der Ver: 
faffungsfrage. Keine Rede von Eingehen in die Anträge Berne. Die 
begutachtende Großrathskommiſſion erachtete vielmehr, „der Stand 
Zürich müſſe beftimmt und ausdrüdlich erklären, daß er zu allen 
Schritten, welche die Tagfagung thun, zu allen Mitteln, deren 
fie jich bedienen möchte, um dem Streben der verfchiedenen Kan— 
tone nach Verbejferungen ihrer Berfaffungen entgegenzutreten, nicht 
nur nicht ffimmen, fondern fie förmlich mißbilligen würde.“ Aber 
nicht bloß veriwerfen wollte man was Bern im Plan hatte, jondern 
gegentheild die von ihm gefürchtete und angeflagte Entwicelung 
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fördern. Daher jagte die Kommiſſion weiter: „Sie glaubt dieſes 
im Sinne des Großen Rathes, im Geift unfers Kantons zu thun, 
wenn fie unummwunden für Freiheit und Volksthümlichkeit ſich 
ausfpreche; wenn fie erkläre, man müſſe dem Streben der Kantone 
nach Verbeſſerung ihrer Verfaffungen nicht nur nicht in den Weg 
treten und fie zu hindern fuchen, jondern vielmehr: der Stand 
Zürich fehe in beförderlicher und volfsthümlicher Beendigung der 
etngeleiteten Berfajfungsrevifionen das wirkſamſte und beſte Mittel, 
die Ruhe im Innern wieder berzuftellen und die nöthigen Kräfte 
wieder zu erhalten. Die Kraft fei im Bolfe, durch dieſes und mit 
diefem jei man ſtark. Das Revidiren der Berfaffungen in ſolchem 
Sinn fei nicht das Böſe, das man befämpfen, fondern das Gute, 
das man fürdern müſſe. Zürich dürfe eine folche Sprache führen, 
nicht bloß als einer der, größten Kantone, nicht nur als alter 
Vorort, fondern auch weil diefer Stand an fich ſelbſt die Heil— 
ſamkeit und Wirfung des Mitteld erfahren hat, das er anpreist.“ 
Das war die Sprache, die von dem aus der totalen Wahlerneue- 
rung hervorgegangenen Großen Rathe von Zürich geführt wurde, 
Aehnlich in andern Großen Räthen, die entweder fchon erneuert 
worden oder deren Erneuerung in Folge eingetretenen Proviforiums 
bevorftand. Drei Hauptgedanfen zogen fich durch die von ihnen 
ausgejprochenen Boten: ſtarke einträchtige Rüftung für den Kriege: 
fall und für die Dertheidigung des ſchweizeriſchen Gebietd, auf 
daß dasfelbe nicht wieder wie in den Juhren 1813 und 1814 
durch fremde Kriegsvölker überſchwemmt werde, die Leitung ſchwei— 
zerifcher Angelegenheiten nicht an das Ausland übergehe; freie 
Berfafjungsänderung durch die Kantone, ohne Handbietung von 
Seite der Bundesgewalt zu deren gewaltfumer Verhinderung ; 
einfacher bundesgemäßer Uebergang der vordrtlihen Funktionen 
vom Stande Bern an Luzern auf 1. Januar 1831, ohne irgend 
eine Abweichung von den Vorjchriften des Bundesvertrages und 
ohne Rüdjicht darauf, dag Luzern eben in einer Berfaffungs- 
änderung begriffen fei. Diefe drei Sätze machten ein Ganzes aus, 
ftanden im innigjten Zufammenhang zu einander, waren zudem 
der Ausdrud einer völlig gefunden, ganz und gar der wirklichen 
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Sachlage und Stimmung wie dem öffentlichen Bedürfniß ent— 
ſprechenden Politik, dann auch den höchſten Intereſſen ſchweizeri— 
ſcher Selbſtſtändigkeit angemeſſen. In dieſen Abſchlüſſen war 
auch ein vollendetes Mißtrauensvotum gegenüber der Regierung 
von Bern nicht zu verkennen. Indem einzelne Standesinſtruktionen 
den Fall gänzlicher Unmöglichkeit für Luzern, vorörtliche Leitung 
zu übernehmen, ebenfalls vorſahen und einſtweilen Zürich mit 
daherigen Verrichtungen beladen wollten, legten ſie den Beweis 
ab, welch hohes Vertrauen der mit ſicherer Hand ausgeführte 
Umſchwung in Zürich geweckt, welch große Hoffnung auch in die 
Zukunft dieſes Kantons geſetzt wurde. Wie ſich Aller Blicke ab— 
wendeten von Bern, ebenſo gewann Zürich an Anſehen und 
Einfluß, obwohl nicht unbekannt geblieben, daß die Bürgerſchaft 
der Hauptſtadt mit dem Verluſt eines Theiles ihrer Repräſentation 
nichts weniger als befriedigt aus dem Wechſel hervorgegangen 
war. Die Wahlen an die Tagſatzung waren theilweiſe ſchon Aus— 
fluß der neuen Zuſtände. Aus den in der Umgeſtaltung begrif— 
fenen Kantonen erſchienen einzelne der bisherigen Stimmführer 
nicht mehr, dagegen wurden mehrere Männer, wenn auch nicht 
in erſter Linie, geſendet, welchen das Volk neu gewonnene Berech— 
tigungen verdankte, gleichſam als Wächter für die Stimmgebung 
in gleichem Sinne. Uſteri, vom Großen Rathe Zürichs zum erſten 
Geſandten gewählt, nahm nicht an. 

Schultheiß Fiſcher eröffnete (23. Dezember) die außerordent— 
liche Tagjugung mit einer Rede, Die als umftindliche Rechtferti- 
gung vorörtlicher Handlungen und Unterlaſſungen gegeben ward. 
Sie gedachte der Befriedigung, mit der franzöfifcher Seite, dann 
auch von Seite der übrigen Mächte, die ſchweizeriſche Rückäuße— 
rung an den König der Franzoſen über deifen Ihronbefteigung 
aufgenommen worden, wie demnach in dieſer wichtigften Beziehung . 
volle Beruhigung walten könne; — meldete ferner, welche Be: 
wandtnig ed mit gewiſſen Klagen Defterreihd und Surdinieng, 
unterjtügt von Rußland, Preugen und England, über gejchehene 
Verlegung des Bölferrechtes gehabt; erhoben ſei nämlich Die 
Thatjache, daß der Flüchtling Allemandi von der Schweiz aus 
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Proklamationen zur Empörung nah Savoyen und in das Thal 
JIvrea geworfen, den ihm geftatteten Aufenthalt daher ſchändlich 
migbraucht habe; der alsbald in den Kanton Teffin geſandte 
vorörtlihe Kommiſſär babe im Uebrigen die Klagen bedeutend 
übertrieben gefunden, dortige neu eingejegte Regierung  befte 
Wachjamfeit verheigen. Die innern Berhältnijfe anlangend, jagte 
der Nedner: daß manche nicht ummwichtige Stimme vom Borprt 
jtrenge Wachſamkeit für die innere Ruhe verlangt, der Vorort 
mit tiefer Beflüimmernig die unterdeifen immer näher und näher 
herangerüchte europätfche Krifis wahrgenommen und ſolche um 
jo bedenklicher gefunden habe, als mittlerweile die innern Zuftände 
der Schweiz der Anficht im Auslande Raum geben mußten, daß 
fie unvermögend geworden, mit eigenen Mitteln den Gang der 


Dinge in gutem Geleiſe zu erhalten, die beforgliche Erfchütterung 


nicht gerechnet, mit der ſelbſt der vaterländijche Wehrftand bedroht 
fei. Allein die nämlichen Umftände hätten den Vorort verhindert, 
die Tagſatzung früher zu verfammeln; frühere Einberufung wäre 
mißdeutet, durch Fehlichlagen ihrer Berathungen das legte Mittel 
zur Rettung zerftört worden. Darum fer fie erft geichehen, als 
die immer drohender werdenden Nachrichten feinen andern Ent— 
ſchluß mehr übrig liegen. Vorangehend jedoch habe der Vorort 
auf vertraulichen Wege die Anficht der engern Behörden einiger 
benachbarten Stände eingeholt, die fih unbedingt für die Einbe— 
rufung erklärt hätten. Das im Volk ausgeftreut gewefene Gerücht, 
ale habe von Seite Bernd eine Sondertagfabung im Plane 
gelegen, hielt der Präfident für wichtig genug, um demfelben 
eine fürm iche Berneinung entgegenzuftellen. Endlich wird auch 
die Berficherung gegeben, dag die Redaktion des Kreisfchreibeng 
bereits beſchloſſen geweſen, ald Genf die Ausfchreibung der Bundes- 
verjammlung verlangte. 

ALS die Gefundten der Stände in Bern eintrafen, da ſah es 
dort düſter und geheimnißvoll aus. Die innern Zuftinde des 
vorörtlichen Kantons waren noch unentjchieden; die Abwejenheit 
eines franzöfifchen Repräfentanten von Bedeutung ward als be- 
denflih angefehen. Die fchweizerifchen Standesboten verftändiaten 
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ſich, den ausländiſchen Geſandtſchaften dießmal den üblichen An— 
trittsbeſuch nicht abzuſtatten. Die erſte Verhandlung der Tag— 
ſatzung wurde der Neutralitätsfrage gewidmet, vor Allem aus 
Genf angefragt, weil dieſer Stand vaterländiſcher Gefahren wegen 
eine eigene Abordnung an den Vorort geſandt hatte. Genf ver— 
wies auf die augenfälligen europäiſchen Verwicklungen, doch ohne 
Thatſachen anzuführen, die eine Gefahr als in unmittelbarer 
Nähe ſtehend hätten belegen können. Unter allgemeiner Erklärung 
zur Bereitheit für alle erforderlichen Vertheidigungsmaßregeln 
folgte deghalb um fo begreiflicher aus der Mitte der Berfammlung 
der Wunſch an das Präfivium um nähere Aufichlüffe über den 
wirklichen Stand der auswärtigen Berhältnijfe, damit der Grad 
der Dringlichkeit empfohlener Anordnungen um fo richtiger ge— 
würdigt werden möge. Die Antwort lautete: Wie groß die Gefahr 
und was die Schweiz von den wirklichen europätichen Zuftänden 
zu erwarten habe, das feien für Jedermann unlösbare Fragen; 
denn was heute wahr, fei es morgen nicht mehr; laut genug 
aber fprechen die Bewaffnungen dev Großmächte, die zuverläffi- 
gen Nachrichten von den gewaltigen Nüftungen Frankreichs, das 
jein Heer auf 500,000 Dann ftelle und fich in Bereitfchaft fee, 
jolhes durch unzählige Nationalgarden zu unterftügen, die An— 
häufung von 110,000 Defterreichern in Stalien, die gleichzeitige 
Kriegsbereitichaft der gunzen fardinifchen Heeresmacht. Eine vor: 
örtliche Anfrage aber an die Mächte wegen fernerer Anerkennung 
der Neutralität habe Bern nicht ftellen fünnen. Es bleibe nichts 
übrig, als jich weder hemmender Furcht, noch Eleinlichten Bedent- 
lichkeiten hinzugeben, dabei aber die Hülfsmittel auf den ent- 
jcheidenden Augenblick zu ſparen. In diefem Sinne wurde für 
den Fall eines ausbrechenden Kontinentalfrieges der Grundfag 
einer ftrengen Neutralität mit allen Stimmen ausgefprochen, die 
Begutachtung aber aller hierdurch weiter gebotenen Schlußnahmen 
einer Siebnerkommiſſion anvertraut und dieſe bejtellt aus dem 
Zagfagungspräfidenten Fischer, Yandammann Heer von Glarus, 
Schultheiß Amrhyn von Luzern, Bürgermeifter v. Meyenburg- 
Rauſch aus Schaffhaufen, Yandammann Sidler von Zug, Staatd- 
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rath Meyer von Knonau aus Zürich, Oberſt Dufour von Genf. 
Die Namen ſind hier angeführt, weil dieſe Kommiſſion während 
der langen Tagſatzung bleibend in Thätigkeit war und öfter noch 
ihren Befund zu geben hatte. Späterer ſehr häufiger Perſonal— 
wechſel ift von geringerer Erheblichkeit. Genfs Anficht fand freien 
Spielraum; abweichend von derjenigen der meiften andern Stände 
ging fie nicht bloß auf Vorbereitungen, fondern felbit auf Truppen- 
aufftellung, was auf den Grad dortiger Beforgniffe ſchließen 
läßt. Der Zivtefpalt über die Zeitfrage (über die Sache felbit 
waltete er nicht) gab fich lauter Fund, als das einverlangte Gut- 
achten der Militärauffichtsbehörde einging, das die Aufftellung 
von Truppen ebenfalls als dringlich erachtete. Namentlich waren 
ihr Waadt und St. Gallen nicht hold; jener erfte Stand fand 
jelbjt die unverweilte Ernennung eines Oberbefehlshabers bedent- 
lich, in Grmanglung eines Mannes von großem Ruf und all- 
gemeinem Zutrauen; St. Gallen hatte nach Inſtruktion Defonomie- 
rückſichten zu empfehlen, fo lange fie nur zuläffig ſeien. Bern aber 
jammerte über den Bagengeift und hielt e8 für die höchſte Wahr: 
Icheinlichkeit, dag die entjcheidende Stunde bald fchlagen werde. 
Man ſchloß indeß noch nicht ab und wartete auf dad Gutachten 
der Siebnerkommiſſion. 

Am 24. Dezember fam der Vorortöwechfel zur Sprache. Uri 
und Schwyz bezweifelten, ob die Lage Luzernd fo befchaffen fei, 
daß ihm die Bundesleitung eben jett übertragen werden könne, und 
Schwyz insbefondere machte fein Hehl daraus, daß es die fernere 
Bundesleitung nicht ungern in den Händen Berns fühe; wollte man 
aber Luzern ald Vorort in Funktion fegen, fo wäre alddann die 
Tagfagung in Permanenz zu erklären. Luzern verbat fich Erörte— 
rung und Unterfuhung der aufgewworfenen Frage. Auch Bern 
ſah den VBorortöwechfel ald entſchiedene Sache an. Wirklich wurde 
diefer mit 20 Stimmen ohne allen Borbehalt beichloffen; Uri 
allein, bei dem formellen Aft der Abjtimmung von Schwyz ver 
laffen, ftimmte nicht bei und Teffin war noch abweſend. Mit 
diefem Befchluß, dem Ergebniß faft gleichlautender Inftruftionen, 
war eine Maſſe von Mißtrauen befeitigt, dag während der legten 
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Wochen fo manche Erörterungen verbittert hatte, Die ftarf hervor: 
getretene Mipftimmung von Uri und Schwyz gegen Luzern fehrieb 
man, ungeachtet der amtlichen Aeußerung der benifchen Gejandt- 
fchaft, dem Einfluffe diefed Kantons zu. Anläßlich fam auch die 
Aufitellung des Repräfentantenrathes nur tadelnd zur Sprache. 
In der folgenden Sitzung vom 27. waren die Fantonalen 
Derfaffungsrevifionen an der Tagesordnung. Der riede über 
daherigen Streit wurde durch die einhellige Erklärung gefchloffen : 
„daß es jedem eidgenöffifchen Stande fraft feiner Souveränetät 
freifteht, die von ihm nothwendig und zweckmäßig erachteten 
Abänderungen in der Kantonsverfafjung vorzunehmen, fobald 
diefelben dem Bundesvertrage nicht zumider find. Es wurd jich 
demnach die Tagſatzung auf feine Weife in ſolche bereitö voll 
brachte oder nody vorzunehmende konftitutionelle Reformen ein= 
mifchen.“ In einem zweiten Sat erflärte die Tagſatzung, daß 
der all eines Ginfchreitens nad Art. IV des Bundesvertrages 
nicht vorliege, daß fie übrigens der zuperfichtlichen Hoffnung ſich 
hingebe, es werden die Berfaffungsarbeiten in den einzelnen 
Kantonen auf gefeglihem Weg und ohne Gefährdung der öffent: 
lichen Ruhe vor fih gehen. Letztere Erklärungen waren vieldeutig 
und fonnten es nicht anders fein; ihre richtige Auslegung erhielten 
fie indeh durch den obenan ftehenden Grundfag der Nichtein— 
mifchung, durch welchen Bernd urfprüngliche Anregung, bedent- 
lichem Wechfel zu fteuern, thatfächlich ablehnend befchieden worden 
war. Jener Befchluß ift von den freunden des Stillftandes viel- 
feitig als Vernichtung ſtrengen Bundesrechtes getadelt worden; 
abgefehen von dem Werth oder Unwerth diefer Meinung, enthält 
er jedenfalls eine Berzichtleiftung der Stände auf ein etwaiges 
Recht, unhaltbar gewordene Verfaſſungen durch Requifition eid- 
genöffischer Waffenmacht aufrecht zu erhalten. Daß es übrigens 
im innerften Wefen der Kantone lag, fich in jener wichtigen 
Beziehung feinen Heren geben zu laffen, zeigt der Beckenrieder 
Abſchluß der Urfantone, der mit den in den Kantonen der Neform 
ertheilten Anftruftionen ganz in Webereinftimmung ging. Die 
Tadler waren meift nur auf Seite der in Stellung und Einfluß 
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gefährdeten Patriziate und Städte, dann der von der Bewegung 
bedrohten Amteperfonen in den meiften Ständen. 

Eine weitere wichtige Verfügung der Tagſatzung betraf die 
öffentliche Kundgebung des Neutralitätsbefchluffes (27. Dezember). 
Die Tagſatzung erflärte ſich „feit entichloffen, dieſe Neutralität 
unverbrüchlich zu handhaben und alle zu Gebot ftehenden Mittel in 
Anwendung zu bringen, um ein Recht zu behaupten, das der 
Gidgenofjenfchaft als freiem, unabhängigem Staate zuſteht und 
ihr durch feierliche Staatsverträge gewährleiftet worden tft“. Der 
übrige Inhalt der Urkunde mahnt Bürger und Milizen zu williger 
Ausdauer und bereitwilliger Tragung aller Laſten, die „von großen 
Unternehmungen ungertrennlich“. Die Stelle in der Kundmachung, 
„bedeutende Aufgebote werden ftattfinden müſſen“, belehrt, daß 
im Schooße der Kommiffion, von der der Entwurf ausgegangen, 
wie in der Tanfakung felbft die Meinung von der Unausweich— 
lichfeit maffenhafter Truppenaufgebote in diefen Tagen nod die 
herrfchende war. Ald man aber von den Worten zum Handeln 
fommen follte, trat ſchon etwas Kühle ein; eine anſehnliche 
Mehrheit lehnte am 29. ein von der Milttäraufjichtsbehörde 
angetragenes Aufgebot von ſechs Bataillonen ab, nachdem Waadt 
vorangehend ſogar Aufſchub von mindeftend einigen Tagen für 
jegliche Berathung militärischer Mapregeln verlangt hatte, dringend 
und zwedmäßig darauf begründet, daß unter den Mächten nod 
feinerlei Kriegserflärung ftattgefunden habe. Ein Aufgebot von 
jener Bedeutungslofigfeit hätte ohnehin mur die bedenkliche Folge 
haben können, die ausgezeichnete Stimmung des Volfes in trübes 
Mißbehagen umzufegen oder im günftigften alle den Spott 
übernüchterner Tadler hervorzurufen. Geringerem Anftand unterlag 
eine Schlußnahme zu Handen der Kantone, Bedacht zu nehmen 
auf Bereithaltung nötbiger Geldmittel, deren eine Hälfte von 
ihnen jelbft geliefert, die andere aus der eidgenöſſiſchen Kriegskaſſe 
geſchöpft werden follte; nach deren Erichöpfung hätten die Kantone 
unmittelbar alles nöthige Geld zu liefern gehabt. 

Grit am vorlepten Tage des Jahres erfchien auch eine Ger 
ſandtſchaft Teffins in hoher Bundesverfammlung, pries die Freude 
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dortiger Bürger über gelungene Wiedergeburt ihres Staates und 
ihre darauf begründete Hoffnung, ſich allmälig einer unter Quadri’- 
ſcher Herrfchaft erlaufenen Schuldenlaft von ungefähr 7 Millionen 
Mailänder Lire zu entledigen; Gefahr von außen, jo meldete die 
Geſandtſchaft ferner, fehe man im Kanton Teffin nicht; an den 
italienifchen Grenzen hätten fich Feine Truppen gefammelt und 
die Verhältniffe zu den öfterreichifchen Behörden feien fehr freund- 
ſchaftlich; um jo eher möge es für einmal bei der bejchloffenen 
Neutralitätserklärung fein Bewenden haben. 

An eine Auflöfung der Tagfagung war nicht zu denken, da 
die Stände die Wahrung der Bundesintereffen nun in eigene 
Hand genommen, den Uebergang vordrtlicher Funktionen an Luzern 
beichlojfen hatten. Die Tagfasung erflärte fich demnach in Per— 
manenz und wanderte nach Luzern. Die fonft übliche Beurkundung 
der Amtsübergabe vom abtretenden Vorort an den neuen unter: 
blieb in Lebereinftimmung mit jener außerordentlichen Anordnung. 
Don Schultheiß Fiſcher überging die Präfidentichaft der Tagſatzung 
und des Vorortes an den Schultheigen Joſeph Karl Amrhyn 
von Luzern. Der bisherige Kanzler der Eidgenoſſenſchaft, Markus 
Moufjon, ein Dann von hoher Gewandtheit und ausgezeichneter 
Pflichttreue, einflußreicher Rathgeber der Vororte mehr als bloßer 
Borftand der eidgenöſſiſchen Kanzlei, fchied von feinem Amtsfreis 
aus; an feine Stelle trat der Sohn des genannten Xuzerner 
Schultheißen; den neuen Kanzler aber erfegte, in der Eigenſchaft 
eined eidgenöffifchen Staatsfchreibers, der Sohn des abgetretenen 
Kanzlere. 

Noch in den legten Tagen des Jahres geftalteten fich die 
völferrechtlichen Beziehungen der Schweiz zu den leitenden Mächten 
mehr beruhigend als fie früher gejchtenen hatten, aus Paris 
waren zwar Nachrichten eingelaufen, laut welchen bei dem Mini— 
fterium des Auswärtigen, nach deſſen eigener Ausfage, andere 
Mächte fich jchriftlich für unveränderte Handhabung des Status- 
quo in der Eidgenoffenfchaft erklärt hätten; allein der wieder 
angefommene preußifche Gefandte, Freiherr v. Dtterftädt, gab 
halbamtliche Verficherung, es werde fein König nicht zugeben, daß 
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die Schweiz irgendwie gedrängt werde, und vom Geſchäftsträger 
in Wien ging die Mittheilung ein, das öſterreichiſche Miniſterium 
habe in Bezug auf die innern Angelegenheiten der Schweiz keinerlei 
offizielle Eröffnungen an andere Regierungen erlaſſen. Das diente 
zur Niederſchlagung entgegengeſetzter umlaufender Gerüchte und 
zu theilweiſer Hebung des Mißtrauens in der Bevölkerung; die 
Tagſatzung aber ließ ſich dadurch von der weitern Ausführung 
ihrer fürſorglichen Plane nicht abhalten und eröffnete ihre Sitzungen 
am neuen Vorort den 5. Jenner 1831. 

Die ſchwache Seite einer feierlichen und förmlichen Erklärung 
für Handhabung der Neutralität ergab ſich nur zu bald. Einmal 
vorhanden und der Oeffentlichkeit verfallen, konnte fie auch dem 
weitern Kreife nicht vorenthalten werden. Somit blieb nichts 
Anderes übrig als offizielle Mittheilung an die europäiſchen 
Mächte; ja die Tagſatzung bielt dafür, daß die Unterlafjung, 
jede Zögerung ſchon, von denjelben als Verlegung des diplo- 
matifchen Anſtandes, ſelbſt als beleidigend angeſehen werden 
dürfte, im Widerfpruch zur Anficht Graubündens, das mit der 
Sendung wenigftens bis zur wirklichen Aufftellung von Truppen 
zumarten wollte. So ergingen denn vorörtliche Noten mit dem 
Tert der Neutralitätsurfunde an die fünf Großmächte Defterreich, 
Frankreich, Großbritannien, Preußen und Rupland, an dieje mit 
befonderer Berufung auf die Traftate, an die Staaten untergeord- 
neten Ranges mit der geäußerten Erwartung, daß fie mit Rück— 
fiht auf waltende gegenfeitige freundliche Beziehungen die. Er— 
klärung mit Intereſſe aufnehmen werden. Die Gejchäftsträger in 
Paris und Wien wurden beauftragt, jene Zirkularnote perfönlich 
zu überreichen, und erhielten vorläufig ganz wohlmwollenden Beſcheid. 
Bald nachher erfolgte die fchriftliche Antwort des franzöſiſchen 
Minifteriumsd vom 19. Jennerz fie verhieg die Unabhängigkeit 
und Neutralität der Schweiz zu achten und wollte Gleiches 
erwarten auch von den übrigen Mächten; ungerechte Angriffe auf 
die Schweiz würde es abtreiben, bei fremder Ginmijchung in ihre 
innern Angelegenheiten auch feinerfeits nach Konvenienz handeln. 
68 war dieß wieder einmal die übliche Proteftoratsiprache, Die 


” der Unabhängigkeit der Schweiz nichts weniger als förderlich ift. 
Das Befte an der Antivortnote war die Berficherung, daß ein 
Friedensbruch täglich unmwahrfcheinlicher werde. Die Erwiderungen 
anderer Staaten folgten, gewünfchten Inhaltes. Zange, bis 6. März, 
ließ der Fürft v. Metternich im Namen Defterreichd auf fich warten. 
Diefer erwiederte: Die Neutralität der Schweiz fer ausgefprochen 
und gewährleiftet von den Mächten des Wiener Kongreijes ; 
Defterreich fei der dadurch übernommenen Verpflichtungen wohl 
bewußt. Bei folcher Sachlage und während fein Krieg die Ruhe 
von Europa ftöre, die Neutralität Ruhe und Stille in der Schweiz 
hätte fördern follen, mußte eine Grflärung diefer Neutralität 
Befremden erwecken, zumal fie durch feinen einleuchtenden Grund 
hervorgerufen worden und ein beleidigendes Mißtrauen gegen 
die Nachbaren der Eidgenoffenfchaft Fundgebe. Dieſes Befremden 
werde noch vermehrt durch die Maßnahmen einer eben fo grund— 
Iofen als für die Kantone läftigen und anfehnlichen Bewaffnung, 
die durch nichts gerechtfertigt fei, aber unvermetdliche Beſorgniß 
und Unruhe bei den friedlichen Völkerſchaften der Schweiz erwecken 
müſſe. Graf v. Bombelles hatte das Schreiben perjönlich über: 
bracht. Dasfelbe enthüllte aber die Gedanken des öfterreichiichen 
Kabinetes nur halb; Fürft v. Metternich fchrieb die der ſchweize— 
rifchen Neutralitätserflärung auf dem Fuße gefolgten militärifchen 
Anordnungen * franzöfifchem Einfluß zu und traute der Eidgenoffen- 
fchaft überhaupt die unpartetifche Handhabung der Neutralität 
auch gegen Frankreich nicht zu; als Beweis wurde angeführt, daß 
die Schweiz den über St. Morizen und Solothurn hinaus gelegenen 
weitlichen Landesftrich bei der Feftftellung der Kommandoftäbe für 
die Divifionen außer Acht gefeßt habe, dann die Ernennung eines 
ganz migbeliebigen Kommandanten (Noten) im Kanton Teffin**. In 
der Tagſatzung war man eben fo verdugt als unwillig über jene 
unerwartete Belehrung, die nicht vom geringften Erfolge begleitet 
war. Biedere Cidgenoffen dachten nach wie vor, daß die Schweiz 


* Nähere Meldung bievon folgt unten. 
** Schreiben des fehweizerifchen Gefhäftäträgers in Wien an den Vorort 
vom 26. März und 1. Juni 1831. 
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nie genug auf ihrer Hut fein könne, fich nimmermehr unvorbereitet 
finden laffen dürfe; vielfeitig im Volk auch ward furchtlofe Erwiede- 
rung des öſterreichiſchen Schreibens verlangt, weil man in ihm die 
Abſicht witterte, die militärtfchen Anftrengungen bei der Bevöl- 
ferung in Mipfredit zu bringen, während höher Geftellte in der 
Note nur ein Beftreben Defterreichs fehen wollten, feine Rüftungen 
gegenüber von Frankreich zu masfiren. Die Tagſatzung antwortete 
umftindlih am 22. März: die Neutralitätserflärung wie die 
einleitenden militärifchen Anordnungen feien fchlechterdings durch 
die Bewaffnung anderer Staaten hervorgerufen und geboten 
geweſen, mit den Vorbereitungen zu allfälligen fchweizertfchen 
Truppenaufgeboten hätte man nicht bis zu den legten Augen— 
bliden zumwarten fönnen. Graf Bombelles nahm das Schreiben 
in Empfang und fehrte alsdann nach Bern zurüd. Rupland 
und Preußen antworteten erft im Mai und Juni, zwar auch ent 
fprechend, aber mit ähnlicher Aufklärung oder Zurechtweifung, * 
wie fie von Defterreich gegeben worden; daher auch ähnliche 
Nückeriviederungen gegeben wurden. Noch hatten die Eidgenoffen 
die Kunft, ein zurücdhaltendes Schweigen nur im dringendften 
Nothfall zu brechen, fich nicht zu eigen gemacht. Zivifchen der 
Scyweiz und der Lombardei ließen die nachbarlichen Berbältniffe 
Manches zu wünfchen. Der oben gemeldeten Mittheilung Teſſins 
ungeachtet nahm der Kanton, in ſpäterer Sigung der Tagſatzung, 
die Dazwifchenfunft der Eidgenoſſenſchaft für Hebung beftehender 
Verfehrshemmungen in Anfpruch, die im abgewichenen Jahr. 
wegen eingeflagter Duldung ruheftörender Flüchtlinge gegen Tefjin 
verhängt worden; Teffin erklärte bei diefem Anlaß, daß der be 
ſprochene Allemandi dortfeits ganz unbekannt fei, die Regierung 
indejfen, um der von der lombardifhen Regierung angedrohten 
Berfehrsunterbrechung zu entgchen, zwölf Jtaliener — troß ihres 
ruhigen Berhaltens — aus ihrem Kanton entfernt habe. Der 
Vorort erhielt Auftrag, zu Hebung der Berlegenheiten Teſſins 
beſtens mitzumirfen. 


* In dem Ton einer foldhen befonders die ruffifche Note vom 17. Mai. 
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Einen weſentlichen Theil der Zeit widmete die Tagſatzung den 
militäriſchen Vorkehren, die auf der Grundlage der erſt gefaßten 
Beſchlüſſe fortgeſetzt wurden. Bet der Anſicht, wirkliche Truppen— 
aufgebote noch zu unterlaſſen, verharrte ſie; dagegen wurde völlige 
Bereitſchaft von Auszug und Reſerve, beförderliche Organiſirung 
der Landwehr, wofür beſonders von Graubünden her mächtiger 
Antrieb geſchah, die Aufſtellung des großen Generalſtabes, der 
Diviſions- und Brigadeſtäbe verordnet, ſolche auch wirklich in 
Dienſt berufen. Die Militäraufſichtsbehörde wandelte ſich nach 
Reglement in den Kriegsrath, erhielt Vollmacht, ganz nach Gut— 
finden nöthig erachtete Inſpektionen über die Kontingente beider 
Auszüge zu verfügen. Der Oberbefehlshaber wurde ermächtiget, 
nach Ermeſſen Feldbefeſtigungen aufführen zu laſſen. Die Kantone 
wurden zu Bereithaltung der erforderlichen Geldmittel für den 
Fall wirklicher Truppenaufgebote eingeladen. Endlich ſchritt Die 
Tagſatzung felbft zur Wahl des Oberbefehlehabers in der Perſon 
des Oberſten Karl Julind Guiguer, aus dem Kanton Waadt; 
Dberft Dufour ward Chef ded Generalftabes (7. Januar). Alle 
dieſe Anordnungen fielen noch in eine Zeit, da die Erhaltung 
des Friedens, ungeachtet einiger günftigen Zeichen, zweifelhaft ſchien. 

Zu Vollziehung der Hauptbeſchlüſſe erhielt der Kriegsrath 
die nöthigen Kredite für das Feldzeugamt und gefammte Armee 
bedürfniffe; viele Wahlen in den Generalftab fanden ſtatt; das 
Bundesheer, blieb auch der einzelne Mann am heimifchen Herde, 
wurde in vier Divifionen, jede derfelben in vier Brigaden einge 
theilt. Als Hauptitation für eine fiebente Brigade wurde der 
Kanton Teffin auserfehen. Divifionäre waren die Oberften Ziegler 
(gewefener niederländiicher Generalmajor), Forrer, May von Büren 
und Bontems; ihre Hauptquartiere Zürich, Solothurn, Chur und 
St. Morizen; für die Brigade in Teffin, als deren Kommandant der 
geweſene fpanifche General Roten bezeichnet war, die Stadt 
Bellinzona. General Guiguer felbft hielt fein Hauptquartier in 
Luzern, wo der große Generalftab viel Leben verbreitete und, 
weil er allzu lange im Dienſt gelajfen wurde, zulegt in einigen 
Mißkredit fiel. Solche und ähnliche Mapregeln hatten nämlich 
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im Hugenblide der Begeifterung und wirklich vermutheter Kriegs- 
gefahr allgemeinen Beifall gefunden, — aber für längere Zeit 
fonnten die Schweizer fih mit dem Anbli zahlreicher Stäbe in 
verfchiedenen Städten der Eidgenoffenfchaft ohne zugleich fichtbare 
Truppenkörper nicht befreunden. Die beften Abfichten wirkten 
jolhergeftalt nachtheilig zurüd auf den öffentlichen Geift. Vielen 
wäre gleich Anfangs die Bildung von Freiforps das Willkommenſte 
geweſen; die Tagfasung fah indeß das Mittel ald zu gewagt an 
und hütete fich, foldhen Gedanfen Gunft zuzumenden. 

Befeftiget wurden die Engpälfe zu St. Morizen und am Sim— 
plon, dann die Quzienfteig, was man öfterreichifcherfeits nicht 
bejjer aufnahm ald andere militärifche Vorbereitungen. Auch in 
Aarberg wurden yeldbefeftigungen angelegt. Für alle Werke diefer 
Art war vorläufig ein Kredit von 100,000 Franken bewilligt. 

In Bern mit dem erwähnten Kleinen Truppenaufgebot abge- 
tiefen, ficher, mit dem Antrag für beträchtliche Truppenaufftellung 
nicht glücklicher zu fein, machte der Kriegsrath nun bei der Tag- 
fagung in Luzern den Verfuch, die Einwilligung zu einer zahl 
reichen Truppenübung zu erhalten, die, eine kurze Vorübung der 
Kadres ungerechnet, 23,475 Mann auf vierzehn Tage verfammelt 
hätte. Ohne Zentralverwaltung und Stäbe wäre biefür eine 
Summe von 640,000 Frkn. erforderlic, gewejen. Das it's, was 
abjchredite, während zweifelhaft blieb, ob der Nugen dem Auf: 
wand entjprechen würde. 

Ein Verſuch piemontefifcher Flüchtlinge, mit einem in Frank— 
reich angeworbenen Haufen von Arbeitern und andern Abenteurern 
in Savoyen die Fahne der Revolution zu erheben, zu guter Zeit 
durch franzöfifche Truppen verhindert, veranlaßte gleihwohl un- 
gewöhnliche Aufregung in Genf und Umgegend. General Guiguer 
bot ſchleunig drei Bataillone aus den Kantonen Genf, Wuadt 
und Wallis auf, um jede Gebietöverlegung von der Schweiz 
fowohl als von den in ihrer Neutralität inbegriffenen Provinzen 
Chablais und Faucigny abzuwehren. Die Tagfagung war indeß 
froh, daß die aufgebotene Mannfchaft bald wieder entlajjen wer- 
den fonnte (April; über die Bedingungen und Formen für die 
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Geltendmachung traktatmäßiger Rechte gegenüber jenen Provinzen, 
deren Umfang von jenem des Kantons Waadt nicht fern ſteht, 
ward zwar Berathung angehoben, da aber die Dringlichkeit fehlte, 
wieder abgebrochen und durch Niederlegung einer bezüglichen 
Denkſchrift in das eidgenöſſiſche Archiv, für künftigen Vedarf, 
beendigt. 

Anfangs Mai brachte General Guiguer, der rings um die 
ſchweizeriſche Grenze ſorgſam Berichte über Stand und Be— 
wegung der Truppen, die öffentliche Stimmung und allfällige 
politiſche Ereigniſſe in den umgebenden Staaten ſich ſammelte, 
und eben damals wegen ſtarker Anſammlung der Oeſterreicher 
an der piemonteſiſchen, theilweiſe auch an der teſſiniſchen Grenze 
Beſorgniſſe eines Krieggausbruches zu haben ſchien, den Antrag 
auf Befegung von Brieg und Bellinzona, jeden diefer Orte mit 
einem Bataillon. Die Tagfasung lehnte wieder ab, da offenbar 
entweder gar fein oder dann ein viel ſtärkeres Truppenbedürfniß 
vorhanden fein fonnte. 

Von nun an aber verloren die Berathungen über folche mili- 
tärifche Vorkehren die geringe Bedeutung, die fie noch gehabt 
hatten. Große Opfer bringen, als augenjcheinliche Gefahr vorüber: 
gegangen, wollte man nicht; ganz und in guter Zeit noch auf 
den Friedensſtatus zurüdgehen, das ftellte ſich wohl als zweck— 
mäßig heraus, ward aber von einem Monat zum andern durch 
die föderaliftifhe Kraft der Trägheit verzögert. Dadurch ftieg, 
ohne irgend einen Nugen, die ſchon erwähnte Mipftimmung in 
der Bevölkerung, weniger über den Werth als über die maßlofe 
Verlängerung der keineswegs umkojtipieligen Kriegsvorkehren. 
Geſchichtliche Merfwürdigfeit ift, daß, wenn in den einzelnen 
Kantonen die politifche Ordnung auch höchit loſe geworden war, 
in der Regel die Miltzmannfchaft jich willig und vollftändig zu 
den verordneten eidgenöſſiſchen Inſpektionen jtellte und diefe 
ihren ganz ungehemmten Fortgang haben Fonnten. 

Die Tagfagung ward in ihren wohlgemeinten Sorgen für 
Handhabung fchweizerifcher Selbftftändigfeit durch den Verlauf 
der Basler Verfaffungsangelegenheit auf betrübende Weife unter: 
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brochen. In den meiften größern Kantonen war der Grundfak 
der politischen Nechtögleichheit von Bürger zu Bürger bereits 
jiegreich durchgefochten. Zu deſſen Ausführung wurden eben Ver— 
faffungsräthe gewählt oder es nahmen ganz neu gewählte Große 
Näthe ihre Stelle ein. Das Landvolf von Bafel hegte gleiche 
Wünſche, die ſich in der obrigfeitlichen Kundmachung vom 13. 
Dezember nicht befriedigt fanden, zumal diefelbe eine Reihe von 
Beitimmungen enthielt, die e8 nur zu gewiß machten, daß das 
Reviſionswerk in Grundfügen und Ausführung nur höchit ver: 
ftümmelt aus den Berathungen der Behörde hervorgehen merde. 
Zudem war die gegenfeitige Stimmung bereits eine im höchiten 
Grade gereizte geworden. Schärfer ald irgendwo in der übrigen 
Schweiz hatte fich der an Vorrechte und Vorzüge gewohnte Bürger: 
jtand der Stadt gleich Anfangs der Bewegung gegen die Landichaft 
ausgefprochen, die Verfechter des Bauernitandes feinen Unwillen 
fühlen laſſen. Ber Berhandlung der Bubendorfer Adreſſe im Großen 
Rathe waren die Landgropräthe mit Schmähungen empfangen 
worden; das Landvolk wurde, feiner politischen Wünfche wegen, 
mit drängenden Kapitalabfündungen der Städter heimgeſucht; 
es fühlte ſich beleidiget durd) die Anfangs Dezember in der Stadt 
angeordnete Bewaffnung, während unter den Bauern volle Ruhe 
und, feinerlei feindliche Abjicht gegen die Stadt geherrjcht habe. 
Klagen Gugiwillers über diefe Waffnungen hatten ihm nur herbe 
Vorwürfe zugezogen; wenige Tage nachher ward der nämliche 
Wortführer des Landvolfes durch einen anonymen Drohbrief ver- 
legt, den der Polizeidireftor, Oberft Wieland, im Pflichteifer feiner 
amtlichen Stellung vergejfend, an jenen Großrath erlajfen. So 
jah die Landichaft in der ganzen Haltung der Stadt eine Wider 
ſtandskraft organifirt, die fie nicht mit Unrecht terroriftijch nannte 
und die ſchon an ſich den verzweifelteften Aufjtand hervorgerufen 
haben würde, wenn auch Beranlafjungen dazu nicht fchon in den 
ziwiefpältigen ragen des Tages gelegen hätten. Gründe nämlich, 
ſich bezüglich der Sache jelbft mit weniger zufrieden zu ftellen, 
als das Volk in den übrigen Kantonen, folche fonnten die Bür- 
ger der Landſchaft ohnehin nicht auffinden; die Uebereinftimmung 
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der Intereſſen begünſtigte naturgemäß Uebereinſtimmung in der 
Handlungsweiſe, und unglückliche Folgen derſelben konnten 
ſchlechterdings nur noch dadurch vermieden werden, daß die Re— 
gierung von Baſel ſich nicht weniger bereitwillig gefügt hätte 
als die Regierungen anderer Kantone. Davon war ſie aber weit 
entfernt, noch weiter die überwiegende Mehrheit der Bürgerſchaft. 
In den übrigen Kantonen hatte der Geiſt der Nachgiebigkeit und 
das Verſtändniß der Zeit geſiegt, in Baſel wollte man es, wie 
die Landſchaft ganz richtig geahnt und wahrgenommen, mit be— 
harrlicher Entwickelung der Widerſtandskraft verſuchen und miß— 
kannte man die Macht der Ideen und der rechtlichen Anſprüche. 
Vergebens mühte fich die Großrathsfommifjion Wochen lang mit 
einem Verfafjungsentwurf ab. Noch vor Neujahr war die Land- 
fchaft entichieden, die verheigene Volfsfouveränetät in Wahrheit, 
d. h. Stellvertretung nach der Volkszahl und Einfegung eines 
Verfaſſungsrathes, zu verlangen. Bei 300 ihrer Führer gaben 
fih am 2. Januar hiefür das Wort und schrieben eine Lande: 
gemeinde aus. Eine erjte Berathung des Berfaffungsentwurfes 
im Großen Rathe (4. Januar) wurde unter den trübften Berum- 
ftändungen gepflogen, und fchon wurde dem, was man ungemeffene 
Zumutbhungen der Landichaft nannte, von Seite der Stadt mit 
der Drohung geantwortet, daß man fich eher zur gänzlichen 
Trennung entſchlöſſe. Gugwiller verließ mit der geringen Zahl 
anweſender Landgroßräthe, da bereits alle Berftändigung unmög— 
lih geworden, noch gleichen Tages den Großen Rath und zog 
nach Lieſtal, allwo fih 4—5000 Mann zur Landögemeinde ein- 
fanden, ein großer Theil bewaffnet, wie die Stadtberichte fagen 
2500 derfelben. Die Stadt, wo ſchon früh Morgens Allarm ge 
jchlagen worden, gerieth in noch heftigere Aufregung; auch ihre 
Bürgerfchaft verfammelte fih zu Schuß und Truß, die Thore 
wurden verrammelt, die Wälle mit Kanonen befpict, die ganze 
Stadtbevölferung zu den Waffen gerufen. Die Landsgemeinde 
hatte mittlerweile ihre Begehren geftellt: vollfommene Gleichheit 
aller politifchen Rechte, freie Wahl der Stellvertreter nach der 
Volkszahl, Verfaffungstommiffion unmittelbar von den Zünften 
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gewählt, unmittelbare Annahme oder Berwerfung der Verfaſſung 
durch das Bolt, — dann den Entſcheid der Regierung binnen 
vierundzwanzig Stunden verlangt. Die Kommiſſarien, welche diefe 
an die Landgemeinde gejandt, an ihrer Spige Rathsherr Steblin, 
der im Jahr 1798 das Landvolk gegen die Stadt angeführt hatte, 
wurden zwar angehört, aber richteten nichts aus und mußten jich 
mit der freundlichen Berficherung begnügen, dag man nicht die 
mindejte Thätlichfeit gegen die Stadt beabfichtige. Das Gleiche 
verficherte diefe zu Banden der Landſchaft. Ueber und über fried- 
liebend waffneten fich von nun an beide Theile bis an die Zähne. 
A dann die Landſchaft vernahm, dag die Regierung gar nicht 
auf ihr Begehren eingegangen, wählten Ausſchüſſe von 70 Ge 
meinden am 7. Januar eine proviforiiche Regierung von fünfzehn 
Gliedern, an ihrer Spitze Guswiller. Gegenfeitige Gidleiftung 
ſchloß den Akt dev Konftituirung. Der verhängnißvollite Schritt war 
gefchehen! Die proviforifche Regierung entfandte, gegen empfangene 
Verheißung fichernGeleites, eine Abordnung nad der Stadt zum 
Verſuch einer Verftändigung; von folher wollte man jedoch dort 
nichts willen, und bei der Abfahrt aus der Stadt wurde die 
Deputation vom aufgeregten Pöbel beſchimpft und mißhandelt. 

Inner und außer den Mauern trat num offener Kriegszuftand 
ein. Die Stadt beforgte einen Sturm, wofür fpäter aufgefundene 
Fafchinen und Leitern als Beweis Angeführt werden wollten; die 
Landſchaft rüjtete fich gegen einen Ausfall. Daß diefer nicht aus: 
bleiben werde, dafür zeugte eine Proflamation der Regierung, 
worin die „Inſurgenten“ zur Niederlegung der Waffen und An— 
erfennung der „gefeglichen Behörden“ aufgefordert, die Führer 
und bleibenden Anhänger als Xandesverräther erklärt und mit 
der Strafe als folche bedroht werden. Zu Gunften der Regierung 
beitand auf der Zandfchaft noch bedeutender Anhang, den die 
Stadt zu fräftigen, die proviſoriſche Negierung durd, friedliche 
und durch gewaltjume Mittel zu gewinnen fuchte. 

Am 13. Januar rüdten die Regierungstiuppen aus, bejegten 
an diefem und am folgenden Tage die Landichaft am linken 
Birsufer, drängten die Gegner zurück in die Stellung auf dem 
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rechten. Das Werk der Unterwerfung zu vollenden, ward am 15. 
von Baſel aus ein neuer Heereszug, bei achthundert Mann ſtark 
mit acht Stücken groben Geſchützes, unternommen, die aufſtändiſche 
Mannſchaft geſprengt, Führer und Mitglieder der proviſoriſchen 
Regierung zur Flucht genöthigt. Die Basler, meiſtens gedungene 
Truppen, drangen vor bis nahe an Muttenz und beſetzten, unter 
Oberſt Wieland, am folgenden Tage Lieſtal. Beide Theile zuſam— 
men hatten in verſchiedenen Gefechten einen Verluſt von zehn 
Todten und dreißig Verwundeten erlitten. Der Aufſtand der Land- 
fchaft, deren 2—3000 Bewaffnete ſchon durch Kälte und Mangel 
an Geldmitteln gelitten, gleichwohl rings um die Stadt fein 
Landhaus geöffnet, das Privateigenthbum geachtet hätten, war zu 
Boden geworfen; aber der blutige Sieg der Stadt, nicht ohne 
Rohheiten * benust, verjegte die fehweizerifche Reformpartei in 
den übrigen Kantonen in unnennbare Wuth. Es war dieß die 
erfte empfindliche Niederlage, die ihr geworden, und fie ſann 
alfogleich auf Mittel, fie wieder gut zu machen. 

Am 11. erſt hatte der Vorort Basler Negierungsberichte vom 
8. über dortige Lage empfangen, am 14. erſt fie der Tagſatzung 
vorgelegt, nachdem er (der Vorort) vorgängig einen Bertrauten 
zur Ginholung ficherer Berichte nah dem Kanton Bafel gejandt, 
dejjen Gefandtfchaft ein Auslieferungsbegehren an die Regierung 
von Luzern geftellt hatte. An diefen Zögerungen hafteten muth- 
maßlich die fchwerften Ereigniffe; die erfte fommt auf Rechnung 
der Gejandtfchaft von Baſel, die andere auf jene des Vororts. 
Deſſen Ginjchreiten und Berichterftattung hinwieder mar aus 
chließlich fein Werk und im Widerfpruch mit den Wünfchen von 
Baſel; wirklich erklärte die Geſandtſchaft diefes Standes auf ge- 
jchehene Anfrage: fie finde fich überraicht, daß heute über diefen 
Vorfall eine Berathung ftattfinde; fie, die Gefandtichaft, fei ohne 
allen Auftrag zur Theilnahme. Diefer Erklärung ungeachtet und 


*" Bon 80—90 eingebrachten Gefangenen wurde ein Theil durch Land: 
jäger, an Stricken gebunden, in die Stadt geführt. (Aus einem gleichzeitigen 
Driginalfihreiben einer der erften Standesperfonen von Bafel.) 
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ohne Rückſicht auf den Nichtinterventiongbefchlug vom 27. De 
zember fand die Tagfasııng den Fall zu eidgenöffifchem Einſchrei— 
ten doch vorhanden, ordnete mit Berufung auf den Art. VII 
des Bundesvertrages den Landammann Sidler (won Zug) und 
den Staatsrat Schaller (won Freiburg) zu Sicherung von Ruhe 
und Ordnung und zur Verhinderung weitern Blutvergießens ab. 
Gefammte Bevölkerung des Kantons Bafel wurde aufgefordert, 
jofort die Waffen niederzulegen, zur gefeglihen Ruhe und Ord— 
nung zurüdzufehren und auf diefem Pfade die Berfajfungsrevifion 
zu beendigen. Der Stellung der Tagfagung zu der Kantons- 
regierung von Bafel wurde in der Proflamation nicht befonders 
gedacht, genau fo, wie dortige Behörden im entfcheidenden Augen- 
blife von der Tagfakung Umgang genommen hatten. Diefe ftand 
immerhin ſchon zwifchen zwei Feuern, daher es nicht befremden 
fonnte, wenn fie zu wenig oder zu viel gethan. Davon mochte 
fich die Tagfagung bald überzeugen, als die Gefandtfchaft von 
Baſel fpäter ſelbſt anzeigte: eine Militäroperation vom 15. habe 
den beften Erfolg gehabt; es fei nun anzunehmen, daß die Ord— 
nung wieder bergeftellt fei. Wirklich trafen in Olten am genannten 
Tag Abends die eidgendffiichen Repräſentanten bereit$ mehrere 
Mitglieder der verfprengten Regierung, am 16. früh die Bürger 
zu Lieſtal um Amneſtie bittend, dann vor dem Städtchen den 
Basler Truppenfommandanten mit feinem Korps, den fie um 
Schonung der Unterlegenen erfuchten. In Bafel angelangt, muß— 
ten fie Befremden darüber hören, Daß die Tagfasung die Bewaffnung 
der Negierung und jene der aufftändifchen Landſchaft auf gleiche 
Linie geftellt, und auf die Empfehlung zur Niederlegung der 
Waffen (gleicher Schritt wurde von ihnen der Landſchaft be— 
fohlen) die Antwort hinnehmen: das Mögliche werde die Re— 
gierung thun, aber Vorfchriften könnte fie nicht anerkennen. Am 
21. wieder in der Tagfakung eingetroffen, fprachen die Repräfen- 
tanten ihr Bedauern über das verfpätete Einfchreiten der Tag- 
fagung aus; ein paar Tage früher wäre, nad ihrer Meinung, 
ein ganz anderer Erfolg zu erwarten geweſen; die Stadt finde 
ſich in jo gereiztem Zuftande, daß felbft die Regierung in ihren 
7% 
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Handlungen nicht frei ſei. Die Tagſatzung ließ nun weitere Ein— 
miſchung ruhen und beſchränkte ſich auf eine nochmalige Em— 
pfehlung an die Regierung, die außerordentlichen militäriſchen 
Maßnahmen aufzuheben und gegenſeitiges Vertrauen auf dem 
Wege der Amneſtie wieder herbeizuführen. Nicht ſo gelaſſen nahm 
ein Theil der ſchweizeriſchen Bevölkerung die Ereigniſſe auf. Eine 
von den flüchtigen Mitgliedern der proviſoriſchen Regierung aus 
Aarau (19. Januar) erlaſſene „Appellation an die geſammte 
freie Eidgenoſſenſchaft“, die Nachrichten von der Niederlage der 
provijorifchen Regierung und vom Siege eines volfsfeindlichen 
Grundſatzes, für welchen die Stadt Bafel ſich als mächtiged Boll 
werk aufgejtellt, erzeugten eine Erbitterung, die das Schlimmfte 
befürchten ließ. Sie gab ſich Fund in dem alsbald zu öffentlicher 
Sprache gebrachten Plan eines zahlreichen Schügenzuges zur Be— 
freiung der Landichaft vom Joche der Stadt, der durch die meiften 
Kantone der mittlern und öftlichen Schweiz feine Freunde zählte, 
der Stimmung auch in der weftlichen Schweiz (den Kantonen 
Bern und Freiburg) ganz entjprach, durch ein in Wädenſchweil 
von zuhlreicher Berfammlung gebildetes Komite Yeitung und Aus- 
führung erhalten jollte. Bon der Tagfasung eilte Hegetſchweiler 
herbei, mahnte bejchwwichtigend feine politischen Yreunde ab; das 
Gleiche that in entfprechendem Aufruf die Regierung von Zürich, 
ebenfo jene von Aargau. Die Führer jtanden ab. In der Tag- 
jagung aber wiederholten fich die dringenden Anfinnen an Bafel 
um vollftändige Amneſtie, mit bejonderer Kraft von Seite Frei— 
burgs, und felbft Neuenburg hielt bejchwichtigende Schritte in 
jenem Sinn erforderlich, indem es auf eine neue Abordnung 
nach Baſel antrug, welche dortige Behörden günftig im Sinne 
der Tagjagung umſtimmen follte. Alle diefe Anregungen aber 
blieben fruchtlos und feitend der Tagſatzung ſchloſſen fich dieß— 
malige Berathungen mit einem Beſchluß zu Handen der Stände, 
worin „das Schweizervolf“ vor dem Vorhaben eines bewaffneten 
Zuzuges gewarnt, den Regierungen aber die Ergreifung geeigneter 
Mittel gegen dejjen Ausführung empfohlen wird. Die Häupter 
der proviforifchen Regierung blieben flüchtig, und von nun an 
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ftritt man fich längere Zeit, welcher von beiden Theilen eigentlich 
den unfeligen Bürgerkrieg verfchuldet habe. 

Auch die Angelegenheiten von Schwyz nahmen die Tagfagung in 
Anspruch. Die äußern Bezirke von Schwyz hatten durch Urkunden 
und gefchichtliche Ihatfachen aus den Jahren 1798, 1802 und 
1803 Löfung aller ehemaligen Unterthäntgfeitsverhältniffe gegen- 
über dem alten Lande Schwyz erhalten und alaubten fich der 
Gleichberechtigung mit diefem für alle Zeiten verfichert. Mit der 
allgemeinen fehmeizerifchen Reaktion zu Ende 1813 trat eine folche 
auch gegen fie ein, und fie empfingen im Januar 1814 von der 
Regierung zu Schwyz einen Abfagebrief, in dem verftändlich ver: 
deutet war, dap mit Aufhebung der Mediationsakte der Gefefjene 
Zandrath von Schwyz ſammt der dortigen Landsgemeinde über 
das weitere Schickſal des Kantons verfügen, demmach die Negie- 
rung wieder in augfchließlihe Hände nehmen werde. Die äußern 
Bezirke aber fchufen fich, zu Wahrung ihrer Stellung, eine eigene 
Oberbehörde. Gersau machte ſich wieder zum eigenen Freiſtaate, 
wie ebedem. Der Kanton war alfo in völlige Auflöfung gerathen, 
die mehrere Monate andauerte und erft durch eine Uebereinkunft 
vom 26. Juni 1814 gehoben wurde, die die Landleute der fünf 
äußern Landichaften und Höfe ald „freie Zandleute“ und befugt 
erklärte, als folhe an der Landegemeinde von Schwyz volles 
Stimmrecht zu üben, und ihnen ebenfo die Wahlfähigfeit zu den 
Kantonsämtern einräumte. Eine fpäter zu entiwwerfende Kantons— 
verfaffung follte das Werk frönen. Die zu diefem Behuf ernannte 
Kommiffion trat indeffen nie zuſammen; die verheißene Berfaffung 
blieb ein gänzlich unerfüllter Wunſch; in den Zuftinden des 
Landes waltete von 1814 bis 1830 eine Alles lähmende Stockung, 
und es bleibt in Bezug namentlich der erwähnten Hauptfache nur 
zu melden, daß im Jahr 1817 ein Tagſatzungsbeſchluß die Re— 
publif Gersau abermal zu Grabe trug und mit dem Kanton 
Schwyz vereinigte, für diefen im Jahr 1821 ein Dofument in 
das eidgenöffische Archiv niedergelegt wurde, das die Stelle jener 
Derfaffung hätte vertreten follen. Die Zmifchenzeit füllten ununter— 
brochene Befchwerden über nicht vollgogene Webereinfunft, bie 
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endlich (13. Januar 1830) der Borftand des Bezirfes Einfiedeln 
im dreifachen ganz Gefeflenen Zandrath die Entiverfung einer den 
Bedürfniffen der Zeit angemeſſenen Kantonsverfaffung und deren 
Borlegung an die Landsgemeinde verlangte. VBerweifung auf die 
alte Berfaffung von 1803 mit feitherigen Aenderungen, wie fie 
im Jahr 1814 und durch fpätere Landsgemeindebefchlüffe gefchehen, 
war der Befcheid. Die nöthige Zufammenftellung aber ward unter- 
laffen, neuen Zwiftigfeiten dadurch Ihr und Thor geöffnet. Im 
Laufe des Jahres fam es endlich zum Bruch. Durh Memorial 
vom 17. November 1830 verlangten March, Einfiedeln, Küßnacht 
und Pfäffifon die Entwerfung einer Kantonsverfaſſung auf die 
Grundlage voller Rechtögleichheit, namentlich mit Bezug auf die 
Nepräfentation, was die Webereinfunft von 1814 nicht gewährt 
hatte; March und Ginfiedeln blieben bei dem nächften ganz Ge 
jeifenen Landrath aus. Das innere Land aber Ichnte ab und bezog 
fich dabei auf die feinerzeit nicht vollzogene Webereinfunft von 
1814. Auf einer Landsgemeinde zu Lachen (6. Januar 1831), 
beftehend aus den Stimmfähigen aller flagenden Bezirke, ging 
man num einen Schritt weiter und befchloß, auf dem Verlangen 
einer Kantonalverfaifung beharrend, dem alten Land eine Frift 
von drei Wochen zu beftimmter Grklärung einzuräumen, und, 
falls abjchlägige, oder unbefriedigende, oder auch gar feine Ant- 
wort erfolgen jollte, bei neuem Zufammentritt Nöthiges für 
eigene und felbitjtändige Organifation zu verfügen, mit andern 
Worten, fich als neuen Halbfanton zu Fonjtituiren. Die Tagfagung 
wurde von diefem wichtigen Gntfchluß durch ein ausführliches 
Memorial in Kenntniß gefegt, an deifen Schluſſe zu lefen: 
„Wenn die Tage der Eidgenofjenfchaft an dem hohen Stande 
Schwyz bisher ein Glied hatten, welches nur ſchwer nachgefchleppt 
werden mochte, jo werden felbe an uns einen Stand gewinnen, 
dejjen erſte Pflicht es fein wird, als junger Zweig Fräftig und 
rüftig für die Eidgenoffenfchaft zu wirken. Werden wir gleich 
flein an Raum und gering an Zahl daftehen, jo hat die neuefte 
zeit fattfam bewiefen, daß auch ein Fleines Volk Großes leiften 
fann, wenn es nicht durch Die Schwerkraft eines alten, unbeweg- 
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lichen Körpers in feinem edeln Kluge gehindert wird.“ Das Kleine 
Gemeinweſen, das demnächſt entitehen follte, würde aus den 
Bezirken March, Einfiedeln, Küßnacht und Pfäffikon, fomit aus 
zwei verfchiedenen, unter fich felbft getrennten Gebietsfompleren 
beitanden haben. Ob die Trennung und jelbititändige Konfti- 
tuirung ernft gemeint gewefen oder mehr nur bloßes Zwangs- 
mittel gegen das alte Schwyz fein follte, iſt für die Gefchichte 
gleihgültig, da die Folgen immer diefelben fein mußten. So 
unglücklich wirkte bereits die Gewohnheit einzelner fchweizerifcher 
Landestheile, fih für beifer und höher berechtigt, ja für befonders 
beftimmt anzufehen, über andere Bevölferungen drüdendes Herrſcher⸗ 
recht auszuüben. Daß man auch in Bafel jchon eher geneigt 
gewefen, zur Trennung zu rufen, ald die politifche Gleichberechti- 
gung anzuerkennen, wurde oben erzählt, — und um eben diefe 
Zeit gedachte man in Stein, der Bevormundung durch Schaf: 
haufen müde, fih an Thurgau anzufchliegen, und ließ durch zwei 
Abgeordnete am Sige der Tagſatzung um Gönner werben. Das— 
jelbe thaten eindringlich auch die Wortführer der äußern Bezirke 
von Schwyz. 

Als deren Angelegenheit (18. Januar) an der Tagſatzung in 
Verhandlung fam, begann der Gejandte von Schwyz, Land— 
ammann Wäber, damit, daß er einen der Memorialsunterzeichner 
„das dümmſte Quadratjtüd von Europa“ nannte *. Die Tag- 
ſatzung ſelbſt befchränfte fich für einmal, dem Geſandten von 
Schwyz, deſſen Stolz ihn oft weiter führte als nützlich und ſchick— 
lich, zu Handen dortiger Behörden brüderliche Nachgiebigkeit und 
Ausgleihung, den Abgeordneten der Hagenden Bezirte Mäßigung 
und billige Rüdficht zu empfehlen. Die Landsgemeinde von 
Schwyz blieb der Anficht dortiger Magiftrate treu (23. Januar), 
wollte von nichts willen als von der Uebereinfunft von 1814 
und von einer auf deren Grundlage jo wie „nach den Grund- 
fägen unferer uralten Berfafjung“ zu entwerfenden neuen Kan: 


* St. Gallifcher Gefandtfhaftäbericht von Reutti und Steinmann an 
den Kleinen Rath. 
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tonsverfafjung, und fegte „dem freveln Entjchluffe der Trennung“ 
feierlichfte Verwahrung entgegen. Gine neue Landsgemeinde der 
äußern Bezirke aber erklärte jene Uebereinkunft als nicht mehr 
beftehend, ſchwur der neuen Obrigkeit Treue und erflärte im 
Uebrigen, daß fie keineswegs Lostrennung vom Gebiete des Kan- 
tons Schwyz, fondern nur eigene Verwaltung bis Austrag der 
Verfaffungsftreitigfeiten wolle. Solche Erklärung war nötbig, um 
durch die Scheu vor Trennung und neuen Salbfantonen fich nicht 
Gegner zu fihaffen. Auf Einwirken der Tagfagung fand endlich 
(21. April) ein eidgenöſſiſcher Bermittlungsverfuch ftatt, der jedoch 
durch die Schuld von Schwyz vereitelt ward. Am 9. März zuvor 
hatten Landrath und Obergericht der äußern Bezirke ihr Amt an— 
getreten; die Aufhebung folhen Proviforiums, ale von Schwyz 
geitellte Worbedingung gemeinfamer Verfaffungsarbeiten, lehnten 
fie mit gutem Grund ab. 

Die Fehden von Bafel und Schwyz hatten beide eine weit 
höhere ald die bloß örtliche Bedeutung. Scharf und klar fahen die 
Schweizerischen Völkerſchaften, die ſelbſt um volle bürgerliche Berechti- 
gung gerungen, in den Beſtrebungen und in der Niederlage der 
großen Mehrzahl der Baſel'ſchen Landſchaft ihr eigenes Schidfal; 
indem jie dieſe unterjtügten, fochten fie für Grweiterung oder 
Bewahrung eigener Rechte, eigener Selbſtſtändigkeit und politi- 
[cher Würde. Umgekehrt erkannten Alle, die in dem Sturz der 
Verfafjungen von 1814, in der Schwächung oder Aufhebung 
patrizifcher Gewalt, in der beabjichtigten oder ſchon vollführten 
Gleichſtellung der früher bevorzugten Städte, in dem allgemeinen 
Stimmrecht, in der Uebergabe der Regierungsrechte an die aus 
der Mitte des Gefammtvolfes gewählten Nepräfentanten, in der 
Ginführung auch der mittlern Stände zur Iheilnahme an der 
Landesregierung eine allgemeine Kalamität des ſchweizeriſchen 
Vaterlandes erblicten, — in dem Kampf der Stadt Bafel gegen 
das aufgeftandene Landvolk die eigene Sache, die Quinteffenz 
eigener Wünfche und eigener Wohlfahrt wie jener gefammter 
Eidgenoſſenſchaft. Weniger im Bordergrund ftand der Streit 
zwifchen dem alten Rande Schwyz und feinen in gewiſſer Unter 
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thänigkeit gehaltenen äußern Gebietstheilen. Genau beſehen, ftan- 
den aber die Anfpriüche des Volkes von Inner-Schwyz noch auf 
Ihwächerm Boden als jene der Stadt Bafel;-denn einem ſich 
demofratifch nennenden Gemeinwefen fteht am übelften an, daß 
einzelne Völferfchaften eigenen Gebietes von einem bevorzugten 
Bolfstheile beherrfcht werden. Bald, hatte daher auch der Ruf 
der äußern Bezirfe von Schwyz eine große Popularität in der 
Eidgenoſſenſchaft gewonnen, die um fo günſtiger wirkte, als 
übliche Selbftüberfchägung der Magiftraten von Schwyz wenig 
geeignet war, ihrer Sache Freunde zu werben. Am Vorort Luzern 
hatten das Yandvolf von Bafel wie die äußern Bezirke von Schwyz 
eine unermüdliche Stüße gefunden. 

Zu wiederholten Malen, vom Januar hinweg, wollte ſich die 
Tagſatzung vertagen; bald traten aber wichtige Sindernijfe, bald 
nur untergeordnete Bedenken entgegen; fo verfchleppte ſich ihr 
Beifammenfein bis 7. Mai, nachdem ihre Wirkſamkeit erlofchen, 
gleich einer Lampe ohne Docht und ohne Del, und fie oft in 
Gefahr gewefen, durch den Abgang vieler Gefandtfchaften that- 
fählich aufgelöst zu werden. Bor ihrem Auseinandergehen behän- 
digte fie dem Borort umfaſſende Inftruftionen für mögliche wichtige 
Greignijje. Die militärifchen Vorkehrungen blieben aufrecht, der 
eidgenöffiiche Generalftab wie bisher im Dienft. 

Im Laufe der Tagfagung war Baron von St. Nignan zur 
Erledigung der Anfprüche der aufgelösten Schweizer Negimenter 
aus franzöfiichem Dienſt am Vorort eingetroffen. Diefe Truppen 
hatten fich mit geringen Ausnahmen abermals durch treues eit- 
halten am geleifteten Eide ausgezeichnet, fomit eines bejjern Schi: 
ſales werth gezeigt, als ihnen geworden. In Orleans geſchah die 
Lizenzirung der beiden Regimenter der Garde, in Befancon jene der 
bier Linienregimenter. Bon jenen Städten aus fehrten fie, nach 
Empfang eines dreimonatlichen Soldes als Gratififation, in den 
Herbftmonaten von 1830 in kleinen Abtheilungen nach dem Bater- 
land zurück, wo fie, zwar mit Anftand und Rückſichten, doch nicht 
ohne Sorgen vor den Folgen jo zahlreichen Andranges brodlofer 
Männer (nahe an zehntaufend), aufgenommen wurden. Für die 
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Befriedigung ihrer Fapitulationsmäßigen Anfprüche an die fran- 
zöfifche Negierung thaten die Schweizer Behörden das Mögliche ; 
eine Abfindung- um geringeren Preis war aber ſchon deßhalb 
unausweichlih geworden, weil felbit die Regierung Karla X. 
ſchon die Abficht gehabt hatte, ihre öfonomifchen Verpflichtungen 
gegenüber den Regimentern beſſer nach eigenem Intereſſe zu regeln. 
Ein zwifchen den Fapitulirenden Kantonen und jenem franzöfiichen 
Abgeordneten am 22. April abgefchloffener Vertrag fertigte die 
entlaffenen Kriegsleute meift mit Netraitegehalten ab, welche den 
auf den Dienftvertrag gefußten Berechtigungen und Anfprüchen 
nicht Genüge thaten. Der ausländifche Fapitulirte Kriegsdienft war - 
durch dieſes fein neueftes Schickſal abermals gerichtet. 


Vierter Abfchnitt. 


Sturz der Regierung von Bern. Die demokratifche Konftituirung der Kantone 
zum Biele geführt. (1831.) 


Die Regierung von Bern hatte richtig gerechnet, indem fie die 
Einberufung der Tagfasung als ein ihrem Beſtand ungünftiges 
Greigniß anſah, nicht daß fie die Abficht haben Fonnte oder wirt- 
lich hegte, fich durch Beizug von Truppen anderer Kantone zu 
halten, fondern weil überhaupt zweifelhaft war, daß ſich die übri— 
gen Stände entfprechend in ihrem Sinn erklären würden. Der 
Beſchluß der Nichtintervention galt dann wirklich als Verkündung, 
daß inneres Zufammenwirfen, wie die Regierung von Bern folches 
für die von ihr bezeichneten Zwecke gewünfcht, nicht erhältlich fei. 
Ihr eigenes Schiefal wie das ded Kantons überhaupt war um fo 
mehr abhängig geworden von dem Grade des Vertrauens, den 
die Regierung bei dem Berner Bolfe felbit noch behaupten mochte. 
Daß man ungemein viel zu wünfchen habe, dafür zeugten 590 
bei der außerordentlichen Standes- oder Revifionsfommiffion ein- 
gegangene Bittichriften und Borftellungen, die fich nicht nur über 
die wichtigften Grundfäge der Fünftigen Verfaffung, ſondern auch 
über eine Menge Gegenftände der Gejeßgebung und der Berwal- 
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tung verbreiteten. Es waren dieß aber nicht fo faft Beweiſe des 
Vertrauens, das man in die bevorftehenden Berathungen jener Kom— 
miſſion feste, ald vielmehr eben jo viele Erklärungen des allge 
meinten Mißbehagens, fo mie auch von der weit verbreiteten 
Meinung, daß man nichts erhalte, wenn man nicht fordere. Bei 
vielen Gefandtichaften der Stände an der Tagfagung liefen Männer 
von der Zandichaft herum, Flagten laut über langes Hinhalten 
der Behörden, ohne daß dem Volk Beruhigung über die Anerfen- 
nung feiner Rechte gegeben werde, und fehilderten die Stimmung 
als eine jo üble, daß, wenn in jener Beziehung nicht bald ent- 
jprochen würde, die Mannſchaft faum zu einer eidgenöffifchen 
Grenzbejeßung zu beivegen wäre. Dom Mißtrauen übergeht das 
Volk in der Regel zu derben Aeußerungen, von diefen zu Dro- 
hungen; war ja doch fein Grund, warum nicht das Gleiche ge- 
ſchehen fünnte von Seite der Berner wie von den Freiämtlern. 
Das beforgte man wenigftens in der Stadt Ängftlicher denn je, 
wobei man fich gegenfeitig jo fehr erhigte, Daß das in Bern wei- 
lende diplomatifche Korps ernfthaft um das Map feiner Sicherheit 
anfragte, obwohl in der ganzen Schweiz damals Niemand weniger ans 
gefochten war ald eben die Repräfentanten der auswärtigen Mächte. 
Jetzt waffnete der Geheime Rath abermals, beſchloß Konzentrirung 
der in der Hauptftadt verfügbaren Kräfte und ftellte alle bernifchen 
Truppen unter den Oberbefehl jenes bewährten Offiziere, der fchon 
früher gleiche Beſtimmung erhalten hatte; ächt ſoldatiſch, aber 
nutzlos und unflug zugleich, warnte diefer in öffentlichem Aufruf 
gefanmte Mannfchaft vor der Theilnahme am politijchen Treiben. 
Nach dem Willen des Sedelmeiftere v. Muralt jollten darüber: 
bin 600 Freiwillige zum Schuge der Regierung durch fte jelbjt 
angemworben werden; Schultheig v. Wattenwyl bintertrieb ed. Da 
Schritt Jener mit feinen Getreuen felbft ein. Mit freiwilligen Beiträgen 
von Privaten aus den angefehenften Familien Bernd wurden in 
Kurzem mehrere Hunderte von alten Soldaten, jogenannte Nothe * 


* Soldaten der aufgelösten Schweizer Negimenter in Frankreich, fo ge 
heißen wegen ihrer rothen Militärkleidung 
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zufammengerafft, mit Befehl zur Sammlung in der Hauptftadt 
auf 8. Januar. Dem Unternehmen folgte allgemeine Entrüftung, 
am meiften feitens der ftädtifchen Bürgerwehr, die früher auch 
die Aufnahme jener Militärs in ihr Korps abgelehnt hatte. Nach 
Langem endlich, aber viel zu fpät, unterfagte die Regierung außer 
ordentlihe Waffnung. 

Während folcherlei Vorgängen in der Hauptftadt ging den 
Bürgern auf der Landichaft die Geduld und aller ruhige Sinn 
aus. Aus dem Leberberg mußten eine Reihe von Kommiffarien 
unverrichteter Dinge abziehen. Das Seeland war jo aufgeregt, daß 
ein Kommilfär, Oberftlieutenant Koch, mit unbedingten Bollmachten 
zur Herftellung der Ordnung in deijen vier Oberämter abgeordnet 
werden mußte, der Anarchie zu wehren aber ebenfalld nicht vers 
mochte. Der Staat war in völliger Auflöſung; überall Tumult, 
Verwirrung und partifulare Sorge bald für Angriff, bald für Ab- 
wehr, Anfchaffung von Pulver und Bleiworräthen, Errichtung 
von Bürgergarden. Da und dort fliegen die unentbehrlichen Frei— 
heitsbäume aus dem Boden; das lettere Anfangs Jahres im 
Oberamte Nidau, unmittelbar vor den Häufern der Regierungs— 
beamten. Die befohlene Wegräumung unterblieb; abgefandter 
Erefutionsmannfchaft antwortete die Sturmglocke, die bald einige 
Hundert beivaffneter Bürger nad) Nidau zufammengeheult hatte; 
die Truppen mußten weichen, nach Bern zurüd. Bon Pruntrut 
aus drang Stodmar, nach Abzug der Kommiſſarien, mit einer 
Schaar Bewaffneter in Delsberg ein, entſetzte den Stadtmagiftrat, 
übergab die Verwaltung eifrigen politifchen Freunden und beab- 
fihtigte nody andere Erpeditionen diefer Art. Der Kleine Rath 
aber wagte weitere Entfaltung militärifcher Kräfte nicht und mußte 
das Gefchehene ungeahndet auf fich beruhen laſſen, aus Beforgniß, 

‚einem allgemeinen Bolfdaufftand, auch von andern Kantonen her, 
zu rufen. 

Mehr aber regierte eine Partei ald die Regierung ſelbſt; auf 
diefer haftete das Miktrauen, auf jener der verdiente Haß des 
Volkes. Ein bewaffneter Zug nach Bern drohte von verfchiedenen 
Seiten, vornehmlich aus dem Oberland, denn mittlerweile war 
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die Stimmung überall eine heftigere geworden, jelbft in Biel jekt, 
wie im übrigen Seeland fchon früher. Am 10. Januar follte er 
zur Ausführung kommen. Johann Schnell von Burgdorf und 
feine Freunde mahnten ab von dem äußerſten Mittel; befjer fei 
und wirfe eine Berfammlung der angefehenen Männer des ganzen 
Landes. Der Rath fand Anklang und Beachtung. An eben jenem 
Tage traten zu Münfingen, nur zwei Stunden von der Sauptftadt 
entfernt, die Ausgejcholjenen der verſchiedenen Landestheile zus 
jammen, mit und unter ihnen auch Mitglieder der Zmeihundert 
des Großen Rathes und der Standestommiffton, in Allem zwölf 
bis fünfzehnhundert Männer aus zwanzig verfchiedenen Amts— 
bezirten. Der Oberamtmann wohnte bei aus Auftrag der Regie 
rung und als Beobachter und Berichterftatter, amtliche Würde 
durch den Privatmann dedend, nicht ohne Muth und aute Artz 
e8 war Robert v. Erlach. Der Ruf, der allein an diefer Berfamm- 
fung fejfelte, war jener nach Gleichberechtigung, mit Aufhebung pa- 
trizifcher Herrfchaft, ftädtifcher und Familienvorrechte. Johann Schnell 
eröffnete die Verhandlungen mit einer Rede, die nicht weniger die 
Befänftigung der Graltirten feiner PBarter, die Verhütung von 
Unordnungen und verderblichen Exzeſſen, ald den Hauptzweck der 
Berfammlung felbft im Auge hielt. Für diefen führte das ent- 
fcheidende Wort jein Bruder Karl Schnell, welcher mit der ihm 
eigenen Zähigfeit den Verfaſſungsrath ald den einzigen Weg zum 
Siege für das Volk erklärte; ftürmifcher Beifall folgte vornehm- 
lich aus der Mitte der Yandleute, während viele aus der bürger- 
lichen Klaffe der Anweſenden, jo Karl Neuhaus und Ludwig 
Scnell*, den Antrag nur mit Schreden vernahmen, ja felbft 
Johann Schnell gleiche Gefinnung hegte, wenn. er auch nicht in 
der Lage war, den Antragfteller jteden zu lafjen. 

Die Berfammlung ließ Zeichen der Befriedigung auch ver- 
nehmen, als noch während ihrer Dauer ein Mitglied des Großen 
Rathes, Oberjtlieutenant Hahn von Bern, Kommandant der dorti- 


* Diefe beiden wurden nachher Sekretäre des Berfafjungsrathes. 
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gen Bürgergarde, mit der Meldung eintraf, daß von Seite der 
Regierung der Anwerbung der Nothen Einhalt gethan, die Ge- 
worbenen entfernt werden. Derjelbe brachte das bereit vollendete 
und mitgenommene Gutachten der Standeskommiſſion zur Ber: 
lefung, warnte vor Ungejeglichfeiten und empfuhl, den Berathungen 
des Großen Nathes ihren ordentlihen Gang zu laſſen. Den Ber: 
faffungsrath hielt er für entbehrlich, jah in deſſen Begehren 
nur eine Formfrage. 

Nicht fo Karl Schnell, der im Schlußwort eben dieſes Ver— 
langen als ein allgemeines erklärte. Bon nun an galt der Ver— 
fafjungsrath ald Begehren der Münfinger Berfammlung, und diefe 
hatte das Schichjal des Landes entjchieden. Bon zweien der Redner 
jagt der Bericht eines parteilofen Augenzeugen: „Zu Dr. Hahn 
ſah man mit Ehrfurcht, zu Hans Schnell mit Liebe; diefer über- 
zeugte, die glänzende Beredfamfeit jenes überredete. Hand 
Schnell fpricht zu den Leiden ſchaften und weiß fie zu beftechen- 
Hahn fpricht blog zum Berftand und hat daher nur Einfluß, wo 
diefer noch etwas vermag.“ Der Mann des Tages, der Held von 
Münfingen, blieb Johann Schnell, vom Volk mit Vorliebe Hans 
genannt, der leitende Geift fein Bruder Karl. Hahn blieb in der 
Neihe der liberalen Doftrinäre, in welche er fih am Tage von 
Münfingen geftellt. 

Jenes Gutachten der Großrathsfommiffton, wenn auch die 
Begriffe der Volfshoheit und des Nepräfentativfyftems in feine 
Blätter aufnehmend, in der Ausführung dagegen hinfend und 
zurücdhaltend, war gegenüber den Münfingern ein todtgebornes 
Kind, die Regierung felbft nur noch ein Schatten, nachdem ihr 
alle Mittel zur Behauptung des obrigkeitlihen Anjebens abhanden 
gefommen. Dem Großen Rathe wurde am 13. von dem Ergeb- 
niſſe bisheriger Einleitungen zur Verfaffungsrevijion Kunde ge- 
geben ; gewwichtige Stimmen, man nennt auch jene des Schultheißen 
Fischer, der nad) wenigen Tagen Aufenthaltes in Luzern als erjter 
Standesgefandter an der Tagſatzung von dort bereits zurückgekehrt 
war, erklärte jeden andern Schritt ald den von der Münfinger Ver— 
jammlung geforderten für ungenügend. So befchloffen 200 gegen 
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19 Mitglieder die Aufftellung des Berfaffungsrathes; Organijation 
und Einberufung desjelben wurden ganz der Gilferfommiffion an- 
heimgeftellt. Mit Proflamation vom gleichen Tage legte der Große 
Rath die Befugniß zur Revifion des Grundgefeges in die Hände 
des zu wählenden Berfaifungsrathes nieder, erklärte, nur noch bie 
zur Einführung der neuen Verfaſſung die Regierung fortzufegen, 
alsdann aber „alle Yandesangehörigen des Uns erftatteten Huldi- 
aungseides“ zu entlaſſen und ihnen jolches in einem legten Afte be 
fannt machen zu wollen. Die Urkunde ift voll Würde, voll des 
Bewußtſeins treu erfüllter Pflicht. 

Sp endete eine Negierungsform, deren vielfache Erfolge die 
Gefchichte anerkennt, wenn fie auch Fund thun joll, daß ihre Uhr 
für immer abgelaufen war. Das Syſtem mehr als deijen perſön— 
liche Träger war vom Volke verurtheilt, da dieſe felbft, an ihrer 
Spise der wirkliche Amtsſchultheiß v. Wattenwyl, auch in 
diefen Tagen noch mit Hochachtung genannt wurden. Allgemeine 
Freudenbezeugungen folgten: die Jahre 1813 und 1814 waren 
gefühnt. Auch die im Aufftande befindlichen. Amteien des Jura 
fehrten zu formeller Gefeglichkeit zurüd, nachdem der Großraths— 
beichlug befannt geworden und eine Abordnung die leten Reſte 
von Miptrauen befeitiget hatte. Was unmittelbar vorangegangen 
war, das Aufgebot von ftarfer Truppenmacht zu einem Erefutiong- 
zuge nach Delsberg auf Bericht hin, dap Stodmar die Inſurrek— 
tionsbeftrebungen im Jura fortjege und felbft die Hauptſtadt be 
drohe, verbunden mit einer Preisausfegung von 4000 Franken auf 
deſſen Habhaftmachung, erſchien als übereilte Maßregel; daher die 
übel begründete mehrfeitige Berläugnung der bezüglichen Profla- 
mation der Regierung vom 17. Januar. Die Waandtländer Pa- 
trioten begrüßten den Sturz des ihnen jo verhaßt gewejenen alten 
Berner Negimentes in einer feurigen Glückwünſchungsadreſſe an 
das Berner Volk (17. Januar.) 

Die Wahlen des bernifchen Berfafjungsrathes gefchahen zwar ge- 
nau nach der Volkszahl, aber in zwei Graden, d. h. zuerft wählten die 
Urverſammlungen die Wahlmänner, diefe dann auf je 3000 Seelen 
ein Mitglied. Manche Männer des Patriziates jchlugen ab; gegen 
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Annehmende that fi) von Seite der eigenen Standesgenoffen 
gehäſſiger Eifer fund. Am 28. Februar verfammelte ſich der Ber: 
fafjungsrath, wählte den Rathsherrn Tſcharner zum Präfidenten, 
einen andern Patrizier, Rathsheren v. Lerber, zum PVizepräfidenten, 
dann eine engere Verfaſſungskommiſſion, aus der hinwieder ein 
Redaktionsausſchuß von Fünfen hervorging, für den der Oberft- 
fieutenant Koch die Feder führte. Eine würdige Kirchliche eier, 
bei welcher der wohlgewählte Bibeltert: „Irret nicht, meine lieben 
Brüder!“ falbungsvolle Auslegung erhielt, verlieh (2. März) der 
Konftituirung die religiöfe Weihe. Befremden erweckte, daß in die— 
jen Tagen noch der Poſtpacht zu Gunften der Familie Filcher auf 
volle vier Jahre erneuert wurde. 

Don Luzern ift die eigenthümliche Ihatfache zu melden, daß 
viele feiner Mitbürger, Profeffor Troxler aus Münfter vornehmlich, 
an der Agitation zum Umftuz der alten Berfaffungen in ge 
fammten Kantonen den lebhafteften Antheil nahmen, diefelbe 
in dem Kanton Luzern felbft aber weder in den nächiten, noch 
in den entferntern Folgen fo ſtark hervortrat als in den meiften 
andern Kantonen. Der Bundesvertrag felbt, der ihm eine vorörtliche 
Stellung und für die Jahre 1831 und 1832 die wirkliche Aus— 
übung daheriger Verrichtungen anwies, mäßigte allzu laute und 
gewagte Bejtrebungen. Luzern wollte und mußte gerüftet fein zur 
baldigen Uebernahme der eidgenöſſiſchen Geichäftsleitung, zumal 
man in diefem Kanton wie anderswo die Stellung der Schweiz 
gegenüber dem Ausland als eine ſehr gefährdete anfah. Daher 
die mancherlei Ronzeffionen, die Abweichungen von den fonft ala 
allein gültig verfündeten Grundlehren für die Demofratifirung 
der Schweiz, die außerordentliche Eile, mit der in diefem Kanton 
das Verfaſſungswerk betrieben und auch beendiget ward. Die 
Wahlen der 81 vom Bolfe felbft zu wählenden Verfaſſungsräthe 
gingen, wenn auch unter ungewohnten Bewegungen, gut von 
ftatten und brachten mit den übrigen vom Großen Nathe bezeich- 
neten Mitgliedern die verjchiedenartigjten Elemente zufammen, die 
ſich indeß, den Hauptrichtungen nad, auf drei Parteien zurüd- 
führen ließen: die Ariftofraten, alte Vorrechts- und Stadtbürger- 
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partei; die Liberalen, die Männer der repräfentativen Demokratie, 
des Syſtems der Stellvertretung für die Zwede einer aufgeflärten 
und volfsthümlichen Regierung; die Demofraten, Abgefandte und 
Wortführer der Bauerfame für einfache Regierungsform nah Sinn 
und Geift der drei Länder und in Uebereinſtimmung mit einem 
zahlreichen Iheil der Geiftlichfeit, erklärte Gegner der liberalen 
Partei, Freunde der Ariftofraten nur darum, weil diefe in der 
Verlegenheit eigener Stellung ſich an die demofratifchen Volks— 
deputirten anfchloffen. Dem Schultheigen Amrhyn wurde die Ehre 
des Präſidiums zu Theil; er zählte mehr zu der Partei der Libe— 
valen als zu jener feiner ariftofratifchen Standesgenoſſen, haßte 
die Demokraten mit und ohne die Zuthaten des geiftlichen Ein- 
fluſſes. Aus dem hohen Ernft, der ihn für ungefchwächte Erhal- 
tung ſchweizeriſcher Selbftftändigfeit durchdrang, erklärt fich der 
Eifer, den er der Beförderung des Verfaſſungswerkes widmete. 
In Vorgefechten ward die Mitwirkung der zwanzig Mitglieder 
aus dem Großen Rathe angegriffen; allein Kafimir Pfyffer, einer 
der Erjten aus diefer Klaffe und aus den Häuptern der Liberalen, 
Ichlug den Angriff mit der Entgegnung ab, daß das Grofrathe- 
defret über die Zufammenjegung des Berfajfungsrathes entiweder 
für Alle oder für Niemanden gültig ſei, fomit entweder Alle 
bleiben können oder Alle weichen müſſen. Gleichen Geiſt hauchte 
ein Antrag, nach welchem von dem durch den Großen Rath zu 
freier Benutzung überwiejenen Verfaſſungsentwurf der Siebzehner- 
fommiffion gar feine Notiz genommen. werden follte; der Ver— 
faſſungsrath bejchloß aber das Gegentheil, eriwied dem Entwurf 
die Ehre der Durchberathung und verwies die fchiwierigeren Fragen 
an eine Kommifjion aus feiner Mitte. Die Parteien waren indeß 
jchroffer geworden, die Freunde der repräfentativen Demokratie 
bereits in großen Sorgen, ob ihnen möglich fein werde, das 
Emporkommen einer Verfaſſung umd eines Regierungsſyſtems 
nach dem Wunſche der Demokraten, an die fich mittlerweile Die 
alte Junkernpartei angefchloffen, zu verhindern; denn es hatten 
auch diefe beiden lebten vereinten Parteien Führer von Geiſt, 
jo den Schultheifen Rüttimann, welcher bereits mehr denn ein 
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Menfchenalter hindurch eine hohe Stellung in der Eidgenoffen- 
fchaft wie in feinem Kanton eingenommen hatte und der voll- 
fommen richtig erfannte, daß die von den Volksmaſſen geforderte 
Emanzipation nicht länger hintangehalten werden könne, daher 
für die Nepräfentanten der Städte und der bisher regierenden 
Familien in der ganzen Schweiz faum ein anderes Rettungsmittel 
vor gänzlichem Verſinken übrig ſei als der Anſchluß an die Demo- 
fraten, und daß jene nur im Bereine mit diefen fich der liberalen 
Gegner noch erwehren könnten. Die Rechnung war vollfommen 
richtig, wenn auch die Entwidelung der Dinge häufig eine andere 
geworden. 

Nach Furzer Unterbrechung, während welcher Amrhyn, zur Zeit 
als Standesgefandter an der Tagſatzung in Bern abweiend, vom 
Großen Rathe zum Amtsjchultheigen für 1831 gewählt wurde, 
beendigte der Berfaffungsrath fein Werk in arbeitfamen Sigungen 
vom 30. Dezember bis 5. Januar, Als Hauptmomente feiner 
Verhandlungen erjcheinen die Zufammenfegung des Großen Rathes 
mit der Frage über Zuläffigfeit der mittelbaren Wahlen, ſodann das 
Verhältniß der Repräfentation zwifchen Stadt und Land. Längſt 
ſchon hatte die Partei der entjchiedenen fchweizerifchen Reform- 
freunde unmittelbare Volkswahlen, ohne alle Beimifchung von 
mittelbaren durch irgend welche Wahlfollegien, als unentbehrlich 
zur Begründung und Erhaltung der Volksſouveränetät erklärt, 
und es bedurfte ihnen gegenüber ein anfehnliches Maß von 
Starfmuth, um fih zum Bertheidiger auch nur eines Theiles 
indirefter Wahlen aufzumerfen. Umgekehrt hielt die angefeindete 
Partei der Alten bei dem erften Anlauf jener Grundfäglichen den 
Untergang des Vaterlandes für unvermeidlih, wenn das Volk 
die meiften oder vollends alle Wahlen in die Hand befomme. 
In Luzern gebradh es den Nepräfentanten diefer beiden Haupt- 
parteien weder an Gntjchiedenheit noch felbft an Schroffbeit. 
Als es aber zur Anwendung der Grundfäge fam, da fingen die 
Berechnungen an: die Liberalen fanden heraus, daß fie mit den 
von ihnen felbft und zuerft aufgeitellten unmittelbaren Bolfswahlen 
übel fahren und das Regiment in ganz andere als in die eigenen 
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Hände gelangen dürfte, nachdem fich herausgeftellt, daß das 
Volk fih nicht ausjchließlih Männer von juriftifcher Bildung 
als Führer wähle; die Ariftofraten hinwieder warfen ſich dem 
fonft jo geringfchäßig behandelten Landvolf in die Arme, weil 
fie den Juriften gegenüber bereits verloren Spiel hatten. Beide 
Theile wurden Ueberläufer, die Liberalen zu theilmeifer Anwen— 
dung ariftofratifcher Grundfäge, die Ariftofraten zu Lehrſätzen 
und Praris der Demokratie. So wenig ift in Republifen auf 
fonjequentes Bekenntniß unveränderlicher Staatsgrundfäge von 
Seite der einzelnen Parteien zu zählen. Beiden Theilen aus— 
ſchließlich Egoismus als Triebfeder ihrer Handlungen zu unter 
ftellen, möchte indeß wohl ungerecht ſein; inwiefern fie ihre 
Wirkfamkeit auch als die zuträglichere für das Gemeinmwefen 
anſahen, find fie gerechtfertigt; doch hat dann jede der beiden 
Parteien die Pflicht, gleich redliche und uneigennügige Abficht 
auch der andern zuzutrauen. Am Ende ſchloß der Verfaſſungsrath 
auf eine Zufammenfegung ab, welche wefentlich der feinigen glich, 
indem er 80 Wahlen dem Bolf, den alfo gewählten 80 dann 
die Wahlen der übrigen 20 anwies; die Yiberalen hatten für ihr 
Syſtem noch mehrere Garantieen verlangt, die indeß nur in 
einem fünftlich zufammengefegten Wahlfollegium hätten gefunden 
werden können. Genau zwanzig Mitglieder gaben eine Verwah— 
rung zu Protofoll gegen die alſo beichlofjene Selbjtergänzung ded 
Großen Rathes, ald mit dem Weſen einer demofratifch- repräfen- 
tativen Republik unverträglih. Der Stadt Luzern wurden von 
den unmittelbaren Großratheitellen 18, von den andern die 
Anzahl von 7 zuerkannt, mit Anwartichaft auf 6 weitere von 
diefen, die an ganz freie Wahl geftellt wurden; allein die ber 
Stadt zugeichiedenen Wahlen wurden nicht mehr den Stadtbür- 
gern ausfchlieplich, fondern der gefammten Einwohnerſchaft über 
laſſen. Dadurch herrfchte die Landſchaft auch in der Stadt, deren 
Berbürgerte die Diinderzahl der Bewohner ausmachten. Es war 
dieß abermal ein Mittel des Gleichgewichtes zu Gunften der 
Liberalen gegenüber der Bauerfame auf dem Lande, deren Geift 
ihon damals ein weſentlich verfchiedener war von jenem der 
8 * 
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Städter. Mit folchen Hauptbeitimmungen der neuen Verfaſſung fiel 
auch das übrige Gebälfe ihrer fcheinbar noch jungen VBorgängerin. 
Das Volk erhielt drei Wochen Zeit zur Ueberlegung, die von Freun— 
den und Gegnern des Werkes leidenfchaftlich in Anfpruch genommen 
ward. Wer im Wefentlichen bei feiner Entwerfung gefiegt, das 
zeigte bald die Stellung der ‘Parteien bei den unausweislichen 
Umtrieben, die der Abjtimmung vorangingen: die Ariftofraten 
waren für die Verwerfung, die Liberalen für die Annahme. Das 
Bolt, zum erften Mal zu dem hochwichtigen Souveränetätsafte 
berufen, wurde mit fchriftlicher und miündlicher, geiftlicher und 
weltlicher Nathgebung, mit Verfammlungen, Reden in Kirchen 
und Schenken, wahren und lügenhaften Darjtellungen gequält 
und unterhalten zugleih. An der Gyfifonbrüde verabredeten die 
Gegner der Verfaffung in engerm DBerein die Verwerfung; eine 
kantonale Berfammlung zu Sempah am 24., wegen betriebfamer 
Abmahnungen doch nur 500 Mann ftark, follte das Loſungswort 
zu Gleihem geben. Verfaſſungsrath Wendel Koft, der demofra- 
tifhen Partei angehörig, las gegen die Verfaſſung, fand aber 
fein Gehör: das Mehr mit jeinen Triumphen blieb den Liberalen, 
von denen Advofat Bühler und Arzt Steiger ald Wortführer ſich 
hervprthaten. Eine zweite Berfammlung von Berfaffungsgegnern 
auf dem Schlachtfelde zu Sempah am 28. Januar wurde von 
der andern Partei, ohne große Achtung für die freie Meinungs- 
äußerung, vollends aus einander getrieben. Ueberhaupt hielt man 
fih von gewaltthätigem Gebahren nicht frei: in der Stadt waff- 
neten die Freiſinnigen, weil fie von den Ariftofraten einen Angriff 
auf das Zeughaus beforgtenz; das Gleiche gefchah in Kriens, in den 
Aemtern Surfee und Willisau, im Surenthal, alles Beweife, daß 
man die Berwerfung höchlich fürchtete, dephalb um jeden Preis ver- 
hindern wollte; für den Fall der Berwerfung ließ die liberale Partei 
bereit eine Denfjchrift zur Unterzeichnung umlaufen, worin ein 
zweiter Berfaffungsrath gefordert wurde, um das Zurückſinken in die 
alten Zuftände zu verhindern. Die Abftimmung lief meift ruhig ab 
(30. Januar) und brachte 7162 Annehmende gegen 3490 Ber- 
werfende, von 20,293 Stimmfähigen; mit Hülfe von 7625 un- 
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entjchuldigt Ausgebliebenen, die das Gefeg auch ald Annehmende 
gezählt wiſſen wollte, brachte man die Zahl der Annehmenden 
auf 14,787. Einflußreihe Männer follen entfchloffen gewefen fein, 
das Ergebniß der Zählung, ald unannehmbar und der Volksſou— 
veränetät zumider, anzugreifen, fall® nicht eine Mehrzahl von 
wirklich Stimmenden fich ergeben hätte. An einen Erfolg folcher 
Einſprache ift aber nicht zu glauben, da das Geſetz von der ver: 
fafjungsräthlichen Mehrheit eben mit Rückſicht auf die unfichere 
Volksſtimmung, alfo mit gutem Vorbedacht, erlaffen worden. 
Unmittelbar folgten nun die Wahlen, und am legten Tage Februarg, 
gleichzeitig mit der Wahl des PVerfalfungsrathes für den Kanton 
Bern, Fonftitwirte fich der neue Große Rath von Ruzern, an deffen 
Spitze der gewefene Schultheiß Rüttimann fich geftellt fand, er- 
wählte die vollziehende Behörde zum Schultheigen den wirklichen 
Inhaber des Amtes Amrhyn, dem hierdurch der ununterbrochene 
Vorſitz in der Tagfagung gefichert ward; unter andern Mitgliedern 
des vorörtlichen Staatsrathes neuer Wahl find die befanntern 
Namen Eduard Pfyffer, Oberft Schumacher, Med. Dr. Steiger. 
Die ariftofratifhe Partei fammt den demofratifchen Halbfreunden 
war in allen höhern Behörden in Minderheit gedrücdt. Daher 
nahm auch Schultheig NRüttimann eine auf ihn gefallene Wahl 
in den Kleinen Rath nicht mehr an. Oder glaubte er nicht an 
die Haltbarkeit der neuen Ordnung? 

Diefe neue Konftituirung Luzerns war das heißerfehnte Ziel 
aller redlihen Schweizer, die das Vaterland vor Zerwürfniffen 
mit den europätfchen Mächten, die innere Ordnung dur den 
ungefährdeten Fortbeitand der Tagfasung, die Möglichkeit von 
diefem durch eine ſolide und unangefochtene Regierung des vor- 
örtlichen Kantons ficher geftellt wiſſen wollten. Sie entſprach 
zugleich der überwiegenden öffentlihen Meinung der Schweiz, 
ohne das Miftrauen der auswärtigen Mächte hervorzurufen. 

Aus ähnlichen Urfachen wie Luzern war Zürich beeilt, unter 
Dad zu kommen; denn auch diefer Stand hatte, wenn auch 
nicht aktiver Vorort, doch wichtigen Einfluß in innern und 
äußern Verhältniffen der Schwe zu üben, follte die Neugeftal- 


— DR — 


tung derſelben nicht zu ihrem Unglücke ſich wenden. Der neue 
Große Rath, für Zürich gleichzeitig Verfaſſungsrath, war der Tag— 
ſatzung wegen um ein paar Tage früher zuſammengetreten, als 
vorbeſtimmt geweſen. Nachdem er beſtens die gemeinvaterländiſchen 
Intereſſen bedacht, ſchritt er zum Werke der Verfaſſungsreviſion, 
gab den Bürgern drei Wochen Friſt zur Eingabe ihrer bezüglichen 
Wünſche, beſtellte eine Kommiſſion zur Entwerfung der Verfaſſung 
mit Rückſicht auf ſchon beſchloſſene Grundlage, ſicherte den ordent— 
lichen Fortgang der Verwaltung durch Kundmachung, daß Behör- 
den und Gefege bis zu ihrer Abänderung in Kraft zu bleiben 
haben, und beruhigte die Bürger durch gleichzeitige Anzeige, daß 
fchon eingelangte Wünfche und Begehren, die fi) auf Berbeiferung 
der Geſetze und Erleichterung der Abgaben bezogen, zur Prüfung 
und Berichterftattung der Regierung überwiefen worden (17. und 
18. Dezember). An der Spibe der Kommiſſion ftand Uftert, neben 
ihm Meyer von Anonau, Pfenninger, Konrad Melchior Hirzel, 
Guyer, oh. Jakob Heß, Brändli von Stäfa, Dr. Keller und 
Andere, die Elite von Stadt und Land, in wohlthätigem Gemifch 
ältere und jüngere Männer, doch alle von Kraft und hoher Ge 
finnung, Einzelne auch ausgezeichnet durch Wiſſenſchaft; auch die 
böswilligite Kritit war da verlegen, Blößen und Lücken zu ent 
defen. In den erften Tagen Januar begann die Kommiffion 
ihre Arbeiten, am 15. Februar fonnte ihr Entwurf dem Großen 
Rathe zur Berathung vorgelegt werden, der damit in zwei bie 
drei Wochen ebenfalld zu Ende kam. Die Hauptabftimmung 
brachte in feiner Mitte 170 Annehmende gegen 3 Berwerfende ; 
glänzend überaus war das Ergebniß der Volfsabjtimmung vom 
20. März; 40,503 Annehmende gegen 1721 Verwerfende; unter 
den erftern 1791 Stadtbürger, während von ihnen nur 138 ver: 
warfen. Nichtftimmende wurden, abweichend von Luzern, nicht 
gezählt. Weberzeugender als dur folche beinahe einhellige An- 
nahme hätte das Bedürfnig einer wefentlichen Berfaffungsreform, 
mit befonderem Bezug auf Berückfichtigung der Landſchaft, nicht 
bewahrheitet werden fünnen. Nicht Bürgerkriege allein, in. denen 
die Entzweiten mit der Waffe M der Sand fich gegenüberftehen, 
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verlegen Beitand und Wohl republifanifcher Stantögefellfchaften ; 
oft noch verderblicher wirft das jchleichende Gift übel verkleifterter 
Zwietracht, meift Folge der Ueberherrfchung der einen Elemente 
durch die andern. Das war der Fall von Zürich geweſen. Die 
Lehre aber, die in den Jahren 1830 und 1831 der Stadt gegeben 
worden, gilt auch in fpätern Jahrzehenten noch, jest aber nicht 
mehr gegen fie. Glüclich, wer folche Lehre nicht anrufen muß. 

Die feierlich verfündete Berföhnung der ehemaligen Gegenfäße 
wurde thatfächlich bewährt durch die Zufammenfegung der neuen 
Regierung, in die neben Ufteri, SHegetichweiler, Pfenninger, 
Ferdinand Meyer, Eduard Sulzer, Weiß von Fehraltorf auch 
Bürgermeifter von Wyß, Conrad von Muralt, Rahn und Spöndli, 
Genannte und Andere den verfchiedenen Meinungsftufen angehö- 
vend, berufen wurden. Giner der vielen Veteranen, der verdiente 
Bürgermeifter von Reinhard, fiel außer die Kombination, was 
indeß, feiner feierlichen Erklärung zufolge, auch in feinen Wünfchen 
gelegen. Der Große Rath ehrte feine Leiftungen durch eine Dankes— 
urfunde. Das Bürgermeifteramt überging an Uftert und von Wyß, 
an jenen unmittelbar bei dem Regierungswechfel; dem Bürger: 
meiſter Ufteri wurde gleichzeitig das Präſidium des Großen Rathes, 
die BVizepräfidentjchaft feinem Kollegen übertragen. Die junge 
Schule erhielt ihre Ehrenfiße vornehinlih im Obergericht, zu 
deifen Leitung Dr. Keller berufen ward. Uſteri aber, der am 
meiften die zum Siege gelangten politifchen Anfichten und Stre— 
bungen großgezogen, dann wejentlichen Theil an der Entwerfung 
der Berfaffung genommen, follte diefe nur auf dem Papiere und 
in ihren erſten Ausflüffen, nicht aber in ihrer folgenden Wirk 
ſamkeit fennen lernen. Als ein ganz befriedigended Werk fcheint 
er fie auch in den Flitterwochen des neuen Staatslebens nicht 
gehalten zu haben, denn er felbit, als Berichterftatter der Ver- 
faſſungskommiſſion, nannte fie das Kind einer bedrängten Zeit, 
in der es Noth gethan, aus einem provijorifchen Zuftande von 
Regierung und Verwaltung, der eben deshalb ſchwankend und 
fraftlos, fo beförderlich ald möglich zu neuen und feiten Einrich— 
tungen überzugehen. Schon im Laufe der legten Monate war 
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Manches in der Eidgenoffenfchaft geichehen, was ihn mißftimmt, 
vielleicht felbit beforgt für ihre Zukunft gemacht hatte. Er jelbit 
erlebte indeß weder die Freuden noch die Miprechnungen derfelben. 
Er ging hinüber ind befjere Dafein (9. April), nachdem er vier- 
unddreißig Jahre dem gemeinen Wefen gedient, noch zur Zeit der 
alten Eidgenoſſenſchaft Mitglied des fouveränen Rathes von Zürich, 
Senator und Bollziehungsrath der helvetifchen Republik, Mitglied 
der Konfulta in Paris, dann (1803) der Organiſationskommiſſion 
für den Kanton Zürich, endlich nach einander Mitglied des Kleinen 
Rathes während der Mediationgzeit und Staatsrat während der 
nachherigen NReftaurationgperiode gewefen. Unitarier in der helve- 
tifchen Republif, der Thätigſten einer für ihren Beftand und ihr 
Gedeihen, bis ex fich jelbjt von der Unhaltbarfeit eines völligen 
Einheitsſyſtems überzeugte, traf ihn am empfindlichiten die Reak— 
tion von 1814, deren Schöpfungen er nie hold geworden. Er 
war vielmehr einer der umerbittlichiten Gegner der von daher 
wieder zu einiger Geltung gekommenen alten Negierungdarundfäge, 
daher mipbeliebt bei ihren Vorfechtern, hochverehrt dagegen von 
allen Freunden freifinniger Geftaltung der Schweiz, für welche 
er als geiftiger Borfämpfer, Mahner und Erzieher galt, bervundert 
um feiner tiefen und ausgedehnten Gelehrjamfeit und einer uner- 
ſchöpflichen literarifchen Thätigfeit willen. Sein Nachfolger im Bür- 
germeifteramte wurde Staatsrath v. Muralt, aus den Wiürdigften 
von Zürich, hochgeachtet von allen Parteien dafelbit, ebenfo im 
Kreife der Eidgenofjen, denen er ald Gejandter, ald Freund und 
Fachmann des ſchweizeriſchen Milizweſens befannt geworden, und 
von dem ſelbſt die erjten Wortführer der liberalen Bartei erwarteten, 
dag fein Gemeinfinn und feine Biederkeit reichlich erſetzen werden, 
was ihm an freifinniger Doftrine abgehen möchte. 

Mit einem Nüdblid auf die Verfajjungsarbeiten von Zürich 
bleibt nachzutragen, daß fie durch frühere Erledigung der Reprä- 
jentanzfrage weſentlich vereinfacht waren; doch lag ihnen die faum 
minder jchiwierige Löſung der Gewerböverhältniffe ob. Läſtige 
Beengung hatte gewaltet, über welche die Theorie eine unerbittliche 
Verurtheilung ausgefprochen, der Gewerbsfleiß nicht beifer zu 
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jprechen war. Die Verfaſſung verhieß nun fo viel fie fonnte: 
fie ſprach die Freiheit de8 Handeld und der Gewerbe im Grundfas 
aus, unter Vorbehalt der für die Gefammtbürgerfchaft wie für die 
gewerbtreibenden Klaſſen ſelbſt, mit Inbegriff der Handwerker, 
unerläßlichen Einfchränfung, mit einftweiligem Fortbeſtand der 
Ehehaftengewerbe unter Ausficht auf zeitgemäge Abänderungen. 
Der richterlichen Gewalt wurde die nothwendige Unabhängigkeit 
verliehen. Zu Begründung ergiebigerer Berwerthung der Domänen 
ſetzte ſchon die Verfaſſung die Leitung aller Staatöbefoldungen 
in baarem Gelde feftz dann gleichmäßigen Beitrag aller Einwohner 
zu den Staatslaften nad Vermögen, Einfommen und Erwerb. 
Militärfapitulationen wollten nicht bloß aufgegeben, fondern 
unterjagt ‚werden. Eine Grundvorfehrift bildet dann auch die 
Bervolllommnung des Jugendunterrichtes, als Pflicht des Volkes 
und feiner Stellvertreter; fie empfiehlt zu diefem Ende dem Staate 
wirkſame Unterftügung der niederen und höheren Unterrichts: 
anftalten. Ebenfo wird vollftändige Reviſion des Staatshaushaltes 
angeordnet. Das politifche Stimmrecht ward dem angetretenen 
zwanzigſten Altersjahr verliehen, auszuüben durch Stadtbürger 
auf einer Stadtzunft, durch die Landbürger an ihrem Bürger— 
vechtsort, für beide ohne Rückſicht des jeweiligen Wohnſitzes. 
Dem Volk wurden 179 unmittelbare Wahlen in den Großen 
Rath, dieſem ſelbſt die übrigen 33 anheimgeſtellt; Vertheilung 
auf Stadt und Landſchaft zu einem und zwei Drittheilen nach 
früherm Beſchluß; Amtsdauer: vier Jahre. Alle Verfügungen 
hoheitlichen Belanges wurden in ausdrücklicher Aufzählung dem 
Großen Rathe zugeſchieden, ſo insbeſondere alles, was die Rege— 
lung der Finanzen betrifft. Eigene Artikel ſichern und ordnen 
die Oberaufſicht des Großen Rathes über alle Theile der Landes— 
verwaltung, verleihen ihm nöthiges ſelbſtſtändiges Einſchreiten, 
das Recht der Initiative. Ebenſo wird dem Großen Rathe die 
Standesſtimme für Genehmigung von Verträgen mit dem Aus— 
land und für alle eidgenöſſiſchen Angelegenheiten zuerkannt; der 
Verbeſſerung des Bundesvertrages mittelbar ſchon dadurch gerufen, 
daß die Inſtruktionen im Geiſte einer kräftigen und für die ge— 
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meinfamen vaterländifchen Bebürfniffe befriedigenden Vereinbarung 
der Kantone ertheilt werden follen. Den Mitgliedern des Großen 
Rathes wurde von Seite des Staates feine Entfchädigung zuerfannt, 
die Leiſtung derfelben durch die Zünfte diefen freigeftellt. Für die 
Verhandlungen des Großen Rathes foll in der Regel Deffentlichkeit 
walten. Die Standeshäupter mit dem Titel Bürgermeifter wurden 
beibehalten; den Regierungsräthen, mit Drittheilsaustritt, eine 
jechsjährige Amtsdauer zuerkannt. Das Obergericht wurde nicht nur 
oberſte Gerichtsinftang, fondern auch Aufjeher über die Amtsver— 
richtungen der untern Gerichte; es ging von allen Behörden in 
Befugniſſen am reichften ausgeftattet aus der Reform hervor. 
Für den Unterricht aller Grade und Abftufungen wurde ein Er— 
ziehungsrath, für die Förderung des Volksſchulweſens ingbefondere 
eine Schuliynode, ein neues Inſtitut von unberechneter Tragweite, 
gegründet. Viel Anderes, Organifatorifches, kann die Gefchichte 
übergeben; füglicher mag fie fpäter einige Sauptzüge aller Kan— 
tonsverfaffungen vergleichend ausheben. 

Am Schluſſe ordnete die zürcherifche Berfaffung deren Beſchwö— 
rung durch Obrigkeit und Volk an, erklärte eine Revifion vor 
Abflug von ſechs Jahren als unftatthaft und verwies wirkliche 
Abänderungsanträge auf den Weg der Gefeßgebung. Dadurch wurde 
der Grundſatz der Partialrevifion, im Gegenfaß zu der damals 
jonjt in bejonderer Gunft geftandenen Totalrevifion aufgeftellt. 
Bei dem Ziele ihres Werkes angelangt, durften Behörden und 
Bürger im Allgemeinen fich der Beruhigung bingeben, daß es ein 
gelungenes ſei, wenn auch fein vollfommenes. Der Friede war 
gefichert, der nüglichen Gntwidelung aller Kräfte ein weites Feld 
geöffnet. | 

Im Laufe von wenigen Monaten fonach hatten zwei der 
Vororte, unter ihnen der wirkliche Direftorialfanton, fich neue 
Ordnungen gegeben, während im dritten die alte zufummenbrach 
und Ginleitungen zu demofratifchsrepräfentativer KRonftituirung 
getroffen wurden. Solche Ergebniſſe in Luzern und Zürich trugen 
mächtig zur innern Entwirrung der eidgenöffifchen Angelegenbeiten, 
dann zur ſichern Durchführung und Behauptung der neuen Ber- 
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faffungsgrundfäge bei. Die Schredbilder der Anarchie, der Auf- 
löfung und Zerrüttung, die von den Gegnern der Bewegung in 
unaufhörlihem Gejammer mit namentlihem Bezug auf die da- 
durch gefährdeten Berhältniffe der Schweiz zum Ausland in den 
Rathsſälen und in der Preife vorgeführt wurden, verloren dadurd) 
einen guten Theil ihrer wirklichen Bedeutung, jo wie ihres dra- 
matischen Gffefted. Andere Kantone waren indeſſen auch nicht 
unthätig geivefen; vafcher die einen, mühfamer die andern, arbei— 
teten fie am Neubau, der um fo dringlicher geworden, je ſtärker 
die Greigniffe der öffentlichen Ordnung zugefegt hatten; am meiften | 
Hinderniffe hatten jene Kantone zu überwinden, wo der demofra- 
tifche Geift am rührigften geworden, daher auch von den Männern 
der: liberalen Doktrine um jo ſchwieriger zu bändigen war. 

Es erklärt dieſer Umjtand zum Theil, daß Solothurn und 
Freiburg am jchleunigjten zum Ziele gelangten; in beiden Kan— 
tonen waren die demofratifchen Regungen weniger lebhaft ale 
anderswo; das Volk wollte dort nicht in Maſſe regieren, fondern 
nur Sicherheit, daß die Angejehenen von der Landſchaft in gleichen 
Rechten mit jenen der Stadt zur Regierung gelangen könnten; 
Aufhebung der Scheidewand zwiſchen Stadt und Landſchaft und 
Rechtögleichheit zwifchen den Bürgern beider Theile war da das 
Hauptziel der Bewegung. Darüber hatten die Ereigniffe, welche 
in beiden Kantonen das Patriziat zum Abtreten gezwungen, ſchon 
entſchieden. 

Die Ausſchüſſe, mit denen ſich der Große Rath von Solothurn, 
nach mehreren Allarmberichten, in Unterhandlung eingelaſſen, waren 
jene der Stadt Olten, die am 28. Dezember im Allgemeinen die 
Bewilligung der Balsthaler Begehren und deren einige in beſon— 
derer Aushebung verlangten, nämlich: völlige Trennung der rich— 
terlichen von der adminiſtrativen Gewalt, die Aufhebung jenes ſchon 
früher erwähnten Vermögenserforderniſſes von 2000 Fr. zur Wähl- 
barkeit in den Großen Nath, die Deffentlichfeit der Großraths— 
figungen, Beſeitigung des Kantonsgerichtes Ceiner fehlerhaften 
Mittelinjtanz), Prüfung dev zu entwerfenden neuen Berfafjung 
durh ein Kantonalkollegium ftatt der Bezirksfollegien, ſodann 
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deren Abſtimmung durch das Volk. Dabet leiftete die Stadt Olten 
auf jedes Borrecht bei den Wahlen Verzicht und machte deſſen 
Anerkennung in Ausführung der Wahlvorfchriften ebenfalls zu 
einer ihrer ſechs Forderungen. Aus den gebieterifch geftellten Be— 
gehren entnimmt fich, was am erften Verfaſſungsentwurf beſonders 
mipfällig gewefen. Die Unterhandlungen mit den Dltener Aus— 
fhüffen wurden am 29. Vormittags durch eine Großrathsfommif- 
fion gepflogen, auf deren Bericht der Große Rath noch gleichen 
Abends die entiprechenden Beichlüffe fahte, „um den neuen Beweis 
zu geben, wie jehr ed ihm daran liege, daß die Ruhe und Ord— 
nung ivieder hergeftellt und die Unglüde, die dem Kanton drohen, 
abgeleitet werden“. Unter diefen Bejchlüffen ift bemerkbar: die 
Bertheilung der dem Großen Rathe zufommenden dreizehn Wahlen 
in der Weife, daß ſechs Mitglieder ab der Landſchaft, drei aus 
der Stadt, vier aus freier Wahl zu ernennen ſeien; die Verfügung, 
daß zwar die Verhandlungen des Großen Rathes durch den Drud 
befannt zu machen feien, die Frage der Deffentlichkeit der Sigungen 
jelbft der Fünftigen Geſetzgebung anheimgeftellt bleiben ſolle; 
endlich, dag die Ausfchüffe, denen der Verfaffungsentwurf zur 
erläuternden Beſprechung Cd. h. wohl zur Kontrole, ob er den 
Balsthaler und Ditener Forderungen in allen feinen Einzelnheiten 
entjpreche) mitzutheilen fei, nicht amteienwetfe, fondern in Gefammt- 
heit zu Balsthal fich verfammeln follen. Es bildete fomit diefe Ber- 
fammlung gleichfam einen zweiten Großen Rath neben jenem zu 
Solothurn, welcher legtere fi (am 31. Dezember) auch wirklich 
bequemte, durch Kommilfarien mit jenen Balsthaler Ausſchüſſen 
den Berfaffungsentwurf Punkt für Punkt in Verhandlung zu 
nehmen. Es erfolgte die VBerftändigung in einer Zufammentunft 
vom 10. Januar, an welcher namentlich ein Artikel, der, in un— 
befugtem oder doch unklugem Uebergriff auf die Zukunft, jede 
etwa ſpäter erforderliche Reviſion der Berfafjung faft zur Unmög- 
lichfeit gemacht hätte, befeitiget und durch weniger beengende Vor— 
Schriften erfegt wurde. Mit dem alfo gefchloffenen Frieden war auch 
die endliche Genehmigung des Bolfes zu erwarten; fie erfolgte Durch 
Abjtimmung in den Gemeinden am 13. Januar; 5228 Bürger 
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nahmen an, 613 verwarfen; 126 Grichienene blieben neutral, 
ebenfo 5863 Abweſende. Der Große Rath aber vechnete diefe, 
dann die wirklich Annehmenden zufammen und promulgirte die 
Annahme durch 11,091 Bürger auf die Gefammtzahl von 11,830. 
Diefe Zählungsweije verlieh zwar dem Tagesergebnig mehr Glanz, 
nicht aber höhern Werth. Immerhin erjcheint die Annahme ala 
madellos, da diejenigen, die verwerfen wollten, in fo auf 
fallender Minderzahl gegen die Annehmenden ftehen. 

Ende Jennerd wurde der neue Große Rath beitellt, wobei 
das Volk alle Ausjchließlichkeit mied; da das Gleiche auch vom 
Großen Rathe ſelbſt geſchah, jo mochte fich der Kanton um fo 
freudiger zur vollführten Uenderung Glück wünfchen. In den 
Kleinen Rath von ſiebzehn Mitgliedern wurden neun aus der 
Stadt, darunter fieben frühere Mitglieder gewählt. Ludwig 
v. Roll, ein angefehener Patrizier, erhielt das Präſidium des 
Großen und des Kleinen Rathes; in legtern trat Joſeph Munzinger 
nach Ablehnung eined andern Bürgers von Olten. Der wirkliche 
Regierungswechjel geſchah erſt am 14. März, an welchem Tag 
der alte Große Rath feine Gewalten an den neuen übergab und 
die Bürger ihrer eidlichen Verpflichtungen gegen die frühere 
Staatsverfajjung enthob. Der Schultheig Peter Glug-Ruchti, 
gewejener Landammann der Schweiz, ſchloß an diefem Tage feine 
vieljährige politifhe Laufbahn, eine ihm zugejchiedene Stelle im 
Appellationsgericht mit Bitterfeit zurüchweifend. Der Berfaffung 
fieht man in Inhalt und Form an, daß fie, mit Ausnahme 
der Tejjiner vom Jahr 1830, die erjte aller neu gejchriebenen 
Kantonsverfaflungen war, und unter den Motiven ihrer Ent— 
ftehung wird neben andern auch die Abficht gemeldet, „die Geiftes- 
entwidelung zu fördern“, Im Widerfpruch mit dem urfprünglichen 
Programm der Führer der Landfchaft ift fie reih an fünftlichen 
Wahlkombinationen und ordnet dreifache Wahlart des Großen 
Rathes an, durch die Wahlkreife, duch Wahlkollegien und durch 
den Großen Nath jelbft, im Ganzen für 109 Mitglieder, wovon 
96 den beiden erjtgenannten Wahlkörpern zugefihieden wurden. 
Der Stadtbürgerihaft von Solothurn blieb anjehnlich zugemeffene 
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Repräſentation, die ſie ſelbſt, ohne Zuthun der Beiſäßen, erwählen 
konnte. Die vollziehende Gewalt wurde einem immer noch allzu 
zahlreichen Kollegium von ſiebzehn Mitgliedern, das Präſidium 
im Kleinen und im Großen Rath einer und derſelben Perſon 
anvertraut. Die Trennung der Gewalten kam zwar in einigen 
weſentlichen Beſtimmungen zur Ausführung, ſo durch die Orga— 
niſation des Appellationsgerichtes und durch den Ausſchluß der 
Oberamtmänner von den höhern Gerichtsſtellen, doch nicht in 
allen, indem der Geſetzgebung überlaſſen wurde, ob die Amts— 
oder Bezirksgerichte durch die Oberamtmänner oder durch eigene 
Vorſtände präſidirt werden ſollen. Durchgreifender iſt die Verfaſſung 
in den allgemeinen Beſtimmungen, die jedem Bürger das Recht 
einräumen, zu allen öffentlichen Aemtern zu gelangen, freien 
Gewerb und Handelsverkehr zu Stadt und Land anerkennen, 
jeder Gemeinde die Pflicht auferlegen, gegen Erfüllung der geſetz— 
lichen Borfchriften einen Kantonsbürger in ibr Ortsbürgerrecht 
aufzunehmen, jeden Kantonseinwohner nad) zurücdgelegtem ſechs— 
zehnten Jahr zum Milizdienft verpflichten. Eine Verfaſſungs— 
revifion wurde nach zehn Jahren als zuläffig erklärt. 

So ſah fich die Landſchaft am Ziel ihrer wejentlichen Wünſche, 
die Stadt am Ende ihrer faft ausfchlieglihen Herrſchaft. Stadt 
und Land aber nedten ſich noch einige Zeit mit Vorwürfen ; den 
Sieg der Landſchaft im Jahr 1831 wollte jene nur als ein 
Werk angedrohter Gewaltanmwendung erkennen, während die Kand- 
Schaft gegenüber der ftädtifchen Ufurpation vom Jahr 1814 ſich 
felbjt der Milde und Mäßigung berühmte. Im folgenden Juli 
jegte der Große Rath jene Männer, welche ald Gegner des gewalt- 
tätigen Regierungswechſels von 1814 verurtheilt worden, wieder 
in ihre Ehren ein. 

Der Verfaſſungsrath von Freiburg, nur 49 Mitglieder ſtart, 
zählte unter dieſen zehn Patrizier, meiſt von der ehemaligen libe— 
ralen Minderheit, dann auch den vom Bezirk Rüw gewählten 
Randesbifchof, Tobias Jenny, Daneben viele fchlichte Männer aus 
dem Volke, auf welche die frühern liberalen Oppofitionsglieder 
nicht ohne Achielzuden hinblickten. Der Biſchof felbft hatte die 
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Schwachheit, jih nicht bloß wählen zu laffen, fondern auch anzu— 
nehmen, zeigte dann dieſes zur erſten Sitzung, ohne perfünliches 
Ericheinen, der Behörde an. Die Verlegenheit ſchien groß, zumal 
der Verfaſſungsrath viele Anhänger der Priefterpartei zählte. Auf 
Andringen der liberalen Patrizier erklärte er gleichwohl mit über- 
wiegender Stimmenmehrheit die Wahl des Biſchofes ald ungültig, 
weil dem Staatsrechte dieſes Freiſtaates zuwider, in welchem 
unter allen Regierungsformen die Geiftlichen niemals zur Ausübung 
von politischen Rechten zugelaffen worden, die man immer ala 
unverträglich mit den priefterlihen Verrichtungen angefehen habe. 
Laut klagte nun die Priefterpartei im Lande über Verlegung der 
eben erſt promulgirten Rechtögleichheit, obwohl die wirkliche Ver— 
legung dieſes neuen ftaatsrechtlichen Satzes vielmehr durch Auf 
nahme eines Mannes ftattgefunden hätte, der ſich im echte 
geglaubt haben würde, ald Bürger und als Bifchof feine Stimme 
jwiefach im Verfaſſungsrathe geltend zu machen. Der Biſchof 
unterzog fich indeß, verwahrte aber feine und feines Klerus Nechte 
und verlangte zugleich unbedingte Garantie der Fatholifchen Reli- 
gion als der einzigen öffentlichen Religion im Kanton, mit Aus— 
nahme Des Bezirkes Murten. Achnliche Begehren liefen aus ver- 
fchiedenen Gemeinden ein, woraus zu jchliegen, daß Priefter und 
Volk nicht ohne Beſorgniſſe für kirchlichen Einflup und firchliche 
Rechte waren. Andere warfen fi) auf vein zeitliche Dinge; fo 
forderten zahlreiche Ausſchüſſe mehrerer Amtsbezirke den Loskauf 
aller Fendalgerechtfame um einen Spottpreis. Der Verfaſſungs— 
rath aber hatte den Muth, das Begehren als ſich gegen allen 
Rechtsſinn verftoßend zurückzuweiſen. Schon am 24. Januar war 
die neue Berfaffung zu Ende bevathen; am 8. Februar trat die 
alte Obrigkeit ab, am 7. März die neue in ihr Amt ein. Der 
aus den Wahlen hervorgegangene neue Große Nath brachte eine 
weit überwiegende Yandrepräfentation, wovon ein guter Theil mit 
der Priefterpartei befreundet; die Stadt ſah fich auf ein Minimum 
an Zahl und Einfluß zurüdgemiejen. Bejonders erwähnenswerthe 
Vorſchriften der Verfaſſung find: die emdliche Verdrängung der 
deutichen Sprache als Amtöfprache und Einſetzung der franzöſiſchen 
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in die Gigenfchaft der letztern; die Abfchaffung der Folter; die 
neunjährige Amtsdauer ded Großen Nathes und deſſen durch— 
gängig mittelbare Wahl; im Gegenſatz eine achtjährige Amtsdauer 
des Staatsrathed mit dem Austritt von nur einem Sechstheil 
desfelben von zwei zu zwei Jahren; die Wahl der Mitglieder 
des Appellationsgerichtes auf Lebenszeit; Geftattung einer Ver: 
faffungsrevifion, doch fo, daß ein dahin zielender Antrag, nad) 
erhaltener Genehmigung, in zwei folgenden Sigungen von drei 
zu drei Jahren in neue Berathung gezogen werden müſſe. Es 
war dieß eine Uebergangsverfaffung, die dem Bolfe nur ſpär— 
fiche Nechte zumaß, zugleich jo ängftlih um Stabilität beforgt 
war, daß fie der freien Ausbildung der Staatseinrichtungen 
bedenkliche Hinderniffe in den Weg ftellte. Der Gewinn aber blieb 
deghalb nicht weniger anerfennenswerth: das Volt ward aus der 
Unterthanfchaft, in der eine verhältnigmäßig geringe Zahl bevor: 
rechteter Familien es zurücgehalten, befreit, zu mehrfacher Theil- 
nahme an den öffentlichen Angelegenheiten berufen, der politifchen 
Stellung der übrigen fchweizerifchen Völferfchaften näher geführt. 
Eine ſehr entjprechende Belebung des Staatsrathes und des 
Appellationsgerichtes, welche beide Behörden mehr Fähigkeiten 
boten als das nun geftürzte Patrizierregiment, war gute Bürg- 
jchaft für Gegenwart und Zukunft. In kirchlichen Beziehungen 
änderte fich nichts; der fatholifche Klerus blieb in feiner freien 
und überragenden Stellung gefichert, maßgebend für die Katho- 
liken von abweichender Gefinnung, doc ohne Beeinträchtigung 
der dem reformirten Bezirke Murten von länger her gewähr- 
leifteten Religionsfreiheit. Diefe erhielt vielmehr noch eine befondere 
Garantie durch die Vorfchrift der Verfaſſung, nach welcher bei 
Geldverwendungen für Kultus und Erziehungsweſen der Katho- 
lifen jeweilen der zehnte Theil der bewilligten Summe dem 
Bezirfe Murten für Schul» und Kirchenzwecke dortiger reformirter 
Bevölkerung zugefchieden werden foll. An der Spitze der Behörden 
während dev Uebergangszeit fehen wir den Schultheigen v. Dief- 
bach, einen Mann von mildem und edlem Charakter, zuerit als 
Präfidenten des Berfafjungsrathes, dann als dreijährigen Borftand 


— 129 — 


des neuen Großen Rathes. Von diefem wurden fpäter wie in 
Solothurn die Verurtheilten von 1814 wieder in alle Ehren 
eingefegt. 

In diefen Zeitpunft fällt auch die Beendigung der Verfaſſungs— 
vevifion im Kanton Bafel; ed würde indeß wenig Menfchen- 
und Staatenkunde verrathen, die Ergebniffe nach dem Maßſtabe 
jener in den übrigen Kantonen würdigen zu wollen. Jm Kanton . 
Bafel jo wenig ald "anderswo fonnte über die Wünfche der wirt: 
lichen Mehrheit der Bevölkerung irgend ein Zweifel walten; fie 
wollte ein Aufhören der verfafjungsmäßigen wie der thatjächlichen 
Zurückſetzung der Landſchaft, die Abhülfe vollftändig, ohne halbe 
Mapregeln, zur diefem Behuf für das Berfaffungswerk felbft die 
Stellvertreter nach der Volkszahl, und eine Berfaffungstommiffion 
oder einen Berfaffungsrath auf ſolche Grundlage gewählt. Das hatten 
mit wenigen Abweichungen auch die Bölferfchaften der meiften andern 
Kantone gewollt und erhalten. Der ungeheure Unterfchied war aber 
der: daß die Regierung von Baſel, geftügt auf eiferne Beharrlichkeit 
ihrer Mitbürger, dem Begehren nicht willfahrte und die Stadt zur 
Feſtung ummwandelte, fo Daß nur mehr ein freiwilliged Nachgeben ab 
Seite der Landſchaft den Entjcheid der Gewalt zwifchen beiden Theilen 
hätte abwehren können. Er fiel zu Gunfter der Regierung und 
der Stadt aus, denen die militärifche Weberlegenheit und Orga: 
nifation, dann die formelle Legalität zum Siege verhalf. Bon 
nun am waren die Unterlegenen Aufrührer vor dem Geſetz, fie, 
die nichts Anderes und Mehrered angeftrebt hatten als taufend 
andere Schweizer. So erklären jich die vielfachen Empfehlungen 
aus dem Schooße der Tagfagung für eine Amneftie, fo der nur 
mit Mühe, aber auch mit Gewiljenhaftigfeit zurüdgehaltene Plan 
jenes jchon befprochenen bewaffneten allgemeinen Volfözuges aus 
den übrigen Kantonen gegen die Stadt, jo die Unnachgiebigfeit 
der Regierung, ded Großen Rathes und der Stadt in allem, 
was das fernere Schickſal der Proviforiften, d. h. der Mitglieder 
der gewejenen proviforiichen Regierung betraf. Mit der Niederlage 
vom 15. und 16. Januar nahmen die äußern Verhältniſſe auf 
der Landſchaft eine wefentlich veränderte Geftalt an: auch derjenige 
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Theil der Bevölferung, der mit Eifer an der Lieftaler Lands— 
gemeinde theilgenommen, fehrte zum Gehorfam zurüd, und die 
Verfaffungsrevifion hörte auf, das Werk freier Mitbethätigung 
der Landichaft zu fein. Ihre politifchen Wortführer hatte fie 
durch die Spaltung der erjten Januartage, dann durch den 
Bürgerkrieg uud die Flucht verloren. Im Großen Rathe jelbft 
regierte in weit überwiegender Mehrzahl die Mepräfentanz der 
Stadt, umgeben durch den Nimbus und die Vortheile der Regie: 
vungsgewalt. Als die Großrathsberathungen am 7. Februar 
wieder begannen, zählte die Landfchaft wirklich nur noch an die 
vierzig Großräthe, gegenüber einer Gefammtzahl von mehr denn 
hundert. Die erfte Berrichtung des Großen Rathes war die Erlaſſung 
eines Amneſtiegeſetzes, welches zwar den großen Haufen ftraflos 
erklärte, die Mitglieder der proviforifchen Regierung dagegen von 
der Ammneftie ausnahm, auch betheiligte Beamte und Offiziere 
mit Entjegung bedrohte. Das ſah man in Bafel für hohe Milde 
an, während angejehene Stimmen in und außer der Tagſatzung 
das Heil von Bafel nur in einer allgemeinen Amneſtie ‘zu finden 
glaubten. Einige Tage wurden dann dem Verfaſſungsentwurfe ge 
widmet, diefer mit wenigen. Aenderungen angenommen. Derjelbe 
erfüllte manche Begehren der Zeit, befriedigte andere aber auch 
mehr durch Worte als durch die That. Er ſchaffte die mittelbaren 
Großrathswahlen und die Lebenslänglichkeit der Groß- und Klein: 
vathejtellen ab, verordnete vollftändige Trennung der richterlichen 
und der vollziehenden Gewalt, gewährte Betitionsrecht, freie Preſſe 
und die Deffentlichkeit der Staatsrechnungen. Das und Anderes 
waren aber Bewilligungen, die auch in einem rein ftädtijchen 
Gemeinwefen faum mehr abgefchlagen werden konnten. Entjchei- 
dender war, wie die Löſung der wichtigiten Streitfragen zwiſchen 
Stadt und Land bewirkt worden; jener wurden fünfundfiebenzig, 
diefem neunundfiebenzig Wahlen in den Großen Rath zugefchieden ; 
das verftieß fich, ſtärker als irgendwo, mit der verheißenen Til- 
gung aller Borrechte. Proflamirt wurde die Souveränetät der 
gefammten Bürgerfchaft, diefe jelbft dann aber fowohl durch jenes 
Repräfentationsverhältniß als durch den Revifionsartifel in Ber: 
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bindung mit einem nachher erlaffenen Abftimmungsgefeg faktifch 
in zwei ſich gegenüberftehende Bürgerfchaften gefpalten *; nad 
diefem wurde nämlich nicht nur für die Genehmigung der Ber: 
fafjung, fondern auch für ihre künftige Abänderung die Mehrheit 
der Stadtbürger einer-, dann jene der Landbürger -anderfeits 
gefordert. Somit war den Bürgern der Landichaft felbft alle 
Hoffnung abgefchnitten, je ald Gleichberechtigte neben jenen der 
Stadt an der Leitung ded Gemeinmwefend fich betheiligen zu 
fönnen. Die Verfaſſung alfo ficherte eine Nevifion zu, machte- fie 
aber in alle Zeiten abhängig von einer verhältnigmäßig fehr 
fleinen Anzahl von Stadtbürgern; fie griff in die unveräußerlichen 
Rechte der Zukunft ein. Bei der Abftimmung entjchieden indep, 
wenigftens auf der Landſchaft, folche Erwägungen nicht. Wie die 
Bürger der Stadt mit 1503 gegen 4 Stimmen, fo nahmen jene der 
Landſchaft in einer Zahl von 4994 gegen 2579 an (28. Februar). 
Alle Umftände zufammengenommen ließen durchaus fein anderes 
Ergebniß erwarten; mit einer Verwerfung, für die Übrigens wie 
für die Annahıne rege Thätigfeit entfaltet worden, hätte die 
Landichaft Gefahr gelaufen, felbft das zu verlieren, was ihr 
angeboten ward. Am 7. März verfündete der Große Rath die 
neue Verfaſſung; die treuen und mannhaften Bürger und Ein- 
wohner der Stadt aber erhielten von der Regierung ein wohl- 
verdiented Dank⸗ und Belobungsichreiben. Langſam nur wurde 
die Verfaſſung ind Leben gebracht, und nad einem Wahlkampfe, 
der in der Stadt wenig änderte, won der Landſchaft beide Parteien 
in den neuen Großen Rath brachte, wurde diefer endlich am 
16. Mai fonftituirt, auch der Kleine Rath beftellt und der Vorſitz 
abermals den bisherigen Bürgermeijtern Frey und Wieland an- 
vertraut. Die Stadt hatte das Regiment fich wieder gefichert, 
aber die Landſchaft war, troß der abgegebenen ftarfen Stimmenzahl 
für die Annahme der Verfaffung, nun mit einer Minderheit von 


* In grellem Widerfpruch mit dem Freibrief von 1798, in welchem Die 
Stadt gefagt: „Wir wollen — — eine Bereinigung der Stadtbürger mit 
den Randbürgern, ale zu Einem Körper gehörend, welche gleiche Freiheiten 
zu genießen. haben.“ 
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zwei Fünftheilen des gefammten Großen Rathed wieder auf den 
Kampfplag getreten. | 

Mit Annahme und Einführung der Verfaſſung hielt man in 
der übrigen Eidgenoſſenſchaft die baſel'ſche Revifionsangelegenheit 
für beendet. Schmerzlich berührt waren zwar Viele, nicht aus 
Haß gegen die Stadt, fondern weil fie von einer großen dee, 
der Sleichberechtigung aller Bürger in jedem Kanton, durchdrungen, 
ihre allgemeine Berwirklichung gewünfcht und gehofft hatten; aber 
feindliche Plane gegen Bafel hegten die einflupreichiten Wort- 
führer der Reformpartei nicht; fie achteten fein Recht und feine 
kantonale Griftenz. Dad Marimum der Gunft, welche den flüch- 
tigen Mitgliedern der proviforifchen Regierung in den übrigen 
Kantonen zu Theil ward, beftand in der Bewilligung des Auf 
enthaltes. Ohnehin hatte man überall der eigenen Sorgen vollauf 
und war froh, jeden Ortes die angeftrebte Fantonale Verfaſſung 
unter Dach zu bringen. Auch die Preife ließ allmälig die Bafeler 
Dinge fallen. 

Bei Beftellung des Verfaffungsrathes handelte das St. Gal- 
lifche Volk ohne alle Rückſicht auf Beftandenes ; bisherige Auto— 
ritäten, Leiſtungen, Opfer galten wenig oder nichts; in manchen 
Bezirken war der Ausſchluß der Beamteten Loſungswort geworden. 
Die Wahlen brachten daher das buntefte Gemifch von Menjchen 
und Meinungen zufammen: ganz Unbefannte und Beteranen, 
Ulteademofraten und zähe Stabile, gelehrte Freifinnige und derbe 
Bauernnaturen, kecke Demagogen und faure Bekrittler der Volks— 
fouveränetät. Solcher Berfafjungsräthe waren 149; fie begrüßten 
fih am 7. Jenner. Neugier und frohes Staunen über die feltfame 
und eigenthümliche Erſcheinung waren auf den Gefichtözügen der 
Anweſenden ausgefprochen; bange Ahnungen von der Zukunft 
mochten wenige Gemüther nur beunruhigen, jo tief war die 
Veberzeugung von der Unvermeidlichkeit der eingefchlagenen außer- 
ordentlihen Wege zur Neufonftituirung des Kantons geworden ; 
boshafte Schadenfreude über manche Wahlergebniffe, die von der 
gemeinsdemofratifchen Tendenz Zeugniß ablegten, fehien Niemand 
zu hegen. Viele entjchtedene Freunde der alten Ordnung dachten 
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weit mehr daran, ſich in diefem neuen oberften Kollegium abermals 
gewünſchten Einfluß zu verfchaffen, als durch fchielende Oppofition 
zu Gunften der bisherigen Berfaffung ein unentbehrliches Ber: 
trauen der fiegenden Mehrheit auf das Spiel zu ſetzen. Die alte 
Zeit war daher fihon am erjten Sikungstage völlig zu Grabe 
getragen. Der Verfaſſungsrath hatte etwas Konventartiges; ori- 
ginell war fein Eigenfinn, fich durchaus Feine Borarbeiten, Gut- 
achten, Entwürfe für die neue Berfaffung durch Ausſchüſſe vor- 
legen zu laſſen. Solches duldeten vornehmlich die Demokraten 
nicht, die erft die angeftrebte Selbftregierung durch das Volk, 
eine thatfächliche, nicht bloß grundfäglihe Volksſouveränetät, 
geſichert wiſſen wollten. Daher ein mehrtägiger Kampf über Begriff 
und Ausdehnung folder Souveränetät, der Stellvertretung und 
des Gejepgebungsrechtes. Während in andern Kantonen die höchite 
Gewalt allerdings dem Bolfe zugelegt, jedoch auf die Wahl feiner 
Stellvertreter bejchränft, diefen ſelbſt das ganze Gefepgebungsrecht 
innert den Schranken der übrigen Berfaffungsbeftimmungen über: 
tragen ward, wollten die St. Gallifchen Demokraten von folchem 
Repräfentativfyftem nichts wiſſen und beſchloſſen als Folge der 
der: „Gejammtheit der Bürger“ zuerfannten Souveränetät: das 
Volk übe das Gefehgebungsrecht felbft aus und jedes Gefek 
unterliege feiner Genehmigung. Die Form der Genehmigung 
fuchten die Einen in jeweiliger Abftimmung des Bolfes über 
jedes Geſetz oder vielmehr jeden Gefeßesentwurf, wie in Grau: 
bünden, die Andern in dem bloßen Rechte des Veto, der Ver— 
werfung eined mißbeliebigen Gefeges binnen gewiljer Frift vom 
Tage feiner Erlaffung. Mit Inapper Mehrheit brachten die Geg- 
ner einer finnlofen Volksallmacht das Veto im Gegenfaß zur je 
weiligen Abjtimmung der Gefege in Sicherheit. Ein weiter getrie- 
bener Widerſtand märe vergeblich gewefen, da die Demokraten 
in ihrer ungeahnten Beharrlichfeit eher den Kanton in Stüde 
zeriffen als ihren Lieblingsfag aufgegeben hätten. Ein unwill— 
fommener Befuh von mehreren hundert Rheinthalern, die fich 
am folgenden Tage der demokratifchen Treue des Berfajjungs- 
rathes verfichern wollten und augenblidlih feine Verhandlungen 
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ftörten, hatte (14. Januar) den Erlaß einer Proflamation zur 
Folge, in der dem Volk jene Hauptbefchlüffe zur Beruhigung 
gemeldet wurden. Damit war eine Rüdkehr zur NRepräfentativ- 
ordnung unmöglich geworden. In der übrigen Schweiz brachen 
die doftrinären Liberalen, an ihrer Spise Paul Ufteri, in laute 
Klagerufe über den unvermeidlichen Ruin St. Gallens und die 
Störung lang gehegter theoretifcher Lieblingsplane aus. Sie alle 
vergaßen, dat das Volk fehlechterdings nicht etwa bloß der Ambos 
fein dürfe, auf welchem einzelne Koterieen, und wären fie im 
Staatsleben auch noch fo erfahren und gewiegt, ihre Plane und 
Meinungen jehulgerecht zuhämmern mögen. Durch folche erweiterte 
Anſchauung bei Muth und Ausdauer feftgehalten, wenn auch 
unangenehm getroffen durch die Kedheit der Demokraten und 
die erften Greungenfchaften, festen die liberalen Führer im 
Verfaffungsrathe das begonnene Werk in Geduld und Xiebe 
gemeinfam mit jenen befreundeten Gegnern fort. Wirklihe Hin- 
dernijje des Gedeihens fanden ſich doch mehr in jenen Köpfen 
vereinigt, die aus der fiheinbaren Anarchie allmälig wieder 
einige Hoffnungen für die Rüdfehr zu dem Geweſenen ſchöpf— 
ten. Die demofratifche Partet aber errang noch andere Siege, 
die indeß theilweife auch wieder eigene Niederlagen waren. Einer 
ihrer Hauptplane war, den Kanton gleichjam zu füderalifiren, 
jedem der beftehenden acht Bezirke eine Landsgemeinde, diefer 
nicht nur die Wahl der Großräthe, fondern auch jene der Regie: 
gierungsräthe, je eines aus jedem Bezirk, mit einem vom Großen 
Rath gewählten Haupt (Landammann) zu verleihen. Solcher 
Organifation wirffam zu begegnen, wurden die fieben Landbezirke 
in je zwei gefpalten, woraus fünfzehn entftanden, mit eben fo 
vielen Bezirksgemeinden zu unmittelbarer Wahl der Großräthe, 
der Bezirks- und der Untergerichte, ja ſelbſt auch des Bezirke: 
ammanns, jtatt des chemaligen von der Regierung gewählten 
Statthalterd. Solche Abfindung einerfeitd, dann das Abjchrecfende 
einer fünfzehnköpfigen Regierung anderfeit3, machten es möglich, 
die Wahl des Kleinen Nathes dem Großen Rathe zu retten. In 
Vebereinftimmung mit diefen ganz Demofratifchen Grundlagen 
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wurden gefammten Behörden fehr kurze Amtsdauern, dem Großen 
Rathe ſelbſt nur zwei Jahre beigelegt, im Ganzen alfo ein Ge 
bäude aufgeführt, das von den in den Oftober- und November: 
tagen veröffentlichten Planen, fo wie von den in andern Kantonen 
im Werke begriffenen neuen Berfaffungen wefentlich abiwich, und 
an deſſen Dauerhaftigfeit die Meiften wirklich zweifelten. Die . 
urfprüngliche Abficht, Alles in voller Situng felbit zu machen, 
mußte der Verfaſſungsrath endlich Doch aufgeben. Wichtige Fragen, 
wie die angetragene Zentralifation der Straßen, die theilweife 
Aufhebung der Fonfeffionellen Trennung, die Organifation der 
Behörden in ihren Einzelnheiten, übergingen an Kommiffionen und 
der Berfaffungsrath vertagte fich auf kurze Zeit (29. Jenner bie 
9. Februar). Von nun an war die Ruhe des Kantons ernftlicher 
denn je gefährdet; anarchifche und Fonfeffionell aufgeregte Elemente 
wirkten beide gleich nachtheilig. Erſtern begegneten die Behörden 
durch einigen polizeilichen Ernſt, die fonfeffionelle Aufregung aber 
fand ihr Ziel in der Beftätigung des alten Verfaſſungsartikels 
von 1814 über die fonfeflionelle Verwaltung. Gleichwohl war 
der Verfaſſungsrath mit einem Scheitern feiner ganzen Wirkfam- 
feit bedroht, da die maßlofe Dauer der Berathungen ihm bald 
alles Zutrauen raubte; vom Toggenburg her wurde er wirklich 
mit empfindlichen Störungen heimgejucht als die rheinthaliiche 
geweſen. Noch che es zu fpät war und gemahnt von Baumgartner, 
taffte er fich auf und vollendete den Enttwurf fammt Abftimmungs- 
vorihriften am 1. März. Letztere zählten, wie jene von Luzern, 
die Nichtftimmenden ald Annehmende. Die radikalen Elemente 
im Berfaffungsrath wollten feine Neutralen, und die Vorfchrift 
galt weſentlich den fchlimmften Tadlern in einer Republik, jenen, 
die die Hand in den Schooß legen. und nebenbei fich mit nichts 
befreunden fünnen. Gemildert wurde die Anordnung dadurch, 
daß ftatt des abfoluten Mehres die aktive oder pafjive Zuftim- 
mung von vollen drei Fünftheilen aller ftimmfähigen Bürger für 
die Annahme gefordert wurde. Eine fünftlihe Abwehr gegen 
mögliche Verwerfung der Verfaſſung hatte die Behörde nicht im 
Auge, weil damals wenigftens noch feine ernften Beforgniffe 
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walteten. Später war freilich Alles auf dem Spiel. Eine unbe— 
ſchreibbare Aufregung bemächtigte ſich der Bevölkerung; terroriſtiſch 
wollte die Verwerfung durchgeſetzt werden, und das Recht der 
paſſiven Stimmgebung ward für Viele eine dankenswerthe Erleich— 
terung. Am Tage der Entſcheidung (23. März) nahmen 9190 
Stimmende die Verfaſſung an, 11,091 verwarfen ſie. Der aus— 
gemittelten nicht Erſchienenen wurden 12,692 gezählt, ſo daß 
der Verfaſſungsrath die Annehmenden im Ganzen auf 21,882, 
alſo auf mehr als drei Fünftheile, berechnete. Gegner der Ber- 
fafjung fagten gleichwohl: fie fei verworfen. Der neue Große 
Rath ging aus den erjten Bezirksgemeinden vom 24. April hervor; 
mit zahlreichen Elementen der Stabilität und Gemefjenheit be 
völfert, beftellte er (13. Mat) den neuen Kleinen Rat) aus ſechs 
Mitgliedern der vorangegangenen Regierung und dem Staatd- 
jchreiber Baumgartner als erftgewähltem Mitgliede. Die Verant— 
wortlichfeit für die Erfolge der neuen Ordnung wurde von num 
an wejentlih auf Rechnung des Genannten geftellt. Mit jenem 
Wahlergebnig fchloß ſich die amtliche Wirkfamfeit des während 
langen Jahren gefeierteften St. Galliihen Staatsmannes, Karl 
Müller-Friedberg *. 

Im Kanton Thurgau hatte fchon die Weinfelder Berfammlung 
die Landesverfafjung gemacht; die glückliche Einheit des Kantons, 
beruhend in dem einen Volksſtamm und feiner Gefchichte, ließ 
jtörendes Auseinanderfallen und bunte Wirren in den Strebungen, 
wie in St. Gallen, nicht zu. Im Thurgau galt e8: neu oder alt, 
eine Regeneration des Fleinen Yreiftaates im Sinne Bornhaufers 
und feiner nächften Freunde, oder das Verharren bei der faſt in 
Verfteinerung libergegangenen alten Ordnung. Aber diefe war 
ſchon thatfächlih zu Grabe getragen durch die Stellung, welche 
Thurgau gleich Zürich bei der außerordentlichen Tagfagung ein- 
genommen. Im Grunde war fomit die Aufgabe des neugewählten 


* Eine umftändliche geihichtlihe Darftellung der St. Gallifhen Staates: 
umanderung von 1830 und 1831 findet fich in der Schrift des Verfaſſers: 
»&rlebniffe auf dem Felde der Politik. Schaffhaufen, Hurterfche Buchhand: 
jung, 1844«, von Seite 183 bie 671. 
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Großen Rathes nur Redaktion; gleichwohl wurden für ihre 
Löſung Monate verwendet. Die Behörde verfammelte fih am 
dritten Tage des Jahres (1831), wählte fi den gemüthlichen 
und geiftreihen Landammann Anderwert zum Präfidenten und 
berief den Volfstribunen Bornhaufer ald Ehrenmitglied, auf aus— 
drücliches Begehren mehrerer Kreife, die fih mit feiner bloßen 
Beiziehung zu etwaigen Kommiffionalarbeiten nicht beruhigen 
wollten. Den fieben guten Räthen oder den von den Kreijen 
ihren Abgeordneten mitgegebenen Inſtruktionen (nur acht Kreife 
hatten fich jegt diefer Bevormundung enthalten) räumte der 
Große Rath gleichmäßig einen Chrenplag in feinem Protokoll 
ein. Damit war die Grundlage gegeben; eine Kommiffion von 
fünfzehn Mitgliedern, an ihrer Spige Bornhaufer, erhielt den 
‚Auftrag zur Entwerfung der Verfaffung, worauf nochmalige Ein- 
ladung an das Volk zur Eingabe feiner Wünfche erfolgte. Kom— 
miffion und Großer Rath arbeiteten langfamer als e8 in bewegten 
Zeiten gewöhnlich oder rathfam iftz am 14. April erft fam die 
neue VBerfaffung zur Vollendung. Nicht minder empfeblend als 
ihr eigener Inhalt waren die gleichzeitig erlaffenen Grofrathe- 
defrete für Herabfegung der Handänderungsgebühren, Ermäßigung 
ded Salzpreifes und Aufhebung der Militärftener von Dienft- 
pflichtigen. Im Lauf jener gedehnten Berfafjungsarbeiten blieb 
ihr Grundcharakter fich treu: ungehemmte Zeitung der öffentlichen 
Angelegenheiten durch die unmittelbar gewählten Stellvertreter 
des Volkes und Zurücdführung der eigentlichen Vollziehungs- und 
Adminiftrativgewalt auf ein möglich geringſtes Maß von Befug- 
niffen, Anfeben und Einfluß. Zu diefem Zwed wurde felbjt die 
Errichtung eines Tribunates aus der Mitte des Großen Nathes, zur 
Ueberwachung der Negierungsgewalt und zur Wahrung der Bolfe- 
rechte, in Vorſchlag gebracht und wenigftens für gefabrvolle Zeiten 
angenommen. Einer allzu eiferfüchtigen Ueberwachung des Großen 
Rathes durch das Volk, daher dem Veto, war man abgeneigt. So 
behielt dortige Berfaffung das Weſen der Repräfentativordnung bet, 
wenn auch durch angeordnete alljährliche Erneuerung der einen 
Hälfte des Großen Nathes dem Volke weiter Einfluß auf deſſen Ver: 
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halten eingeräumt wurde. Günftig ſtellte fih die Sauptabitim- 
mung (26. April), bei welcher 10,044 annahmen, nur 432 ver: 
warfen; Gefammtzahl der ftimmfähigen Bürger 18,888. Nach 
vollendetem Werfe trat der Fonftituirende Große Rath ab, ver- 
ordnete die Wahlen feines Nachfolgerd nach neuer Verfaſſung. 
Endlich feßte der aus diefen abermaligen Wahlen hervorgegangene 
neue Große Rath die übrigen Zentralbehörden ein. Auch bier 
ward der Kleine Rath zu zwei Drittheilen aus Mitgliedern der 
ehemaligen Regierung zuſammengeſetzt; der ftärffte Einfluß aber 
überging an die hervorragenden Männer der Juſtizpflege, teil 
ihnen neben ihrem Richteramt zugleich die Leitung des Großen 
Rathes allmälig anheimfiel, da die Negierung felbft von diefem 
ausgefchloifen worden. An Gigenthümlichkeiten der Verfaſſung 
zählen wir auf, daß fie, gleich wie jene von Zürich, die wohl 
ohnehin einverftandene „Sorge für Vervollkommnung des öffent: 
lichen Unterrichtes“ in einem eigenen Artikel als Pflicht des 
Staates erklärte; daß zwar Frauenfeld der Hauptort des Kantons 
blieb, aber in Anerkennung der nunmehr gefchichtlihen Bedeutung 
von Weinfelden die Sigungen des Großen Rathes an diefen 
beiden Drten abwechjelnd zu halten find; daß die Geiftlichen 
nun als wählbar in den Großen Rath erklärt wurden, doch nicht 
von demjenigen Kreife, in welchem einer auf einer Pfründe ange 
ftellt ift; daß bereits in der Verfaſſung die Geneigtheit zu ſchwei— 
zerifchen Zentralifationen ausgefprochen- wurde, namentlich für 
gemeinjchaftlihe Aufftellung eines oberften Gerichtshofes, für 
Errihtung gemeinfihaftlicher Korrektions- und Arbeitshäufer, für 
Zentralifation alles politifchen Verkehrs mit dem Auslande, dann 
der Poſten, des Münzregals, von Map und Gewicht, auch Militär, 
Zolle und Weggeldsweſen. Die Berfafjung it keineswegs frei von 
eiferfüchtiger Umftändlichfeit, auch reich an Nechten und Garantieen 
für die Bürger, wie fie in jener Zeit fo vielfeitig gefordert wurden. 
Der Mann, der das Meifte zu ihrer Entftehung beigetragen, ward 
vieljeitig und ernſt angefeindet, von Manchen auch nur belächelt. 
Die Gefchichte nimmt für ihn das hohe Berdienft in Anſpruch, 
das fich der muthige und beharrlihe Vorkämpfer erringt, welcher 
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die Selbftftändigkeit feiner Mitbürger und die moralifche Kraft 
jeined Landes hebt. 

Zwei bis drei Monate verivendeten die Aargauer, ihre 
Vierzehmer- Berfaffung zu ftürzen; ein halbes Jahr ungefähr be- 
durften fie zum Wiederaufbau. Bon deſſen Schwierigkeiten hatten 
die Tongeber in Lenzburg wie die Heerführer am Freiämtlerzuge 
fih faum einen richtigen Begriff gemacht. Dieß gilt vornehmlich 
von dem unerfahrenen Schwanenwirth Fiicher aus Meriſchwand, 
den der Verfaſſungsrath (3. Januar) zu feinem Präfidenten er— 
nannte, während er die Ehre des Vizepräfidiumsd dem zu weiter 
Berühmtheit gelangten Schriftiteller Heinrich Zichoffe zuerfannte, 
der Jahrzehente lang den „wohlerfahrenen und aufrichtigen“ 
Schmweizerboten gefchrieben hatte. Die Leitung der für die Ent- 
werfung einer neuen Berfaffung alsbald ernannten zahlreichen 
Kommiffion, von je einem Mitglied aus jedem der achtundvierzig 
Kreife, wurde dem Stadtammann Hunzifer von Yarau zu Theil. 
Der Berfaffungsrath felbjt berieth den Entwurf vom 21. Februar 
bi8 15. April. Was diefe Behörde auch immer geleiftet haben 
mochte, fo beharrten doch viele der angefehenften Männer auf 
Ihroffer Oppofition und befundeten folche durch eingereichte Ver— 
wahrungen; fo Dr. Feer, ein Hauptredner im frühern Großen 
Rathe liberalerſeits, jetzt erbittert und unbeugfam in feinem 
Urtheil über die Gewalthandlung vom 6. Dezember und alles, 
was er ſeither am Berfaffungsrath als ufurpatorifch anfah. Aargau 
ift der dritte Kanton, in welchem die unentfchuldigt Abweſenden 
als Annehmende gezählt wurden ; fo wollte e8 der Berfalfungsrath. 
Der Annahme wurden alle gedenfbaren Umtriebe entgegengefebt; 
neben vielen politifchen Gründen der Berwerfung, die man aus 
dem mißbeliebigen Urfprung der Berfaffung fchöpfte, tauchten 
fatholifcher Seits Firchliche und religiöfe Beforgniffe aufz wie Ans 
fangs Winter waren wieder alle Leidenfchaften in Thätigkeit, 
dießmal nicht bloß Städte und Land, fondern auch Katholiken 
und Protejtanten gegen einander in Harnifh. Die Abftimmung 
(6. Mai) brachte aktiv Annehmende 11,196 gegen 4834 Berwer- 
fende, zufammengefebt aus Minderheiten von überall, denn von 
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48 Kreiſen hatte eine wirkliche Mehrheit nur in 4 verworfen; 
zu den Annehmenden waren noch 12,167 Nichterfchienene zu rech⸗ 
nen. Da der ftimmfähigen Bürger im Ganzen 31,282 gezählt 
wurden, fo befchränft fich die ausdrücliche Annahme auf ungefähr 
einen Drittheil der Gefammtheit. Bon folchem Ergebniß auf 
Werth oder Unwerth einer Verfaſſung zu fhliegen, wäre doch 
gewagt; Annahme oder Berwerfung hängen weit mehr von den 
Gefammtzuftänden oder von dem Grade der Befriedigung öffent: 
licher Intereſſen, als von der fchulgerechten Durchführung ſtaats— 
rechtlicher« Theorieen ab. Der Kanton, in feinen Grundfeiten er- 
fchüttert, bedurfte nach dem allzu langen Proviforium eines neuen 
Grundgefeged. Das aargauifche war, wie die Verfalfung einiger 
anderer Runtone, das Ergebniß mühfeliger Abfindung zwifchen 
den vielfeitigften Anfprüchen, abgerungen einer hartnädigen 
Widerfacherei, die in der Regierung ihren Sitz und ihre Kraft 
hatte und dur Ermüdung des Volkes dejjen Selbftverurtheilung 
herbeiführen wollte. Befremdlicher Weife ging e8 auch mit der 
Einführung ungewöhnlich langfam; denn zwei Monate verftrichen 
mit Vorarbeiten an Reglementen, Organifationsgefegen und andern 
Einleitungen. Endlich, um die Mitte Juli, konnte der inzwijchen 
neugewählte Große Rath die andern Oberbehörden beftellen, in 
denen, wie anderswo, ältere und frifche Kräfte neben einander 
Anerkennung fanden. Der frühere Bürgermeifter Fetzer erhielt 
das Amt des Landammanns; fein Kollege, Bürgermeifter Herzog, 
der gewichtigfte Mann im Lande aus allen Parteien und Frak— 
tionen, ausgeftattet mit wefentlichen Verdienſten um den Kanton 
und einem ungerftörbaren perfünlichen Anfehen, lehnte die auf ihn 
gefallene erſte Wahl in den Kleinen Rath ab. Ein bejtimmtes 
Gepräge hatte die neue Regierung nicht, mehr der Große Rath, 
in dem ſich, wenn auch anfänglich in unbeftimmteren Umriſſen, 
die Oppofition gegen das frühere Regierungsſyſtem ald überivie- 
gendes Element Fund gab. Die Verfaſſung jelbft aber lautete in 
einzelnen Theilen weniger durchgreifend ald andere. Für drei 
Viertheile der direkt gewählten Mitglieder ded Großen Rathes 
wurde ein efwelcher Vermögensbeſitz vorgefchrieben,, für die Hälfte 
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ihrer Gefammtzahl ein Alter von zurüdgelegten dreißig Jahren; 
dem Großen Rathe felbjt wurden noch etfiche mittelbare Wahlen 
gelaffen, vornehmlich zur Herftellung der Parität zwiſchen beiden 
Konfeffionen , denn die Verfaſſung fchied jeder derfelben die gleiche 
Anzahl Mitglieder zu. Mit Herabfegung der Amtsdauer für den 
Großen und Kleinen Rath von zwölf Jahren auf fechd wurde 
deren drittheildweife Erneuerung von zwei zu zwei Jahren ver- 
ordnet. 

Aehnlichen zögernden Verlauf, wie im Aargau, nahmen die 
Dinge im Kanton Waadt. Der Verfaffungsrath verfammelte 
fih erft am 7. Februar 1831; wie anderwärtd war er aus jehr 
verjchtedenen Elementen zufammengefegt. Die zerftreuten Reſte 
der frühern gefchloffenen Mehrheit hielten fich für die einzig wahren 
Stelfvertreter ded Kantons, zumal für den treuen Abdrucd der 
Anſchauungsweiſe des Landvolkes. Kam man auf die unmittelbar 
borangegangenen Jahre zurücd, fo rühmten fie gefchäftig das 
materielle Wohlfein und vermieden mit Sorgfalt die politifchen 
Kragen, um deren willen fie unterlegen. Mußten fie doch davon 
jprechen,, fo ftrichen jie wieder die Verdienſte heraus, die ihr 
Ausharren gegen die Reaktion fich erworben. In ihren Anfprüchen 
lag Wahres und Falſches; ihr größter Irrthum war die Ver— 
mengung der Zeiten und ragen. In der Sturmperiode von 
1813 bis 1815 vertheidigten fie den Beſtand und die Wirkfam- 
feit der freifinnigen Richtung, im Jahr 1831 verlangten fie ihre 
Niederhaltung oder Eindämmung; früher verlangten fie eine aus 
dem Bolfe felbft, mit Ausichluß der Ariftofratie hervorgegangene 
Stellvertretung, jest kämpften fie gegen das allgemeine Stimmrecht, 
die unmittelbaren Wahlen und die Gefammterneuerung, in denen’ 
die Freunde der Reform die einzigen wirkſamen Schranken gegen 
die Anmaßungen und Uebergriffe ftändiger Gewalt erblicten. Sie 
hätten von ihrem Irrthum zurüdtommen follen bei dem Anblid 
ihrer auf dem Wahljchlachtfelde gebliebenen Weitfämpfer und 
jener Menge von frifchen Kräften, welche, jo eben aus dem Bolfe 
hervorgegangen, nicht von altem PBarteigroll leben wollten, Ber- 
gangened mit dem Schleier umbingen, für Gegenwart und Zus 
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funft aber die Betheiligung Aller bei der Wahrung der errungenen 
Freiheit und Selbftjtändigkeit verlangten. Insbeſondere hätten fie 
die neue Zeit und ihr einzig mögliches Verhältniß zu derfelben 
erfennen follen an dem Umftande, daß ihre ehemaligen Gegner 
nun zu ihren Mitfämpfern geworden, jene Gegner, deren Auf- 
treten gemeinfam mit der frühern Oppojition fo oft zu neuer 
Berfittung der kompakten Mehrheit den Vorwand hatte leihen 
müffen. Die radifale oder Kafinopartet war von äußerfter Heftig- 
feit gegen die Handlungen und gegen die Perſonen der bisherigen 
Regierung. Diefe. Gereiztheit erhielt Nahrung durch die immer 
fich wiederholenden Angriffe auf den Sturmtag des 18. Dezembers 
und durch das Ausſchließungsſyſtem gegen Alle, die an ihm 
Theil genommen. Zwiſchen diefen und der alten Mehrheit waltete 
der Kampf auf Tod und Leben; unparteiifche Auffaffung der 
gegentheiligen Grundfüge und Anfichten war unmöglich wegen 
der äußerſten Erregtheit der Leidenfchaften, die den gleichwohl 
gemeinfamen Neigungen beider Lager erſt fpäter wieder eine An— 
näherung erlaubte. Die Reformpartei war zahlreich, ſtark durch 
Mäfigung, einflußreih durch die vorzüglichen Talente, die fie 
zu den ihrigen zählte, weniger durch die Einheit der Handlungs- 
weife. Aus langen Borarbeiten und zähen Grörterungen ging 
endlich eine Berfaffung hervor, die den allgemeinen Anforderungen 
entiprah. War bei ihrer Entwerfung die alte Mehrheit immer 
gefchlagen worden, fo oft fie auf 1814 zurüdfommen wollte, fo 
fanden hingegen ihre reichen Erfahrungen im Gebiete des praf- 
tifchen Lebens manchen Vorzug vor der fchroffen Anwendung ein- 
feitiger Theorieen. Das war ihr Feld. So wurde das allgemeine 
Stimmrecht, die Integralerneuerung, die unmittelbare Wahl der 
gefammten Repräfentation mit Formen umgeben und gemäßigt, 
die das Volk zum Nachdenken nöthigten und vor Ueberraſchung 
fihern follten. Bon nun an herrſchte lange Jahre jener gemäßigte 
Liberalismus, der die Verbejferungen im Staatöleben mehr durd 
das Mittel der Belehrung ald durch jenes von durchgreifenden 
Wagnifjen zu verwirklichen trachtete. Die zweite neue Verfaſſung, 
für den Kanton die vierte, fam erſt am 25. Mai zum Abſchluß, 
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wurde angenommen durch 13,170 Bürger von 16,541 Stimmen- 
den, dann promulgirt am 8. Juli. Der erfte neue Große Rath 
war in Zufammenjegßung, Geift und Xeiftungen der leibhafte 
Bruder des Berfajjungsrathes. 

Als die Tagſatzung in Bern die Neutralität nach außen und 
die Richtintervention nach innen verkündete, ftand die Regierung 
von Schaffhaufen noch aufrecht; auf dem Land aber mwaltete 
die gleiche Stimmung wie in andern Kantonen, wenn fie auch 
langjamer zum Durchbruch Fam. Trennung von Staats- und 
Stadtgut war das Loſungswort, dem bald auch der Ruf nad) 
allgemeiner Berfaffungsrevifion, ein Aufftand in Unterhallau 
(27. Dezember), das Gerede von einem bewaffneten Zuge nad) 
der Stadt und wirkliche Vorbereitung zu ſolchem folgte. Letztere 
traf nun auch einige Sicherheitdanftalten, die Leidenjchaften 
erhißten fich je mehr und mehr, alles Vertrauen zwijchen Stadt 
und Land verfchwand, mit ihm die Haltbarkeit der öffentlichen 
Zuſtände. Diefem gegenüber langten aus verjchiedenen Theilen 
des Kantons Begehren nach veränderter Repräfentation, Trennung 
der Gewalten u. f. w. ein. Die Erfehütterung des Kantons 
fteigerte das fchon gemeldete DBerlangen der Stadt Stein um 
Trennung von Schaffhaufen und Anfchlug an Thurgau, wogegen 
die! Hauptftadt unentwegt an der Verfaſſung fethalten wollte. 
Den auf den 20. Januar einberufenen Großen Rath ließ der 
Kleine Rath ohne leitenden Antrag; der Große Rath ſelbſt war 
eben fo rathlos und unentjchieden, obwohl von Luzern her der 
erfte Gefandte, Bürgermeifter von Meyenburg, in feine Mitte 
berufen worden. Man ftellte auf die Zünfte ab, die endlich 
laut genug fprachen. Von zwei Auswegen, entweder die verlangte 
neue Verfaſſung unter eigener aufrichtiger Theilnahme ſelbſt zu 
fchaffen, oder aber. die Aufgabe wie in andern Kantonen einem 
Berfaffungsrathe zu überlaffen, wählten Großer und Kleiner Rath 
den legten, indem fie nach dem Beifpiele der alten Regierung 
Bernd abdankten und die Ernennung eined Berfaffungsrathes 
nad der Volkszahl verordnneten. Wie ernft das Trennungsbegehren 
von. Stein gemeint war, zeigt ‚der Protofollarvorbehalt feines 
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Abgeordneten, der die Theilnahme an den Berathungen als jenem 
Vorhaben unnachtheilig anerkannt wiſſen wollte und, als nicht 
entſprochen ward, ſich jeglicher Mitwirkung enthielt. Im Uebrigen 
ſchien die Stimmung gut und verſöhnlich, bis das Repräſentations— 
verhältniß zwiſchen Stadt und Land, dieſer Kaſtenſtreit, auch hier 
die Leidenſchaften in neue Gährung brachte. Man ſchwankte zwiſchen 
zwei Syſtemen, dem der ganz freien Auswahl unter Bürgern von 
Stadt und Land mit Repräfentation nad der Volfszahl, dann 
jenem der Abgrenzung zwijchen beiden Theilen mit befonderer 
Berücfichtigung der Stadt. Endlih (7. April) überwog das 
Letztere mit vier Siebentel der Mitglieder für die Landichaft, drei 
Siebentel für die Stadt; die unzufriedene Minderheit wollte von 
mehr als einem Drittheil für die Stadt nicht wilfen. Alsbald 
ftiegen in Unterhallau und Schleitheim die Freiheitsbäume zum 
zweiten Mal auf; der Unwille warf ſich auf die Yandabgeordneten, 
die zum Befchluffe geftimmt, und fchlug ihre Namen, gleichjam 
zur Brandmarfung, an einer jener fahlen Rieſenſtangen an; der 
Berfaffungsrath aber, in fichtlicher Verſtimmung, eilte zum Schluß 
durch genehmigende Stimmgebung für den Entwurf ©. May, 
in dem verhältnigmäßig kurze Amtsdauern mit Integralerneuerung 
zur Grundlage genommen waren, und durch Anordnung der 
Volksabſtimmung auf den 19. gl. M. Einer allfälligen Annahme 
zuvorzufommen, jedenfalld die ruhige Abftimmung zu hindern, 
z0g drei Tage vorangehend (16. Mai) ein bewaffneter Landſturm— 
haufen von Schleitheim und Unterhallau*, mehrere hundert Mann 
ſtark, nad) der Stadt, nahm die inzwischen entgegengejandten Mit- 
glieder der Regierung, troß bejchwichtigender Berfprechen, ohne 
Zweifel ald Geifeln gefangen und drang bei Einbruch der Nacht 
bis zur Stadt vor. Am Mühlethor, das er durch Ginhauen 
gewaltfam öffnen ließ, mit feinem und grobem Geſchoß empfangen 
— es fielen zwei Mann, ‚davon einer todt — zerftreute ſich der 
Haufe; ſchwereres Unglüd war verhütet. Demfelben noch in guter 
Zeit ganz zu wehren, fandte der Negierungsrath von Zürich am 


»Nach andern Berichten zugen die Bürger aus den Gemeinden Beg- 
gingen, Schleitheim, Sieblingen, Ober: und Unterhallau und Wildingen. 
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16. Abends drei feiner Mitglieder ald Vermittler ab, deren Sen- 
dung jedoch durch die vom Borort abgeordneten eidgenöffifchen 
Nepräfentanten von Muralt aus Zürih und Sidler aus Zug 
erlofch. Dieſe tadelten in einem Aufrufe vom 18. Mat die Stö- 
rung der ruhigen Abjtimmung, die „ein fich wild zufammentot- 
tender Volkshaufe“ ſich angemaft, und warnten vor weiterer 
Gewaltthätigkeit, auf daß Jeder die Verfaſſung nach Gefallen 
annehmen oder verwerfen könne; fie bereisten den Kanton, um 
überall“ die höchſt aufgeregten Gemüther zu bejchwichtigen und 
förderlichen Abſchluß des Verfaſſungswerkes zu empfehlen. Inzwi⸗— 
ſchen verſammelte fich der Berfafjungsrath, wollte zu einer Ab: 
änderung des Entwurfes ſich nicht bequemen, fondern ließ der 
Abftimmung freien Lauf. Im Bolf aber drang der Mißmuth 
durch; zwei: Hauptparteien, gewöhnlich Ertreme genannt, die 
beforgten Städter wie die entjchiedenften Gegner des ftädtijchen 
Einfluffes, boten fich die Hand zur Verwerfung, die mit 2153 
gegen 2029 erfolgte. In Stein beharrte die große Mehrheit auf 
verlangter Anſchließung an Thurgau, und nur 24 Bürger hatten 
ſich bei der Abftimmung betheiligt. Weber befannt gewordene 
Unregelmäßigkeiten bei der Abjtimmung und über daraus herbor- 
gehende Stimmenzahl für behauptete wirkliche Annahme ging 
der Berfaffungsrath hinweg; den Umjtänden Rechnung tra 
gend, beeilte er fich vielmehr, im Entwurfe der Stadt jeche 
Nepräfentanten abzunehmen und dagegen einen ihrer Wünſche 
fürs freiere Gemeindeorganifation zu erfüllen, worauf (2. Juni) 
in neuer Abjtimmung 3775 gegen 1005 Bürger die Berfafjung 
annahmen. Den neuen Großen Rath eröffnete bald nachher 
(am 16.) der Bürgermeifter von Meyenburg mit einer Rede, 
die ſeinem vwaterländifchen Sinne, jeiner erprobten Weisheit 
und milden Gefinnung gleich hohe Ehre machte. Wollte man 
das neue Grundgejeg von Schaffhaufen auch als gelungen erflä- 
en, jo hatte e8 wenigitend den Fehler, dag es einer Revifion 
fhon auf das vierte Jahr feines Beftandes rief. Trennung von 
Staats- und Stadtgut verordnete die Berfafjung in einem An— 


bang; im Haupttexte jelbjt find neben vielen Neuerungen auch 
Die Schweiz. 10 
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einzelne ältere Einrichtungen wieder zu finden, wie die Handwerks— 
innungen und das Verbot der Zulaffung der Advofaten bei den 
Gerichtsftellen: 

In der ftattlichen Neihe der Kantone, welche fich eine neue 
Ordnung auf demokratifcher Grundlage zu geben bemüht waren, 
fehlte noch immer die Refonftituirung des größten und mächtigften 
aus ihnen. Bernd Proviforium überdauerte alle Berechnungen, 
feßte auch die bewährtefte Geduld auf empfindliche Probe. Wir 
haben gefehen, daß die Eidgenofjenfchaft nach augen und innen 
ein ganzes Syftem durchzuführen hatte. Bern brachte das feinige 
in Borfchlag; aber in beiden genannten Beziehungen war es im 
Rathe der Eidgenoffen durchgefallen. LUnterdeffen beftanden doch 
noch die alten Gewalten im abgetretenen Bororte, für die e8 eine 
Unmöglichkeit war, fich der Har ausgefprochenen Politif der beiden 
andern Bororte anzufchließen. So war die Eidgenofjenfchaft des 
ergiebigen Rathes und der vollen Kraftentiwidelung von Bern für 
längere Zeit verlurftig, und doppelt ſchwer mißte man beide, 
als die Berfajjungsarbeiten dieſes Kantons - felbft bis in Die 
Herbſtmonate von 1831 fich erſtreckten. Beleidigungen durch 
Schrift und Wort, an denen es die leidenfchaftlichen Anhänger 
der gefallenen Regierung nicht fehlen ließen, mochten den Ver— 
faffungsrath zwar in feinem Werfe nicht aufhalten. Nachtheiliger 
und gefährlicher war das geheime Streben, Mißtrauen in feiner 
Mitte und Zwietracht unter feinen Gliedern zu erregen.. Es gelang. 
Dei der Berathung über die Wahlart des Großen Nathes umd 
über Beitimmung des Verhältniſſes der Nepräfentation in dem- 
jelben Fam es zum. offenen Bruch. Die Einen verfochten den 
Grundjag volllommener Gleichheit und wollten diefe auch auf 
die Repräfentation angewendet willen; Andere hielten nöthig, der 
Stadt Bern aus Rückſicht auf höhere Intelligenz , Geſchäfts— 
fenntnig und Reichthum einen nach Verhältniß der Bevölkerung 
grögern Antheil an den Wahlen ald den übrigen Rantonstheilen 
einzuräumen. Für beide Anfichten ſtimmten Bürger von Bern 
und Landleute vermifht. Man fah in ihnen feine Parteifrage; 
es beftanden noch Feine Parteien. Plötzlich nahmen drei Mit- 
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glieder des vorberathenden Ausſchuſſes, Koch, Hahn und Wyß, 
alle drei Bürger der Stadt Bern, im Genuß allgemeiner Achtung 
und hohen Vertrauens ſtehend, den Austritt, und lehnten weitere 
Theilnahme an den Verfaſſungsarbeiten ab, falls nicht ſo oder 
anders ihrer Meinung Rechnung getragen werde. Nun allge— 
meiner Jubel unter den Feinden des Verfaſſungsrathes und 
die Erwartung mindeſtens einer gefährlichen Stockung. Der 
Ausſchuß aber hielt feſt, der Verfaſſungsrath auch. Allein 
unglücklicher Weiſe war nun der Grund gelegt zu vieljähriger 
Spaltung zwiſchen Stadt- und Landbürgern; unter ihren Häup— 
tern riß mit der Gemeinſamkeit des politiſchen Wirkens auch 
das Band vielerprobter und unzerſtörbar gehaltener Freundſchaft. 
Die drei Männer kamen zwar wieder in den Verfaſſungsrath, 
aber ihr Einfluß war gebrochen. Der Grundſatz gleicher Reprä— 
ſentation wurde nun um ſo heftiger verfochten und entſchieden 
durchgeführt; er war nun zur Parteifrage geworden. Die letzte 
Spur von Vorrecht für die Stadt Bern wurde weggewiſcht. 
Nur theilweiſe und auf Umwegen trugen die Männer vom Land 
ihr Rechnung. Die erſt vorgeſchlagene Zahl der Mitglieder des 
Großen Rathes wurde von 200 auf 240 vermehrt, die Wahl 
von 40 den aus den Bezirkswahlkollegien hervorgehenden Mit- 
gliedern anvertraut. Die gleiche Hand, die gab, wollte aber auch 
wieder nehmen; die Wahl einer zu großen Anzahl von Stadt- 
bewohnern zu verhüten, wurde fejtgefeßt, daß wenn durch die 
Bezirkswähler bereitd ein Drittheil der Mitglieder aus der Stadt- 
einmwohnerfchaft von Bern gewählt wären, dannzumal von jenen 
vierzig nur noch ein Mitglied aus derſelben gewählt werden 
dürfe; dadurch war alfo die Zahl der Stadtrepräfentanten, 
übrigend ganz abgefehen vom Bürgerrecht, auf höchitend 68 
beſchränkt. Die Beitimmung war ungünftiger als jene, welche die 
Zandfchaft von Zürich zu. Gunften der dortigen Hauptftadt 
getroffen hatte. 

Gegen Ende Juni fandte Schultheig von Wattenwyl, ernit 
befümmert um die Zukunft des Staates, dem Berfalfungsrathe 
den. Entwurf einer DBerfaffung nad eigenem Befund ein. Im 
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Herbſt 1830 hätte er alle Anſprüche befriedigt. Jetzt kam er zu 
ſpät; zudem fchien jener Magiftrat durch die Ablehnung des ihm 
gewordenen ehrenvollen Rufes in den Verfaſſungsrath das Recht 
auf ſolch unmittelbare Dazmwifchenkunft verwirft zu haben. Der 
Berfaffungsrath fehritt zur Tagesordnung und fchloß dann feine 
Berathungen am 7. Juli. As bald nachher der Wattenwyl'ſche 
Entwurf auch im Volke verbreitet wurde, entitand Gerede, es 
fei der ehrwürdige Greis mehr Namenträger als felbitftindiger 
Verfaſſer. Auch von anderweitigen Umtrieben vor der Abjtim- 
mung blieb der Kanton Bern nicht frei; ihnen mit Ernft zu 
begegnen, jtifteten die Freunde der neuen Drdnung fchon im 
Mai den „Schußverein“ und breiteten ihn negartig über den 
Kanton aus; unerbaulich wie diefes ift, daß fich etwa 40,000 
Stimmfähige bei dem wichtigen Souveränetätsatte nicht bethei- 
ligten, von beinahe 5000 Aktivbürgern der Stadt nur 625. Im 
Ganzen haben die Verfaſſung 27,802 angenommen, 2153 ver- 
tworfen. Die Vollendung des Werkes, wie deſſen Beginn, feierte 
der Berfafjungsrath gottesdienftlich in der Heiligengeiftfirche. Bei 
den Wahlen in den Großen Rath wurde nichts weniger ald aus— 
jchlieglich oder feindfelig gegen das Patriziat und die bisherigen 
Reiter des Staates gehandelt; denn fünfundfünfzig Patrizier 
wurden gewählt, unter ihnen Schultheiß Fiſcher als erſter Neprä- 
fentant von der Stadt Bern, auch von einem Amte der Land» 
haft. Allein diefer Magiftrat und viele andere Mitglieder der 
früheren Regierung lehnten die auf fie gefallenen Wahlen ab; 
es war dieß von ihrer Seite ein Akt befugter Selbftbeftimmung, 
doch ein Unglüf für den Kanton und die Eidgenofjenfchaft. * 


* Die Einen mochte die Anfiht von der Unhaltbarkeit der neuen Ord— 
nung, Andere der Plan, fich zu deren gelegentlichem Sturz ganz freie Hand 
zu behalten, wieder Andere ein gewiffer ritterlicher Begriff von ihren Pflichten 
gegen die bisherige Regierung und die Nechte der Stadt, noch Andere endlich 
eine unnennbare Zrauer über den Fall des alten Bernd zu der verderblichen 
Ablehnung geführt haben. Einer der gewählten Patrizier fchrieb an den 
Borftand des betreffenden Wahlkollegiumd: „Daß ich aber demfelben (dem 
geichenften Zutrauen) nicht nach Erwartung entfpreche, rührt vorzüglich von 
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Die audzeichnendfte Volksgunſt fiel den Rathsherren Tſcharner 
und v. Lerber zu, wovon jener in vierzehn, diefer in eilf Amts— 
bezirfen gewählt wurde. Gleiched Zutrauen ward diefen Männern 
im neuen Großen Rathe zu Theil, welcher Ifcharner zum Schult- 
heißen, Präfidenten des Negierungsrathes, den geweſenen Raths— 
herrn v. Lerber zum Landammann, Präfidenten ded Großen Rathes, 
erwählte. Tſcharner bildete die Brüde von der Familien- zur 
Bolksherrfchaft. Opponent im alten Rathe für nügliches Ein- 
lenfen, trat er je mehr und mehr in nahes Verhältniß zu Pro- 
feffor Samuel Schnell, dem Oheim der drei Brüder aus Burg. 
dorf, durch jenen mit diefen. Ein Tſcharner fonnte viel gelten, 
ſelbſt Schultheiß fein, aber vier Schnell, alle geiftig wohlbegabt, 
waren doch mehr. An ihrer Hand fehritt ein junger Mann einher, 
den wir nur einmal genannt, Eduard Blöfch, geiftig und leiblich 
den Schnell verwandt, im Berlaufe der ganzen Bewegung ihr 
thätiger Mitarbeiter, daher auch Träger ihrer Traditionen für 
fpätere Zeit. Durch Proflamation vom 20. Dftober 1831 ſprach 
die abtretende Regierung ihr letztes würdevolles Wort an das 
Berner Volf, und entließ es des geleifteten Eides. Tages darauf 
folgte der neugewählte Große Rath im Amte. Was von nun an 
am Wohle des großen bernerifchen Freiſtaates gefündigt werden 
mochte, kommt auf Rechnung des felbitherrlichen Volkes zu ftehen, 
Mit gutem Grund mahnte die Regierung in einem am Neujahre- 
tag 1832 ab den Kanzeln des proteitantifchen Rantonstheiles 


dem widrigen Gefühl ber, mit dem mich alles von jeher erfüllt hat, was 
mit dem Begriff eines unzeitigen Uebertritted von einer Gewalt zur andern, 
einer Abiwendung von der untergebenden nad) der aufgehenden Sonne einiger: 
maßen verwandt war, Begriff, gegen den fih mein ganzes Ehr: und Anftande: 
gefühl flräubt, welches, vor Betretung irgend eined neuen Wirkungskreiſes, 
gänzlichen Austritt aus dem biöherigen und fürmliche beruhigende Entledis 
gung aller befhmwornen und unbefhwornen aufhabenden Pflichten fordert, 
wenn ich nicht durch befhämende Rückblicke meine ganze fünftige Laufbahn 
getrübt fehen will.” Ein anderer aus derfelben Klaffe von Gewählten fchrieb: 
„Zwar im Innerſten zerriffen, allein im ruhigen Bewußtfein, nur das allge- 
meine Wohl und das Gute gewollt zu haben, werde ich die tiefe Erniedri— 
gung Bernd und fein Schifal in jeder Lage des Lebens theilen.” 
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verlefenen Rückblick auf das denkwürdige Jahr zur aufrichtigen 
Verſöhnung, in chriftlicher Bruderliebe. 

Die Verfaffung, wie fih von den bedächtigen Bernern nicht 
anders erwarten läßt, trägt alle Kennzeichen der Gründlichkeit; fie 
liefert zugleich den Beweis, daß die Ein- und Durchführung demofra- 
tifcher Einrichtungen mit Gebietöumfang und Volkszahl an Schwie- 
tigkeit wächdt. Dem Kanton Bern gibt fie den Namen „Republit“, 
was mit der Hebung anderer Kantone nicht ganz zufammengeben 
wollte. Die Repräfentation entfpricht den Anforderungen der Rechte: 
gleichheit, indem weder der Hauptitadt noch fonft einer Gemeinde 
ein Vorzug eingeriumt, gegentheild die Anhäufung von unver 
hältnigmäßig vielen Wahlen auf Bewohner der Stadt Bern eifer- 
füchtig verhindert it; daß die Wahlen insgeſammt mittelbar find 
und dem Volke nicht felbjt anvertraut, zum fechsten Theil ſodann 
dem Großen Rathe übertragen werden, zeigt, dag im Bolf eine 
hohe politische Neife nicht vorausgefegt wurde. Weitere Garan- 
tieen für das Gemeinwefen ſuchte man im Alter von dreißig 
Sahren und in einem anfehnlichen joliden Vermögensbeſitz für die 
Wahlfähigkeit. Schr ausführlich find die Grumdbeitimmungen, 
hier und da der Gejepgebung vorgreifend; fo wird z.B. für den 
ftrafrechtlichen Unterfuch die Erpreffung eines Geftändniffed durch 
irgend ein körperliches Zwangsmittel unterfagt; ebendafelbft liest 
man das puritanifche Verbot jeglichen Gebrauches eines fremden . 
Adelstitel im Gebiete der Republif. Dem Borwurfe beforglicher 
Verfchleuderung des reichen Staatsvermögend begegnet die Ver— 
faffung durch die Vorſchrift, daß es nicht angegriffen werden darf, 
als auf einen mit zwei Dritthetlen der Gefammtftimmen des 
Großen Nathes gefaßten Beſchluß. Ebenſo ward den „Burger 
gütern“ die befondere Garantie zu Theil, daß fie unter Verwal— 
tung der „Burger“ fiehen und als Privateigenthum angefehen 
werden follen, über welches die Regierung bloß das Recht der 
Oberauffiht auszuüben habe. Was im Thurgau nur für außer 
ordentliche Zeiten gewährt wurde, nämlich die Errichtung einer 
Art Tribunats, das wurde im Kanton Bern ganz im Allgemei- 
nen und ohne jene Beichränfung, doch in milderer Form aus 


— 151 — 


geführt; der Yandammann, Präfident des Großen Rathes, wurde 
nämlich mit dem Recht ausgeftattet, vom Negierungsrathe zu 
jeder beliebigen Zeit ſich Mittheilung von allen feinen Verhand— 
lungen machen zu laffen. Die Stellung des Regierungsrathes 
wurde auch ſonſt noch erfchwert durch die Anordnung von fieben 
Departementen mit der Bechränfung, daß die Mehrheit ihrer 
Mitglieder außer feiner Mitte gewählt werde, und durd die Auf 
ftellung von: Sechgzehnern aus dem Großen Nathe, die an den 
wichtigsten Berathungen und Wahlen des Regierungsrathes: Theil 
zu nehmen hatten. Weberhaupt enthielt die Berfafjung manche 
Vorſchriften, die eine gewiſſe Schwerfälligfeit der Staatsverwal- 
tung vorausfehen ließen. Zu fünftiger Unitarifirung der Schweiz 
lieferte fie den vorläufigen Beitrag, daß unter Vorbehalt des 
Gegenrechted auch die Bürger anderer Kantone ftimmberechtigt 
fein ſollen. 

Mit der Staatöveränderung Bernd ſchließt fih für einmal 
die fehmeizerifche Umgeftaltung, eine der wichtigften Ausfaaten für 
die fommenden Zeiten. Wir enden mit Rück- und Ueberbliden 
auf den durchlaufenen Zeitabfchnitt. Die radifalfte Meinung, — 
die Verfaſſungsreform mit nichten den aus den Vierzehn Ver⸗ | 
fafjungen hervorgegangenen Grofräthen, fondern nur den u 
ſolchem Zweck vom Bolt ausdrüdlich beftellten Verfafungerätben 
oder den ihnen gleichzuhaltenden neuen Großen Räthen anzuver⸗ 
trauen ſei, überwog allenthalben, mit Ausnahme von Solothurn 
und Baſel. Noch mehr Einhelligkeit waltete über die Rechte des 
Volkes hinſichtlich der Einführung der Verfaſſung: der Schluß— 
entſcheid wurde ihm überall anheimgeſtellt, mit einziger Ausnahme 
von Freiburg; zu zweimaliger Abſtimmung, nach etwelcher Ab— 
änderung eines erſten Entwurfes, kam es nur im Kanton Schaff— 
haufen. In Solothurn, Luzern, St. Gallen wurden die Still⸗ 
ſchweigenden als Annehmende mitgezähltz; in St. Gallen allein 
forderte man mehr ald die abjolute Majorität für die Annahme 
der Verfaffung. Die Stimmgebung war frei überall, das Nicht- 
erjcheinen keineswegs mit Bußen belegt. Der Inhalt der Ver— 
falfungen bietet mehr der Form als dem Wefen nach eine bunte 
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Mannigfaltigkeit. Uebereinſtimmend waren fie vornehmlich in den 
Grundvorfchriften, den Garantieen bürgerlicher Freiheit und den 
Hauptgrundlagen des Regierungsfyftems, zum Theil den frühern 
Berfaffungen entnommen, frühere Rechte nur bejtätigend oder 
erweiternd, zum Theil auch ganz abweichende Grundſätze auf 
ftellend. Hieher gehören: nach auegefprochener Volksſouveränetät 
Mebertragung ihrer Ausübung an die Großräthe, mit Ausnahme 
von St. Gallen wegen feines Veto's; Nechtsgleichheit und Reprä- 
fentation nach der Volkszahl, wovon jedoch die Kantone Luzern, 
Solothurn, Bafel, Zürich, Schaffhaufen und St. Gallen für 
ihre Hauptftädte begünftigende Ausnahmen feititellten; Garantie 
des freien Neligionsbefenntniffes, im Grunde doch überall be 
Schränft auf die beſtehenden zwei Konfeſſionsgeſellſchaften, in 
Luzern unter Zulegung des Stimmrechtes ausſchließlich an die 
Katholiken; Parität in den gemifchten Kantonen, mit mehr oder 
minder befchränftem eigenem Verwaltungsrecht für die Konfeffionen ; 
ausdrüdliche Verpflichtung des Staates für die Verbeſſerung des 
öffentlichen Unterrichtes (Zürich, Bern, Luzern, Schaffhaufen, 
dan, Thurgau); Rechtsſchutz für die perfönliche Freiheit und 
— willkürliche Verhaftung, im Thurgau ſelbſt das Verbot 
einer geheimen Polizei; Unterſagung körperlicher Zwangsmittel 
file Geflandnißerpreſſ ſung im Kriminalprozeſſe; Verbot von Spezial⸗ 
gerichten; Schutz des Eigenthums gegen willkürliche Eingriffe für 
öffentliche Zwecke und Regelung der Expropriation auf den Grund 
voller Entihädigungz; gleichmäßige Vertheilung der Staatslaften 
auf Bermögen und Erwerb; Gewerbsfreiheit, oder doch Ginlei- 
tungen zu ihrer allmäligen Durchführung; Handwerfsinnungen 
und Ehehaften nur noch.in Schaffhaufen beftätiget; freier Bürger: 
rechtsanfauf für Kantonsbürger in allen Gemeinden, die doch 
nur in einigen Kantonen; in den meiften das freie Niederlaffungs- 
recht, zum Theil ſelbſt Schweizern aus andern Kantonen zuerfannt ; 
Losfäuflichfeit der yeudallaften, zum Theil mit Zuficherung gün— 
ftiger Bedingungen; Preßfreiheit, Deffentlichfeit und Petitiongrecht ; 
freie Bewerbung um untergeordnete öffentliche Aemter; Abwehr 
individueller und allgemeiner Abhängigkeitsverhältniſſe zu. aus: 
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wärtigen Staaten durch das Verbot von Militärkapitulationen 
und Erſchwerung der Annahme ausländiſcher Orden, Venſionen 
und ähnlicher Gunftbezeugungen. 

Die eingeführte Kegierungsform ift mit Recht die repräfentativ- 
demofratifche genannt worden, im Gegenfag der früher worherr- 
hend gewejenen ariftofratifchen Elemente. Näher bejehen bejteht 
fie in der weitern demofratifchen Ausbildung der Verfaſſungen der 
mit der Mediationdakte neu eingetretenen Kantone und in der 
Anwendung des gleichen Syſtems in den übrigen. Das Syſtem 
als jolches gehört dem Wefen der Demofratie an, daher die 
Geſchichte in der erzählten Umwälzung die Demofratifirung der 
Kantone wahrnimmt, gleichviel ob behufs ihrer Möglichkeit die Stell- 
vertretung mit mehr oder weniger Befugniſſen ausgejtattet worden. 
Die unmittelbaren Wahlen. drangen ganz durh in St. Gallen, 
Thurgau und Waadt; gemäßiget durch Wahlkollegien wurden fie 
in Zürich, Luzern, Bafel, Solothurn, Schaffhaufen und Aargau, 
Bern und Freiburg ſchloſſen fie ganz aus und bauten ihr Haus 
auf Wahlmännerivahlen, die aus den Urverfammlungen hervor 
zugehen hatten. Der Zenfus oder der Beding eines Vermögens ⸗ — 





beſitzes für aktives und paſſives Wahlrecht fiel faſt überall‘ wege 


nur Yargau umd Bern fnüpften die Wahlfähigfeit, an twelchen Di 
Bermögensbefis. Das Alter der Stimmfähigfeit ſetzten die:meiften 
Kantone auf das angetretene zwanzigfte oder einundzmangiäfte 
Jahr, einige auch höher, fo Aargau auf das angetretenefi 
undzwanzigite, Waadt auf das angetretene vierundziwanzigfte Jahr. 
Das politifche Stimmrecht wird den niedergelajfenen Schweizern 
unter Vorbehalt der Neziprozität eingeräumt von Bern, Yargau 
und Waadt. Die Amtsdauer der Großen Räthe jteigt von zivei 
bis neun Jahren; die Integralerneuerung der Großräthe wurde 
eingeführt in St. Gallen, Waadt und Schaffhaufen. Für ihre 
Selbftjtändigfeit ward durch mehrere höchſt wichtige Anordnungen 
gejorgt: jo durch Ausichluß der Regierungsglieder vom Präfidium 
im mehreren Kantonen; durch die unbeengte Initiative jedes 
einzelnen Mitgliedes ; durch das Necht einer gewiſſen Kollektivzahl 
von Mitgliedern, außerordentliche Einberufung des Großen Rathes 
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zu verlangen. Weil die Regierungen alles Zutrauen verloren 
hatten, ſo war die Einſchränkung der Regierungsgewalt und freiere 
Wirkſamkeit der Volksrepräſentation ein Grundzug aller neuen 
Verfaſſungen. Der Zahl nach blieb die Repräſentation ungefähr 
auf altem Fuß, überall reichlich genug, um die Theilnahme Vieler 
am Rathſchlag möglich zu machen; hingegen wurde das Bedürf— 
niß einer Verminderung der Gliederzahl in: den Vollziehungs— 
oder Regierungsbehörden erfannt, wenn auch theilmeife nur un: 
vollfommen berüdfichtigt. Das Marimum der Rathsherrenzahl 
findet fih in Zürich mit 19, das Minimum in Thurgau mit 65 
die Eollegiale Gefchäftsordnung blieb dabei immer vorherrſchend, 
und in einzelnen Kantonen, wie in Luzern, Yargau, Schaffhaufen, 
erhielt fich der Gebrauch oder Mißbrauch, daß die Regierungsräthe 
vom Lande feineswegs feſten Wohnfig am Sauptorte nahmen, 
an den Gefchäften demnach ordentlicher Weife fih nur durch Mit- 
wirfung bei den Kollegialberathungen betheiligen konnten, nicht 
aber durch tägliche und ftündliche Ueberwachung der befondern 
Gejchäftszweige. 

„Die Trennung der Staatögewalten, befonders jene der richter- 
.. Aishen von der vollziehenden Gewalt, wurde fajt überall ald Be 
I dürfnig erkannt, dann als Grundfag erflärt, aber nur unvoll- 
ftändig ausgeführt; die Gerichte wurden felbftftändiger geſtellt 
gegenüber der Regierung, traten dagegen in einzelnen Kantonen, 
ſo in Bern, in ein gewijjes Kontrol- und Abhängigfeitsverhältniß 
zum Großen Rath; faft überall, Waadt ausgenommen, konnten 
ihre Mitglieder zugleih auch Sis und Stimme in den Großen 
Räthen haben, was fie allen politifchen Verflechtungen ausfeßte. 
Die Entfcheidung über Berwaltungsfteitigfeiten blieb in mehreren 
Kantonen noch der Regierung. Ueber das Obergericht ftellten 
Freiburg und St. Gallen no ein Kaffationsgericht auf. 

Allen Lehren der Erfahrung zuwider, daß das öffentliche Leben 
von Zeit zu Zeit der Auffrifchung bedürfe, hatten die Verfaſſun— 
gen vom Jahr 1814 die Frage der Nevifion mit Stillfchweigen 
übergangen. Im Fahr 1831 fiel man beinahe in den entgegen- 
geſetzten Fehler, eine fefte bleibende Ordnung ald Ausnahme, 
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wiederkehrende Revifton des Grundgeſetzes als Regel zu behandeln, 
daher die Vorſchrift, dag ſchon nach vier, ſechs, längſtens zehn 
Jahren revidirt werden fünne oder müſſe. Das wirkte ſtark mit 
zur Verbreitung der Anficht, daß man mehr einem abermaligen 
Uebergangd- als einem fichern und geregelten Normalzsuftand 
entgegengehe. Unter Revifion ftellten fich mehrere Kantone jodann 
wieder eine ganz allgemeine, alle Theile der Verfaſſung befchla- 
gende, eine Totalrevifion vor, jo Aargau, Luzern, Thurgau, 
St. Gallen, Schaffhaufen, wogegen andere mehr der Anficht 
Raum gaben, daß es in Zukunft mit Nevifion und Abänderung 
einzelner Beftimmungen der Berfafjung genügen möchte, jo vor- 
güglich Zürich und Bern. Bon den Kantonen der erften Meinung 
wollten ein paar, wie Luzern und Thurgau, ihr Heil wieder nur in 
einem Berfaffungsrath finden (Luzern für die Folge nur in einem 
ganz vom Bolfe gewählten), während andere unbejtimmt liegen, 
welches Verfahren im Fall der Revifion einzufchlagen fei. Wer 
e8 in allen dieſen Rückſichten am beften getroffen, darüber ton- 
angebend abzufprechen, wäre gewagt, weil in Sachen der Politik 
Umftände und Bedürfniffe gar mannigfaltig in Anfpruch nehmen; 


und die gleiche Frage bei abweichenden Verhältniſſen micht, 
eine und diefelbe Löſung erhalten fann. Zweckmäßig und möthig 


iſts immerhin, daß der Vervollkommnung die Bahn jederzeit 
geöffnet bleibe, weniger erheblich, ob fie eine mehr oder weniger 
breite oder geebnete ift. Gegenüber den Regierungen aus der Reftau- 
rationgzeit war es faſt ein Verbrechen, jedenfalls ein Wageftüd, 
wefentliche Aenderungen in den Staatseinrichtungen in Anregung 
zu bringen. 

"Zu den im Sabre 1831 bereits mit neuen Berfaffungen aus: 
geftatteten Kantonen ift auch noch Teffin zu rechnen, dem Thur- 
gau am meiften entlehnt hat. Sie machten eine Gruppe von 
jwölfen aus und hätten jonach, bei völliger Einheit der politischen 
Richtung, in die Geſchicke der Schweiz mit fihern Erfolgen ein- 
greifen mögen. Allein im Akte der Staatsumänderung ſelbſt lag 
eine Fülle von Zerwürfnißftoffen; überall fehen wir neben der 
fiegenden Partei eine unterlegene, wenn nicht immer der Zahl, 
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doch dem Gewicht nach von Einfluß. Von 1798 her war man in der 
Eidgenoffenfchaft nicht gewöhnt, neue legale Zuftände ald unbedingt 
maßgebend anzufehen. Berechnungen auf Rückkehr trugen den Keim 
von Reaktionen auch diegmal in fich, denn es waren der Verlegten 
gar viele: die früher berrfchenden Familien in den Städten, die 
Städte als folde, die höhern Stände im Allgemeinen, die Be— 
figenden gegenüber den minder Hablichen, eine zahlreiche höhere 
Beamtenfchaft, die entweder die Stellen fammt den anhängenden 
öfonomifchen Gemüffen oder doch den überwiegenden Einfluß ver 
Ioren, — endlich jene alle, welche Veränderungen nur mißmuthig 
anfahen, nebjt ſolchen, die fih in Folge derjelben nicht hoch 
genug gehoben glaubten. Ergiebigen Nahrungsſtoff hatte der 
Parteigeift bereits auch aus den Basler Ereigniffen vom Jenner 
1831 geichöpft, was auf die Zukunft nicht ohne Einfluß blieb; 
ähnlich verhielt e8 fich mit Schwyz, wenn auch in geringerem 
Map. In den übrigen Kantonen, Appenzell Auperrhoden aus— 
genommen, war die öffentliche Ordnung zwar noch immer im 
Weſentlichen unangefochten; allein jchon in ihrem Verharren bei 
dem Beftehenden fchien ein Vorwurf für diejenigen zu liegen, die 
Alles umgefchaffen hatten, und diefe hinwieder trauten den Ge- 
finnungen der Zurüdgebliebenen nicht. Zudem mußte fich die 
Reformpartei viel ungerechte und leidenfchaftlihe Beurtheilung 
ihres Wirkens gefallen laffen, jo wie auch fie im Kampfe gegen 
die Gegner häufig die Schranken der Mäfigung und der Wahr: 
heit überjchritt. Endlich lag bereits am Tage, daß der Bundes: 
vertrag von 1815 nicht weniger Gegenftand der Anfechtung fei 
ald die alten Kantonsverfaſſungen; fchüchterne wie entfchiedene 
Gegenfüpler wollten daher wine zweite Auflage der einen und 
untheilbaren helvetifchen Republik wittern und fih nicht über: 
rafchen laſſen. In folchen gegenfeitigen Stellungen lag die zur 
zeit freilich noch nicht aufgegangene Ausfaat für eine Reihe der 
wichtigften ſpätern Ereigniſſe. 
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Fünfter Abfchnitt. 
Der Bundesreform erfte Anregung. Ordentliche Tagfagung von 1831. 


Kaum hatte ſich die außerordentliche Tagſatzung vertagt, er 
ging ſchon wieder (14. Mai) der vorörtlihe Ruf zu der ordent- 
lichen Bundesverfammlung auf Anfangs Juli, und die Kantone 
ſchickten fih an, den Faden der Bundesverhältniffe da wieder 
aufzunehmen, wo man ihn Eurz zuvor hatte fallen laffen. Doc 
wurden fie inzwijchen von dem überaus ängftlihen und inter 
ventiongluftigen Vorort mit der Mahnung aufgefchredt, ihre 
Gefandtichaften in tägliche Bereitfchaft zur Theilnahme auch an 
einer Tagſatzung zu fegen, die allenfalld wegen damaliger Be 
wegungen im Unterwallis erforderlich werden könnte. Dort hatte 
der Landrath ein Geſetz über das Verfahren bei Ernennung zu den 
Derwaltungsftellen in den Zehnen entworfen. Ohne deſſen verfaf- 
fungsmäßige Abftimmung in den Gemeinden abzuwarten, warfen 
fih Mißvergnügte in Martinach dagegen auf, verlangten Zurüd- 
ziehung des Gefegesentwurfed und bethätigten ihren Widerſpruch 
duch Errichtung von Freiheitsbäumen. Einem Truppenaufgebot 
der Regierung ſchienen die Unzufriedenen bewaffneten Widerftand 
entgegenfegen zu wollen. Offiziellen Berichten und Wünjchen der 
Regierung voraneilend, traf der Borort fofort Anftalten zur 
Dazwifchenkunft, mahnte Bern, Waadt und Genf zu eidgensffi- 
ſchem Auffehen, verlangte von Wallis Auskunft über den Stand 
der Dinge, und beftellte nachher zwei eidgenöſſiſche Kommiſſäre, 
Schultheiß v. Montenah aus Freiburg und Staatsrat) Jayet 
aus Waadt, alles, um drohenden Bürgerkrieg in einem Theile 
der Eidgenofjenfchaft zu verhindern, der als einer der wichtigften 
Punkte im fehweizerifchen Bertheidigungsfyftem galt. Inzwiſchen 
ließ die Regierung Martinach durch eigene Truppen befeßen, die 
Führer der Unzufriedenen zerftoben, die übrigen Bewohner unter- 
zeichneten die vorgefchriebene Unterwerfungsafte; die Ruhe mar 
hergeitellt. 

In den übrigen Kantonen waltete Befremden über das haftige 
Einfchreiten des Vorortes, und man hegte das Vertrauen, daß 


die Schwierigkeiten, wie nun gefchehen, füh ohne ftörende Einbe- 
rufung der Tagfagung heben werden. Der äußern Berbältniffe 
wegen baute man auf den Oberbefehlähaber der Bundestruppen, 
noch mehr auf den im Rufe des Patriotismus ftehenden Chef 
des Generalftabes. In der im Laufe des Mai wieder ſehr friege- 
rifch gewordenen Haltung der Großmächte, bejonders in den 
außerordentlich vermehrten Kriegsrüftungen Defterreich®, mit denen 
unzweifelhaft die Vorbereitungen Frankreichs gleichen Schritt hielten, 
ſah man zwar wohl eine ernſte Erinnerung, jo weit möglich von 
innerer Befangenheit und örtlichen Händeln ſich loszumachen, um im 
Nothfall alle Kraft den äußern Gefahren entgegen fegen zu fönnen, 
und der Vorort ſammt den Regierungen der betroffenen Grenz 
fantone war unermüdlich in Ausmittlung der auswärtigen Truppen- 
bewegungen längs den fchweizerifchen Grenzen, ja es fanden jelbft 
Ssnterpellationen in Großen Räthen (fo in St. Gallen) über den 
Stand jener Angelegenheiten ftatt: im Ganzen aber hatte fich 
der Bli der Schweizer im Laufe der lebten Monate weſentlich 
geſchärft; man ſah im Allgemeinen gelaffener dem Schachipiel 
der. europäischen Großmächte zu und ließ fich dadurch weder zu 
übereilten Schugmaßnahmen, noch zu Vernachläſſigung wichtiger 
innerer Intereſſen verleiten. Immerhin waren die beiden Monate 
Mai und Juni, während welchen die Tagſatzung ſelbſt ruhte, eine 
nützliche Friſt für alle Kantone zur Förderung ihrer eigenen 
Aufgaben, da in fo vielen derfelben von Grund aus neu aufge- 
baut werden mußte. 

Wie die Kantone zur Mehrzahl fich umgeftalteten, haben die 
vorangehenden Abfchnitte erzählt. Bielfeitig aber war die Anficht 
vege geworden, daß es nicht genügen könne, in den einzelnen 
Ständen an die Stelle der. ganz oder theilweije ariftofratifchen 
Regierungsform die demofratifch-repräfentative gefegt zu haben, 
daß vielmehr wie die befeitigten fantonalen Verfafjungen von 
1814 jo auch der Bundesvertrag aus jenem und dem folgenden 
Jahre, alle das Erzeugniß eines und desjelben politifchen Syſtems, 
einer wejentlichen Reform bedürfe. Die Gejchichte muß bier auf 
die erſten Regungen zurücgehen. 
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Thatſache war, daß während eines ſtarken Dezenniums, von 
1815 hinweg, die Ausbeute von den Tagſatzungen her nur eine 
höchſt geringe geweſen. Man mochte was immer angreifen, es 
ging nicht; die Ergebniſſe blieben jeweilen tief unter dem, was 
nach den verwendeten Mühen erwartet wurde. 

Die Eidgenoſſen ſannen hin und her, die Gründe ſolcher 
Ohnmacht zu ermitteln; die ziemlich allgemein verbreitete Meinung 
wollte ſie in der Lückenhaftigkeit des Bundesvertrages erblicken. 
Welch ein ſchwieriges Werk derſelbe geweſen, war nicht Vielen 
bekannt; von den Verhandlungen namentlich hatte das Volk 
nöthige Kenntniß nicht erhalten. Welch unſägliche Mühe es ge 
koſtet, nach Zertrümmerung der Mediationsakte vom 29. Februar 
1803 einen neuen Bundesvertrag zu Stande zu bringen, war 
weſentlich nur in die Wahrnehmungen und Ueberzeugungen der— 
jenigen Magiſtrate übergegangen, welche an den mehrjährigen 
Verhandlungen in Zürich theilgenommen, demnach nur jenen 
bekannt und ihren nächſtſtehenden Gehülfen in der Leitung der 
ſchweizeriſchen Angelegenheiten, dann in hohem Maß auch den 
Geſandten der auswärtigen Mächte, deren Einwirkung in dieſem oder 
in jenem Sinn von den Schweizern ſelbſt vielfach gewünſcht und 
betrieben worden war, Die vollftändige Ueberficht der Schwierig- 
feiten, welche der Abfchluß eines neuen Bundes im Jahr 1815 zu 
überwinden gehabt, ergab fich erſt aus den amtlich gefertigten Ab- - 
fchieden der Tagfasung von den Jahren 1813 bis 1815. Daß jenen 
Magiftraten gegenüber eine ganze Klaſſe von jüngern Staatd- und 
Gejhäftsmännern und mit ihnen jene regſamern geiftigen Kräfte, 
die in Großen Räthen, Vereinen und bei jeder andern Gelegen- 
heit eine nicht unberechtigte Theilnahme an den öffentlichen An- 
gelegenheiten beurkundeten, alle zur Sprache gefommenen Uebel 
in der Mangelhaftigkeit des Bundesvertraged entdect zu haben 
glaubte, war eine faſt nothwendige Folge der jo eben erwähnten 
Thatfachen. Während jene ältern Borfteher die Meinung mit ſich 
berumtrugen, es fei derfelbe dad Maximum deijen gewefen, mas 
bei den miderftrebenden Anfprüchen der Kantone unter ſich und 
gegenüber einer nicht entbehrlichen Bundesgewalt zu Gunften der 


legtern gewonnen werden fonnte, erachteten die Andern, der 
Bundesgewalt fei zu wenig eingeräumt, den Kantonen zu weite 
Selbftherrlichfeit gelaffen worden; in Folge deſſen feien theils 
der Tagſatzung mehrere Befugniſſe zu übertragen, theild über 
beftehende Artikel des Bundesvertrages ſolche Interpretationen 
und Grläuterungen zu geben, welche zu Gunjten der ſchweizeriſchen 
Nationalbedürfniffe die Kantonalanſprüche zum Schweigen bräch— 
ten. Im Laufe folcher vielfach vorgefommenen Grörterungen mar 
die fo oft angerufene Kantonalfouveränetät anrüchig geworden. 

Indeß verftieg fich manche Jahre hindurch beinahe Niemand 
zu thatfächlicher Anregung. Heinrich Zichoffe in Aarau war der 
einzige, der (1824) das Bedürfniß wichtiger neuer Beftimmungen 
zu Gunften der Bundesgewalt nachzuweiſen verjucht hat. Der 
Sat, den der Verfaſſer in einer kurzen Schrift erörterte, lautete: 
„der Eidgenoifenichaft fehle, für Zeiten der Gefahr insbejondere, 
die Einheit der Leitung; der im Bundesvertrage vorgefehene 
Repräfentantenrath könne fie nicht gewähren; unerläßlich feien 
daher erläuternde oder vervollftändigende Vorfchriften im Sinne 
des audgefprochenen Grundſatzes“. Hier finden wir, kaum neun 
Jahre nady Abſchluß des Bundesvertrages, den erſten unumwun— 
denen Antrag zur Nevifion und zwar in einer feiner Haupt 
beftimmungen. Die Anregung blieb erfolglos: die Magiftraten 
von damals waren die Männer nicht, welche Neigung haben 
fonnten, fich nach fo vielen erlebten Stürmen nochmals aus freien 
Stücden auf die offene See zu wagen; das Bolf im Allgemeinen 
aber fand ſich nicht in der Lage, am politifchen Grörterungen 
regen Antheil zu nehmen oder hatte ſelbſt wenig Gefallen daran. 
Eine Ausnahme hievon machte das jüngere Gejchleht, welches 
durch jene Schrift einen willfommenen Anlaß fand, feine eigene 
Auffaffung vaterländifcher Dinge fund zu geben. 

In diefer Stellung der jüngern Männer nicht weniger ald 
in den Gebrechen der ariftofratiihen Staatsordnung in den 
einzelnen Kantonen lag der Grund zu jener Spaltung, die 
von da an durch Jahrzehnte läuft. Die Einen ftrebten nad 
mehrerer Vereinbarung unter den jchiveizerifchen Kantonen zu 
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einem Ganzen, wodurch nothiwendig eine Schmälerung der Kan: 
tonaljouveränetät bedingt war, fodann nah Schwächung des 
Einfluffes auswärtiger Staaten auf die Geſchicke der Schweiz, ja 
nad) annähernd voller Emanzipation von demfelben, Die Andern 
hinwieder wollten am Sinn und Buchftaben des Bundesvertrages 
und an der jteifen Politik der Kantonalregierungen, der vorörtlichen 
zumal, fejthalten, dadurch jeglichem neuen Zwieſpalt unter den Stän- 
den vorbeugen und eben jo wenig in irgend einer Weife die Empfind- 
lichkeit auswärtiger Rabinete reizen. Beide Theile machten fich dabei 
einzelner Widerfprüche fehuldig, indem fie, je nach dem Bedarf ihrer 
Politif, der Kantonalſouveränetät Opfer auferlegten oder ihr folche 
brachten. So im Streit über Fremdenduldung und Pregaufficht 
gegenüber dem Ausland, von 1823 bis 1829, in welchem die alte 
Partei der Bundesgewalt die weiteften Bollmachten verlieh, die Klä- 
ger über Mangel an zentraler Gewalt die der Tagſatzung in jenen 
Dingen zugelegte Kompetenz beftritten und der Selbftherrlichfeit der 
Kantone freien Lauf laffen wollten. Der Zwiefpalt verbreitete fich in 
jolcher Art nicht bloß über die Fantonalen Ordnungen, fondern 
auch über die Bundesverhältnijje. Doch blieben jene im Border: 
grund und fo augenfällig, daß bereits die fürmliche Nevifion 
einzelner Kantonsverfajjungen im Zuge war, noch bevor jene dee 
Bundesvertrages ernjthaft in Anregung gekommen. Biele haben 
geglaubt, Manche jelbit geichrieben: es fei dabei nach beftimmtem 
Plan und nach einer Abrede verfahren worden, mit den fanto- 
nalen Umgeftaltungen den Anfang zu machen, die eidgenöffiiche 
folgen zu laſſen. Dieſer Behauptung kann die ausdrücklichſte Ver— 
neinung entgegengeſtellt werden. Wohl ſuchte die gleiche Partei, 
welche in den einzelnen Kantonen nach mehr demokratiſchen Formen 
vang, aud in der Tagſatzung je mehr und mehr ihre Anfichten 
und Grundfäße zur Geltung zu bringen. Weiter aber ging fie 
nicht. Die meiften Führer der demokratischen Partei hatten vollends 
ihr Auge ausichlieglih auf die Kantonalverfafjungen gewendet 
und waren in eidgendfjüihen Dingen ganz unbewandert. Was 
jomit bis gegen Ende 1830 von der Bundesrevifion verlautete, 
verlor ſich gleich Flugſand und blieb ohne nachhaltige Nücwirfung. 
Die Schweiz 11 
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Eine ernſtere Geſtalt nahmen daherige Beſprechungen von 
jener Zeit. an. Von Bern als Vorort war nichts zu exwarten; 
um ſo ſicherer aber zählte man auf den bald eintretenden Vorort 
Luzern, und von nun an wurde der Revifion in öffentlichen: Blättern 
mit ſolchem Bezuge förmlich gerufen. „Vom Vororte. Luzern“ ſo 
wurde gejchrieben, „erwartet die Schweiz, nun den. erften ernſt 
haften Schritt zur Berbeiferüng, ‚der, jo mangelhaften, Bundes 
einrichtungen. Die bisherigen Traktanden find ausgenutztz das 
exſte neue Traftandum ſoll die motivirte Einladung: an die Stände 
fein, eine Reviſion der Bundesverfaſſung in ihren Großen Räthen 
vorzunehmen und zu nachheriger gemeinfchaftlicher Berathung der⸗ 
felben am Tage: zu Luzern Hand, zu bieten.“ Das Ziel der Ber— 
änderung ift in: diefem anonymen Aufruf, noch unklar hingeſtellt, 
ſcheint aber immerhin auf mehrere Zentralität gerichtet Wenigſtens 
fiest man darin. die bezeichnenden Worte: „Den :Rattonalkörper 
foll auch ‚eine Nationalfeele beleben.“ Und, weiter: „Das Bater _ 
land wird nicht vergebens. hoffen, daß in den. neu; konſtituirten 
Großen Räthen jene engherzigen Voten verſtummen werden, die 
unter dem. Mantel der Kantonalfouveränetät ftetd nur perſönliche 
Selbftherrlichkeit zu wahren. bemüht gewefen find.“ Um dieſelbe 
Zeit ſprach auch die rheinthaliſche Gefellichaft. in ihrem Begehren 
um Einberufung einer außerordentlichen Tagſatzung die Erwartung 
aus, daß fie Einkeitungen zur Bundesreform treffen werde; Wie 
bier im: äußerſten Often der Schweiz, fo. regte es fih im Weiten 
zu gleichem Zweck, jelbjt außer den Grenzen der Gidgenofjenjchaft. 
Mékwürdig genug waren es die Vertheidiger Karls X. in Paris, 
höhere Stabsoffiziere der aufgelösten Schweizer Negimenter daſelbſt, 
welche.die Reihe der Taufende von Bittjtellern und Projeftauten für 
eine. neue Bundesordnung eröffneten. Sie ftellten mit. kräftigem 
Wort. auf.eine wirkliche Bundesregierung ab, ähnlich derjenigen der 
Vereinigten Staaten von Nordamerika. „Aendert an der Föderativ- 
verfaſſung derfelben, nehmet oder füget ihr bei, mas Ihr gut findet. 
Aber gebet ung jene Kraft, die. nur eine Frucht der innigjten Einigung 
fein: kann.“ Ein in. Genf gedruckter Entwinf einer neuen Bundes 
verfaſſung, ganz nach zentralem Schnitt, verlieh. den Wünſchen 
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und Anfichten jener Bittfteller die nöthige formelle Ausftattung. 
Aber im Weiten und DOften wurde der Entwurf übel aufgenom- 
men, wohl deßhalb vornehmlich, weil er von Männern herrührte, 
die ihre geiftigen und leiblichen Kräfte dem fremden Dienfte ge- 
widmet und daher am weniagften Anlaß gefunden hatten, fich 
eine genügliche Bertrautheit mit den eidgenöffifchen Zuftänden zu 
erwerben. Ja Freunde der Neform ſelbſt witterten die Abficht, 
eine auf Militärgewalt geftüste Zentralität zu gründen, eine 
Diktatur, von der Südamerika und Polen damals Beifpiele 
heferten. Sie ließen freimüthigen Tadel vernehmen und gaben 
zu verjtehen, daß das Reviſionswerk nicht in der Weife jener 
Antragjteller aus dem Aermel gejchüttelt werden fünne. Sei erft 
das Volk in den Kantonen zur verfafjungsmäßigen Geltend- 
machung feiner Rechte gelangt, jo werde es auch mit den Mängeln 
und Gebrechen des Bundesvertrages befannt werden; es werde 
erkennen, daß mit ftolzem Souveränetätsftam von Kanton zu 
Kanton, mit chinefiichen Mauern zwiichen denjelben, mit Aus- 
ſchließung in Niederlaffungd- und Gewerbejachen u. dgl., Das 
allgemeine Befte nicht gedeihen könne. Auf den Standpunkt bloßer 
Nachäfferei aljo wollte man fich nicht verjegen laffen, wenn auch 
unbedingt zugegeben wurde, daß, full die Schweiz nicht ferner 
auf Krüden einhergehen, in einer neuen Bundesafte der Grund- 
jag ausjchlieglicher Stellvertretung von ſich gegenfeitig abjtogenden 
Kantonsfouveränetäten nicht ferner beftehen könne und gegentheils 
ein Nationalkongreß“ unter diejem oder jenem Namen errichtet, 
den Kantonen eine mit ihrer Größe mehr im Berhältnig tehende 
Repräfentation gegeben, das Stimmen nad) Inftruftionen, wenig. 
ſtens für allgemein ſchweizeriſche Angelegenheiten, abgejihafft werden 
müſſe. Gefchichtlih merkwürdig ift an jenem Entwurf die auf 
Neuenburg bezügliche Andeutung: es liege am Tage, daß bei 
jeiner Vollziehung das Haus Brandenburg auf die Souveränetät 
von Neuenburg verzichten müjje, denn ein fremder Fürſt als 
Souverän eines fchmweizerifhen Kantons ſei eine Anomalie, die 
nicht mehr fortbeftehen dürfe. An dem unreifen Erzeugnig hatten 
Philipp v. Maillardoz aus Freiburg und Auguft v. Bontems 
ii,” 
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aus Genf, zwei nachherige eidgenöffifche Oberften, theilgenommen. 
Ihm blieb nur das Verdienft, noch andere Entgegnungen hervor- 
zurufen ald die jchon erwähnte; denn alsbald wurde auch die 
Sorge für Erhaltung fantonaler Rechte felbft bei folchen rege, 
die font der durchgreifendften Umgeftaltung fehr hold waren; 
ebenfo tauchte die Meinung auf, daß es für die Schweiz durch— 
aus nicht erfprießlich fein könnte, eine der bisherigen Vororts— 
ftädte zur Hauptftadt zu machen, fondern daß vielmehr die Aus— 
mittlung eines Eleinen Bundesgebietes (etwa zu Aarburg, Baden, 
Knonau, Rapperſchwyl) wünſchbar fei, das feinem Kanton mehr 
angehören würde. 

So erhoben fih für eine neue Bundesverfaffung Stimmen 
der verfchiedenften Gattung: aus dem Lager der Ariftofratie ſelbſt, 
die die alten Formen für gebrochen anſah und bei Aufftellung 
der neuen nicht umbetheiligt bleiben wollte, — aus jenem der 
zentralifirenden Theoretifer und endlih auch aus der Mitte folcher, 
die das eigenthümliche kantonale Xeben noch geſchont wiſſen wollten, 
die meiften ohne gründliche Erkenntnig des Möglihen, Wünſch— 
baren und Noöthigen. 

Anders verhielt es fich in letzter Beziehung mit einer Fleinen 
Schrift von Kafimir Pfyffer aus Luzern*. Iſt in dem Zuruf 
auch nur die Anfiht eines Mannes zu lefen, fo war Diefe 
Einzelmeinung dennoch nichts weniger als ifolirt. Eine große 
Zahl Schweizer huldigte in der Hauptfache den darin ausge 
jprochenen Grundfäßen, hegte die gleichen Wünſche, erwartete von 
eben diefer Seite her das Heil der Eidgenoffenfchaft. Um fo be- 
deutungsvoller ift die Schrift, als fie die erfte, in welcher unum— 
wunden der Neformplan für die ganze Gidgenoffenfchaft aufge 
gegriffen und proflamirt, dem bisherigen Zuftand aufgefündet 
wurde. Eine Reihe von Schriften zu gleichem Zived folgte fpäter 
diejer erſten; diefe allein aber erfcheint ald Brücke zwifchen dem 
angegriffenen alten und dem zu fchaffenden neuen Zuftand; fie 


* Zuruf an den eidgenöffifhen Vorort Luzern bei Uebernahme der Leitung 
der Bundesangelegenheiten. Luzern, bei Xaver Mever, 1831. 
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wefentlich zeigt in fchroffer Darlegung die Unterfchiede, welche die 
verjüngte Schweiz gegenüber der veralteten oder vollends ver- 
febten bewähren follte. Die Ummwälzung oder Umänderung der 
politifhen Zuftände wird hier in ein Syftem gegofjen, die Revo- 
Iutionsmafchine allem Bolt in allen ihren einzelnen Theilen aus 
einander gelegt und erklärt. Der Verfaſſer erjieht als Aufgabe 
der Gegenwart: „das, was in den Jahren 1798 und 1803 ver- 
fucht wurde, aber nur zum Theile gelang, jest zu vollenden. Die 
Bollendung der beiden neuen großen Entwidelungsepochen der 
Eidgenofjenfchaft, die endliche wahrhafte Regeneration derjelben 
durch die Einführung des wahren republifanifchen Repräfentativ- 
ſyſtems — das ift die hohe Aufgabe der Gegenwart.“ Groß fei 
der Moment durch die Art und Weife, wie die neue Schöpfung 
ind Leben trete, dießmal die Schweiz von feinem fremden Ein- 
fluſſe beherrfcht, felbftftändig und frei, aus dem Geijte des Volkes 
gehe fie hervor, auf tiefen und lebendigen Ueberzeugungen be 
ruhend. Auf folgende Hauptpunkte laſſe fich das waltende Streben 
zufammenfalfen: Grrichtung freier Repräfentativverfajjungen in 
den einzelnen Kantonen und dadurch bedingte höhere intellektuelle, 
fittlihe und induftrielle Entwidelung des Volfslebens, Gründung 
einer wahrhaften Bundesverfaffung nad der Idee eines Bundes- 
ftaates und dadurh Erhöhung der Nationalkraft im Innern 
und Erhebung der Eidgenofjenfchaft zu größerer Würde und 
Bedeutung unter-den übrigen Staaten. Als erſtes und nächſtes 
Ziel pries Kaſimir Pfyffer fonach die Negeneration der Kantone 
auf die befannten, ſchon oben bejprochenen Grundlagen. Sie war 
eben.im Werk, als fein „Zuruf“ erfchien. Als das zweite große 
Hauptziel bezeichnete er die „Bildung eines fFräftigeren und 
engeren Bundesvereines, einer ftärfern Zentralifation“. Alle Eidge- 
nofjen, fagte.er, wünfchen einen Bundesjtaat und feinen Staaten 
bund. „Nur Bern fprach fich auf der Taafagung von 1829 be 
ſtimmt für ‚einen Staatenbund aus; aber ein Schauder ergriff 
alle, die es hörten, und damals ſprach die Ariftofratie von Bern, 
nicht das Volk.“ Selbft Luzerner, weist der Verfaſſer ſodann 
z5dem Stande Luzern“ die „große und herrliche Aufgabe“ 
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zu, als Vorort die Nevifion der Bundesakte einzuleiten. Die 
politiihen Grundſätze der Berner Ariftofratie wie die eigene per: 
fönliche Stellung mögen ihn hiezu veranlaßt haben. In Bern hielt 
man an den Grundfägen des Bundesvertrages von 1815 jo feit 
wie möglich, ja nicht felten erhielt von dort her das Prinzip des 
Kantonalismus willfürliche Erweiterungen. Bon Bern war daher 
nichts zu hoffen (Pfyffer fehrieb im Dezember 1830), und dortige 
Verfafjungsänderung lag noch im weiten Felde. In Luzern da- 
gegen waren die Dinge weiter vorgerüdt, Pfyffer felbit eine der 
bervorragenditen Perfönlichkeiten, mit hohen Aemtern und Ehren- 
jtellen betraut. Ein Obfiegen feiner Grundanfichten in Luzern 
fchien ihm daher nicht unfchivierig. 

In den übrigen Theilen der Schrift folgt die neue Organt- 
fatton der Schweiz, auf die Grundfäge der Stellvertretung baſirt: 
Die zweiundzwanzig Kantone follen zum Bundesftaate, durch eine 
tüchtige Zentralgewalt zu Einer Nation erhoben werden; Rechts— 
gleichheit foll Staatsgrundfag, nur rein demofratifche und reprä- 
jentativ » demofratifche Kantonalverfaſſungen follen ftatthaft fein, 
Neuenburg darum das Prinzip feiner VBerfaffung ändern. Die 
Tagfasung fällt; freiftimmende Abgeordnete der Kantone, mit 
Rücficht auf die Volkszahl gewählt, treten an ihre Stelle; -ein 
Ausschuß derfelben (Bundeskomite) leitet die Angelegenheiten von 
einer Bundesverfammlung zur andern. Beide werden mit reichen 
Befugjamen ausgeftattet, alle wichtigen materiellen Intereſſen der 
zentralen Verwaltung übertragen, für eidgenöffiiche Rechtspflege 
ein Bundesgericht aufgeftellt, nicht nur für alle Nechtöftreitigfeiten 
unter den einzelnen Ständen, jondern auch zur Beurtheilung der 
Klagen wegen Verlegung der Verfaſſung in den einzelnen Kan— 
tonen, „wenn die Großen Räthe aus Schwäche oder böfem Willen 
den Unterdrüdten nicht den gehörigen Schug verliehen haben“; 
desgleichen alle Zivilfachen, wenn der Gegenftand des Streites 
eine zu beitimmende Chöhere) Summe beträgt; endlich follte das 
Bundesgericht theild Kaſſationshof, theils Appellationshof für 
Zivil: und Kriminalfälle nach näher zu beftimmenden Normen 
werden. „Die tiefe Barbarei, in welcher die Juſtiz noch in vielen 
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Kantonen liegt, macht diefe lebte Beftimmung nothwendig“, jagt 
Pfyffer. Zu der Gefchichte fehmeizerifcher Rechts- und Unrechts— 
zuftände gehört weſentlich die Erläuterung über die nach feiner 
Meinung dem Volke einzuräumende Stellung. Er verleiht diefem 
nämlich das Necht, gegen obrigfeitlichen Drud von Seite feiner 
fantonalen Regierung den Schuß der neuen Bundesbehörde anzu— 
rufen, und fagt zu defien Begründung: „Der bisherige Bundes- 
vertrag hatte den Fehler, daß nur die Regierungen, nicht aber 
das Bolf die Bundesgewalt um Hülfe anrufen konnten, und daß 
man annahm, wenn eine Regierung gegen ihr Volt um Hülfe 
mahne, müjje man unbedingt, ohme irgend eine Unterfuchung, der 
Regierung beiftehen, und daß nicht einmal von einer Vermitt— 
lung die Rede fein könne, indem dadurch die Souveränetät des 
betreffenden Kantons verlegt würde. Nach diefer Theorie konnten 
die Regierungen das Volk und einzelne Bürger auf die ungerech- 
tefte Weife unterdrüden; fie fonnten die Verfaffungen verlegen, 
die Gerechtigkeit verhöhnen; für das Volk gab es nirgends eine 
Hülfe. Bei der Bundesbehörde fand man fein Gehör; fih auch 
nur an diefelbe zu wenden, wurde ald Hochverrath angefehen — —. 
Es hat diefe Theorie ihren erften Urfprung in dem fogenannten 
Stanzer Berfommniß vom Jahr 1481, welches darum an einem 
Drte, wenn gleich etwas ſtark, doch nicht ganz unrichtig, ein 
freiheitömörderifcher Akt genannt wird. Es war dieſes Verkommniß 
im Kleinen ähnlich der großen heiligen Allianz unferer Tage, 
nämlich ein Bündniß der Gewalthaber gegen die Völker.“ Gerechter 
fei die Mediationdakte geweſen; ja „auch die alten Eidgenofjen 
hielten nicht fo ftrifte an dem Stanzer Verkommniß; fie fhlugen, 
wenn an einem Orte Unruhen entftanden, nicht blindlings drein, 
fondern traten vermittelnd und verföhnend auf, wie eine Menge 
Beifpiele zeigen. Heutzutage aber will man, obgleich es an Kraft 
gebricht, nicht Vermittlung, nicht Verſöhnung, fondern unbedingte 
Unterwerfung. Man jcheint mit Blindheit gefchlagen !“ 

Die Schrift fand wohl bei den Gleichgefinnten Anklang, aber 
die größere Maffe blieb davon unberührt. Die allgemeine Bewe- 
gung im Volke, das um neue Kantonalverfaffungen rang, feilelte 
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die Aufmerkſamkeit faſt ausfchließlich für die örtlichen Angelegen- 
heiten, und vereinzelte unterftüßende Stimmen tonnten. nicht durch— 
dringen. Um jo lauter war der Unwille der Gegner. Als die 
Tagfagung eben den Bericht ihrer Repräfentanten von den Januar— 
ereigniffen im Kanton Bafel empfing, machte der Gefandte von 
Uri, Landammann Lauener, einen fcharfen Ausfall auf das neue 
Bundesprojeft, was dem als zweiten Gefandten von Luzern an- 
wefenden Verfaſſer die glückliche Gelegenheit bot, in halbamtlicher 
Stellung die Schrift ald das Produft feiner innigften Ueberzeu— 
gung zu vertheidigen, obgleich er mit Recht erklären konnte, als 
freier Schweizer der Tagſatzung darüber nicht Rede ftehen zu müſſen. 
Der „Zuruf“ ward auch von einem Schwarm gegnerifcher Zei- 
tungen angegriffen: er führe zur helvetifchen Einheitsregierung 
zurück. Kaſimir Pfyffer aber antiwortete in einer „kurzen Rechtfer- 
tigung“, daß ein großer Unterfchted malte zwiſchen jener Einheite- 
verfaffung, die jede Kantonaljouveränetät verfchlungen, und dem 
vorgefchlagenen Bundesitaate, in dem das felbitftändige Leben der 
Kantone wie bisher Anerkennung fände Er fagte unter Anderm: 
Gleichwie gegenwärtig eine Zentralität hinfichtlih der Militär- 
angelegenheiten ftattfindet, fo follte fie eintreten auch noch hin— 
fichtlich einiger anderen Gegenftände, wie 3. B. des Poſtweſens, 
der Münzen, des Maßes und des Gewichtes u. f. w. Dadurch 
würde die Kantonalfouveränetät in etwas befchränft, aber feines: 
wegs aufgehoben, jo wenig als fie gegenwärtig wegen der Zen- 
tralifation des Militärwefens aufgehoben fei. Die Zivil: und 
Kriminalgefeßgebung, die Beforgung der Finanzen, überhaupt 
die ganze Adminiftration bliebe den einzelnen Kantonen. Mangel- 
haft blieb indeß diefe Verantwortung, indem fie unerörtert ließ, 
vb gegenüber den projektirten Bundesbefugfamen ein eigentliches 
Kantonalleben noch möglich fein werde. Der Verfaſſer behalf ſich 
mit Vergleichungen aus der Mediationsafte, die ihm gut zu ftatten 
famen. Gejchloffen war die Grörterung hiermit nicht, nur ernſt— 
haft angehoben. Anfıngs April ließ ein Publizift in einem öffent: 
lichen Blatte eine Reihe von Anträgen vernehmen, die die Zen: 
tralifation und die Gliederung der Bundesgewalten gründlicher 
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ale Pfyffer's Zuruf ausführten, allzu Bedenkliched, wie die Ein- 
führung eines einheitlichen Münzfuges und die Aufftellung eines 
jchweizerifchen Gerichtshofes mit Uebergriffen in Zivil und Straf 
vechtöpflege der Kantone, abriethen. 

Gegenüber dem Bolfe war nun gefprochen: es handelte jich 
noch darum, die Bundesrevifion bei den Behörden wirflih an- 
hängig zu machen. Pfyffer wollte verfuchen, die vorörtliche Behörde 
Luzernd zu amtlicher Anregung auf die ordentliche Tagſatzung von 
1831 zu beſtimmen; gelänge es nicht, wenigſtens für günjtige 
Inftruftionen Luzerns zu wirken. Aehnliche amtliche Anregungen 
in den übrigen Großen Räthen wurden gewünjcht, immerhin 
unter Bedauern von Bürgermeifter Uſteri's frühzeitigem Tode, da 
er der Vorfechter geweſen fein würde, feines Namens Gemicht 
und feines Worted Stärfe alle Hindernijfe überwunden hätten. 

Zahlreich befucht, verfammelte fich in den Maitagen 1831 zu 
Schinznach die „helvetifche Geſellſchaft“. Daſelbſt trafen vier 
Männer, „wie einft die Väter im Grütli“, einfam die Abrede: 
Es wolle Jeder feines Ortes wirken, daß bei nächiter Tagſatzung 
die Verbejierung des Bundesvertrages zur Sprache gebracht werde, 
Jeder jolle bei dem Großen Rathe feines Kantond, möge von 
dem Bororte ein Anlaß gegeben werden oder nicht, auf Inſtrui— 
rung der Gejandtichaft in jenem Sinn antragen. Die vier 
Männer aber waren: Keller von Zürich, Kaſimir Pfyffer, Sidler 
von Zug, Joſeph Munzinger von Solothurn, genannt der Redner 
von Balsthal. Die Reformfreunde in der öftlihen Schweiz wurden 
um Beiftand angegangen; der Berbrüderung trat Joh. Jakob Heß, 
nachheriger Bürgermeifter von Zürich, bei. Auch zählte man auf 
die Mitwirfung von Baumgartner in St. Gallen, dann auf jene 
des Landammanns Dertli und des Dr. Nagel von Appenzell AR. 
Man verficherte von dorther, wohl grundios, dag in letzterm Kanton 
eine bedeutende Bartei für eine Fräftige Bundesverfaſſung gewonnen 
jet, wenn auch die große Volksmaſſe fich jegt noch fpröde benehmen 
dürfte. Im Kreife der helvetifchen Gefellichaft ſelbſt ſprach Kaſimir 
Pfyffer im Sinne feines Zurufes Worte voll Zuverficht, „daß ein 
innigerer und fraftwollerer Nationalverband unfehlbar ind Leben 
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treten werde“, Begeifterung erregend. Seine fühnen Hoffnungen 
find, wie die Gefchichte der nachfolgenden Jahre lehrt, doch nicht 
in Erfüllung gegangen. 

Ein Rückblick auf diefe Zeit der erften Anregungen zeigt: daß 
die Abficht einer durchgreifenden Umgeſtaltung der fehweizerifchen 
Bundesverhältniffe viele Köpfe befchäftigte, unter ihnen befonders 
ſolche, welche einen Theil der Reftaurationgzeit in Aemtern und 
Würden mitgelebt und fich befonderd mit den Schwächen und 
Mängeln derfelden vertraut gemacht hatten. Eigentliche helvetifche 
Einheitöplane hegte Niemand; man verkündete dieß ausdrücklich, 
weil es an und für jich eine Wahrheit war, ſodann, um das 
Abſchreckende einer Rückkehr zu den Zeiten der helvetifchen Republif 
nicht auf fich zu laden und dadurch den Reformplanen zum voraus 
alle Bolksthümlichkeit zu entziehen. Das vorſchwebende Jdeal fchien 
mehr eine Wiedererwedung der Mediationsafte zu fein, welche den 
Bortheil von etwas Gegebenem und im Leben Geweſenem darbot. 
Man rühmte das Glück, deſſen fich die Schweiz während ihrer 
Herrichaft erfreut hatte, unterließ indeß, das weniger Erfreuliche 
der gleichen Zeit in Grinnerung zu bringen. Man hieß den 
Bundesvertrag von 1815 aufgedrungen durch fremden Einfluß, 
und berührte nicht, woher die Mediationsverfaffung gekommen. 
Man überfah, daß lettere wohl einige Zentralifationsideen in 
fih aufgenommen hatte, deren wenigfte aber zur Ausführung 
gekommen waren, und daß die bezüglichen Artikel daher zum 
todten Buchjtaben geworden. Auch gingen wirkliche Verfaſſungs— 
projekte meift weiter, und waren für die kantonale Souveränetät 
weniger fchonend ald die Mediationsakte. Es ift dieß der all 
namentlich mit dem Pfyffer'ſchen Vorfchlag, deſſen fächliche und 
folgerichtige Durchführung die Kantone faktifch zu bloßen Bezirken 
eines Gemeinweſens gemacht hätte, eines Bundesftaates der Form, 
eines Ginheitsftaates dem Wefen nad. Von daher die Einreden 
der ftabilen Preſſe und die wenige amtliche Unterftügung, die den 
Vorſchlägen anfänglich geworden. Im Grunde fann man diefelbe 
gleich null anfchlagen. Sie wurden nirgends an amtlicher Stätte 
aufgegriffen, fei ed aus Mangel an Bertrautheit mit dem Stoff, 
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ſei es, weil die Verhältniſſe zum Ausland als gefährdet erachtet 
wurden und die fantonalen Umgeftaltungen alle Aufmerkſamkeit 
des Volkes und der Behörden in Anfpruc nahmen. Sieht man 
auf die Kantone, in welchen die Reviſionsluſt fih vorzüglich 
vernehmen ließ, fo find es die nördlichen und öftlichen; es waren 
Männer von Luzern, Yargau, Solothurn, Zürich, Ihurgau, 
St. Gallen thätig bei den befprochenen Einleitungen, durch die 
Preſſe und in Vereinen. Die weitliche Schweiz blieb meift unbe: 
rührt von der Bewegung; die Berner nahmen geringen Antheil, 
die franzöfifchen Kantone gar feinen. In den fleinen Kantonen 
und im alten Graubünden ließen fich gegentheild Oppofitiong- 
jtimmen vernehmen. 

Die Mittel und Wege zur Revifion , welche, nach den verfchie- 
denen Flugſchriften, Zeitungsartiteln und Reden zu urtheilen, 
benugt und betreten werden wollten, waren feine außergewöhn⸗ 
lichen. Wir haben geſehen, daß die Hauptperſonen ſich darauf 
beſchränken wollten, den Gegenſtand am Vorort und in den 
Großen Räthen anhängig zu machen, um dadurch eine reglemen— 
tariſche und auf den Inſtruktionen der Stände beruhende Be— 
rathung hervorzurufen. Die rechtliche Befugniß hierzu konnte 
Niemanden beſtritten werden. Seltener wurde von National⸗ 
verſammlungen und ſolchen gewagten Ausführungsmitteln ge— 
ſprochen. 

In dieſem Stadium befand ſich die verſuchte Bundesreviſion 
zur Zeit als amtliche Anträge das große Unternehmen der Tag⸗ 
ſatzung zur Ausführung empfahlen. 

Der Kanton Thurgau war's, der ſiebzehnte nach urkundlicher 
Rangordnung, der das erſte offizielle Wort erhob. Es geſchah in 
einem vom Großen Rathe gebotenen Kreisſchreiben vom 25. Mai, 
mehr in allgemeinen Redensarten als in wünſchbarer ausführ⸗ 
licher Begründung. Ein kräftigeres Zuſammenwirken der Glieder 
des Bundes nach innen und außen ward weſentlich als Zweck 
der Reviſion, die Einführung neuer „volksthümlicher« Ver— 
faſſungen in vielen Kantonen als Veranlaſſung angeführt, da— 
bei auf die in der neuen Thurgauer Verfaſſung enthaltenen 
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Zufagen für mehrere wichtige Zentralifationen hingewieſen. Dem 
Kanton Thurgau konnte man fonach nicht vorwerfen, daß er ind 
Blaue rede, ohne beftimmten Halt durch einen pofitiven Antrag 
zu bieten. Inſoweit ift fein Verdienft unverkennbar; weniger hoch, 
wenn von feinen in die Berfaffung niedergelegten Anerbietungen 
auf die eigenen Opfer gefchloffen werden wollte. Im Gerichtd- 
wefen war Thurgau keineswegs auf einer hohen Stufe von Voll: 
fommenheit angefommen; Korrektions- und Arbeitshäufer hatte 
der Kanton eben feine; feine Poſten waren um eine Kleinigkeit 
an Zürich überlaffen, ihre hohe Bedeutung damals kaum befannt; 
an Zöllen und Weggeldern befaß Thurgau verhältnigmäßig wenig. 
Inwiefern e8 alfo in diefen Dingen auf gemeinfame ſchweizeriſche 
Inſtitute abjtellte, hatte es eher Vortheil zu hoffen als ſchwere 
Opfer zu bringen. Der Borort verfandte den Ihurganer Antrag 
mit einem überaus falten Begleitfchreiben ohne alle Empfehlung. 
Zu eben der Zeit gab der Große Rath von St. Gallen die even- 
tuelle Inftruftion, Anträge von anderer Seite auf Bundesrevifion 
in feinem Namen auf das wärmfte zu unterftügen. 

Scultheiß Amrhyn eröffnete die ordentliche Tagſatzung am 
4. Juli; fie war nicht mehr die alte, ftand aber noch weit von 
einer verjüngten Tagfagung, wie die Freunde der Reform fie 
wünjchten. Trotz der unendlichen Verfaſſungsmühen in fo man- 
hen Kantonen waren zur Zeit der Beftellung der Gefandtichaften 
und der Snftruftionsertheilung erft Luzen, Zürich, Freiburg, 
Solothurn, Schaffhaufen, Thurgau und St. Gallen, im Ganzen 
alfo nicht einmal der volle Drittheil aller Kantone, neu organifirt; 
aber jelbft unter diefem magern Drittheile befanden ſich unent- 
ſchiedene Glemente. So konnte für die Grundfäge der neuen 
Berfaffungen, für die neue Politif, für den freiern Geift, der | 
der Bewegung Impuls und Richtung gegeben, verhältnigmäßig 
nur ſchwache Repräfentation erwartet werden. Waadt, Bern und 
Aargau fielen Faum fchon in Rechnung, denn fie waren zum 
Theil in ſchwankender Lage, zum Theil der neuen Ordnung nod 
widerftrebend. In Waadt waren Inftruftionen und Wahlen von 
den frühern Behörden ausgegangen; in Bern ebenfo, aber fein 
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Einfluß gehörte in ein ganz andered Gebiet als jener von Waadt; 
im. Kanton Aargau batte die abtretende Regierung die Inſtruk— 
tion entworfen, der neue Große Rath fie berathen und die 
Geſandtſchaft gewählt, doc inmitten einer Zeit, während welcher 
Wahl: und Organifationsgefchäfte alle Gemüther in Anfprud 
nahmen. Das war die eine Seite der Stände. Treten wir hin- 
über auf die andere Seite, fo begegnen wir den Kantonen Genf, 
Wallis, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Graubünden, Appenzell 
und Glarus, die auch im Sturme von 1830 auf 1831 an ihren 
frühern Landegeinrichtungen wie an ihren politifchen Traditionen 
und Anfichten feftgehalten hatten. Unter diefen Kantonen waren 
einige, wie Uri, Schwyz, Unterwalden und Wallis, die unter 
fihtbarem Einfluſſe des Patriziated von Bern eine Verbündung 
gegen die in der Schweiz vorgenommenen Berfaffungsänderungen 
und alle ihre ſchon befannten oder noch möglichen Folgen zu 
gründen bemüht waren. Hinneigung zu ihrer Politif zeigten 
Glarus und Zug. Appenzell A.R hingegen, angezogen von der 
Richtung, die in Züri und St. Gallen überwog, ſchlug fich 
auf Seite der neufonftituirten Kantone. Graubünden und Genf 
nahmen jedes eine eigene Stellung ein; den gefchehenen Neue: 
rungen aber waren fie beide gram und gut entfchloffen, ihr 
weiteres Lmfichgreifen zu hindern. Noch blieben Teffin und 
Neuenburg. Der erjtgenannte Kanton war troß feiner neuen 
Berfaffung unvertraut mit dem Wefen der Bewegung in der 
nördlichen Schweiz und fonnte daher auch zu ihrer Unterftügung 
nicht zählen. Neuenburg war durch feine Stellung gefeffelt, 
Baſel in fich ſelbſt zerriifen, durch den Gang feiner innern 
Kämpfe in die Vorzüge ſtädtiſcher Herrfchaft verrannt, für alles 
Vebrige ein todted Glied. 

Was die Kantone zu diefer Zeit, das war wie immer die 
Tagjagung. In ihrem Perfonal hatte fie zwar abermal eine weſent— 
liche, Veränderung erlitten; von fünfzig Mitgliedern (es waren 
ihrer jo viele, weil mehrere Kantone drei Deputirte ernannt 
hatten) fanden fich dreißig, die an der ordentlichen Tagſatzung 
von 1830 nicht gejehen worden; auch war bald ein höherer Ernft 
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in den Verhandlungen bemerfbar, mehr Scheu als früher, mit 
abgenugten eidgenöfjifchen Gemeinplägen den Abgang wirklicher 
Leiſtung für vaterländifche Zivede zu deden, — in den Formen 
mehr Annäherung an die im Volke vielfach rege gewordene Stim- 
mung. Allein tiefgreifende Berfügungen und Beichlüffe wurden 
von ihr doch vergeblich erwartet. 

Die meifte Theilnahme nahm die angeregte Bundesrevifion 
in Anfprud, die am 19. Auguſt in Verhandlung fam. Dem 
Geſandten von Thurgau gehörte das erjte Wort. Aber da er 
im Kreisichreiben feiner Regierung die erforderlihen Haltpunfte 
nicht fand, behalf er fich mit Allgemeinheiten und erklärte ganz 
beicheiden, daß er durch die ihm ertheilten Inſtruktionen nicht 
angemiefen worden fei, über einzelne, altfällig einer Reviſion zu 
unterlegende Beitimmungen des Bundesvertrages die Initiative 
zu ergreifen, ſondern vielmehr gewärtigen wolle, was von anderer 
Seite, von erfahrneren Magiftraten, auf die Bahn gebracht werde, 
übrigens bereit jei, an jede einer Revifion der Bundesafte geneigte 
Mehrheit fich anzufchließen. Die Umfrage hatte fachgemäß über 
die zwei Kragen zu walten, inwiefern eine Revifion des Bundes: 
vertrages wünfchbar, zweckmäßig und nothwendig, fodann, wie 
fie einzuleiten jei. Im Sinne der Revifion erklärten fich Luzern, 
Zürich, Freiburg, Solothurn, Schaffhaufen, St. Gallen und 
Aargau, nebjt dem jchon vernommenen Thurgau;  befondere, 
einigermaßen leitende Anträge wurden jedoch nur von Zürich, 
Freiburg und St. Gallen geftellt. Zürich, geneigt, die von der 
Zeit geforderten Veränderungen vorzunehmen, will dagegen nicht 
Mehrered. Seine eigene Unabhängigkeit ift ihm felbft zu lieb, 
ald daß es eine Zentralrepublik wünſchen könnte; bereit ift es 
dagegen, von feinen Souveränetätsrechten jo viel zu opfern, ald 
alfjeitig für mehrere Eintracht und Kraft der Eidgenoſſenſchaft 
geopfert werden ſollte. So ſprach der erſte der vorörtlichen Stände, 
anfpruchlos einige Hauptpunkte bezeichnend, die der Aufmerkfam- 
feit der oberften Bundesbehörde würdig jeien: die Aufftellung 
eines von der Tagſatzung zu erwählenden Bundesrathes für außer 
ordentlihe Zeiten an die Stelle des von den Ständen fehrmeife 
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zu ernennenden Repräfentantenrathes; freie Niederlaffung wie in 
der Vermittlungsafte; freier Verkehr nah Maßgabe des Entiwurfes 
von 1830, von einer Mehrheit vatifizirt am 26. Juli 1831, aber 
beftritten von Bern und andern Ständen; erweiterte Kompetenz 
der Tagfagung für die Verhältniife zum Auslande und für die 
zur Wahrung der Unabhängigkeit und Neutralität erforderlichen 
Milttäreinrichtungen, dabei ein billigeres Repräfentationsverhältnif 
der Kantone in der Bundesverfammlung, übereinftimmend mit 
demjenigen der Vermittlungsakte; endlich genauere Feſtſetzung 
dejjen, was unter Gewährleiftung der Kantonalverfafjungen ver- 
ftanden fei, jo wie des eidgenöffifchen Rechtsverfahrens bei Strei- 
tigfeiten unter den Ständen. Freiburg trug praftifch auf Zentra- 
lifirung einiger Berwaltungsgegenftände von allgemeinftem Belang 
an: Münzen, Map und Gewicht, Poft- und Zollwefen. St. Gallend 
Anträge waren etwas allgemeiner gehalten, poftulirten, mehr im 
Sinne Zürich, zweckmäßigere Vorfchriften über Zufammenfegung 
und Befugnijje der Tagſatzung, dann über Bildung der leitenden 
Bundesbehörde außer der Derfammlungszeit der Tagfagung, Siche— 
rung innerer Landeswohlfahrt gegen den Partifularismug der Kan— 
tone, Aufitellung der Grundlagen zu einem wirffamen, doch. die 
öfonomifchen Kräfte des Bundes wie der Kantone fcharf berüd- 
fihtigenden Milizſyſtem. Zürih und St. Gallen alſo wollten 
die Zentralgewalt Fräftigen, gleichzeitig aber die größern Kantone 
mit mehrerem Gewicht in deren Ausübung zur Geltung bringen. 
Solher Plan ſchloß in fich die Aufhebung der gleihen Stimm- 
berechtigung aller Kantone und mit ihr jene der Grundlage aller 
ftaatenbündlichen Ordnung. Hierin lag die Unvereinbarlichkeit 
der Meinungen, der Grund zu einem Streit, der mit Glimpf 
nicht enden fonnte, waren auch die Anfichten und Abfichten 
beiderfeit3 berechtiget und vedlich zugleich. Die der Revifion gün- 
fligen Stände führten im Wejentlichen für die ihrigen an: daß 
die beitehende Bundesafte nicht hinlängliche Garantie für Erhal 
tung der Selbitftändigfeit der Schweiz unter allen Umftänden 
gewähre, demnach eine genauere Ausmittlung der Pflichten und 
Befugniſſe der Bundesbehörde, wie anderfeitd der Stände, drin- 
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gendes Bedürfniß geworden, daß der Bundesvertrag, von feinem 
Entftehen noch abgejehen, weit weniger dad dem Bundesjtaate 
Heilfame enthalte, als eine unglücliche Abfindung unter den 
verfchiedenen Parteien und Beftrebungen; daß er die Rechte der 
einzelnen Stände, untergeordneten Belanges, begünftiget, die höhe— 
ven wichtigeren Intereſſen des Gefammtvaterländes dagegen in 
den Hintergrund geftellt, größtentheild unberüdfichtigt gelaffen 
habe. Zum Beweife deſſen wurden als unbeftreitbare Thatfachen 
angeführt: die fo oft wiederholten Berathungen über den freien 
Verkehr im Innern, worüber ein anerkannt maßgebendes Refultat 
noch nicht vorliege; der Umjtand, daß die Bollziehung eines von 
der Eidgenofjenfchaft mit dem Auslande abgejchlojjenen Handels: 
vertraged, ungeachtet des Art. VIII des Bundesvertrages, Durch 
den Gigenwillen eines einzigen Kantons verhindert werden fonnte; 
ebenfo die ununterbrochenen,, beinahe erfolglofen Mühen, die Ver— 
wirrungen im Münz- und Zollweien, dann das Uebel der Heimat- 
loſigkeit, legteres durch ein leicht zum Ziele führendes Rechtöver- 
fahren unter den Ständen, zu heben. Man wies im Weitern 
darauf, wie die Tagſatzung im Winter von 1830 auf 1831 
wegen der mit Anwendung des Art. IX über den Repräfentanten- 
rath unausweichlich verbundenen Schwierigkeiten vorgezogen habe, 
mehrere Monate lang verjammelt zu bleiben, jomit das Urtheil 
über den Bundesvertrag felbit ‚geiprochen habe, endlich auf die 
Unzulänglichfeit des Art. X, da Befugniſſe und Pflichten des 
Vorortes ſchon bi8 1798 nie klar und unzweidentig feftgejegt 
gewejen feien und gegenwärtig darüber nur um fo peinlichere 
Ungewißheit malte. 

Gleichwie Zürich und St. Gallen bei ihren befondern Anträgen 
zu verftehen gegeben hatten, daß fie keineswegs eine Verſchmelzung 
der verjchiedenen Theile der Eidgenoffenfchaft in einen einzigen 
Staatsförper beabfichtigen, jo wurde gleiche Berfiherung auch 
von den übrigen der Reviſion günftigen Kantonen ertheilt. 

Die Gegner der Revifion, als folhe find vornehmlih Uri, 
Schwyz, Unterwalden und Wallis zu nennen, wollten hierin feine 
Beruhigung finden. Feierlich verwahrten fich die drei Urfantone 
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gegen ein Vorhaben, das zum Umfturz des Bundes führen würde; 
in ähnlichem Sinn erachtete Wallis, man habe ohne Zweifel 
den Antrag nur in der Abficht geftellt, fpäter die völlige Zen- 
tralifation folgen zu laffen. Diefe Stände wollten doch auch nicht 
verkennen, daß Manches beffer geregelt werden fünnte, und fie 
werden, fagten fie, nah Maßgabe ihrer DBerhältniffe auf dem 
Wege freiwilliger Konfordate wirklich Anerfennenswerthes unter- 
- fügen, eine Berficherung, die nach langjährigen entgegengefetten 
Erfahrungen feinen Eindrud machen Fonnte. 

Eine Reihe von Kantonen hatte Inftruftionen ertheilt, welche 
die Revifion weder unbedingt ablehnen noch dermalen jchon für- 
dern wollten. Es waren dieß Zug, Appenzell, Graubünden, 
Zeffin, Waadt, Neuenburg und Genf, unter ihnen alfo auch 
der Kanton, der ein Jahr zuvor fich zuerft ganz neu konſtituirt 
hatte. Die Wünfchbarfeit einiger Berbefferungen am Bundes: 
vertrage jtellten fie feineswegs in Abrede; fie wendeten aber vor 
der Hand ein: der thurgauiſche Antrag ſei zu allgemein gehalten, 
ermangle der nähern Entwidelung; es zieme fi, dem Eintreten 
in jo wichtige Anregung eine wiederholte jurgfältige Würdigung 
alter Berhältniffe vorangehen zu laſſen. Dazu habe die Zeit 
gemangelt; die innere und äußere Lage der Cidgenofjenfchaft fei 
überhin zu einer gedeihlichen Berathung wenig geeignet; Europa 
icheine am Vorabend großer, den ganzen Welttheil erjchütternder 
Greigniffe zu ſtehen; mehrere Kantone jeien noch ſtark bewegt 
in ihrem Innern, der eine und andere ſogar den krankhaften 
Zudfungen eined regen Parteifampfes ausgefest. Unter ſolchen 
Umftänden fei nicht abzufehen, wie die Wechjelverhältnifje zwiſchen 
der Bundesgewalt und den Kantonalbehörden auf eine beruhigende 
Weiſe neu geftaltet werden können; ohnehin möchte nur durch 
Ausgleichung verfchiedener Anfichten und Bejtrebungen, nicht aber 
durch den Sieg -der einen über die andern etwas Dauerhaftes 
und Gutes entftehen. Dabei wurde von einer Seite die Frage 
aufgeworfen: ob denn die durch die neuen Berfafjungen eher 
ſchwächer als ftärker geftalteten Kantonalbehörden dermal wirklich 
geeignet wären, der Bundesgewalt eine größere, allgemein heil- 

Die Schweiz. 12 


— 118 — 


fame Kraft zu verleihen. Die einzelnen Boten zeichneten ſich 
hierbei theild nach den Perfönlichfeiten der Gefandten , theilg 
nach der befondern Stellung ihrer Kantone. So erklärte Sidler 
für Zug: es fei die Revifion ein längft anerfanntes Bedürfniß; 
zuvörderft aber follte die Berlegung der innen Wirren gewärtiget 
werden. Dertli Namens beider Appenzell: fo wünſchbar eine 
mehrere Feftigfeit im Bunde, fo wenig feien die Schweizer reif 
für Einrichtungen, die ihr Mufter im nordamerikaniſchen Freiftaate 
geholt; fie feien in ihrem alten Föderalismus allzu fehr eingeroftet. 
Tſcharner für Graubünden deutete an, wie dortiger Großer Rath 
Neuerungen von jeher abgeneigt gewefen; feines Standes Hand- - 
bietung müſſe daher für einmal eine bloß formelle bleiben, daher 
er auf eine Kommiffion antrug zur Zufammenftellung der ver: 
fchiedenen Meinungen und zu deren Fritifcher Beleuchtung. Seeretan, 
ein Unitarier aus der helvetifchen Zeit, für Waadt, bedauerte das 
Boreilen in der Nevifion, noch bevor alle Kantone neu konſtituirt 
feien; fast fcheine man zu vergeflen, daß die Schweiz cine Föde— 
ration fei, von der Gleiches wie von einem Ginheitsftante nicht 
erwartet werden könne. Gourvoifier für Neuenburg gedachte der 
Berhältniffe zu den großen Mächten; werde von ihnen nicht ges 
vadezu Einfprache gemacht, fo fei gleichwohl nicht zu überfehen, 
daß der gegenwärtige politifche Zuftand der Schweiz unter Ga- 
rantie jener Mächte ftehe. Fatio für Genf erklärte den Antrag 
als ganz unzeitig, und wies ihn mit einem fchroffen, unfreund- 
lichen Referendum von der Hand. Der unmwilllommenen Anregung 
Neuenburgs eriviederte Luzern: ed wolle der Stellung gegen das 
Ausland mögliche Rechnung tragen; die Meinung aber mülje 
feſten Sinnes zurüdgemwiefen werden, ald wäre die Schweiz durch 
europäifche Verträge gebunden und gehindert, eine Reviſion ihrer 
Bundesverfaffung vorzunehmen. Cine eigenthümliche Stellung 
nahmen Glarus, Bafel und Bern ein. Erftere beide hatten feine 
Inftruftionen ertheilt, dadurch ihre Abneigung gegen die Revifion 
fattfam bewieſen; von Seite Bafeld erflärlih, dad um eigene 
innere Ruhe und Erhaltung kämpfte. Glarus mochte erfchredt 
worden fein durch die Gelüfte der größern Kantone nach erivei- 
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tertem Stimmredht. Die abtretende Regierung der Stadt und 
Republif Bern, auf dem Punkt, den politifchen Schauplag ganz zu 
verlafjen und vertreten durch einen Patrizier, Bernhard v. Dießbach, 
ließ zu Protokoll erklären: über eine jo weit ausfehende Unter: 
nehmung, mie die angetragene Revifion des Bundes, wolle fie 
der Fünftigen Regierung Berns die Inftruftionsertheilung über- 
lajfen. „Indeſſen foll die Gefandtichaft der beſchwornen Bundes- 
pflicht gemäß auf die Gefahren aufmerffam machen, welche die 
angerathene Unternehmung in dem gegenwärtigen Zeitpunfte für 
die Schweiz nothwendig nach fich ziehen müßte. Während von 
außen die Erhaltung des Friedens immer zweifelhafter erjcheine 
und im Innern eine fortdauernde Gährung und das Spiel der 
Parteien herrſche, könne das einzige Band, welches die Eidge- 
nojjen noch verbindet, im irrigen Wahn, dasfelbe alfobald dur 
ein neueres, ftärferes zu erfegen, ohne die bedenklichſten Folgen 
nicht gelocert werden. Cine Arbeit, wie die angetragene, erfor: 
dere eine Ruhe und eine Feſtigkeit der öffentlichen Berhältniffe 
in den einzelnen Kantonen, welche dermalen gänzlich fehle, und 
fönnte nur Verwirrung erzeugen, ohne felbjt auf einige Dauer 
Anfpruch zu haben.“ Andere Gefandtichaften glaubten, folche 
Sprüche und Lehren hätten beifer auf das Ende von 1813 ihre 
Anwendung gefunden. 

Der gedrängten Darftellung der verfchiedenen Standeserklä— 
rungen entnimmt fih, daß die hochwichtige Frage beinahe aus— 
jchlieglih nur aus den allgemeinften Geſichtspunkten bejprochen 
wurde; nur über eine Ginzelheit ließ man fich etwelchermaßen 
ein, weil die Betroffenen fich nichts vergeben wollten. Der von 
Züri ausgegangene Antrag, den größern Kantonen, gleich wie 
in der Medintiondafte, doppeltes Stimmrecht zu ertheilen, fand 
Widerſpruch. Die Gegner erachteten ihn ald dem Föderativprinzip, 
auf welchem die Berhältnijje der eidgenöffifchen Stände zu einander 
beruhen, wenig entjprechend, für die kleinern Kantone gefährden, 
durch die ältere Gefchichte der Schweiz nichts weniger ald begründet. 
Die größern Kantone erwiederten: jene ältern Zuftände fönnten 
durchaus nicht ald Mapftab gelten; feltfam ſei vielmehr, daß die 
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kleinern Kantone jetzt noch das gleiche Stimmrecht neben den 
großen behaupten, während ſie ſich für die Geldbeiträge und 
ſelbſt für die Mannſchaftleiſtungen ſo viel möglich herabſetzen 
ließen und verhältnißmäßig weniger bezahlen als die großen, im 
Gegenſatz zu den ältern Zeiten, in welchen ſie nicht nur verhält— 
nißmäßig größere Kontingente lieferten, ſondern ſelbe auch ganz 
auf eigene Koſten beſtritten. Von Seite Zürichs und ſeiner Mei— 
nungsgenoſſen fiel dann auch noch die Aeußerung, daß ſie ſchwer— 
lich zu gemeinſamer Verwaltung gewiſſer öffentlicher Einkünfte, 
wie Freiburg es gewünſcht, Hand bieten dürften, wenn ihnen 
kein mehreres Stimmrecht am Bundestage gewährt würde. 

Ueber ein allfälliges Reviſionsverfahren waren die Stände 
nicht einiger als über die Sache ſelbſt. Die einen wollten ſich 
raſch einläßliche Gutachten entwerfen, andere erſt den Berathungs— 
ſtoff ſichten und ordnen laſſen. Genf warnte nochmals und wollte 
von einer allgemeinen Reviſion nichts wiſſen, höchſtens nur all— 
mälig partielle Verbeſſerungen in Erwägung ziehen, Mit knapper 
Noth Fam eine Mehrheit von zwölf Stimmen zufammen, den 
Thurgauer Antrag ad referendum et instruendum zu nehmen, 
wie die beliebte Formel fih ausdrückt. Bafel, Appenzell, Neuen- 
burg und Genf wollten noch weniger, und fprachen das einfüche 
Referendum aus. Teſſin ließ die Frage für einmal ganz auf fich 
ruhen. Die drei Urkantone und Wallis wiefen die Revifion von 
der Hand. Bern endlich enthielt fi der Abftimmung. 

Hiemit war für dieje Tagfagung auch über die Sache ent: 
ſchieden. Am 9. November gab dann das neu Eonftituirte Bern 
die Erklärung ab, daß es nicht nur feine Bundespflichten gegen 
die Eidgenojjenichaft heilig achten und gewiljenhaft erfüllen, ſon— 
dern auch dafür wirken wolle, daß das Band, welches die. ver 
ſchiedenen Stämme des Schweizerwolfes vereinigt, auf dem Weg 
einer ruhigen, würdigen Berathung in dem allgemeinen Gefühle 
der Nothwendigkeit enger und feſter geknüpft werde. Tiefer ließ ſich 
diefe Erklärung nicht ein. Das alte Bern hatte bi8 an fein Ende 
grumdfäglich gehandelt; das neue fpendete der Eidgenofjenfchaft 
eine Phrafe. Beſſer ift oft Stillfchweigen. 
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So gering war der Erfolg diefer erften Tagſatzungsberathung, 
die vielfache Belehrung gewährt. Das Reform oder Revifions- 
projekt, wie 8 im Laufe mancher Monate vorangehend in und 
aus dem Volfe angeregt worden, hatte zwar durch einige Kantone 
amtliche Unterftügung gefunden; aber alles, was fie zur gegebenen 
Zeit leifteten und leiften fonnten, war unzureichend. Einmal hatte 
Thurgau feinen Antrag auf wenig entfprechende Weife in Beratbung 
gelegt; Plane von ſolcher Bedeutung verdienen und erheifchen die 
Ausarbeitung einer Denkfchrift, und eine folche hätte im gegebenen 
Fall ſowohl die auf die politifche Organifation der Eidgenoffenfchaft 
bezüglichen Aenderungen am Bundesvertrage, als die allfälligen 
Gegenftände der Zentralifation bezeichnen, Alles im Zufammeghang 
geziemend begründen follen. Sodann traten felbft die Kantone, 
welche Thurgau unterftügend die Nevifion ebenfalld empfahlen, 
mit einer gewifjen Ungelenfigfeit und Schüchternheit auf, die weder 
Schlachten noch auch nur Boden gewinnt. Unter ihnen ſelbſt beftand 
feine beftimmte Verabredung oder Verftändigung, und fie wäre, 
auch bei gemachtem Berfuch, wohl nicht zu Stande gefommen. 
Im Allgemeinen waltete nur der Wunfch, den größern Kantonen 
mehreren Einfluß durch erweitertes Stimmrecht zu fihern, was 
aber doc nur bei Zürih, St. Gallen und Aargau, nicht aber 
bei Thurgau der Fall fein fonnte, das in diefer Beziehung nichts 
zu hoffen hatte, — fodann einige Gegenftinde der Verwaltung 
einer zu ſchaffenden Zentralbehörde zu überantworten, endlich die 
Bundesmafchine von der ihr innewohnenden Lähmung, befonderd 
in Behandlung der auswärtigen Angelegenheiten, durch irgend- 
welche geeignete Mittel zu heilen. Umfturzplane beftanden nicht: 
man handelte in den legaljten Formen und ließ fich die Einreden 
der Gegner mit Geduld gefallen. Aber auch inner diefer Befchrän- 
fung war die Aufgabe noch ausgedehnt genug; daher der geringe 
Fortfchritt in ihrer Löſung. Den Antragitellern konnte nicht ent- 
gangen fein, daß nur gleiche Mittel auch gleiche Erfolge fichern. 
Die Kantonsverfaſſungen waren durch eine allgemeine politifche 
Bewegung, durch Zufammenzüge des Volkes im Großen, dur 
ungewöhnliche Manifeftationen, die hier und Da auch in Drohungen 
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ausarteten, geftürzt worden ; zum Schuße diefer Verfaffungen 
wagte unter fo beengenden Umftänden Niemand mit Nachdrud 
einzuftehen; zudem hatten fie fich fammt den Regierungen, denen 
ihre Handhabung anvertraut war, überlebt. Würden die Gegner 
diefer alten Berfaffungen fich darauf befchränft haben, in ihren 
Großen NRäthen befcheiden gehaltene Anträge auf deren Revifion 
zu bringen, ohne auch anderweitige Hülfgmittel in Anwendung 
zu fegen: fo wären die Ergebniffe höchſt geringfügig geweſen. 
Daraus folgte wohl von felbit, daß eine wefentliche Umgeftaltung 
des Bundes auch nur durd ernfthaftere Mittel zum Ziele gebracht 
werden fonnte. Die Nriftofratie trat Ende des Jahres 1813 
eigengnächtig von der Mediationsafte zurück; fie hat nicht auf 
ihre Nevifion angetragen. Würde die Volkspartei im Jahr 1831 
ihrem Beifpiele gefolgt fein, fo hätte fie vielleicht in die günftige 
Lage kommen fünnen, die Bedingungen vorzufchreiben, unter 
welchen ihre Kantone einem neuen Bundesvertrag oder einer 
neuen Bundesverfaffung beitreten würden. Der Verfaſſer diejer 
Schrift fagt nicht, daß ein ſolcher Umfturz hätte geſchehen follen ; 
er wollte nur zeigen, in welchem Mißverhältniß Ziel und Mittel 
geftanden. Zu überfehen ift auch nicht, daß die von den kanto— 
nalen Bewegungen unberührt gebliebenen Kantone zu nachhalti- 
gerem Widerftande fich verbanden, als vermuthet worden war. 
Es lagen hier Hinderniffe, welche die Revifionsfreunde nicht leicht 
übertwinden konnten, und fie hatten ihre Hülfsmittel offenbar 
überfchägt. Den acht Ständen gegenüber, welche eine Reviſion 
wenigſtens anbahnen wollten, erbliden wir dreizehn Gegner, 
unter ihnen Eleine und große Kantone, in der verfchiedenften 
Stellung. Bon den Urkantonen und Wallis ließ fi überhaupt 
nichts erwarten. Zug würde, ohne die Perfönlichkeit feines 
Sefandten, offenen Widerftand ftatt bloger freundlicher Zögerung 
entgegengeftellt haben. Landsgemeinde-Kantone, wie Appenzell 
Außer und Innerrhoden, mußten Neuerungen abgeneigt fein, die 
ohne Schmälerung ihrer fouveränen Rechte nicht ablaufen Eonnten. 
Graubünden blickte meift tadelnd auf die Umgeftalung in den 
andern Kantonen herab; dabei erfchienen feine Berfaffung und 
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feine Intereſſen ald ein bleibendes Hinderniß fchweizerifcher Zen- 
tralifationgentwürfe. Teffin ftand von jeher zu wenig im Berftind- 
niß fchmweizerifher Dinge, und war zu fehr auf eigene jouveräne 
Stellung verſeſſen, als dag es, trotz der jubelnd durchgeführten 
Kantonalreform von 1830, ein bereitwilliger Mithelfer hätte fein 
fünnen. Waadt lieh bei diefem Anlaß wie auch fonft durchbliden, 
daß es zwar gern ‚über Andere herrfcht, im eigenen Haufe aber 
vorzugsweiſe jelbft Herr fein will. Neuenburg konnte fo lange 
nicht zur Schmälerung der kantonalen Souveränetät beitragen, 
als es preußifches Fürſtenthum war; feine Einwendungen ergaben 
ſich aus feinem Standpunkte. Auch Genf verrieth feine eigen 
thümliche Lage; im Bundesvertrage von 1815 mochte es eine 
Sichyerheitsftätte für feine eigene Nationalität, feinen europäifchen 
Auf, feine foziale Ueberlegenheit erbliden; dagegen mußte es be 
forgen, durch gelungene Zentralifationen zu einer bloßen Provinz, 
zu ‚einer Bezirksſtadt herabgedrüdt zu werden. So erflärt fich die 
außerordentlihe Abneigung, die dem Vorhaben von diefer Seite 
her entgegentrat. Glarus, ohne Ausficht auf vermehrten Einfluß, 
vielmehr mit Schmälerung desfelben bedroht, wenn die größern 
Kantone erweitertes Stimmrecht davontrügen, machte unter über: 
aus bedächtiger Leitung annoch den Zufchauer. Bafeld Stellung 
iſt oben ſchon bezeichnet. 

So lag nun offenfundig vor, dag das erfte Jahr neuer Zeit, 
welche ihre Freunde die Periode der Regeneration nannten, für 
die Bundesrevijion erfolglos vorüber gehen werde. Kaum hatte 
man das eine Ziel erreicht, gründliche Vertrautheit mit der vollen 
Schwierigkeit des Stoffes fich zu erwerben. Um fo higiger warfen 
fih nun alle Kräfte theild auf die Erhaltung der neu errungenen 
Berfaffungen, theild auf den Sieg befreundeter Reformluftiger in 
jenen Kantonen, wo das Alte fich eigenfinnig. und unentwegt zu 
behaupten fuchte. Die Gegner der Revifion aber hatten ſich den 
Ausgang wohl gemerft und gaben ihre Beobachtungen durch 
muthwilligen Spott zum Beften. 

Im übrigen Verlaufe der Tagfagung wurden zunächſt die 
ordentlihen Hausfachen abgethan. Der Kriegsfond betrug auf 
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31. März 1831 bereitd die anfehnliche Summe von 3,444,496 Fr. 
23 Rp. Die Rechnung der Zentralausgaben für gefammten vor- 
örtlichen Dienft vom Amtsjahr 1830 auf 1831 Guli bis wieder 
Juli) erftieg, troß mancher außerordentlichen Xeiftungen, nur 
92,749 Fr. 861/, Rp.; für das neue Amtsjahr genügte eine 
Ausschreibung von direkten Geldbeiträgen der Kantone im Betrage 
von 3/4, ded damaligen Geldfontingentes. Das Militärbudget für 
1832 wurde zu 76,000 Fr. beftimmt, wozu die Kantone 20,000 Fr. 
unmittelbar lieferten, der Reſt aus den Zinfen des Kriegsfondes 
erhoben wurde. 

Diplomatifche Verhältniffe nahmen nur wenig in Anfpruch. 
Als Ludwig Philipp, König der Franzofen, im Juni fein Elfaß 
bejuchte, fandte zu deſſen Begrüßung der Vorort den Bürger 
meifter v. Wyß aus Zürich und Syndic Rigaud aus Genf nad 
Kolmar. Freundlich empfangen, brachten fie auf fchmweizerifche 
Wünfche doch nur allgemeine Zuficherungen zurüd, fo wegen 
Rückgabe des Dappenthales. Am 1. Auguft übergab in Luzern 
Graf v. Rumigny fein Kreditiv ald Botfchafter Franfreiche. 

Die Kriegsforgen waren noch nicht ganz überwunden. Die Mei- 
nung, es jeien wegen berührter Waffnungen in den Nachbarſtaaten 
außerordentliche VBorfehren von Seite der Schweiz erforderlich, 
überwog fortan im permanent verfammelten Kriegsrathe, hatte aud) 
ihre Vertheidiger im Schooße der Tagſatzung, an ihrer Spitze den 
eriten Gefandten von Zürich, Bürgermeifter v. Muralt. Als indeß 
ein vorgelegener Entwurf zu einem Zufammenzuge der Heeres 
cadres mit einem anfehnlichen Koftenvoranfchlag in ernftliche Be— 
rathung fiel, fonnte er eine Mehrheit nicht erhalten, weil viele 
Stände, der Sorge für die Zufunft mehr gewogen, allzu rafche 
Aufzehrung der eidgenöffifchen Gelder vermeiden wollten; erft 
ein veränderted und ermäßigtes Projekt von Unterrichtsfurfen für 
die Offiziere der verfchiedenen Waffengattungen (Boranjchlag 
126,000 Fr.) erhielt ſpäter Gnade, aber nur theilweife Auge 
führung. Die Verwendungen für die Feldbefeftigungen wurden 
mittelſt Kreditertheilung von 30,000 Fr. für den nöthigen Ankauf 
von Grund und Boden fortgejegt. Die Bemühungen für die Land— 
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wehrorganifation desgleichen; Zeffin, das fich ihr entziehen wollte, 
ward mit einer Jurechtweifung abgefertigt. Ebenfo traf die Tag- 
jagung Anordnung zum Nachholen der zurücigebliebenen Kontin- 
gentsinfpeftionen in einzelnen Kantonen. Bon dem im Laufe des 
Winters zur Sprache gebrachten Plan der Errichtung von Frei— 
forps wurde dagegen, ald einem allzu bedenflichen Hülfsmittel 
für die Landesvertheidigung, Umgang genommen. Genf veran- 
laßte die erften Einleitungen zur Revifion des Militärſtrafgeſetzes; 
St. Gallen empfahl Einführung einfacher und nationaler Militär: 
bekleidung, Revifion der Befoldungsvorfehriften, Anordnungen zu 
gemeineidgenöſſiſchem Ginfchreiten für den Ankauf von guten 
Waffen und fonftigem Kriegszeug, was alles fpäterer Berathung 
vorbehalten wurde. Gefammte Heeresftäbe, obwohl fie ſchon im Früh: 
jahr Vielen entbehrlich gefchtenen hatten, blieben noch den ganzen 
Sommer in Ihätigfeit, wurden endlich theilmweife, dann (9. No- 
vember) ganz aufgelöst, und hiermit hatten die außerordentlichen 
militärischen Vorkehren, die vom 28. Dezember 1830 ber datirten, 
ihr Ende erreicht. Die Neigung zur Permanenz war jo fichtlich 
hervorgetreten, daß nur eine beharrliche Oppoſition nach mehr- 
maligem Kampf den Beſchluß der Auflöfung errang. Der manchen 
verdienftlichen Leiftungen des Kriegsrathes und der Stäbe unge- 
achtet, fonnte nicht verfannt werden, daß fich der Militärverwal- 
tung ein Kanzleiformalismus bemächtigt hatte, der mit den wirt 
lichen Ergebniſſen nicht in entfprechendem Verhältniß ftand. So 
quälte man fich zu jener Zeit für Abhaltung eines kleinen Lagers 
von 2000 Mann gewöhnlich mit jahrelangen Vorarbeiten, und 
nicht weniger Zeit wurde, nach allfülliger Abhaltung eines folchen, 
für die Rechnungsitellung verwendet. 

Die Territorialgrenze gegen das Großherzogthum Baden bei 
Konſtanz wurde durch thurganifchen Vertrag, der die Genehmigung 
der Tagſatzung erhielt, neu gefichert. Ueber den Beſchluſſesentwurf 
von 1830 zu Erhaltung oder Gewinnung freien Verkehrs unter 
den Kantonen Fam endlich, wie oben fchon anläßlich erwähnt 
worden, die reglementarifche Mehrheit zu Stande; aber Verwah-⸗ 
rungen fantonaler Souveränetät von Seite der Stände Bern, 
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Freiburg, - Graubünden und Bafel gegen alle Rechtefräftigkeit 
folcher Verfügung vernichteten feine Wirkungen von Haus ans. 
Gegenverwahrungen anderer Kantone vermochten die Spaltung 
nicht zu heben, und man hatte nur einen Skandal mehr vor der 
Nation aufgeführt. Gegen Wiederholung eines Wahlverfahrens 
bei Befegung von höhern Stellen der eidgenöffifchen Kanzlei, das 
zwei nächften Verwandten von Tagfasungspräfidenten, ohne alle 
freie Konkurrenz für Andere, Beförderungen eingebracht hatte, 
erging ein Beichluß, der die amtliche Voranzeige an die Stände 
und angemefjene Meldungsfrift gewährte. Während eben geklagt 
wurde, dat eine Partei die helvetifche Republif wieder ind Leben 
rufen wolle, ward ein Vergleich unter den betheiligten Kantonen 
eingeleitet zu billiger Bertheilung der Berlufte, die ſich aus der 
mehrere Jahre zuvor angehobenen Einfchmelzung der helvetifchen 
Scheidemünzen ergaben; man berechnete den Gefammtbetrag diefer 
eingelösten Münzen auf 464,000 Fr., die daherige Geſammtein— 
buße auf 135,973 Fr. 66 Rp. Den hingefchiedenen Bürgermeifter 
Ufteri von Zürich erfegte ald Präfident der eidgenöffifchen Linth- 
polizeifommtjfion der Negierungsrath Heinrich Eſcher von dafelbit. 
Das Wüthen der Cholera, zumal in den öftlihen Staaten 
Europa’d, trieb auch die Eidgenofjenfchaft zu ſchützenden Maß— 
nahmen ; diefe wurden als gemeineidgenöfjiihe Angelegenheit 
erflärt und einer außerordentlihen Sanitätsfommiffion unterftellt, 
die mehrere Monate lang im Amt blieb; nah Preußen und 
Polen, Defterreich und Ungarn wurden zur Beobachtung der Kranf- 
heit und ihrer Behandlung vier Aerzte entfendet: die Doftoren 
Gofje von Genf und Bolmar von Freiburg, Suidter aus Luzern 
und Minnic aus Aargau; dem Grenz und innern Berfehr wurden 
die unerläßlichen fanitätspolizeilichen Beſchränkungen auferlegt. 
Das Beſte that die gütige Vorſehung; fie verfchonte unfer Bater- 
land mit der Heimfuchung durch jene Krankheit. An Dankverpflich- 
tungen gegen jene höhere Leitung gebrach ed überhaupt nicht; 
um jo mehr fand ein Antrag Aargau's Anklang, zu fünftiger 
- gemeinfamer und gleichzeitiger Feier des Bet, Buß- und Dank— 
tages in allen Kantonen, wie ed von 1807 bis 1817 gefcheben; 
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für das Jabr 1831 ward er auf den 8. September verlegt, da 
diefer Tag zufällig den Uebungen beider Konfeflionen entfprach. 
Die Tagfabung empfahl allen Ständen deſſen würdige Feier. — 
Die volle Geltung des Petitionsrechtes wurde, nicht ohne mehr- 
feitigen Widerfpruh, durch Vollmacht und Ginladung an das 
Präſidium ausgefprochen, alle eingegangenen Bejchwerdefchriften 
und anderweitige Eingaben der Tagſatzung vorzulegen. 

Der Tagfabung lagen allernähft zehn neue Rantondverfafjun- 
gen vor: von Teſſin, Luzern, Freiburg, Solothurn, St. Gallen, 
Bafel, Thurgau, Aargau, Schaffhaufen und Zürih. Die Zer- 
würfnijfe von Schwyz über den Werth der VBerfaffungsurfunde 
von 1821 hätten über die Wichtigkeit eines eidgenöffichen Garantie 
aftes belehren können; gleichwohl fehenften nur wenige Kantone 
bei der Inſtruktionsertheilung diefem Gegenftinde die verdiente 
Aufmerffamfeit; das allgemeine Beftreben war nur dahin gerichtet, 
den üblichen Garantieausfpruch mit Niederlegung der Verfaſſung 
in das eidgenöffifche Archiv zu erhalten. Eine Ausnahme machten 
Zürich und Graubünden. Zürich wollte ſich mit der Frage der 
Garantie weder für fih noch für Andere befaflen, es fei denn 
zuvor über Umfang und Wirkung der Gewährleiftung nöthige 
allgemeine Regel feftgefegt, eine Aufgabe, deren Löſung Zürich 
von der Revifion des Bundesvertrages erwartete. Durch folche 
Vorſorge wollte e8 ohne Zweifel den Nüdfall in bloß einfeitige 
Handhabung der Verfaffungen gegen bedrücte Völferfchaften ver‘ 
meiden. Luzern gab darüber unummundene Erklärung : die Garantie 
müſſe eine zweifache, zu Gunften von Volk und Regierung, nicht 
bloß eine einfeitige im Intereſſe der Obrigkeit gegenüber dem 
Bolfe, fein. Graubünden ſah die Frage für keineswegs fo ent- 
fhieden an und gab den Antrag für Tünftige Berathung zu 
Protofoll: daß beſchlußweiſe der Begriff der Verfaſſungsgarantie 
feftgeftellt, jo wie beftimmt werde, wie und von wem ihre Hand- 
habung zu gefchehen habe. Beftehender Uebung und erwähnten 
Inftruftionen zufolge ward indep allen genannten Berfajfungen, 
mit Inbegriff derjenigen von Bafel, ohne daß Weſen, Borzüge 
oder Gebrechen diefer Grundgefege zu amtlicher Befprechung ges 
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kommen wären, durch anſehnliche Mehrheiten die Garantie ertheilt. 
Ausgenommen blieb bloß die Verfaſſung von Zürich in Folge 
feiner eigenen Erklärung. Gleiche Garantiebeſchlüſſe erfolgten ſpäter 
für die neuen Berfaffungen von Waadt und Bern. Die Urfantone 
verfagten beinahe durchgehende für alle neuen Verfaſſungen die 
Zuftimmung unter Vorwand nöthigen Zuwartens; mit diefer 
Ablehnung beginnt das unheilvolle Zerwürfniß zwifchen der innern 
und der äußern Schweiz. Wallis gab theilweife ähnliche Abnei- 
gung fund. 


Schöter Abfchnitt. 


Fortgefepte Zerwürfniffe im Kanton Schwyz. Aufftand in der Landfchaft 
Baſel. Aufftand in Neuenburg. Die Vertagung der 
ordentlichen Tagſatzung von 1831. 


Ueber Dauer und Aufgabe der Taafasung gingen alle Berech— 
nungen fehl. Wichtige Staatsveränderungen wollen ihre Vollendung, 
oder fie erſticken in fich felbft. So wurde die Tagſatzung mitten 
in ihren Verwaltungs und Militärforgen von den unansgetragenen 
Wirren im Kanton Schwyz, fpäter von unglüdlichen Greigniffen 
in den Kantonen Bafel und Neuenburg, auf die peinlichfte Weife 
in Anfpruch genommen. 

Im Frühjahr 1831 hatten fich die äußern Bezirke von Schwyz 
bereits ald eigenes Gemeinweſen, wenn auch nur dürftig, geftaltet. 
Die Vorfchläge der eidgenöffifchen Vermittler lauteten: es folle jeder 
Theil, das alte Land und die äußern Bezirke, einen Vermittler 
außer dem Kanton, dann zehn Ausſchüſſe ernennen; alle diefe 
Männer hätten in einer VBerfammlung zu Schwyz auf höhere 
Ratififation eine Verftändigung, zugleich die Grundlagen einer 
neuen Kantonsverfaffung zu entwerfen. Ueber diefen Antrag waren 
die Verhandlungen in Luzern kurz abgebrochen worden, indem 
die Gefandten von Schwyz von einer angeordneten Vermittlungs- 
figung ausgeblieben waren. Dagegen brachte dortige Obrigkeit 
die Angelegenheit vor eine neue Landsgemeinde des Bezirkes 
Schwyz (24. April) und ließ von ihr den Beſchluß faſſen, daf 
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fie, unter Bedingung, daß die Außern Bezirke ihr Proviforium 
aufheben, auch ihrerfeits zur Ernennung von Ausfchüffen für die 
Berfaffungsarbeiten bereit fei. Das erbitterte die äußern Bezirke 
vollends gegen Schwyz, und in einer Zandögemeinde zu Lachen 
(1. Mai) ertheilten fie ihrem Landrath unbedingte Vollmacht zu 
Wahrung ihrer Rechte und Freiheiten. Jener lehnte num die zu— 
gemuthete Einftellung des Proviforiums für fo lange ab, „bis 
eine die volljtindigite politifche Nechtsgleichheit der Bürger, fo wie 
der verjchiedenen Gebietötheile gewährleiftende und die aus diefem 
oberften Prinzip fich berleitenden Grundſätze fichernde Berfaffung 
bearbeitet, den jümmtlichen Bezirfsgemeinden zur Annahme oder 
Berwerfung vorgelegt, von denfelben angenommen, der Kanton 
auf diefe Weile endlich zu einer durch den eidgenöffifchen Bund 
feit fiebzehn Fahren vergeblih von ihm geforderten Verfaſſung 
und verfajjungsmäßigen Regierung gelangt, legtere gewählt und 
in Funktion getreten fein wird.“ So jiheiterte jegliche Verein— 
barung an einer von Schwyz ausgegangenen unannehmbaren 
Forderung. Ein Aufgeben des Proviforiums wäre gleichbedeutend 
geweſen mit Unterwerfung unter die Obrigfeit von Schwyz, der 
in ‚zweiter. Linie die Abweifung oder Umgehung der befugt gefor- 
derten Nechtsgleichheit gefolgt wäre, Für die Regierung von Alt- 
Schwyz dagegen hätte das Eingehen in die Vermittlungsvorfchläge 
den Statusgquo nicht verändert, weil fie weder die Macht, noch 
wohl auch den Willen hatte, die äußern Bezirke durch Waffen— 
gewalt unter ihre Herrjchaft zurüdzubringen, auch von Seite der 
Tagſatzung feine Mitwirkung zu ſolchem Zweck erhältlich geweſen 
wäre. Dejienungeachtet gelangte Schwyz mit fchriftlichem Begehren 
um ernſte Zurechtweifung der äußern Bezirke an die Stände; 
dieſe aber verlangten deren Unterftügung für mehrfach begründete 
Anfprühe. Um diefe Zeit vermehrte fich der Kreis der äußern 
Bezirke um: Küßnacht und Gersau, welche durch förmliche Volks— 
oder. Landsgemeindebeſchlüſſe fih mit March, Cinfiedeln und 
Pfäffikon vereinigten, während Wollerau am alten Bezirk Schwyz 
fefthielt. 


Bei diefer Lage der Suchen und nach vergeblichen neuen 
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Verſuchen zur Ausgleihung und eben fo fruchtlofen Mahnungen 
an Schwyz, den begründeten Hauptbegehren der äußern Bezirke 
Genüge zu thun, erftattete der Vorort Bericht an die Stände, 
das Weitere ihrer Inftruftionsertheilung anheimftellend, ohne Leit- 
faden und ohne Antrag (10. Juni). Ende gleichen Monats be- 
ichloffen die äußern Bezirke an neuer Landsgemeinde zu Einfiedeln, 
in Feſthaltung früherer Beichlüffe, die Aufftellung einer neuen 
Verfaſſung für den ganzen Kanton durch einen Berfaffungsrath 
oder, bei fortgefegtem Widerfpruch des alten Landes, einer Ver— 
faffung für die Außern Bezirke; der dreifache Yandrath ordnete 
zu diefem Behuf die Wahlen an, je eines Mitgliedes in den Ber 
faffungsrath auf taufend Einwohner, und gab dem alten Lande 
Frift zu gleichem bis 13. Juli. Das ſei das legte Wort. Für 
hochfahrenden Ton war nun beiderfeitd die Nechtögleichheit faktiſch 
in Mebung geſetzt. Lobenswerth war indeifen am gleichen Beſchluß, 
daß fich der Landrath bereit erklärte, den Gefammtverfaffungsrath 
ſelbſt als proviforifche Regierung anzuerkennen, und dann das 
beftehende Sonderproviforium aufzuheben. 

Die Tagſatzung ftand bevor. Wer foll den Stand Schwyz 
repräfentiren? Das alte Land allein, oder beide Theile, oder feiner? 
Das waren Fragen, die nun unmöglich länger unbefprochen bleiben 
fonnten. Thurgau brachte fie fhon am 25. Mai durch Schreiben 
an den Vorort in eidgenöfjiiche Verhandlung. Ihrerſeits fprachen 
die äußern Bezirke die Erwartung aus, ed werde bis Austrag der 
Sache entweder jedem der ftreitenden Theile die Repräfentation 
geftattet, oder dann auch dem alten Lande Schwyz verweigert 
werden. Diefe Meinung fand wohl manche Freunde in der übrigen 
Schweiz, aber feine namhafte Unterftügung. Bei der Eröffnung 
der Tagſatzung nahm die Abordnung von Schwyz, gewohnten 
Urfprungs, ihre Stelle ein, und Niemand machte fie ihr ftreitig, 
felbjt Thurgau nicht. Die Hauptfragen kamen am 12. Juli in 
Berathung. Uri, Unterwalden, Wallis und Neuenburg flagten 
über eidgendffische Zudringlichkeit gegen das alte Land Schwyz 
und ſchoben das Zerwürfniß auf Anreizung von andern Kantonen 
ber; Glarus, Zürich und Luzern machten Schwyz Vorwürfe wegen 
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Verlängerung des Zwiſtes durch Umgehung der frühern Bermitt- 
lungsvorfchläge; im weitern gaben Einzelne den Ausfpruch, daf 
unter feinen Umftänden eine Tennung des Kantons in zwei 
Theile werde geduldet werden, fo Glarus, St. Gallen, Aargau 
und andere. Mahnung an das alte Schwyz, eine auf die Grund- 
lage der Nechtögleichheit geftellte Verfafjung mit zu entwerfen, 
liegen acht Stände vernehmen: Glarus, Zug, Appenzell, St. Gallen, 
Aargau, Thurgau, Zürich und Luzern. Endlich ftimmten die meijten 
Vorträge noch in zwei andern Punkten überein, daß einerjeits 
der Grundſatz der Nichteinmifchung in die Verfaſſungsarbeit felbft 
auch ferner Anwendung finden jolle, beide Theile aber inzwijchen 
auf. den Weg der Minne zu gütlicher Ausgleichung zu führen 
feien. Schaffhaufen, St. Gallen und nach ihnen noch einige 
andere ftellten aucd dringend darauf ab, daß die Vermittlung 
beförderlih vorgenommen, der ganze Zwift noch während diefer 
Tagſatzung beigelegt oder erforderlichen Falls entjchieden werde, 
und daß die Tagſatzung fchlechterdings nicht aus einander gebe, 
ohne: diefe Quelle fernerer Ziwietracht völlig geftopft zu haben. 
Die Vermittlung wurde erfannt, eine Kommifjion zu dieſem 
Behuf beftellt, von der auch Anträge zu weiterm Einſchreiten 
auszugehen hätten, für den Fall, daß die Vermittlung nicht ge- 
länge. In der Kommiffion waren die Freunde der äußern Bezirke 
ſehr ſchwach vertreten, die Männer des Schwankens in Mehrheit. 
Die Tagfagung ſelbſt aber lag frank an einem innern Widerfpruch, 
indem fie einerfeitd Feine Trennung des Standes in zwei Halb- 
fantone zugeben wollte, anderfeit3 aber an dem zu Bern ausge- 
fprochenen Grundfag der Nichteinmifchung in die Berfajlungsftage 
feithielt. Defto mehr kamen die fich widerftrebenden Parteitendenzen 
gegenfeitig zur Geltung. 

Emfig arbeitete die Kommiffion, unterhandelte bald mit den 
Einen, bald mit den Andern; der Zankapfel war fortan das von 
Schwyz beharrlich verlangte Aufgeben des Proviforiums in den 
äußern Bezirken, ald Bedingung feines Eintretens, was gleich 
bedeutend war mit einer Ablehnung von feiner Seite zu einer 
die Rechtögleichheit gewährenden Verfaſſung mitzuwirken, Die 
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Alten blieben Meiſter, indem ſie ſelbſt die mildern Anträge der 
äußern Bezirke zurückwieſen: das Proviſorium einzuſtellen, wenn 
unter den Augen der Tagſatzung durch Ausfchüffe beider Theile 
in Quzern unverzüglich und im Lauf von vierzehn Tagen die 
Grundlagen einer Verfaffung entworfen würden. 

Die Vermittlung zerſchlug fich abermald, und die Angelegen- 
heit mußte num zurüd in die Tagfagung wandern. Nachdem die 
Rathsherren unnachgiebig erfunden worden, bejchloß fie (28. Juli) 
einen legten Vermittlungsverſuch nun gegenüber dem Bolfe felbit 
zu machen, zu diefem Ende Folgendes: die Tagfakung ernennt 
zwei Vermittler zu Anbahnung des Verfaſſungswerkes; zur Ent- 
werfung der Berfaffung felbft foll eine Landesftommiffion ernannt 
werden, beftehend aus 24 Mitgliedern, wovon das alte Land 
mit Wollerau zwölf, die äußern Bezirke in billiger Vertheilung 
ebenfalld zwölf Mitglieder ernennen mögen; fall der Vermitt— 
lungsantrag feitend der Bezirke genehmigt wird, tritt die Landes— 
fommifjion acht Tage nachher im Beifein der eidgenöffiichen Per: 
mittler in Schwyz zufammen; geſammte Bezirksausſchüſſe ftehen 
unter dem Schube der Eidgenoffenfhaftz Aufgabe der Landes- 
fommiffion und der Vermittler ift, fowohl alle waltenden Anftände 
zu heben als insbefondere die Grundlagen der neuen Verfaſſung 
für den Kanton zu entwerfen; biefür foll folche Beförderung ein- 
treten, daß der. Entwurf längjtens in vierzehn Tagen von dem 
Zufammentritt der Landeskommiſſion hinweg beendiget ſei und 
unmittelbar nachher den Bezirfögemeinden zur Annahme oder 
Verwerfung vorgelegt werden könne; während der Dauer der 
Landeskommiſſion ftellt die proviforifche Regierung der äußern 
Bezirke ihre Verrichtungen ein, und während gleicher Zeit bleibt 
einftweilen noch (allfeitige Rechte vorbehalten) die Frage der Re 
präfentation des Standes an der Tagfakung eingeftellt. 

Das war aber nicht etwa ein Beſchluß, den die Tagſatzung zur 
Anerkennung oder Bollziehung beiden Theilen übermittelte, fondern 
fie ging den weiteten Weg und genehmigte den Inhalt bloß ala 
- Bermittlungsvorfchlag zu Handen des Volkes der einzelnen Bezirke, 
ganz im Sinne der Kommiffion. Die Einrede, daß diefer Gang 


ein fehr gefährlicher fei, weil der Zagfagung im alle der Ver— 
werfung feine andern ala Mittel der Gewalt erübrigen, und daß 
es daher vielleicht zuträglicher fein würde, den in allen Theilen 
ſehr ſchonend gehaltenen Bermittlungsvorfchlag als wirklichen 
Beihluß zur Ausführung zu bringen, blieb unbeachtet. Eine 
Proflamation, felbft noch gedehnt, begleitete den jehr ind Breite 
gefchlagenen Bermittlungsantrag an das Volk. Hatte die Tag. 
jagung eine Ahnung von dem unglüdlihen Ausgang? Am 
Schluß ihres Aufrufes fchrieb fie: „Freunde, Eidgenoffen! Wir 
fhaudern vor den Folgen andauernder Zerwürfniſſe unter Euch) 
zurüd. Die Bundesbehörde würde dan nicht nur ermahnend 
und väterlich, fondern einläffiger und fräftiger aufzutreten haben.“ 

Die angeftrengteften Bemühungen der Tagfagung wurden mit 
veichlicher Täufchung erwiedert; felbft das gelang ihr nicht, daß. 
die Abjtimmung in allen Bezirfen am gleichen Tage vorge 
nommen würde; vom 7. auf den 14. Auguft durch die Tagſatzung 
jelbjt verfchoben, fand fie an diefem Tage nur in den äußern 
Bezirken, am 21. erit im alten Lande ftatt. Dem Akte voran- 
gehend war im ganzen Lande Schwyz allgemeiner Kriegslärm 
entjtanden; in die äußern Bezirke gelangte nämlich die Meldung, 
das Bolk werde am Tage der Abftimmung vom Landsgemeindeplag 
hinweg fih aus dem Zeughaufe bewaffnen, die äußern Bezirke 
gewaltthätig überziehen. Diefe riefen fofort ihre beiden Kontingente 
unter die Waffen, mufterten den Landſturm, befegten die wichtigften 
Poften gegen Wollerau; das wohl bewaffnete Einfiedeln verficherte 
fih des Klofterd und der dortigen Kanonen; aus Richterfchweil, 
Rapperſchwyl und Utznach wurde Munition berbeigefchleppt. Auf 
jolche Kunde machte Zürich Truppen verfchiedener Waffengattungen 
marfchfertig, um fie im all eintretender Friedensſtörung im 
Kanton Schwyz unverfchoben an die Verfügung der Tagfagung 
ftellen zu können. Dem Borort aber erklärten alsbald beide 
Theile von Schwyz, daß Urfache von Beforgniffen ihrerfeits nicht 
vorhanden fein; Schwyz denke an feine bewaffnete Selbfthülfe, 
die äußern Bezirke aber hätten fich nur gegen etwaigen Ueberfall 


von Schwyz her bewaffnet. In der Tagſatzung Bahen nachher 
Die Schweiz. 
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einige Stände die Verfiigung von Zürich als voreilig gerügt. 
Immerhin waren unter ſolchen Borgängen alle Bermittlunge- 
verfuche ein eitle8 Bemühen; ihr Scheitern unfehlbar zu machen, 
war von Schwyz aus eine namenloje Streitfchrift in Drud ges 
geben worden, in der es an böswilligen VBerdächtigungen gegen 
die Tagſatzung nicht fehlte *. Die Regierung aber hatte die An— 
träge der Tagſatzung nur fpärlih in das Volk verbreitet; an 
öffentlichen Gelagen wurde damit lofer Spott getrieben. 

Die äußern Bezirke nahmen die Vermittlungsvorfchläge an, 
Schwyz mit feinem treuen Wollerau verwarf. Gin Drucdblatt 
gab ald Berwerfungsgründe der Landsgemeinde an: Die Ernen- 
nung der Vermittler durch die Tagfakung; den den äußern Ber 
zirken zugeficherten eidgenöffifchen Schuß, beleidigend für Die 
Regierung (derfelbe war indeß ganz im Allgemeinen ausgefprochen 
worden); die Duldung ihres Proviforiums (aber diefes war viel- 
mehr eingeftellt und mit der Einftellung auch für die Zukunft 
bedroht); Gefährdung der Berfalfungsurfunde von 1821; die 
den Bezirkögemeinden mit Umgehung der (angeblich) fouveränen 
Behörde vorbehaltene Ratififation des Verfaſſungswerkes; endlich 
den Umftand, daß Schwyz nur in Verbindung mit Wollerau die 
Hälfte der Ausfchüſſe zu bejtellen habe. 

Mit den jet plößlich eingetretenen Greigniffen in Bafel folgte 
nothiwendiger Stillftand in jenen von Schwyz. Die äußern Bezirke 
wurden von der Tagſatzung zur gänzlichen Zurüdnahme ihres 
Aufgebotes aufgefordert, überhaupt alle Behörden des Kantons 
gemahnt, alles zu meiden was gegenfeitige Aufreizung veran- 
laffen könnte (23. Auguft); in den Hauptfpan ſelbſt trat die 
Tagſatzung erneuert erft am 6. Dftober wieder ein. Der Gefandte 


* Bei Beleuchtung des Artikels, welcher von Entwerfung der Grundlagen 
zur Berfaffung durch die Landeskommiſſion fpricht, heißt e8 unter Anderm: 
»Alles dieſes ift nur Vorarbeit, Zurüflung zu einem größern, weit verderb- 
lichern, alle Gefeße und Rechte, Berfaffung und Staat untergrabenden Zwecke — 
eine nach den neuen, faum einige Monate alten Regierungsformen gemodelte 
Berfaffung — ald das ficherfte beglaubte Mittel, das freiheitdmörderifche Ein- 
heitsſyſtem auf die Bahn zu bringen.« 
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von Schwyz, Landammann Wäber, bot ſeine ganze maſſive Be— 
redſamkeit auf, um Stellung und Ehre ſeines Landes zu retten. 
» Was wollen die äußern Bezirke?“ rief er aus. „Ihr neumodiſches 
Feldgeſchrei ift eine Verfaffung, die Parole eine Repräfentation 
nad) der Volkszahl; unfere Verfaſſung ift freilich nicht nach dem 
neuejten franzöfifhen Schnitt, in Schweinsleder gebunden; aber 
fie hätte wie jchon lange auch fernerhin unfer Glück gemadt; 
die Repräfentation aber ift ein leeres Wort in einem Lande, wo 
das Volk der Souverän ift und an der Landsgemeinde mehren 
und mindern, Geſetze fchaffen und abfchaffen kann; das Gefchrei 
nach Föpfifcher Repräfentation muß aber geheimere Zwede haben. 
Was verlangt das alte Land? Den ungefchwächten Fortbeftand 
des Kantons und die Wiederherftellung der bürgerlichen Ordnung ! 
die Trennung desjelben kann mit der gefeglichen Ordnung nicht 
bejteben“ u. |. mw. Obgleich in der Zmifchenzeit mehrere Große 
Räthe auf den Fall der fruchtlofen Vermittlung neue Inftruftionen 
gegeben hatten, war die Tagjagung doch wenig verfaßt zu einem 
glücklichen Entjcheid. Zwar wies Freiburg in fcharfer logifcher 
Darlegung dem Gefandten von Schwyz das Unrecht feiner An- 
ſprüche vor; aber jener wie viele andere Stände wollten die 
Dinge nicht auf die Spige treiben, lieber zumarten, oder aber- 
malige DBermittlungsverfuche vorfehren. Auch Stimmen wie die: 
jenige von Zürich, die zwar von der Zeit die Heilung des Uebels 
erwarten, inzwifchen aber beiden Theilen die Stellvertretung in 
der Tagſatzung gewähren wollten, blieben ohne Anklang. Gegen 
dieje und ähnliche Anfichten, welche die bisherige politifche Stellung 
der Regierung zu Schwyz gegenüber der Bundesbehörde zu Gunften 
der äußern Bezirke zu verrüden drohten, traten bejonders die 
weftlihen Stände Waadt, Neuenburg und Genf auf. Die Aus- 
beute von einer fiebenftündigen Verhandlung war eine Einladung 
an beide ftreitenden Theile zur Ausgleihung unter fich felbit 
bis zur Zagfagung von 1832, wenig genug nad dem etwas 
pompöfen Auftreten Anfangs Juli. Nur wenige Kantone (Solo- 
thurn, Thurgau, Graubünden, Luzern und Appenzell Außerrhoden) 
wollten die Drohung beijegen, daß, wenn bie dahin Schwyz nicht 
13 * 
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völlig als ein in ſich einiger Kanton organifirt wäre, eine Ge— 
jandtjchaft dieſes Standes nicht mehr zugelafjen würde. Den beiden 
Barteien im Kanton Schwyz war folcher Ausgang nicht geradezu 
ungelegen. Das alte Land fand fich beſtärkt in der Hoffnung auf 
irgend eine der Fethaltung feiner Vorrechte günftigere Wendung 
der Dinge; die äußern Bezirfe dagegen mochten in dem Berfchub 
eine ftillfchweigende Anerkennung der von ihnen eingenommenen 
Stellung erbliden. Für gefummte Eidgenoffenfhaft aber war die 
Rathlofigkeit der Stände und der Tagſatzung ein Unglüd. 

Die Maiwahlen hatten dem Kanton Bafel eine Stadt-, nicht 
aber eine Kantonsregierung gegeben. Bon den fiebzehn Mitgliedern 
des Kleinen Rathes waren dreizehn Bürger der Stadt, nur vier 
der Landfchaft angehörig, erjtere zudem den Stadtmeinungen und 
den Stadtintereffen unbedingt ergeben; für diefelben weniger ein- 
genommene Männer aus beiden Landestheilen jah man verdrängt. 
Durch diefe Einfeitigfeit war die in der Bertheilung der Groß- 
rathejtellen jcheinbar gelegene Ausgleihung völlig vernichtet, die 
Landichaft, die fich der Hoffnung hingegeben hatte, mit der Hälfte 
der Negierungsitellen bedacht zu werden, zu beleidigender Unterthan- 
ſchaft verurtheilt; denn nach Bafeler Herfommen, das in einigen 
modernifirten Beftimmungen der neuen Berfafjung Fein genügendes 
Gegengewicht finden konnte, ſaß alle Gewalt feit in den Händen 
der Regierung, und der Große Rath felbit that feinen freien 
Athemzug, er habe denn zuvor das Gutachten des Kleinen 
Rathed vernommen. Solche übermächtige Stellung wurde noch 
gehoben durch das Recht der Regierung, viele Kantond- und alle 
Bezirksbeamteten, dann die Großzahl der Gemeindevorgefekten zu 
ernennen, wobei die willigften Anhänger je die bevorzugten wurs 
den, fo wie durch die Thatfache, dag die meiften Geiftlichen auf 
dem Lande der Stadtbürgerfchaft angehörten. So wurden im 
Namen von ungefähr 8000 Stadtbürgern 40,000 Bürger der 
Landſchaft beherricht, von meld letztern nur ein verhältnigmäßig 
kleiner Theil als paffive oder aktive Anhänger der Stadt zählen 
fonnten. Die Stadt hatte Alles für fich gerettet, Alles gewonnen ; 
ed blieb ihr nichtd mehr zu wünſchen übrig, ald das verfcherzte 
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Zutranen der Landſchaft wieder zu erhalten, dann zu befeftigen. 
Baar aller Hoffnungen für die Sache des Landes irrten feine 
flüchtigen Wortführer theild in den Schweizer Kantonen, theils 
im benachbarten Elſaß umher; Gegenftand von Auslieferungs- 
begehren an ausländiiche Regierungen, die jedoch von denfelben 
unberüdfichtigt blieben. Auf dem Lande felbft war man dem 
Gedanken durchaus nicht fremd, fich dem unvermeidlich Gewordenen 
zu fügen. Deffentlih wurde die Verſicherung gegeben, es dürfte 
die allmälige Beruhigung der Landfchaft erfolgen, falld nur die 
Stadt die behaupteten Bortheile mit Mäßigung benuge. Es ward 
aber gleichzeitig nicht verhehlt, daß, wenn die nächften Folgen 
der Jennerereignijfe nicht getilgt, die Bitten der zurücgelajjenen 
Familien der Flüchtigen nicht erhört würden, eine bleibende Be- 
rubigung der Gemüther nicht erzielt werden Fönnte. So trat an 
die Stelle der Berfaffungsfrage, an die Stelle des politifchen 
Prozeſſes über die Nechtsgleichheit die Frage einer allgemeinen 
und unbedingten Amneftie. Warme Wünfche wurden laut für 
diefelbe, zahlreich unterzeichnete Bittfchriften aus vielen Ortfchaften 
des Landes empfahlen fie der oberften Behörde. Allein noch bevor 
es zu einem Entjcheide Fam, waren acht noch flüchtige Mitglieder 
der ehemaligen proviforifchen Regierung mit ſchweren Kriminal- 
ftrafen belegt *, viele andere Bürger als pflichtvergejjene Staats— 
oder Gemeindebeamtete ebenfalld in Unterfuchung gezogen, theil- 
weife auch beitraft worden. Das erbitterte wohl die Gemüther, 
änderte aber die politifchen Anfichten und Neigungen nicht. Schon 
bei einer erften Berathung wurde zahlreicher Abftand der Ber- 
wandten befohlen, dann zum Formalismus des Neglementes ge 
griffen, um den Gegenftand erft zur Begutachtung dem Kleinen 
Rath zu Überweifen. Nach deſſen Zufammenfegung ließ ſich nur 
Ungünftiged erwarten. Dann fegte fih auch ein unglüclicher 


* Sn erfter Inftanz von einem Kriminalgericht, deſſen gefammte Mit: 
glieder im Jenner gegen die Landfchaft und gegen die Angeklagten insbeſondere 
die Waffen getragen hatten. Die Verurtheilung erfolgte nady einem Gefep, 
das, wider alle Grundfäge des Strafrechtes, nach dem Aufftand, aber fpeziell 
gegen die während desfelben erfolgten Handlungen erlaffen wurde. 
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Zwifchenfall auf Seite der Amnefttegegner. In Muttenz war 
Milizmufterung (7. Juni); eben fo unklug als rückſichtslos ordnete 
die Negierung einen gewijfen Stödlin als Milizinipeftor ab, der 
im SJennerkriege Anführer der fogenannten Todtenföpfler gegen die 
Landfchaft geweſen; die ärgerliche Erfcheinung erbitterte die Ger 
müther, veranlaßte Unordnung in den Reihen der Mannſchaft, 
und alsbald fiel ein ganzer Schwarm von Bauerndurfchen über 
die Offiziere ber und mißhandelte fie, befonders Stödlin, bis zu 
fchwerer Verwundung, Rache nehmend für die Rohheiten, die unter 
deſſen Anführung im Winter begangen worden. Meuterei bleibt 
Meuterei vor dem Gefes, daher wurden bald nachher die Schul- 
digen verhaftet und bejtraft. Weiß man indeß, daß jene Todten- 
föpfler nichts Anderes waren ald meiſt gedungene Fremde, die 
im Sennerfampfe übermüthig das barbarifche Weldzeichen eines 
Todtenfopfes fich gegen das Landvolk ausgewählt hatten, fo fällt 
die moralifhe Schuld auf die Behörden zurüd, die dem Volk 
nicht mit väterlicher Freundlichkeit, fondern mit ungeſchicktem Trotz 
entgegentraten. Alsbald benuste die Regierung das Greigniß zum 
öffentlichen Ausspruch, wie Nachjicht und Milde den Geiſt des 
Aufruhrs und der Widerfeglichfeit nur dreifter machen. Mit mehr 
Grund hätte fie vielleicht aus dem Gejchehenen folgern mögen, daß 
die Verweigerung einer Amneſtie den Leidenfchaften von Siegern 
und Defiegten nur frifhe Nahrung geben, die Wiederherftellung des 
Wohlvernehmend im ganzen Kanton fchlechterdings unmöglich 
machen werde. Sie wollte fich indep mit folchen Gedanken nicht ver— 
traut machen und begutachtete ablehnend, das Heil der Republik 
von eremplarifcher Strenge erwartend. Die Borfrage des reglemen- 
tarifchen Ausftandes der Verwandten (es waren ihrer dreißig) waltete 
zum zweiten Male. Eine fräftige Proteftation dagegen ward ver- 
lefen : denn intereffirt und befangen in dieſer Suche feien ent 
weder alle Mitglieder oder gar Feine. Yautes Toben von Stadt: 
mitgliedern gab übled Zeugniß, wenigftens von ihrer Unbe— 
fangenheit; e8 war jelbft Sewaltanwendung zu beforgen. Dieß 
und ein ernſter Befehl des Bürgermeiſters machte dem Streit 
ein Ende: die Berwandten zogen ab. Die erbitterten Gegner, 
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die in mächjter und vertrautefter Verwandtſchaft zu ihren eigenen 
Handlungen landen, weil fie deren politifche Konfequenz zu 
vertheidigen und zu retten hatten, durften ſitzen und ftimmen. 
Die Anficht der Regierung ward in dem Satz des Amtsbürger- 
meifterd Frei ausgeiprochen: „Sprechen wir heute Amneftie aus, 
fo haben wir morgen Anarchie.“ Bon den 154 Mitgliedern des 
Großen Rathes waren 112 anwejend; durch den Abſtand der 
verdrängten Verwandten wurde die Stellvertretung der Yandichaft, 
wenn nicht vernichtet, jo Doch wefentlich geſchmälert; es blieben 
82, von denen 68 im Geiſt des Eleinräthlichen Antrages die 
Amneftie verwarfen, nur 14 fie gewähren wollten (15. Juni). 
So hatte eine faktifche Minderheit des Gefammtgroßrathes die 
zur Zeit wichtigfte Yandesfrage entjchieden. Von nun an wurde 
die Aufmerkfamfeit in den übrigen Kantonen auf den Gang der 
Dinge in Bafel wieder reger, denn ed war noch nicht vergeflen, 
daß jchon während der erſten Monate des Jahres eidgenöffifcher- 
jeitd den Behörden von Baſel die Amneftie dringend empfohlen 
worden. In der Preſſe wurden die Geſchicke des Landvolkes von 
Baſel wieder ein ftehender Artikel. 

In einigen Großen Räthen, jo in jenen von Yargau, Solo 
thurn, St. Gallen und Thurgau, fand das Schickſal der gerichtlich 
Berfolgten oder ſchon Berurtheilten lebhafte Theilnahme; Anträge 
auf Amneftie oder Begnadigung wurden in die Gefandtichafte- 
inftruftionen niedergelegt, Empfehlungen, wie fie unter den eid- 
genöſſiſchen Ständen von jeher ftattgefunden, umbeleidigend und 
unmaßgebend. Aargau Fündete folhen Antrag, auf Begnadigung 
lautend, in der Tagſatzung anz der Geſandte von Bafel dagegen 
verlangte Nichteintreten, weil Aargau feinen Antrag zuvor den 
Ständen durch Kreisichreiben hätte befannt machen follen. So 
verjtand aber die Tagſatzung das Neglement nicht; die allfälligen 
Mittel zur Pazififation ded Kantons Bafel hielt fie für wichtiger 
als pedantifche Einhaltung eined Neglementsartifeld, der zudem 
das Eintreten in Dringlichfeitsfällen zulieh. Mit Staunen und 
Unmwillen wurde die in dem Wefen wie in der Form des Bor: 
trages unfreundlich gehaltene Einrede befeitiget und die Anregung 


— 200 — 


Aargau's noch für dieſe Tagſatzung auf die Tagesordnung genom⸗ 
men. Unmittelbar nachher erfolgte die ſchon berichtete Verhand— 
lung über die Garantie der neuen Berfalfungen, wobei ſolche 
auch für jene von Bafel zu Protokoll erflärt wurde. Diefe beiden 
Thatfachen zufammengenommen lieferten den vollen Beweis, daß 
auf Seite der übrigen Mitftände Feinerlei feindfelige Plane gegen 
Bafel, am wenigften folche für den Umsturz der dortigen neuen ver- 
faffungsmäßigen Ordnung, gewaltet haben. Was manche derfelben 
wollten und wünfchten, war milde Behandlung der Unterlegenen, 
billige Rüdfiht auf die Lage und Anfprüche des Volkes, über: 
haupt eine ſolche Politif von Seite der Regierung, die den 
Kanton Bafel und die Eidgenofjenfchaft nicht neuen Gefahren 
ausſetze. 

Dieſe wohlbegründeten Wünſche aber ſollten nicht in Erfüllung 
gehen. Der ganze Eifer der Regierung warf ſich auf die Verhin— 
derung der Amneſtie und alles, was damit zuſammenhing. Statt 
im Akte der Einführung der neuen Verfaſſung den nothwendigen 
Abſchluß der alten Fehde zu erblicken, beharrte die Regierung auf 
einem unſeligen Fortſpinnen des im Winter zuvor behaupteten 
Syſtems; ſo fand das Gehäſſige kein Ende, das Gute aber und 
vom Landvolk Erſehnte, das in Folge einzelner Beſtimmungen 
der neuen Verfaſſung zu ſeinen Gunſten hätte gewirkt werden 
können, feinen Anfang; es waltete Zaudern und Unbereitwillig- 
keit für alles, was mit einiger Beförderung hätte geſchehen 
können und ſollen, ſo für die Ausſcheidung der Waldgerechtſame 
zwiſchen dem Staat und den ſämmlichen Landgemeinden, für die 
Bereinigung der Bodenzinsfrage im Bezirk Birseck und Anderes; 
abgenutzte, über alle Gebühr ſchleppende Geſchäftsformen mußten 
für ſolche Unterlaſſungsſünden gewöhnlich den guten Vorwand 
leihen. Unter diefen mehr zufälligen äußern, dann jenen in der 
Verfaſſung felbft gelegenen unglücdlichen innern Berumftändungen 
wich aller Segen vom Bajeler Gemeinwefen, und ed war auf 
die Dauer unhaltbar geworden, noch bevor es in feinen neuen 
Formen recht ins Leben getreten war. 

Schon Anfangs Juli machten vier Mitglieder der geweſenen 
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proviſoriſchen Regierung eine „Erklärung und Appellation an die 
Gerechtigkeit“ befannt, in welcher nun rückhaltlos Trennung als 
das einzige Nettungsmittel der Landſchaft gepriefen, ihr politifches 
Berhältnig als das eines mundtodt Gewordenen gefchildert, die 
Annahme der Verfaſſung ald das Werf von Umtrieben und ter 
roriſtiſchen Zwanges dargeftellt wurde. Ihr folgte die Abfaffung 
einer „Borftellung der Landſchaft Bafel in Bezug auf die Mif- 
verhältniffe zwischen Stadt und Land“, die bald zweitaufend ein- 
hundert jechsundfünfzig Unterfchriften erhielt und Ende Juli durch 
eigene Abgeordnete an den Schultheißen des Vororted Luzern zu 
Handen der Tagfagung überbracht wurde, nachdem einzelne bafe- 
lifche Beamtete vergebens das Umbieten und Unterzeichnen der 
Schrift verboten hatten. In derfelben baten die Bürger der 
Landſchaft um die Hülfe der Eidgenoſſenſchaft für Abänderung 
der Verfaſſung durch einen frei zu wählenden Berfaffungsrath 
oder dann aber Trennung, in welch letzterm Falle das Landvolk 
nicht abgeneigt wäre zum Anſchluß an einen andern Nachbar- 
fanton. Ohne allfeitige Gährung war ſolche Manifeftation nicht 
möglich; die Proviforifchen erjchienen einzeln wieder in der Heimat, 
mißbeliebige Freiheitsbäume und Kofarden wurden gejeben, wenn 
auch gleich wieder befeitiget; umlaufende Gerüchte, worunter auch 
dag einer neuen militärifchen Expedition aus der Stadt gegen 
die Landſchaft, erhisten die Gemüther. In Dornah tagten die 
Solothurner, Aargauer und BaſelLandſchäfter Anfangs Auguft, 
um zu berathen, was weiter zu thun, wenn der Landfchaft Flehen 
vergeblich fei. 

Kaum war jene Bittfchrift nach Luzern gelangt, proteftirte die 
Geſandtſchaft von Bafel fehriftlich gegen deren Borlegung an die 
Tagjagung, was jenen Beichluß hervorrief, der den Präfidenten 
zur Borlage aller Eingaben an die Tagfagung verpflichtete; die 
Regierung von Bafel aber erließ eilends ein Kreisfchreiben an die 
Stände, verwahrte fich gegen jegliches Eintreten und bebielt fich 
gegentheild eventuelle Mahnung zum Beiftand für Handhabung der 
Berfaffung vor, während um diefelbe Zeit Luzern, vorangehend, 
dann Zürich Inftruftionen ertheilte, die bereitö mittelbar für die 
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Landſchaft Partei ergriffen und der Regierung eine allgemeine 
Amneſtie empfahlen. Obigem Beſchluſſe gemäß folgte Vorlage der 
Petition aus der Landſchaft am 16. Auguſt und Tagesanſetzung 
für die Berathung auf den 25. gl. M. 

Der Gang der Ereigniffe wollte es anders. Rohe Inſul— 
ten, an Freunden der Landichaft in der Stadt verübt, hatten 
ſchwere Erzejfe in den Landgemeinden zur Folge, gegen welche 
das Anſehen der gejeglichen Behörden fi mit Mühe nur bes 
hauptete. Einunddreißig Landgroßräthe erklärten den Austritt 
aus dem Großen Rath; in Liejtal, Siffah und Therwyl wurden 
abermal Freiheitsbäume errichtet. Die Regierung ſah bierin die 
Anzeichen des Aufftandes, fandte Zivilkommiſſarien nach Lieftal 
und weiter, um abzumahnen, dann eine ſtarke Anzahl Offiziere 
in die obern Landestheile, um dortigen Anhängern der Regie— 
rung ald Stüßpunft zu dienen, Abfall und Ueberfall zu ver- 
hüten, nöthigenfalld die unmittelbar von Bafel aus nothwendig 
werdenden militärifchen Schritte von jener Seite her zu unter 
ftügen, mit andern Worten einen wirklichen Aufftand in und 
um Lieſtal, dem Mittelpunkt der Unzufriedenen, zwifchen zwei 
oder drei Feuer zu nehmen. Das wurde bald ruchbar in Lieftal 
und Siſſach, empörte die Unzufriedenen. 

Test mußten die Statthalter an beiden Drten weichen und 
nach Baſel zurüdtehren, und die Gewalt der Regierung hatte dort 
in Folge ihrer eigenen Schritte ein Ende erreicht. Sofort erließ 
fie Befehl an die Basler Offiziere im oberen Yand zur militäri- 
ſchen Aufftellung der etwa verfügbaren Mannfchaft, was ihnen 
indeß nicht gelang, und bot auch jene in der Stadt auf. Am 
21. Auguft früh halb 2 Uhr zog Oberft Wieland mit ungefähr 
800 Mann und vier Stüden groben Geſchützes aus nad) Lieftal. 
Ihnen ftellten fich in Folge Tages zuvor ergangenen Aufgebotes 
2 bis 300 Kämpfende von der Landichaft entgegen. Zuerſt die 
Hülftenfchanze, dann Lieftal wurden genommen. Die Aufftändi- 
ſchen aber jeßten der zahlreichern Schaar aus Bafel durch Klein 
frieggefecht mit folcher Beharrlichkeit zu, daß fie alsbald den 
Rückmarſch antreten mußte und um 2 Uhr Nachmittags wieder 
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in Bafel einrädte. Eine Anzahl Todter und Verwundeter beider 
jeits, Schädigung an Eigentbum durch Brand und andere Urs 
jachen jteigerten das Unglüd des Bürgerfrieges. 

Einiger Zuzug aus Nachbarfantonen hatte ftattgefunden, doch 
befchränfte er jih auf Einzelne. Die Aufftändifchen fiegten durch 
eigene Kraft, die ihnen die Verzweiflung eingegeben. Im Geifte 
derfelben war am 20. von ihren Führern ein Tagesbefehl erlafjen 
worden, der jeden thätlihen Anhänger der Stadtregierung als 
„vogelfrei“ erklärte. 

Das Mißgeſchick, das die Regierung erlitten, war mehr nur 
als eine bloße militärifche Niederlage. Sie fchadete empfindlich 
auch ihrem politifhen Anfehen. Die Mittel, die fie angeivendet, 
militäriſche Exekution von oben mit dem beabfichtigten bewaff- 
neten Hinterhalt von unten, größerntheild geheim und zu nächt- 
licher Weile ausgeführt, ohne offene Darlegung des obrigfeitlichen 
Vorhabens und vorangehende Bedrohung mit deifen Folgen, warfen 
ein ungeheured Map von Gehäffigfeit auf diefe Schritte und er- 
wecten gegen Bafel in der übrigen Schweiz eine Erbitterung, 
die nicht mehr gutgemacht werden fonnte. 

In gleicher Nacht noch, auf erfte Trauerberichte, verfammelte 
ſich der vorörtliche Staatsrath und fandte Eilboten nach Aargau 
und Solothurn, um wenigftend einen allgemeinen Zuzug und 
deffen Folgen zu verhüten; auf den 22. früh 5 Uhr berief 
jein Präfidium die Taafagung. Die Stellungen waren hier 
gegenfeitig verrückt. Das gefährdete Bafel hatte die bewaffnete 
Dazwifchenfunft der Tagſatzung nöthig und wollte fie nicht; Die 
Tagſatzung aber hätte fie gerne vermieden und durfte fie aus 
böhern Rüdjichten für die allgemeine Ruhe der Eidgenofjenfchaft 
nicht unterlaffen. Die Gefandtihaft von Bajel erklärte: „fie 
befinde ſich ohne Aufträge und werde daher auch Eeinerlei Be— 
gehren an die Tagjagung ftellen; wolle fih aber die Tagſatzung, 
um größerm Unheil vorzubeugen, zu irgend einem Schritt ent- 
ichliegen, fo müſſe ein folder zu Handhabung der Berfafjung 
gefchehen.“ Die Tagſatzung ihrerjeits fonnte fich durch dieſe ge- 
wundene Sprache nicht abhalten laſſen; fie mußte zur Serjtellung 
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der Ordnung einſchteiten, dem weitern Umſichgreifen des Bürger: 
krieges wehren und dadurch die Ruhe im Kanton Baſel wie in 
der Eidgenoſſenſchaft ſicher ſtellen; denn nur durch ihr eigenes Ein— 
ſchreiten konnte die drohende eigenmächtige Einmiſchung der Be— 
völkerungen ringsum abgewehrt werden. Ihrer Pflicht eingedenk, 
ordnete die Tagſatzung vier Repräſentanten ab mit dem Auftrage: 
„erſtens den Inſurgenten in jenem Kanton den Befehl zu ertheilen, 
die Waffen ſogleich niederzulegen und zur geſetzlichen Ordnung 
und Ruhe zurückzukehren, und zweitens an die Regierung des 
Kantons Baſel die dringende und beſtimmte Forderung zu richten, 
jedes Blutvergießen ſofort einzuſtellen.“ Als Repräfentanten wur— 
den gewählt: Bürgermeiſter v. Muralt von Zürich, Landammann 
Heer von Glarus, Bürgermeiſter v. Meyenburg von Schaffhauſen, 
Landammann Sidler von Zug, der letzte durch's 2008. Folgen— 
den Tages um 4 Uhr Morgens waren ſie bereits in Baſel, ver— 
kehrten mit der Regierung, darauf mit den Führern der Land— 
ſchaft in Lieſtal, zur Vollſtreckung ihrer Aufträge. Da in dieſen 
ſelbſt ein klarer ſtaatsrechtlicher Grundſatz nicht ausgeſprochen, 
mehr Verneinung als poſitive Vorſchrift in ſie niedergelegt war, 
überhin bei einer Abordnung von vier Magiſtraten die unerläß— 
liche Einheit des Gedankens und Wirkens ein halbes Wunder 
geweſen fein würde, fo konnte höchſtens ein Zweck erreicht mer 
den, derjenige nämlich, wiederholtem thätlichen Zufammenftoge, 
der Erneuerung ded Bürgerfrieges zu begegnen. Die Führer des 
Aufftandes, vor und während dem Kampfe noch zerftreut, hatten 
ſich aljogleih nach feinem für fie glüdlihen Ausgang in Lieftal 
zufammengefunden und veranftalteten eine Landsgemeinde auf den 
25. Auguft. Den Repräfentanten erklärten fie, an ihrer Spike 
Stephan Gutzwiller, es müſſe durchaus eine Trennung Platz 
greifen, das Volk wolle von Bafel nichts mehr wifjen, die Ver: 
faffung werde als erzwungen oder erfchlichen nicht mehr anerkannt. 
Fruchtlos machten die Repräfentanten Einreden gegen die einbe- 
rufene Bolfsverfammlung, welche bei 2000 Bürgern ſtark eine 
feierliche Erklärung bejchloß, gegen die Stadt, ohne Angriff von 
dorther, Feine Feindſeligkeiten zu begehen, eine neue Borftellungs- 
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ſchrift an die Tagſatzung erließ und eine proviforifche Regierungs- 
fommilfion aufftellte, zur Wahrung der Rechte der Landfchaft- 
wie zur Handhabung von Ruhe und Ordnung. Zur Wahl einer 
definitiven neuen Regierung follte jede Zunft zwei Ausfchüffe nach 
Lieftal fendenz auch wurde die Erneuerung aller Gemeinderäthe 
befohlen. In jener Bittfchrift wurde die Tagſatzung erfucht, das 
hohe Amt der Vermittlung zu übernehmen. Die Nepräfentanten 
berichteten nach Luzern, daß die Mittel der. Ueberredung bereite 
erichöpft, fie felbit außer Stande feien, „in Bezug auf allfällige, 
beffer zum Ziele führende Maßregeln dermal auch nur einen Ge 
danken zu wagen“, 

Trotz ſolcher Rathlofigfeit ihrer Stellvertreter ſah fich die Tag- 
fagung gezwungen, unaufhaltſam vor- oder rückwärts zu gehen. 
Das letztere war nicht gedenfbar bei der ftärfern Theilnahme, die 
für die politifche Richtung von Bafel vorherrfchte und weil der 
Kanton und feine Umgebungen überhaupt nicht den Gefahren 
der allfeitigften Selbfthülfe überantwortet werden konnten. Alſo 
ging es vorwärts. Nach vielen bittern Reden und Gegenreden 
befchloß die Tagſatzung am 26. Auguft: ein anfehnliches Truppen- 
forps wird aufgeboten, um erforderlichen Falles den erften Be- 
ſchluß mit Gewalt zu vollziehen; nah Maßgabe der weitern Um— 
ftände ſoll es in Aktivität gefeßt werden; die Repräfentanten 
werden eingeladen, diefen Beſchluß der ganzen Einmwohnerfchaft 
des Kantons Bafel zu verkünden; den Zuzügern aus andern 
Kantonen (die meiften gehörten dem vorörtlihen Stande Luzern 
an) wird die Rüdfehr nach Haufe befohlen; zwei der Repräfen- 
tanten werden zurücdberufen zu mündlicher Berichterftattung. Auf 
4478 Mann wurde das Befegungsforps beftimmt, Oberft Ziegler 
aus Zürich zu deſſen Befehlshaber ernannt, unter ihn als Bris 
gadefommandanten die Oberften Ledergerv von St. Gallen und 
Maillardoz von Freiburg. Baſels Stellung in der Tagſatzung 
war an jenem Tage unverändert die frühere geblieben; es ver- 
langte feine Truppen und proteftirte eben jo wenig gegen deren 
Abſendung; die Gefandtichaft befchränfte ſich auf die mündlich 
hingeworfene Aeußerung, daß eine Verwendung der Truppen nur 
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im Einverſtaͤndniß mit der Regierung geſchehen könnte. Mit einem 
ausdrücklichen Begehren der Geſandtſchaft um Wiedereinſetzung der 
legalen Ordnung auf der Landſchaft, nach Art. IV des Bundesver— 
trages, und mit einer eben fo ausdrüdlichen Nequifition eidgenöſſi— 
ſcher Truppen zu gleichem Zwecke und auf eigene Kojten, hätte Bafel 
alles erreicht, was in feinen Wünfchen gelegen. Dem fahlen Buche 
ftaben des Bundes wäre fein trauriges Recht widerfahren, wenn auch 
taufend Herzen geblutet hätten. Regierung und Gefandtichaft aber 
vechneten und erwogen jo überflug, daß fie an jedem entjchei- 
denden Tage das Unrechte wählten. Auch ohne Begehren von 
Bafel hatte nun die Tagfagung jedenfalls zu feinen Gunften 
mehr befchloijen, als es felbft gewollt. Darüber ließen die Freunde 
der Landſchaft fich in bittern Klagen vernehmen. 

Heer und Sidler erfchtenen auftragsgemäß am 30. Auguft 
in der Tagſatzung; als vielfältig vernommene Hauptveranlafjung 
des neueiten Aufftandes gaben fie an: Allgemein unkluges Be— 
nehmen der Regierung von Bafel, vorzüglich die Verweigerung 
der fo dringend gewünfchten Amneſtie, die Beftreitung der Koften 
für den Feſtungsbau der Stadt aus der Kantonskaſſe und ftatt- 
gefundenen moralifchen Zwang bet der Abjtimmung über die Vers 
faffung. Die Amneftieverweigerung habe um fo bitterer gewirkt, 
als mehrere Mitglieder der frühen proviforifchen Regierung weniger 
aus freiem Willen, ald um dem ausdrüdlichen Berlangen ihrer 
Gemeinden zu willfahren, die damalige Leitung der Gefchäfte über- 
nommen hatten. Der befannte Tagesbefehl vom 20. Auguft fei 
inzwifchen zurücgenommen; als Beranlaffung desjelben nannten 
jeine Urheber die Gefahren, die einem Theile der Landſchaft von 
Seite der aus der Stadt entjendeten Offiziere bevorſtanden; nach— 
giebiger jei die Stimmung der Borfteher ald jene des Volkes, 
ungewiß ob ohne Waffengewalt die gefegliche Ordnung wieder 
bergeftellt werden könne; erfolge nicht allgemeine Amneſtie, wo— 
von übrigens die Regierung von Bafel noch wenig hören wolle, 
jo wäre ſelbſt die entjprechende Wirkung bewaffneten Einfchreitend 
zweifelhaft. In Folge folcher und ähnlicher Mittheilungen hielt 
die Tagſatzung 1. Auguft) neuen Rathichlag, welchem voran: 
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gehend nun endlich auch die Julibittſchrift der Landſchaft, dann 
ſeitherige Beſtätigungen derſelben verleſen wurden. Die Fragen 
der militäriſchen Beſetzung und die Amneſtie bildeten die Haupt— 
aufgaben des Tages; hohen Unmwillen erregte bei vielen Ständen 
die Hägliche Ausflucht von Bafel: es wolle bis Austrag der Sachen 
wegen der neuejten Unordnungen „weder Verhaftungen noch ge 
vichtliche Prozeduren“ vornehmen, worauf um fo nachdrüdlicher 
Begnadigung für Aelteres, volle Amneftie für feitherige Wider: 
jeglichkeiten verlangt oder empfohlen ward. Das Wefentliche des 
ausführlichen Beichluffes ift: Die eidgenöſſiſche Okkupation werde, 
als dermalen noch nicht nöthig, unterlaffen ; die neu eingefegte 
Berwaltungsfommiffion oder proviforifche Regierung habe ſich 
aufzulöfen; nach wiederhergeftelltem gefeslichen Zuftande follen 
die Nepräfentanten die dringende Einladung an den Großen 
Rath) von Bafel richten, Begnadigung und beziehungsweife Am- 
neftie für alle politifhen Vergehen auszufprechen, gegen die Ver— 
pflichtung der Betroffenen, ſich jeder weitern Störung der geſetz— 
lichen Ordnung zu enthalten; endlich habe Verwendung zu dem 
Zwede einzutreten, daß Regierung und Großer Rath von Bajel 
„zu einer wahrhaften und bleibenden Konjolidirung des Friedens, 
der Ruhe und der Eintracht zwifchen Stadt und Land das Mög— 
lichfte beitragen“. Alles vergebens; denn beide Theile im Kanton 
Bafel waren gleich unnachgiebig, obwohl von der Regierung 
ein Minimum, von den Aufftändifchen der Landichaft deren ganze 
Zukunft als Opfer verlangt wurde. Die Zunftausſchüſſe derfelben, 
am 4. September in Xieftal verfammelt, erklärten alle Bande 
zwifchen der Negierung und.der Landjchaft als zerfchnitten, lehnten 
daher- eine Unteriverfung im Sinne des Tagſatzungsbeſchluſſes ab, 
erboten: ſich jedoch, die ganze Verwaltung der Landichaft in den 
Schooß der Tagfasung zu legen, wenn Gleiches auch von Seite 
der Stadt geſchähe; die Bewerbungen um Amneftie, erflärten fie 
weiter, ſeien ganz eitel, da gar fein Großer Rath mehr bejtehe, 
mehr als die Hälfte der Kandgroßräthe zurückgetreten ſeien, viele 
noch, nachfolgen würden; übrigens werde die Zulage als unftatt- 
haft abgelehnt, daß die gegen die Stadt begangenen Handlungen 
als politifche Verbrechen anzujehen feien. 
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Das Zaudern und Schwanfen der Tagſatzung mufte endlich 
aufhören. Am 9. September befchloß fie, die Truppen zur Okkupa— 
tion ded Kantons Bafel in Marfch jegen und an die Verfügung der 
Repräfentanten ftellen zu laffen, die „Berwaltungsfommiffion“ der 
Landfchaft nöthigenfalld mit Gewalt aufzulöfen, und beauftragte die 
Repräfentanten im Fernern, „um den geftörten Frieden im Kanton 
Bafel im Intereſſe des gemeinfamen Baterlandes dauernd herzuftellen 
und billigen Wünfchen der dortigen Einwohnerfchaft möglichfte Be— 
rücfichtigung auszumirken, — fich weiterhin von der im Kanton 
herrfohenden Stimmung gründliche Kenntniß zu verfchaffen, und 
daraufhin bei der Regierung und dem Großen Rathe des Standes 
Bafel im Namen der Tagfagung ihre verföhnende und vermittelnde 
Dazwifchenkunft zu dem Ende eintreten zu lafjen, daß durch eine 
zu ertheilende Amneſtie und andere geeignete Anordnungen eine 
Wiedervereinigung der getrennten Gemüther bewirkt werde.“ So 
war die bewaffnete Dazwifchenkunft auch zur vermittelnden 
geworden. Darum legte Bafel gegen jenen Beichluß Verwahrung 
ein. Mittlerweile betätigte eine Landsgemeinde der Aufftändifchen 
am 13. ihre bekannten Begehren und wuchs von ihrer Seite die 
Anftrengung zur Erweiterung ihrer Herrfchaft; die Basler ander- 
ſeits rüſteten im Reigoldswyler Thal, nad Erklärung der Regie— 
rung zur Gegenwehr, nach Beſorgniß der Aufſtändiſchen zum 
Angriff; der Landſturm der letztern zog 6 bis 700 Mann ſtark 
aus, die Mannfchaft im Thale that das Gleiche, und nur durch 
Dazwifchentreten der Nepräfentanten wurde ein neuer Zuſammen— 
ftoß der beidfeitigen Kriegsfchaaren verhindert. Die Basler räumten 
unter ihrem Anführer Oberftlieutenant Frei das Feld und die Auf- 
ſtändiſchen befegten Reigoldswyl. Unbekannt mit diefem Ausgang 
hatte die Regierung unterdejlen fchon Truppen aus der Stadt aus— 
rücken lafjen, um ihren Vertheidigern im Reigoldswyler Thale Hülfe 
zu bringen. Fest (16. September) rückten die durch zwei der Reprä— 
jentanten in Eile aus dem Kanton Solothurn herbeibefehligten eid- 
genöfjischen Truppen hevan und befegten einen Theil des Kantons. 

In der Stadt Bafel war ſchon vorher Aufregung und-Beforgniß 
entftanden, daß ein Gleiches gegen fie gefchehen werde, und drei- 
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undzwanzig Mitglieder des Großen Rathes ftellten an die Negie- 
rung das Verlangen, daß der Einmarſch eidgenöſſiſcher Truppen 
in die Stadt nicht zugegeben werde. So weit nun wollte die 
Regierung nicht gehen; wohl aber verwendete fie fich bei den 
Repräfentanten um thunliche Rückſicht und gewann fich die beruhi- 
gende Zufage, daß nur wenige Kompagnieen in die Stadt verlegt 
werden follen, der guten Form wegen, dann zur Grmunterung und 
Erholung der Truppen, weniger in der Meinung, der Stadt eine 
Bejagung zugeben. Solches geſchah dann wirklich am 21. September, 
und die Mannfchaft freute fich der ihr zu Theil werdenden „fürft- 
lichen“ Bewirthung, wie fie ſich felbft ausdrücte. Bon wichtigeren 
Wachpoften wurde ihr indeß feiner anvertraut. In der Stadt und auf 
der Landſchaft war das Betragen der Truppen tadellos; frühere 
Beforgniffe, auch bloße Verdächtigungen, es möchten die Truppen 
die Pflichten des militärischen Gehorfamd mißfennen und politi- 
ſchen Sympathieen für die Landſchaft weichen, erwieſen fich ale 
unbegründet. Ya fie beftanden jogar die harte Probe, gegen 
deren Führer Bolizeidienfte verrichten zu müſſen. Höherer Anord- 
nung zufolge war die Verwaltungskommiſſion aufzulöfen und foll- 
ten deren Mitglieder, falls fie fih dem Befehle nicht fügen würden, 
verhaftet, außer den Kanton Bafel gebracht und dort unter eid- 
genöſſiſche Aufficht geftellt werden. Ihre erwartete Widerfeglichkeit 
traf ein; Unordnungen zu begegnen, wurde nun in Lieftal eine 
ſtarke Zahl Truppen aufgeftellt; eine Abtheilung derfelben hatte 
die Haftnahme von vier Mitgliedern jener Kommiffion, Gußwiller, 
Hug, Debary und Eglin, zu vollziehen. Sie wurden nad) Yarau, 
von dort laut Beſchluß der Tagfagung nad Bremgarten abgeführt, 
nachdem ein von Bafel und Graubünden geftellter Antrag, fie auf 
der Veſte Aarburg unterzubringen, von mehreren andern Gefandt- 
ſchaften unterftügt, in Minderheit geblieben war. Unter Bewachung 
von 25 Mann Graubündner Milizen hatten fie dort Hausarreft 
und vermweilten bis 25. Dftober, dem Tag ihrer Freilaffung in 
Folge beſchränkten Amneftiebefchluffes von Bafel. Unter dem Schutze 
der eidgenöffischen Truppen gefchahen von Seite der Nepräfentanten 


die weiter nothwendig erachteten Schritte zur Herſtellung der geſetz— 
Die Schweiz. 14 
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lichen Ordnung im Sinne des Tagfapungsbefchluffes ; indbefondere 
wurden die Bezirksſtatthalter ſchon am 19. in den Stand gefekt, 
ihre amtlichen Verrichtungen wieder zu übernehmen; um diefelbe 
Zeit erfolgte die Wiederherftellung des lang unterbrochen geweſe— 
nen Poftenlaufes durch den Kanton. So nahm Alles wieder eine 
fogenannte legale Geftalt an, zu nicht geringem Gritaunen einer 
großen Anzahl von Schweizern, die ſich von einer eidgenöſſiſchen 
Dazwifchentunft ganz andere Ergebniffe vorgeftellt, vor faum neun 
Monaten eine ſolche ald ganz unzuläfjig erklärt hatten, jetzt aber 
durch die Macht der Umftände ſich in ihren Anfichten überwältiget 
fahen. Aber auch Stadt und Regierung blieben fortan unzufrieden, 
Im Reftaurationswerke durch mancherlei Widerfeglichkeit beläftiget 
und in Derlegenheit gefeßt, verlangten die Nepräfentanten Befcheid 
über die dagegen anzumendenden Mittel. Ein neuer Beſchluß der 
Tagfasung (vom 26. September) verwies fie auf militärifche Exe— 
fution gegen Gemeinden und Einzelne, gegen legtere auch auf 
Hausarreft oder militäriſche Bewachung. Beigefest wurde: „Ber 
gehen und Berbrechen, welche nicht politifcher Natur find, fallen 
der Beurtheilung der Gerichte des Standes Bafel anheim.“ Darin 
ſah Bafel wieder eine Schmälerung feiner Gerichtöbarfeit in Bezug 
auf politiihe Vergehen oder Verbrechen, obwohl ed bei der noch 
immer drücenden Laft der Amneftiefrage fich leicht hätte überzeu- 
gen können, daß das verordnete militärifche Einfchreiten bei wal- 
tender Krifis viel entfprechender fei als der mißliche Rechtsweg. 
Nachdem die Repräfentanten folchyergeftalt die äußere Ordnung 
wieder hergeftellt hatten (Liebe und Vertrauen zur Regierung ver- 
mochten fie dem Volke nicht einzuflögen), wollten fie nun auch 
die zweite Aufgabe löſen: Frieden und Eintracht in die entzweiten 
Gemüther* zurüdzubringen. Sie hatten es dabei vorzüglich auf 
perjönliches Einwirken bei dem Großen Rathe abgefehen, da bisher 
ſtets nur die Regierung gehandelt hatte, die Repräfentanten felbit 
nur mit diefer in Verkehr gekommen waren. Ihre Erwartungen 
waren übrigens fehr Heinlaut, und jchon am 26. September 
fanden fie fich im alle, der Tagſatzung zu berichten: in Bafel 
fei die Loſung: „Beibehaltung der Verfaſſung oder Trennung“, 
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in einem großen Theil der Landſchaft: „Berfaffungdrath oder 
Trennung“. Vermittlung und Berföhnung war fonach nichts 
Anderes ald ein Dazwifchentreten zwiſchen diefe beiden aus einander 
gehenden Richtungen, in deren Hintergrund nur die bedauerlichfte 
Trennung erblidt werden konnte. Worte aber waren hiezu uns 
zulänglich; die Repräfentanten fuchten daher die Ausgleichung im 
Werfen der Verfaſſung felbft, und zwar in jenen Borfchriften derfelben, 
welche die Entzweiung hervorgerufen hatten; das waren der $45, der 
in Verbindung mit dem Abftinnmungsgefege jede künftige Revifion 
der Verfaffung von der gefönderten Zuftimmung der Stadt: 
bürger einer- und der Landbürger anderjeits abhängig machte, 
dann der $ 31, der die Nepräfentation von Stadt und Sand zu 
75 und 79 Mitgliedern fetftellte. Auf diefe Punkte wollten die 
Repräfentanten allemächft die Aufmerffamteit der oberften Ber 
hörde von Bafel Ienfen. Ein Antrag in diefem Sinne, mit 
Wohlgefallen von der Tagſatzung aufgenommen, gelangte fchrift- 
lich an jene. Es gefchah nun noch, was einzelne Stände ausdrück— 
lich gewünſcht hatten, deren Mehrheit an der Tagſatzung aber 
nicht ausdrücklich vworfchreiben wollte: Die Repräfentanten ver 
langten und erhielten Eintritt im Großen Rathe felbft zu münd— 
‚licher Begründung ihrer Borfchläge. Im Kreife der Behörde boten 
fie ihre ganze Beredſamkeit auf, um fie genehm zu machen; fie 
‚ empfahlen wie immer die Ertheilung einer vollen Amneftie, warn: 
ten vor den unfeligen Folgen einer Trennung, die man in der 
Stadt jo wenig ald auf dem Lande bedacht habe, fo wie vor 
einem Berfaffungsrathe, der ein unerhörter Umſturz wäre. Seien 
aber diefe Auswege unmöglich, ſo wäre in flarrem Felthalten an 
der Verfaffung eben fo wenig Abhülfe zu finden. Auf folches 
Urtheil über die waltenden ausfchlieplichen Parteianfichten fußten 
fie ihre Anträge auf Abänderung der fchon angeführten Artikel 
und wünfchten Borberathung der ganzen Angelegenheit durch eine 
aus Stadt» und Landbürgern gemifcht zufammengefegte Kommiſ— 
fion, mit der fie fih zu Geltendmachung ihrer Borfchläge in Ver— 
bindung zu feßen gedachten. Zum Schluß ihre Mahnung, den 
gerechten Wünfchen der Eidgenoffenfchaft zu entfprechen, mit der 
14 * 
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Erklärung, daß die Repräfentanten, würde der Große Rath dem 
Wohle ded Vaterlandes die unerläßlichen Opfer nicht zu bringen 
wiffen, ihre Sendung als beendiget anfehen und jede Verant- 
wortung von fih ab⸗ und auf Jene wälzen würden, die fich 
taub gegen alle ihre Vorftellungen erwieſen hätten. Bergebens. 
Maffenweife Einwendungen waren in der Kommiſſion und im 
Großen Rath in Bereitfhaft; am 10. und 11. Dftober ſchloß 
dDiefer ab: Begnadigung und Amneftie (im Sinne eines von der 
Regierung felbft ausgegangenen Vorfchlages) mit Ausnahme von 
neunzehn Bürger, an deren Spige Gutzwiller; fie wurden ihrer 
Stellen und Aemter verlurftig, auch auf vier Jahre unfähig er— 
flärt, folde im Kanton zu befleiden; verlangte Abänderungen 
der Verfaffung wurden abgelehnt, mit Vorbehalt, über die Frage 
der Trennung abftimmen zu laſſen, falls der Stand Bafel bei 
feiner vechtöfräftigen Verfaffung nicht gefchügt werden wollte. Mit 
der Trennung war e8 bereits ernjtlich gemeint, da der Kleine Rath 
zu daheriger Begutachtung eingeladen wurde. 

So verſchloß fich Bafel den Aus- und Rückweg zur Rettung; 
die wefentlichiten Urfachen feines verhängnigvollen Entſchluſſes 
waren: maßlofe Furcht vor den Folgen eines verftärkten Einfluffes 
der landfchaftlichen Elemente in den Staatsbehörden, übertriebene 
Ginbildung vom eigenen Werth der Städterfchaft, ihrer geiftigen 
und materiellen Mittel, Exbitterung über vieljeitige Mipbilligung 
jeiner PBolitif in den übrigen Kantonen, unverftändiges und uns 
begründetes Urtheil über die wahre Gefinnung der fchiweizerifchen 
Reformpartei, welche eine Niedertretung der Landichaft allerdings 
weder unterftügen mollte noch fonnte, aber eben jo wenig die 
Abfiht hegte, eine folhe umgekehrt der Stadt zu Theil werden 
zu laffen. | 

Die Repräfentanten fchieden mit blutendem Herzen (12. Ok— 
tober), und mit ihnen langte zugleich der Bürgermeifter Frei als 
Gejandter an der Tagfagung an, nachdem der bisherige Wort 
führer Bafeld an der Tagfagung, Deputat Laroche, der Sache 
jeiner Auftraggeber durch klaſſiſchen Starrfinn und beleidigende 
Kälte höchſt zweifelhafte Dienfte geleiftet hatte. Des neuen Ge- 
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fandten Aufgabe war, bei der Tagfabung die unbedingte Hand- 
habung der Berfaffung durchzufegen. Leicht ergab fich eine Mehrheit 
zu anfehnlicher Verminderung der eidgenöffifchen Befagung, um 
fo weniger über die Hauptfragen. Baſels eigenes Anfinnen fand 
in einer neuen Kommiffion, die mit Inbegriff der legten Reprä— 
fentanten aus neun Mitgliedern beftand, unter welchen kaum 
eines zu den wirklichen Wortführern der Reformpartei und einer 
gleichgefinnten Großrathbsmehrheit im eigenen Kanton gezählt 
werden Fonnte, nicht eine einzige Stimme. Die Rathlofigfeit war 
darum nicht geringer: leicht fam Antrag und Beſchluß zu Stande 
zur fernern Handhabung der öffentlichen Ruhe und gefeglichen 
Ordnung mittelft Abfendung zweier neuen Repräfentanten und 
Auftrag an diefelben, beftens auf Beruhigung und Verſöhnung 
einzuwirken (22. Oftober) ; in allem Uebrigen ging die Kommiffion 
aus einander: die einen wollten eventuelle Abjtimmung des 
Volkes über die Trennungsfrage, unter Vorbehalt, auf vermittelnde 
Dazwifchenkunft zurücdzufommen, die andern bloße Berichterftattung 
an die Stände zu gutfindender Inſtruktionsertheilung. Die Tag. 
jasung aber verfügte gar nichts und verwies das Gutachten ad 
instruendum; fie bewährte dadurch ihre hohe Abneigung gegen 
die von beiden Ertremen Bafeld in Ausficht gegebene Trennung. 
Als neue Repräfentanten gingen nad Bafel ab: Bundespräfident 
Friedrich v. Tjcharner aus Graubünden und Rathsherr Viktor Gluß 
v. Blogheim aus Solothurn. Erfterer ward nun für lange Zeit die 
Achſe, um welche fich alle Erörterungen und Umtriebe in der 
Bafeler Sache bewegten. Entjchieden eingenommen für unbedingte 
Niederhaltung der aufftändifchen Partei und für völlige Durch— 
führung und Handhabung der Berfaffung, wurde er aldbald Rath: 
geber Baſels wie fpäter fein Abgott und der Schreden der land» 
fhaftlihen Mehrheit. Zugleich mit feiner Antrittsproflamation 
(31. Oktober) erging von Seite Bafels ein neues Kreisfchreiben 
an die Stände mit dem Begehren um „Aufrechthaltung der von 
der Mehrheit der Bürger des Kantons Bafel angenommenen, 
von der Bundesbehörde garantirten Berfaffung.“ Tſcharner aber 
unternahm nun im Verein mit feinem Kollegen und in Begleit 
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zweier Regierungstommiffäre eine große Rundreife, auf welcher 
Ausſchüſſe gefammter Gemeinden vorgeladen, über Trennung und 
die Mittel zu ihrer Dermeidung, über das bei der Abftimmung 
über die Berfaffung im Februar eingehaltene Berfahren, über 
Grund und Urjache waltender Zeriwürfniffe u. f. w. einvernommen 
wurden. Das fouveräne Volf fand fich, wie noch nie eines, über 
feine Negungen und Wünfche ind Verhör genommen; aud) frei- 
willige Belenner wurden übrigens zugelajjen. Tſcharners äußerſt 
gewandte Dialeftit war jedenfalld Allen überlegen. Aus ſolchem 
Berfahren ſchien ſich als fein Operationsplan zu ergeben: Während 
Bafel die unbedingte Handhabung der Berfafjung von den Ständen 
verlangt, foll und wird die Einvernahme in allen Kantonstheilen 
die Schwache Seite der Oppofition aufdeden, das Bolf mit den 
Schwierigkeiten feiner eigenen Wünfche vertraut machen, das bie- 
herige Miptrauen in die Regierung wenigftend theiliweife heben ; 
nach diefen Borbereitungen wird dann zur Abftimmung über Die 
Frage der Trennung gefchritten, und ergibt fich, wie zu erwarten, 
eine ftarfe Zahl Gegner, jo wird deren mißliche Bereinzelung fie 
von jelbft zur Rückkehr unter die Botmäßigkeit Bafeld zwingen. 

Bis hieher hatten ſich die Mißgeſchicke Bafels entwidelt, ala 
am 9. November die Tagfakung ihre Vertagung beſchloß und 
den Vorort beauftragte, die Pazififation des Kantons durch die 
Kommifjarien unverändert fortfegen zu lafien, die Stände aber 
einlud, im Fall der Erfolglofigfeit ihrer Schritte fich bis zum 
7. Dezember über die am 24. Dftober vertagten Fragen einläß- 
lich auszufprechen, damit entweder die Tagſatzung wieder ver- 
jammelt oder anderes Geeignete verfügt werden könne. Zu gutem 
Schluß ihrer unfäglichen Mühen empfing fie an jenem legten Tage 
ihrer dießmaligen Wirkfamfeit eine Erklärung des Großen Rathes 
von Bafel gegen den Beſchluß vom 22. Dftober, den ex, als in 
die Souveränetätdrechte Bafeld eingreifend, unter förmlicher Ver: 
wahrung als unverbindlich für fich betrachte. 

In Folge der Juliustage von Paris und des Aufichwunges 
in verfchtedenen Kantonen der Schweiz war rings um Neuenburg 
ein neuer Zuftand eingetreten odex ein folcher im Werden. Dad 
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wirkte zurück auf dieſen Kanton, deſſen Zwitterzuſtand nach Innen 
und Außen Bielen ein Räthſel war. Die Verfaſſung des Landes 
beitand in einem Angehäufel von alten Uebungen und Gewohn- 
heiten und vereinzelten, mit fürftlicher Genehmigung erlaffenen 
Statuten der Landftände, einem äußerft komplizirten Räderwerf, 
dejjen Lob verftummen mußte, fobald es näherer Prüfung unter- 
worfen ward *. Darum wendeten fich mit Bittfchrift vom 8. März 
die vier Dürgerfchaften Neuenburg, Landeron, Boudry und Bal- 
lendis an den König um folche Einrichtung der Landftände, die 
ihnen Wirkfamfeit und Bedeutung der fchweizerifhen Großräthe 
geben würde. Im Mai entjendete darauf der König den General: 
major v. Pfuel, welcher, mit fürftlicher Bollmacht ausgeftattet und 
nach alljettiger Einvernahme, dem Land eine Repräfentativordnung 
verlieh, von der fich die allmälige Reform der ganzen übrigen 
Staatdmafchine erwarten ließ. Ein gefeßgebender Rath (eorps 
legislatif) wurde eingefegt, in den der König zehn, das Wolf 
mit allgemeinem Stimmrecht auf je 500 Seelen einen Abge- 
ordneten zu wählen hatte, was nach damaligem Stande der 
Bevölkerung einen Rath von 88 Mitgliedern ergab. Diefer ftell- 
vertretenden Berfammlung wurde, wie jedem ihrer einzelnen Mit- 
glieder, das Recht der Initiative für die Gefeggebung verliehen. 
Unter großem Jubel fand am 11. Juli deren feierliche Eröffnung 
fatt, und alsbald befchlog der geſetzgebende Körper Deffentlichkeit 
der Sigungen, Abfchaffung der Zenfur und Einführung der 
Prepfreiheit zugleich mit einem Prefgefege. Einleitungen für Ent- 
werfung eines Zivilgefegbuches und für Aufftellung eines einzigen 
Appellationsgerichtes für den ganzen Kanton wurden gleichzeitig 
getroffen. 

Ueber die Initiative und das Petitionsrecht gab der Kom— 
miſſär erläuternden Befcheid, bezeichnete jene als ein befchränftes, 
das Petitionsrecht aber ald ein alle befiebigen Gegenftände um- 
faffendes Recht; jo möge alled was die organifchen Einrihtungen 


* Man feje: Abriß der Berfaffung von Neuenburg, in Form einer Denk: 
fchrift dem f. Kommiſſär v. Pfuel überreicht in Boudry am 24. Mai 131. 
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betreffe, berühren foldhe das monarchifche Prinzip oder die 
Stellung der Korporationen und Gemeinden, fo wie was Bezug 
habe auf die Thätigfeit des gefeßgebenden Rathes, auf dem 
Wege der Petition angeregt werden. Die Grläuterung gab 
Anlaß zu veichem Mißverftändnig und rief die weitere Erklärung 
des Kommiffärs hervor: dag nur die einzelnen Rechte des Königs 
in den verfchiedenen nftitutionen, die ald Ausfluß des monardhi- 
fehen Prinzips erfchienen, nicht aber die Souveränetät, die könig— 
liche oder fürftliche Hoheit felbft, Gegenftand von Petitionen fein 
fönnen. Im Lande felbft waren, der Lage der Dinge gemäß, 
nunmehr drei verfchiedene Parteien, von denen die eine, der alten 
Ordnung anhänglich, jetzt um fo entfchloffener fih an die Herrfchaft 
des Fürſten anſchloß, ald fie nur in diefer Stellung dem Neue: 
vungsgeifte mit Hoffnung auf Erfolg begegnen konnte; die andere 
kann die Fonftitutionelle genannt werden, die Partei nämlich, 
welche zwar das monarchifche Prinzip aufrecht erhalten wollte, 
im Uebrigen aber die freiefte Entwicelung der neuen Ordnung 
anftrebte; es beftand aber noch eine dritte, die ungeachtet der könig— 
lichen Zugeftändniffe jich nicht befriedigt "fand, weil ihr das Ver— 
hältniß der Unterthanfchaft zum Haufe Brandenburg zumider war. 

In den Grundverhältniffen zur Eidgenoffenfchaft änderte ſich 
durch die neue Schöpfung nichts: jene Vorfchrift der Bereinigungs- 
urfunde vom 19. Mai 1815, welche die Betheiligung Neuenburgs 
an den eidgendffifchen Angelegenheiten ausfchießlih in die Hand 
der zu Neuenburg refidirenden Regierung legte, blieb unverändert 
in Kraft; fie erhielt felbit eine nicht unwichtige Garantie in der 
Anordnung, vermöge welcher von nun an die Inftruftion für die 
Sefandtichaft des Standes an die Tagſatzung vom gejeggebenden 
Körper Canftatt wie früher vom Staatsrath) ertheilt, auch deren 
PBerjonale von ihm beftimmt wurde, doch fo, daß jeweilen ein 
Mitglied der Deputation aus dem Staatörath zu wählen war. 
Der König genehmigte (3. September) auch dieſe wichtige Ver— 
änderung. Mißhelligfeiten gegenüber der Eidgenoſſenſchaft beitan- 
den feine; gegentheild hatte die energifche und geiftreiche Weiſe, 
mit Der Neuenburg in der Konfumofrage gegen Bern an mehreren 
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Tagſatzungen für die Grundfäge des freien Verkehrs gekämpft, 
ihm Anfehen und Freunde gewonnen. 

Wie der Tag der Einfegung des gefeggebenden Körpers, ſo 
wurde der Schluß feiner Sefjion (27. Juli) unter Jubel und 
freudigem Lebehoch für den „König“ begangen. Damit war indeh 
die ausschließlich ſchweizeriſche Partei nicht einverſtanden; fie wollte, 
daß der Kanton Neuenburg nur der Schweiz angehöre, feine 
andern Bande feine freie eidgenöffifche Bewegung hemmen. Solche 
Wünſche fcheinen der Regierung doch Feine Beſorgniſſe eingeflößt 
zu haben; denn troß einiger Unordnungen zu La-Chaupdersonde 
im Auguft verlieg General v. Pfuel am 4. September Neuenburg, 
weilte furze Zeit, während der Tagfagung, in Luzern und reiste 
von da nach Berlin zurüd, 

Aber feine Erläuterungen hatten gewirkt; es lag nun 
klar vor, daß die fürftlihe Macht auf dem Petitionswege wohl 
bejchränft, nicht aber befeitigt werden fünne. In den gejeßgebenden 
Körper war zudem eine ſtarke Zahl königlich gefinnter Mitglieder 
gewählt worden, von denen eine Unterftügung des Emanzipationd- 
werfes nicht zu erwarten ivar. So reifte der Entichluß der jchwei- 
zeriichen Bartei, mit Gewalt zu erobern, was auf dem friedlichen 
Wege der DBorjtellung nimmer errungen werden konnte. Das 
ihrige zu diefem Vorhaben trug auch die Beſorgniß bei, daß das, 
was im Jahr 1806 fich ereignet hatte, nämlich die Abtretung 
des Fürſtenthums an einen andern Fürften, früher oder jpäter 
ſich wiederholen, auf diefe Art Neuenburg von der Schweiz los— 
geriffen oder bei Anlaß eines Krieges von fremden Truppen bejegt 
werden könnte. 

Der Entfchluß gedieh zur Ausführung, für welche der 12. Sep- 
tember, der Jahrestag der Bereinigung mit der Schweiz, beſtimmt 
wurde. Gewonnen zu diefem Behuf wurde die Mitwirkung des 
Bal de Travers, dann der Gegend am See zwiſchen Boudry und 
der waadtländifchen Grenze, dort namentlich der Gemeinden 
Buttes und Traverd, bier jener von Bevaix und Cortaillod; 
der Hauptmann Gourvoifier verficherte fich auch der Jugend von 
La⸗Chaur⸗de⸗Fonds. An der Nacht vom 11. zum 12. erging der 
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Aufruf der Führer an ihre Genoſſen, gleichzeitig eine ernſte Ab— 
mahnung der Regierung, die am 11. ſichere Kenntniß von dem 
bevorſtehenden Ausbruch erhalten hatte. Die Aufſtändiſchen ver- 
mehrten fih auf dem Marfch bis auf 400 Mann; Lieutenant 
Alphons Bourquin, ehemals Fatferlich franzöfifcher Offizier, ward 
ihr Anführer. Am 13. früh Morgens 5 Uhr waren die Auf 
ftändifchen im Angeficht der Stadt Neuenburg angelangt. Dem 
bewaffneten Zuge, der mit der eidgenöfftfchen Fahne und dem 
eidgenöffifchen Armband herangerücdt war, mit Erfolg Widerftand 
zu leiften, ward der Regierung unmöglich, weil die Hülfsmann- 
ſchaft aus den zu Ballendis gehörenden Gemeinden nicht fchnell ge- 
nug eintreffen konnte. Indeß wurde das Schloß von Getreuen der 
ftädtifhen Bürgergarde befebt; aber Drohungen der Infurgenten, 
die Stadt in Afche zu legen, vermochten die Regierung zur Ueber: 
gabe des Schloſſes, mit Ausnahme des Zeughaufes und des 
Archivs, und gegen die Berficherung, daß alles öffentliche und 
Privateigenthum geachtet bleiben werde (13. September). Der 
Staatsrath z0g fih num nach Ballendis zurüd, wollte fpäter, 
unftät, feinen Sig nad) Locle verlegen, entichloß jich aber nachher 
Cam Abend desjelben Tages) zur Rückkehr in die Stadt, nachdem 
die Aufftändifchen deren untern Theil ganz geräumt hatten. Den 
Bedingungen zumider verfahen jich legtere mit Kriegsbedarf aller 
Art aus dem Zeughaufe, begingen jedoch feine Gewaltthätigfeiten; 
gegentheild wurden einzelne Vergehen von den Anführern fogar 
ſtrenge beftraft. Das Arhiv und die Staatskaſſe Tiefen fie 
unangetajtet. 

Der Tagfagung gab der erſte Gefandte, Staaterath Cour— 
voifier, von dieſen Greigniffen Kenntniß am 15. Moderate Ge 
finnung und gefällige Formen hatten diefen Magiftraten beliebt 
gemacht. Ließen fich die einen Gefandtfchaften fogleich über wal- 
tenden revolutionären Geift aus, indem alle bisherigen Unruhen 
in verfchiedenen Kantonen unter fich im engſten Zufammenhange 
jtünden, der Aufftand in Neuenburg feine Nahrung aus Kafimir 
Pfyffer's Zuruf gezogen habe: fo verfäumten andere Stände nicht, 
dem Gefandten von Neuenburg für leidenfchaftlofe Darftellung 
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der Zuftände in feinem Kanten, der Regierung für beiwiefene 
Klugheit den verdienten Beifall zu zollen, und ohne Nennung 
von Bafel wurde eine geſtrenge, Taum grundlofe Parallele ge 
zogen. Auf eigene Erklärung ded Gefandten, daß e3 für einmal 
feiner andern Verfügung bedürfe als der Abjendung zweier Re 
präfentanten, erhielt er hiezu die Einwilligung aller einundzwanzig 
Gefandtfchaften. Die Abficht, der Regierung bundesgemäße Hülfe 
zukommen zu lafjen, fand volle Beftätigung, als im Laufe der 
Adjtimmung der Staatsrath Friedrich v. Chambrier als außer 
ordentlicher Gefandter eintrat, ruhig gehaltenen Bericht erftattete 
und mit der Eröffnung fchloß, daß das Begehren feines Standes 
fich für einmal auf die ſchon befchloffene Abfendung für Herftellung 
von Ruhe und Ordnung bejchränfe. So lag fürmliche Mahnung 
nach $ IV des Bundesvertrages vor und die Tagſatzung genügte 
ihr durch Beftätigung und Ausführung des fchon gefaßten Bes 
jchluffes. Bundeslandammann Sprecher von Bernegg aus Grau— 
bünden und Staatsrath Jayet aus dem Kanton Waadt, wegen 
des letztern Behinderung dann Appellationsrichter v. Tillier aus 
Bern, wurden zu Nepräfentanten gewählt. Staatsrath v. Cham- 
brier fehrte noch am 15. nach Neuenburg zurüd. Bon den Auf 
ftändifchen ward Hauptmann Gourvoifier zur Empfehlung ihrer 
Sache nad Luzern abgefchidt, wo er jedoch Feine Unterftüßung 
fand. Eine proviforifche Regierung, die fie beabfichtigten, kam 
nicht zu Stande, da die einflußreichiten Männer aus den Be- 
rufenen die Wahl ablehnten. 

In Neuenburg entftanden mittlerweile Lager gegen Xager. 
Dben im Schloſſe haufeten Bourquin und feine Schaar, auf 
760 Mann angewachſen; ihre Bedürfniffe befriedigten fie durch 
Requifitionen in der Stadt, die häufig ind Maßloſe ftiegen. Die 
Anhänger der monarchifchen Ordnung dagegen fammelten ſich 
allmälig zu einem Heer von 1800 bis 2000 Mann in Ballendis. 
Die Regierung ale folche war in den Hintergrund getreten, da 
ihr Präfident die Aufgabe, die Berlegenheiten des Tages zu heben, 
einer Pazifikationskommiſſion aus Männern beider Parteien über- 
laffen hatte. Im Lande hießen die Einen Royaliften, die Andern 
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Republikaner. Bourquin erließ verfchiedene Aufrufe, einen zur 
Beruhigung der Stadt, fruchtlos, da viele ihrer Bewohner fchreden- 
erfüllt die Flucht ergriffen hatten; einen zweiten an die Bürger 
von Ballendis gerichtet, die Erklärung enthaltend, dag er und 
feine Anhänger keineswegs in die beftehenden Nechte irgend eines 
Zandestheiles eingreifen wollen, fondern einzig die gänzliche Ver— 
einigung mit der Schweiz, ohne preußifche Hoheit, wünfchen. In 
einem Tagsbefehl vom 18. lud er feine Truppen zu würdigem 
Empfang der eidgenöffifchen Repräfentanten ein. Zu Handen der 
Gegner, die fih mit ihm durch die Pazifikationskommiſſion in 
Unterhandlung gejegt hatten, machte er (wei Tage zuvor) fol- 
gende Vergleichsvorfchläge: Gänzliche Vergeijenheit für alles Ge- 
jchehene zu Gunften beider Theile; Entlaſſung feiner Truppe bis auf 
- 400 Mann; geheime Abmehrung an den Urverfammlungen, ohne 
Diskuſſion, ob das Land ferner unter preußifcher Hoheit bleiben 
oder jich unbedingt an die Schweiz anfchließen wolle; bis zu 
gänzlicher Austragung der Sachen bleibt die in Gemäßheit obigen 
Vorſchlages verminderte Mannfchaft im Bette des Schloffes. Eine 
andere Proflamation richtete er an das ganze Volk: im Jahr 
1806 habe Preußen das Land Neuenburg an Napoleon abgetreten 
und dafür das Herzogthum Berg im Tauſch empfangen, das es 
jest noch befiße; bei der allgemeinen Reftauration im Jahr 
1814 habe dann eine bloße Mehrheit des Staatsrathes, ohne 
irgend eine Anfrage an das Volk, die ganze Landfchaft wieder an 
den König von Preußen übergeben. Was damals gefchehen, fei 
demnach ohne alle rechtliche Gültigkeit u. f. w. Die Unterhand- 
lung zerfchlug ſich, mweil die Kommiffion, wenn auch der Bor- 
nahme der verlangten Abftimmung über die Frage der Emanzi- 
pation nicht abgeneigt, die fernere Beſetzung des Schloffes durch 
die Republikaner nicht zugeben wollte. Mittlerweile hatte fich der 
geſetzgebende Rath, verfammelt (von 90 Mitgliedern ungefähr 50), 
fich permanent erflärt und eine im verföhnlichften Sinne abgefaßte 
Proflamation erlaffen, in diefer faft bittend abgemahnt von allen 
Aufreizungen zwiſchen Partikularen, von allen Feindfeligfeiten 
zwifchen den zwei Lagern, „indem die Berantivortlichkeit für das 
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Unglüd, welches das erfte Blutvergießen auf dad ganze Vaterland 
ziehen würde, auf den Angreifenden haften foll.“ Weiter heißt es 
darin; „Die Eidgenofjenfchaft fendet und Friedensftifter; erwarten 
wir ihre Dazwifchenfunft mit einer Ruhe und einem Zutrauen, 
durch welche einzig fie und nüßlich werden fan.“ Der gejeß- 
gebende Rath ernannte nun auch jelbft eine Kommiffion, die von 
da an, zu dem gleichen Zwed wie die frühere, mit den Republi- 
fanern im Schloſſe ſich ins Vernehmen feste. 

Bon den Repräfentanten traf allererft (17. September) nur 
der eine in Neuenburg ein, Sprecher von Bernegg. Den erften 
Wahrnehmungen zufolge hielt er eine gütliche Ausgleihung zwi— 
jchen beiden Theilen in dem Sinne für möglich, daß, bis Aus- 
trag der Sache und allen politifhen Erörterungen unbefchadet, 
zu allfeitiger Beruhigung das Schloß durch eidgenöffifhe Truppen 
bejegt werde. Mit feltener Einmüthigfeit handelte in Folge ſolchen 
Berichtes die Tagſatzung auch jest wieder und entſprach, den Fall 
eines wirklichen Begehrend von Seite der Regierung vorausgeſetzt, 
das dann auch wirklich erfolgte und unmittelbar von Seite des 
Staatsrathes an die Kantone Waadt und Freiburg für ſechs 
Kompagnieen erging. Am 19. Abends fand fich auch der zweite 
Repräfentant, von Tillier, am Orte feiner Beitimmung ein. Die 
Berhandlungen wurden von num an ernfihafter; die Nepräfen- 
tanten feßten fich mit beiden Lagern in Verkehr, überzeugten fich 
von wachjender Gefahr; die Schloßbefagung hatte ſich bis auf 
1000 Mann vermehrt, auf dem Begehren der Emanjipation von 
Preußen beharrend; in Ballendis ftanden, durch die Regierung von 
Bern mit etwelchem Kriegsbedarf unterftügt, drei wohlbewaffnete 
Bataillone, mindeitend 1800 Mann ftark, zum Angriff auf das 
Schloß bereit, und erklärten, daß fie die Waffen erjt nach deſſen 
Räumung niederlegen werden. Die Repräfentanten, in Mittezwifchen 
zivei zum Aeußerſten in Bereitfchaft ftehenden, bewaffneten Parteien, 
ſahen nun fein anderes Mittel mehr, dem drohenden Bürgerkrieg 
zu begegnen, als ein ftärferes Aufgebot von Thurgau zur Beſetzung 
nicht bloß des Schloffes, jondern des Kantons überhaupt, ganz 
im Einverftändniß mit dem Präfidenten des Staatsrathes, boten 


folche aus den drei Kantonen Bern, Waadt und Freiburg in der 
Naht vom 20. auf den 21. eiligft auf, und da bis zu deren 
Einrüden nothwendig mehrere Tage vorüber gingen, ein feind: 
licher Anftoß zwifchen beiden Lagern aber fchlechterdings vermieden 
werden mußte, fo unterhandelten fie einen Waffenftillftand für 
die Zeit bis zum Einrüden der eidgenöffifhen Truppen und 
brachten folchen am 22. September auch wirklich zu Stande. Das 
rafche Borfchreiten der Repräfentanten erregte an der Tagſatzung 
einiges Befremden, zumal manche Stände vorzüglichen Werth 
darauf legten, daß allerdings ausdrüdlichen Begehren der Regie 
rung von Neuenburg entfprochen, dann aber auch nicht weiter 
gegangen werde. In Kenntniß gefept von jenem ftärkern Aufgebot, 
ftellte nun zwar die Tagſatzung in neuem Beichluß (vom 22. 
September) die von der Regierung felbft verlangten Truppen an 
deren Verfügung, damit das Schloß, fei ed im Wege der Kon- 
vention oder jonft nach freiwilliger Räumung, befeßt werden möge, 
verfügte aber hinfichtlich der übrigen Truppen, daß fie einftweilen 
in ihren Kantonen zu bleiben hätten, fo lange nicht ein ausdrüd- 
liches Begehren der Regierung von Neuenburg auch zu ihrer 
Verwendung vorliege, den Fall des wirklichen Ausbruches von 
Thätlichfeiten zwiſchen beiden Parteien vorbehalten, zu deren Unter: 
drüdung die Nepräfentanten auch diefe andern Truppen einrücken 
zu laffen die Vollmacht erhielten. In Neuenburg nahm jedoch 
das von den Repräfentanten ſchon Verordnete um fo mehr feinen 
ungehinderten Fortgang, als fie der vollen Zuftimmung der Re 
gierung durch ein Schreiben derfelben vom 23. September ver- 
fihert waren, die Zuftände und Greigniffe aber eiligeres Handeln 
erheifchten, als e8 mit dem Abwarten der Befchlüffe der Tagſatzung 
möglich gewefen wäre. Letztere empfing einen Nechtfertigungsbericht 
von Seite der Nepräfentanten, der jedoch erft zur Behandlung 
fommen konnte, ald die Differenzpunfte durch die Macht der voll- 
endeten Thatſachen ihre Erledigung gefunden hatten. Die auf: 
gebotenen Truppen, nach dem Wink der Repräfentanten und mit 
Rüdfiht auf die Stimmung der Truppen unter den Befehl des 
Dberften Forrer von St. Gallen geftellt, rückten vom 24. bis 
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26. ein. Die gütlichen Unterhandlungen aber zmwifchen beiden 
neuenburgifchen Lagern gediehen nicht weiter, da beide Theile auf 
ihren Forderungen beftanden, die Republifaner im Schloß vor 
ihrem Abzug aus demfelben des freien Entjcheides über die 
Emanzipationsfrage an den Urverfammlungen verfichert fein woll- 
ten, die Kommiſſion des gejeßgebenden Rathes aber nicht weiter 
ging als zur Verheißung diefer Behörde, einen dahin zielenden 
Vorſchlag nad Räumung des Schloffes dem gefeßgebenden Rathe 
vorzulegen. Die Kommiſſion erklärte hiermit ihre Verrichtungen 
als beendigt und löste fih auf (24. September) ; der gefeßgebende 
Rath aber vertagte fich, nachdem er den fürmlichen Antrag eines 
Mitgliedes aus Travers, befprochene Bolfsabftimmung vorzu- 
uehmen, auf die lange Bank gewiejen hatte. 

Mit dem Einmarfch der Bundestruppen änderte fich alsbald die 
Geftalt der Dinge; der in der fchweizerifchen Nachbarſchaft, im 
Kanton Waadt zumal, vorberrfchenden Sympathie für die neuen- 
burgifche Emanzipation ungeachtet, wankten die Truppen nicht 
einen Augenblid in Erfüllung ihrer Pflichten, und Berfuche vom 
Schloß ber, fie zu gewinnen, waren erfolglos. Nicht ohne Ein- 
druck auf die republifanifhe Partei und ihre Führer blieb auch, 
die ihnen inzwifchen bekannt gewordene Schlußnahme der Tag- 
fagung für Befegung des Schloſſes durch eidgenöffiiche Truppen 
und ihre forgfältige Enthaltung von jedem Schritte, der ala 
mittelbare Parteinahme für die Sache der Infurgenten hätte aus- 
gelegt werden können. Die, wenn auch parteilofe, Energie des 
Truppenfommandanten, eined bei den ſchweizeriſchen Milizen hoch- 
beliebten Generaloffizierd, that das Uebrige. Nach einem erften 
vergeblihen Verſuch, die Beſatzung zur Uebergabe zu bereden, 
grenzte er fie in das Schloß ein und ließ ihr nur den dringend- 
ſten Bedarf an Lebensmitteln zufommen. Am 27. fam es zwifchen 
dem eidgenöffifchen Oberbefehlshaber und den Anführern im Schloß 
zur Kapitulation, aljo lautend: gänzliches Vergeſſen des Bor: 
gefallenen von beiden Seiten; gleichzeitige Entlajfung aller Be 
waffneten in allen Theilen des Landes in ihre Heimat; Uebergabe 
des Schloffes an die eidgendffiichen Truppen mit allem Kriege- 
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material ded Kantond. Der Kapitulationdaft erhielt durch die 
Repräfentanten Beftätigung und Garantie Namend der Eid- 
genoffenfhaft, nachdem ſich die Regierung von Neuenburg, aus 
eigenem Antrieb, damit einverftanden erklärt hatte. Am 28. 
Abends rückten Bundestruppen in das Schloß ein, und am fol- 
genden Morgen ward ed von den Inſurgenten, unter Lebehoch 
für „die Schweiz“, völlig geräumt. Noch gleichen Tages ließ fich 
der Staatsrath fvieder vernehmen und verdanfte der Mannichaft 
in Vallendis die bewährte Treue; der Ruf: „es lebe der König!“ 
fchloß die Rede feines Präfidenten. Einundzwanzig freie Stände 
der Schweiz hatten im zweiundzwanzigften die monarchifche Ord- 
nung wieder hergeftellt, hiermit auch bereitd rege gewordene un: 
vaterländifche Hoffnungen, daß der Neuenburger Zwift doch end- 
lich die fhon fo lange erfehnte Gelegenheit einer auswärtigen 
Intervention herbeiführen werde, niedergefchlagen. Das war aller: 
dings ein Gewinn in den Augen der freifinnigen Partei der 
Schweiz, aber im weitern Verlauf der Dinge fehlug er ganz zum 
Nachtheil der Neuenburger Nepublifaner aus. Zwar wurde bei 
der Kapitulation wegen Uebergabe des Schloſſes auch um die 
Emanzipationsfrage unterhandelt; die Repräfentanten aber lehnten 
jede Theilnahme an daherigen Berhandlungen ab und der be 
zügliche Vertragspunkt mußte wegbleiben. Ex fand feine Erledigung 
auf einem andern, weniger bedenklichen Wege; der Staatsrath 
erklärte nämlich in einem gleichzeitigen Schreiben an den Oberften 
Forrer: er werde fein Hindernig in den Weg legen, daß das 
Volk über die im Lande ftreitige Frage wegen der Emanzipation, 
die dem gefeßgebenden Rathe vorgelegt fei, feinen Wunfch ganz 
frei ausfprechen und dem König ſowohl als dem gefeggebenden 
Rathe mittheilen könne. Die gleiche Erklärung gab dann fchriftlich 
der Kommandant der eidgenöffifhen Truppen den Infurgenten- 
führern im Schloffe. Das waren Mittel, die im Kreife der eid- 
genöffifchen Truppen ſowohl als in der jchmweizerifchen Bevölkerung 
überhaupt waltenden politifhen Sympathieen für die Beftrebungen 
der Republikaner nach Umftänden zu befriedigen. Zugleich be- 
gründeten fie aber auch bei legtern die zuverfichtliche Erwartung, 
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daß ihr Wunfch allenfalld noch auf dem Wege freier Bolfdabftimmung 
in Erfüllung gehen Fünne, eine Erwartung, die wohl auch zu den Ver: 
anlafjungen gelungener Uebergabe des Schlofjes gezählt werden muß. 

Die Stellung der Regierung war wirklich eine ſolche, daß fie 
die freie Meinungsäußerung über die neuenburgifche Lebensfrage 
entweder nicht hindern wollte, oder doch nicht hindern fonnte. 
In der Tagfagung unterblieb jede Erörterung über diefe Neben: 
partie der Unterhandlungen, und Erfahrene mochten ſich über den 
endlichen Ausgang feinen Täufchungen bingeben. 

Im gejetgebenden Rathe wurde jener früher vertagte Antrag 
(7. Dftober) wieder aufgenommen: in jeder Gemeinde oder in 
jedem Kreife jollte die geheime Abjtimmung darüber erfolgen, alle 
Staatdangehörigen im Alter vom zurüdgelegten 19ten Jahre zu 
jolcyer berufen, das Ergebnig dem gejeßgebenden Rathe unmittelbar 
mitgetheilt werden. Allein einflußreiche Männer beftritten nicht bloß 
die Emanzipation an fich, fondern auch die Tragweite der gegebe- 
nen Zuficherung, die die Bornahme einer Abftimmung fehlechter- 
dings dem freien Entjcheide des gejeßgebenden Rathes nicht habe 
entrüden können. Beide Parteien maßen fich und die Republifaner 
insbejondere verfäumten nicht, eine Reihe gewichtiger öfonomifcher 
und politifcher Gründe für ihren Plan vorzutragen. Anderfeits 
ergriff Generalprofurator v. Chambrier * den Anlaß, um mittelft 
der Fülle feiner Beredfamkeit dem Rathe zu beweifen, daß die 
wohlveritandenen Intereſſen der Neuenburger dem Antrage entgegen- 
ftehen: Schweizer feien fie bereits; diefe Frage müſſe nicht erſt 
gelöst werden; die bloße Ehre aber, Republifaner zu fein, müßte 
bei dem Könige, im Verhältnijfe zu feinen Einnahmen, mit einer 
Entjhädigung von 2,500,000 Frkn. erfauft werden; man möge 
aber einen Engländer, den Unterthan eines Fonftitutionellen 
Monarchen fragen, ob er es für eine größere Ehre halten würde, 
ein Bürger von Hamburg oder von Thurgau zu fein, als ein 
Engländer; ſolche Frage würde nicht einmal verftanden werden. 
Der Entfcheid verzögerte ſich bis am 12. Oktober; mit 47 gegen 
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31 Stimmen wınde der Antrag zur befprochenen Bolfsabftimmung 
verworfen; 5 Mitglieder ftimmten nicht. Die Stärke der Minder- 
- heit zeigt, welche Wendung die Angelegenheit genommen hätte, 
falls die Tagſatzung ihr Gewicht auf Seite der Emanzipation 
gelegt haben würde, zumal felbjt unter dev Majorität fich mehrere 
Mitglieder befanden, die jedenfalls dem König die Lage des Lan— 
des vorzutragen wünjchten. So ward der Fortbeſtand preußiicher 
Hoheit im Lande Neuenburg entjchteden. Die Minderheit enthielt 
jich, gleichwohl noch ihr Begehren an den König zu richten, ob- 
ichon fie nach neuem Geſetz hiezu berechtigt geblieben wäre. Die 
auf die Vorgänge bei der Kapitulation fich ftügenden Hoffnungen 
von Bourquin umd feinen Anhängern waren zu Boden geftimmt. 

Der königliche Kommiffär, von Pfuel, gewiß belehrt, daß ex 
jeinen Poſten zur Unzeit verlaffen habe, traf am 22. Oftober 
wieder in Neuenburg ein, zur Bewachung ded einen zwei Herren 
gehörenden Haufes, die ſich die ſeltſame Berficherung ertheilt 
hatten, nie mit einander in Berührung zu fommen. Die Stellung 
der Repräfentanten und des eidgendfliichen Truppenfommandanten 
wurde nun jchwieriger, und in Luzern tauchten augenblidlich 
wieder Bejorgnijje von ausmwärtiger Intervention auf, als dann 
auch der f. preußische Gefandte felbit, Baron DOtterftädt, von 
jeinem gewöhnlichen Site Karlörube nad) der Schweiz fam. 
Glücklicher Weife aber ließ er feine andern Aufträge vernehmen, 
ald den, dem Präfidenten der Tagſatzung im Namen des Königs 
deſſen wohlwollendjte Gefinnungen imd den Dank gegen Die 
Eidgenojjenjchaft für alles dasjenige audzufprechen, was dieſelbe 
in jüngfter Zeit zur Wiederherftellung der Ruhe und Ordnung 
im Kanton Neuenburg gethan. Der Dank war indep doch nicht 
ohne alle Rückgedanken gegeben. General v. Pfuel hatte eine 
Proflamation des Königs, aus Berlin 1. Oftober, mitgebracht, 
durch fie die ausgedehnteften Bollmachten, „alle Mittel zu er- 
greifen, welche er den Umftänden angemeffen, geeignet und für 
die Fräftigften achten werde, damit die Rebellen in fich ſelbſt gehen 
und die gefegliche Ordnung hergeftellt werde“, fo wie, „die eid- 
genöſſiſche Tagſatzung aufzufordern, auf daß fie mit ihm auf die 
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Herftellung der Ruhe und die Aufrechthaltung der Berfaffung und 
Unferer fouveränen Gewalt einwirke.“ Darüberhin erklärte der 
Kommiſſär in eigenem Aufruf (24. Dftober): er finde die öffent 
liche Ordnung durdy die raſche Dazwifchenfunft der Tagſatzung 
(zwar) fcheinbar hergeftellt; der König aber wolle, daß der Auf 
ruhr bis in feine Keime erftict werde; die Amneftie habe die 
Rebellen feineswegs zu ihrer Prlicht zurückgeführt, fondern in vielen 
Gegenden werden vielmehr die feindfeligen Schritte fortgefegt; wür— 
den num die infurgirten Gemeinden nicht bis zum 1. November 
zur gefeglichen Ordnung zurücdgefehrt fein und ihm befriedigende 
Unterwerfungsadreiien zugeftellt haben, fo werden jie als in der 
Rebellion verharrend betrachtet und für alle Folgen haftbar erklärt. 

Die beklagten Unordnungen waren mannigfach, fielen aber 
beiden Parteien zur Laſt. Bourquin und andere Mitglieder ded 
NRepräfentantenrathes wurden mit argen Drohungen und Ihätlich- 
feiten verfolgt, ebenfo viele ihrer Anhänger; in der Stadt felbft 
ereigneten fich (23. Dftober) ſchwere Mißhandlungen derfelben ; 
ein geweſener Offizier der Aufitändifchen mußte durch die eid- 
genöffifchen Truppen vor dem aufgeregten Pöbel in Sicherheit 
gebracht werden; von den Folgen gerichtlichen Einfchreitend ver- 
nahm man nichts. Auf der andern Seite blieben Bourquin und 
Genofjen fortan ‚bewaffnet, hielten bewaffnete Verſammlungen in 
den Gemeinden am See und im Bal-de-Travers; von daher ohne 
Zweifel jene Störungen in der Stadt und die ununterbrocene 
Gereiztheit der Royaliften. Förmliche Klage bei der Eidgenoffen- 
fchaft veranlaßte die behauptete Nichterfüllung desjenigen Kapitu- 
lationspunftes, welcher das Korps von Bourquin verpflichtet 
hatte, das Schloß ſammt allem Kriegsmatertial zu über 
geben. Die Regierung verlangte Abhülfe und aus einem Unter 
juch ergab fich: bei der Unterhandlung habe die Schloßbefagung 
mit den Waffen abzuziehen begehrt, die dem Staat gehörigen 
aber wieder zu eritatten verfprochen; Oberſt Forrer habe im Ein- 
verftändniß mit den Repräfentanten und jelbjt unter fchriftlich 
erflärter Erlaubnig des Präfidenten ded Staatsrathes eingewvilligt, 
weil durch die Verweigerung des Begehrend ſich die Unterhand- 
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lungen verzögert hätten, eine unter dev Beſatzung bereits rege 
geweſene Meuterei (ſie hatte gedroht, das Schloß in die Luft zu 
iprengen) zum wirklichen Ausbruch gekommen wäre, und man 
endlich Gewaltmittel hätte anwenden müſſen, um die Befakung 
zur Räumung des Schloffed zu zwingen, während die Tagſatzung 
diefen Fall ſelbſt nicht vorgefehen, fondern nur für denjenigen 
einer freiwilligen Räumung Aufträge gegeben hatte. Die Re 
präfentanten fanden die Klage begründet und gingen auf Unter 
fcheidungen nicht ein, welche Oberft Forrer zwifchen eigentlichen 
Kriegsmaterial (grobem Gefhüs und Kriegsfuhrwerken) und den 
tragbaren Waffen der Mannfchaft hatte machen wollen; verord- 
neten fie wiederholt die Ginforderung alles deffen, was erweisbar 
dem Staate gehörte, zulegt unter Anſetzung einer peremtorifchen 
Friſt, bei Strafe militärticher Erefution und bet Verluft der An 
Iprache auf die Amneftie. An 600 Gewehre und Karabiner ge 
langten hierauf an die Regierung zurüd, Wichtiger für fie war 
die Unterwerfung Bourquin's; zu dem k. Kommiſſär v. Pfuel 
geladen, erklärte er diefem, in Gegenwart des Nepräfentanten 
Sprecher und mit gerühmtem militärifchem Anjtande, feine Unter 
werfung, womit er die Verficherung verband, feine Abficht je 
durchaus feine andere geweſen als die, für fein Land den engern 
Anſchluß an die Eidgenoffenfchaft zu erringen; habe er dazu nicht 
die rechten Mittel gewählt, fo fei er bereit, den Irrthum mit 
feinem Kopfe zu büßen; feine Anhänger werde er gleichfalls zu 
befcehwichtigen fuchen, diejenigen aber, die fich nicht fügen wollen, 
ihrem Schieffal überlaffen. Bourquin's Schritt war das Werl 
eifriger Mahnung und Empfehlung von Seite des eidgenöffiichen 
Truppenfommandanten. Um diefe Zeit wurde Nepräfentant v. Til 
hier auf eigenes Begehren entlaſſen, und durch den Oberftlieutenant 
Monod aus Waadt erfegt. Zur Erledigung mancher noch hängen 
den Neuenburger Fragen und um die Repräfentanten für alle 
möglichen Fälle mit den erforderlichen Inſtruktionen auszuftatten, 
befchloß die Tagſatzung unmittelbar vor ihrem Auseinandergehen 
Folgendes: nachträgliche Vollziehung aller Rapitulationspunfte, 
Verbot jeder aufrübrerifhen Berfammlung, Anwendung militärifcher 
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Exekution im Nothfalle, namentlich wenn ed den Nepräfentanten 
nicht gelingen ſollte, die Rückgabe aller dem Staate gehörigen 
Militäreffekten durch das bloße Mittel des Befehls zu erwirken; 
Ablöſung der dermalen im Kanton Neuenburg ſtationirten Truppen 
durch andere. Bezüglich des militäriſchen Exekutionsverfahrens 
gegen ganze Gemeinden und einzelne Individuen wurden buch— 
ſtäblich die gleichen Vorſchriften gegeben wie für den Kanton 
Baſel; der Unterſchied aber war der, daß der Große Rath von 
Baſel eine derbe Verwahrung dagegen eingab, die Regierung von 
Neuenburg ſich vollkommen befriedigte und unwürdiges Gezänke 
mit der Eidgenoſſenſchaft vermied. 

Die Herſtellung der monarchiſchen Gewalt hatte inzwiſchen 
noch mehrere Fortjchritte gemacht; wie Bourguin und feine An- 
hänger ſich dem königlichen Kommiſſär unterwarfen, fo gingen 
auch ab Seite der infurgirten Gemeinden die von ihm gebotenen 
Unterwerfungsadrejien ein. Solche Rückkehr zur gefeglichen Ord- 
nung machte General v. Pfuel durch Proflamation vom 2. Ro: 
vember fund, mit der ernften Lehre: „die politiihen Meinungen 
find frei; ich geftatte alle, fie mögen fein, welche fie wollen; aber 
jobald diefe Meinungen fih durch Ihaten äußern, kann es ſich 
nicht um Duldung handeln, fondern nur um Gefeglichfeit oder 
Berbrechen, und das Verbrechen ſoll betraft werden.“ Die frühere, 
aus zweiundzwanzig Gliedern beſtandene Regierung wurde nad) 
erflärtem Rücktritt aufgelöst; die neue, mit Ausfchluß der ges 
mäßigten Elemente, aus acht bisherigen Staatsräthen gebildet; 
dem föniglichen Kommiſſär blieb die Präfidentichaft vorbehalten, 
für Abwefenheitsfälle aber leitete ein vom Staatsrath felbft ges 
wählter Präfident die Gefchäfte. Aus dem unglüclichen Aufſtand 
ging die fürftliche Gewalt ftärker hervor, als fie ehedem gemefen. 
Die neue Regierung verkündete (11. November) ald Ziel ihres 
Wirfend: Wiederherftellung der Herrfchaft der Gefeße; Beobachtung 
der Amneftie für das Vergangene, aber gefegliche Strenge gegen 
diejenigen, die im Aufftande verharren würden; Bekämpfung aller 
Angriffe auf die königliche Oberherrfchaft, aber auch Beförderung 
des Glüded und der Ehre der Gidgenofjenfchaft und getreue 
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Beobachtung des Bundesvertrages; endlich Aufrechthaltung der 
Rechte der Bürgerſchaften und der Gemeinden des Staates. 

So ward die Tagſatzung vier Monate lang von den Zerwürf— 
niſſen in Schwyz, Baſel und Neuenburg umhergetrieben. Löste 
fie ihre Aufgabe in den Augen Vieler theils unbefriedigend, theils 
gar nicht, fo lag die Schuld in der Bedeutung ded Kampfes 
felbft. Diefe war im Grund überall diefelbe: ein Kampf auf Tod 
und Leben zwifchen verroftetem Herfommen und Vorrechten hier, 
der angeftrebten Volksherrſchaft auf der Grundlage der Rechte‘ 
gleichheit dort. In Schwyz wollte der eine alte Bezirk über die 
andern Landestheile, in Bafel die verhältnigmäßig ſchwache Zahl 
der Stadtbürger über das gefammte Volk, in Neuenburg Abel 
und bevorrechtete Korporationen nnter monarchiſcher Form über 
den Staat felbft von Alters her geübte Herrichaft behaupten. 
Diefe Riefen des glüdlichen Jahrhunderte langen Befiges Fonnten 
nur durch die Zeit oder durch verzweifelte Mittel überwunden 
werden. 

Erſchöpft führte die Tagſatzung ihre bereits erwähnte Ber 
tagung aus (9. November). 


Siebenter Abfchnitt. 


Die Trennung in Bafel hervorgerufen. Die Republikanifirung Neuenburge 
gänzlich niedergefchlagen. Schluß der ordentlichen Tagſatzung von 1831. 
Die Lage der Dinge Ende diefed Jahres. (Herbft big Ende 1831.) 


Im Kanton Bafel weilte die dritte eidgenöffifche Abordnung, 
umgeben von einigen Bundestruppen. Tſcharner verfolgte feinen 
Plan mit einer NRührigfeit und Beharrlichfeit fonder gleichen; 
feine Falte des öffentlichen Lebens blieb ununterfucht, Fein Wunſch 
unbefprochen, fein Wort unbeachtet. Er gruppirte die Meinungen 
wie die Mineralien im Kabinet, und fchied fie namentlich in drei 
Hauptklaffen aus, von denen die eine Verfaffungsrath oder Tren— 
nung verlangte, die andere mit einzelnen Abänderungen in der 
Verfaffung fich begnügt hätte, eine dritte die Zufriedenheit mit 
derfelben ausfprach. Daß Zwang bei der Abſtimmung im Februar 
ftattgefunden, überhaupt Gefepwidrigfeiten dabei unterlaufen feien, 
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wie die Aufſtändiſchen behauptet, davon brachte die Unterfuchung 
nichts Erhebliches heraus; mit der Verwaltung der frühern Re 
gierung im Allgemeinen erklärte fich die Mafje der Einvernom- 
menen zufrieden, wogegen eine Unzahl von Einzelbefchwerden über 
verſchiedene gejegliche Einrichtungen nicht ausblich. So auf der 
Landichaft. Die Landbürger in der Stadt gaben Zufriedenheit 
mit der Verfaffung zu erkennen, wünſchten zwar eine Beränderung 
ded 8 45, doch auf gejeglichem Wege. Nachdem folchergeftalt die 
Barteijtellungen verändert, nicht mehr die Landichaft der Stadt, 
fondern die Linzufriedenen den Zufriedenen oder Gleichgültigen 
und» Gefinnungslojen entgegengeftellt worden, fchritt Tſcharner 
zum zweiten Theil feiner Anfgabe, nicht derjenigen, die er von 
der Tagſatzung empfangen, fondern einer andern, die er ſich ganz 
in Webereinftimmung mit der Regierung von Bafel oder doch mit 
den ftädtifchen Parteiführern, perfönlich, eigenmächtig und feine 
Inſtruktionen weit überfchreitend, geftellt hatte. Die Tagſatzung 
hatte die erjte in ihrem engen Kreiſe geichehene Anregung einer 
Trennung (24. Dftober) behutſam beifeite gefchoben und die 
Frage daheriger Einleitungen erft nur ald Gegenftand fünftiger 
Schlußfaffungen der Kantone bezeichnet. Im Widerfpruch hiermit 
liehen die Repräfentanten der Bollziehung eines basleriichen Groß. 
rathsbefchluffed vom 18. November für die Abjtimmung der Tren- 
nungsfrage, nach paffiver Zuftimmung und einer bedeutungslofen 
Verwahrung der Rechte des Bundes, die thätigfte Mitwirkung ; 
fie leiteten die Verhandlungen, gaben nöthige Anleitungen für 
ihren regelmäßigen Gang, beftimmten die mit der Stimmenauf- 
nahme zu beirauenden Beifiger und nahmen folche ind Hand- 
gelübde, befchwichtigten Einfprachen gegen die Fragenftellung, mit 
Einem Wort, fie führten im vollften Sinne aus, was in der 
Tagſatzung erſt als eine entfernte Möglichkeit zur Sprache ge 
kommen war, den Beifall der Stände aber bisdahin noch Feined- 
wegs hatte erhalten können. So ſchlimm wie die Form, fo un 
befugt die Zugeftändniffe und die thätige Einmifchung der Re— 
präfentanten, fo verkehrt war die Stellung der dem Bolfe zum 
Entfcheid vorgelegten Frage. In dem abenteuerlichen Dekret er- 
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Flärte der Große Rath zuerft die Unmöglichkeit einer Abänderung 
der Berfalfung „in dem jetzigen Zeitpunfte“, und brachte dann 
die Doppelfrage zur Abftimmung: „welche Bürger beim Kanton 
Bafel in feiner gegenwärtigen Verfaſſung verbleiben“ und „welche 
fich lieber vom Kanton Bafel trennen, als fich der beftehenden 
Berfaffung unterziehen wollen“, als ob Berfafjung und Gebiet 
nicht wefentlich zufammenhängen, dieſes zerſtückelt, jene gleichwohl 
unverfehrt gelaſſen werden könne, nicht zu gedenken der Unmöglich— 
feit, gegenüber dem Bundesvertrage und der Wiener Kongreß— 
erklärung eine Schmälerung des baslerifchen Rantonsgebietes vor: 
zunehmen und das abgetrennte Stüd Land entweder ald eigenes 
Kantönlein aufzuftellen oder einem andern Kanton der Eidgenojfen- 
ſchaft einzuverleiben. Falle die Abjtimmung ungünftig aus, fo 
jagte das Dekret, fo bliebe nichts übrig, „als die zur Abtrennung 
geneigten Theile, um das Ganze zu retten, ihrem felbftgewählten 
Schieffal zu überlaffen“. In ſolchem Vorgehen liegt der Grund 
zur nachherigen wirklichen Ivennung; daherige Hauptjchuld mag 
zwar auf die Führer in der Stadt fallen, weil die Repräfentanten 
nicht nur vor der Trennung gewarnt, fondern felbit eine Ab— 
änderung der mehrgenannten zwei Berfaffungsartifel als zwed- 
mäßig empfohlen hatten; die Nepräfentanten aber trifft gleichwohl 
die fchwerfte Verantwortlichkeit, weil fie, im Widerfpruch zu ihrer 
eigenen beſſern Einficht, zu Berfügungen ded Großen Rathes die 
Hand boten, welche weder mit dem Wefen des fehmeizerifchen 
Bundes, noch auch nur mit den Anforderungen einer gefunden 
Politik vereinbarlih waren, das anerkannt Verwerfliche unaus— 
weichlich herbeiführen mußten, endlich der immerhin befugten 
Willensäußerung geſammter fchmeizerifcher Stände auf eine um 
heilbare Weife vorgriffen, während kurz zuvor Alles ihrer Erwä— 
gung und Entſcheidung anheimgeftellt worden. 

Mit Recht enthielt fich eine große Zahl von Landbürgern 
aller Theilnahme an der Abftimmung; Gutzwiller und fee 
politifchen Freunde, an der Wiederherftellung kantonaler Einbeit 
auf der Grundlage voller Rechtsgleichheit verzweifelnd, warben 
vielmehr um totale Trennung der Landſchaft vom ſtädtiſchen 
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Gemeinweſen. Einzelne Gemeinden verlangten bei den Repräſen— 
tanten, doch vergeblich, eine weſentlich veränderte Fragenſtellung. 
Bon den Stimmenden wollten 3865 bei dem Kanton und der 
Verfaſſung bleiben, 802 die Trennung um jeden Preis. Die 
Stadtbürger, in umd außer der Stadt wohnend, wurden zur Ab» 
jtimmung nicht zugezogen, wohl aber die Einſaßen ab der Lande 
Ichaft in der Stadt, die ſich, vermöge ihrer Verkehrsverhältniſſe, 
zu den getreuen Bürgern hielten. Die Abftimmung war nichts 
weniger ald günftig für die Stadt; trog der Fünftlichen Fragen— 
ftellung waren auf der Landfchaft nur ungefähr die Hälfte der 
Bürger zu jenem Bleiben aufgeftanden. Wie ganz anders hätten 
die Zahlen fich geitaltet, wenn Trennung von Stadt und Land 
als zwei gegenüber dem Bund ganz gleichberechtigte und unter 
jeine Garantie gejtellte Gemeinwefen, im Gegenjaß zur unver 
änderten Handhabung der Verfaſſung, bei allen Staatsbürgern, 
ohne Unterfchied der Herkunft und ihres Wohnſitzes, zu Ab- 
HIRAUNG gefegt worden wäre? 

Im Großen Rathe von Bafel ſah man fich gegentheild ala 
Sieger an, beſchloß abermals, bei den Ständen um unbedingte 
Handhabung der Verfaſſung und Unterwerfung der Widerfpen- 
jtigen einzufommen; würde diefem Begehren nicht entfprochen, 
jo follen die trennungsluftigen Gemeinden „aus dem Staatd- 
verband entlaffen und der Eidgenoſſenſchaft anheimgeftellt wer— 
den“, Gndgültige Abjtimmung zum Zived der wirklichen Aus- 
jcheidung wurde vorbehalten, um alddann den „auf der Trennung 
bejtehenden Theilen die Verwaltung und Regierung zu entziehen“ 
und mit der Tagſatzung das Schickſal der getrennten Gemeinden 
jchlieglich zu beſtimmen. Die Abenteuerlichfeit der Plane wuchs 
mit der Verlegenheit, in die man fich zu Bafel durch einfeitige 
und rücjichtslofe Auffaſſung der Lage bineingerannt hatte. Um 
diejelbe Zeit machte der Rath bereits Einfprache gegen Aufbürdung 
ber für die eidgenöffischen Truppen erlaufenen Koften. Tſcharner 
begab ſich nach Luzern, verlangte fortgefegte militärifche Offupation 
der Landſchaft über den 15. Dezember hinaus und Wiederver- 
ſammlung der Tagfagung. Der Vorort entfprach und rief diefe 
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auf den 13. gleichen Monats ein. In den übrigen Kantonen 
zerbrach man ſich indeſſen den Kopf, wie dieſe und andere ſchwei— 
zeriſche Verwickelungen zu löſen; koſtbare Tage gingen in den 
Großen Räthen mit Erörterung der zu ertheilenden Inſtruktionen 
auf; ſchlimmer noch als der Verluſt an Zeit und Geld war der 
wachſende Hader überall, da jede Partei in jedem einzelnen 
ſchweizeriſchen Streitpunkte eine Lebensfrage für ſich ſelbſt zu er— 
blicken glaubte. 

In Neuenburg waren zwei feindliche Parteien geblieben; auf 
der einen Seite der energiſche preußiſche Kommiſſär mit ſeinen 
zahlreichen, durch Sieg und Beſitz ermuthigten Anhängern, auf 
der andern die durch die Kapitulation, durch die Entwaffnung, 
durch das Niederfchlagen der Volksabſtimmung geichwächte, doch 
noch keineswegs ganz überwundene Partei der Emanzipation; 
inmitten beider die Geduldigen, abhold dem bewaffneten Aufitand 
wie der unerbittlichen Unterdrücdung jeglicher vaterländifchen Re 
gung, doch gehorſam und der Macht der Umſtände jich unter: 
werfend, reich an MWünfchen zu Handen der Regierung für Ber- 
bejjerungen in der innern Ordnung des Landes und für weniger 
ausſchließliche Vergabung der Staatsämter an die hohe Arifte- 
fratie. Bundestruppen und eidgenöjlische Repräfentanten fanden 
fih auch noch da, ohne mwefentlichen Bortheil für die Republi— 
faner, bereit3 läftig gewordener Hemmſchuh fir die königliche 
Regierung. Erftere gaben ihre Sade noch nicht verloren; das 
Beifptel von Bourquin’d Unterwerfung wurde nur von einem 
Theil der übrigen Führer des Septemberaufftandes befolgt. Fünf 
andere wollten im Widerftande beharren. Durch Berhaftsbefehl 
verfolgt, ohne daß ſolchem fchleunige Vollziehung gegeben worden 
wäre, fanden fie Zeit zur Flucht nach dem Kanton Waadt, und 
der Schauplag der neuenburgifchen Bewegung übergeht von nun 
an in die Kantone Waadt und Genf, theilweile auch Freiburg. 
In Neuenburg felbit entjtand Hader zwijchen den Repräfentanten 
und der Regierung über das Mab eidgenöfjischer Betheiligung 
gegen verdächtige oder jchuldige Gegner der Regierung: 

Jene fünf Flüchtlinge, Gugnier, zwei Brüder NRenard, HI. 
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Röfinger, Conſtant Meuron, festen fich feft zu Jferten, in der 
nächiten Nähe von Neuenburg, erliegen von bier aus Aufrufe 
zu neuer Sammlung, Mahnungen zur Unterftügung. Ein neuer 
bewaffneter Zug zur Republifanifirung ihrer Heimat lag im Plane; 
vollführt follte er werden theils durch die Flüchtlinge und die heran- 
gezogenen Neuenburger felbjt, theild Durch Zuzüger aus den übrigen 
Kantonen der weftlichen Schweiz. In den gefinnungsverwandten 
neuenburgifchen Gemeinden wurden nöthige Einverftändniffe unter 
halten; Waadtländer und Freiburger gründeten in Lauſanne einen 
Ausihuß zur SHerbeifhaffung von Männern und Waffen. Die 
Regierung von Waadt duldete den gefährlichen Aufenthalt der 
Häupter in Sferten. Ihre Aufrufe veranlaßten die Haftnahme des 
Advofaten Humbert in La-Chaux-de-Fonds, deifen Name unter 
einem derfelben geftanden, mit Beihülfe eines eidgenöffifchen" 
Truppendetachements und im Namen der Tagſatzung. Humbert 
rechtfertigte ich mittelft Berufung auf bewiefenen Mißbrauch feines 
Namens durdy Dritte, und die Repräfentanten trafen Anftalten, 
auf daß eidgenöffifche Truppenmacht nicht ferner zu Polizeidianften, 
jondern nur im Falle thätlichen Widerftandes gegen Autoritätd- 
handlungen der Landesbehörden verwendet würden. Der üble 
Eindrud jenes Ereigniſſes auf die entzündbaren Gemüther der 
Bevölkerung in den Kantonen des Leman aber blieb und die 
Theilnahme wuchs von Tag zu Tag. Die Geächteten oder Kom- 
promittirten verließen nach einander Neuenburg, jo Humbert und 
Bourquin felbit. Des legtern Wanderung von Sferten bi Genf 
war ein Triumphzug. Die Sympathieen machten fich felbft in 
den Nathsfülen Luft, denn im Nepräfentantenrath von Genf 
ward der Antrag auf unverzügliche Unterhandlung von Seite der 
Eidgenoffenfchaft mit dem König von Preußen zum Zwede der 
Freilaſſung feines Fürſtenthums geftellt. 

Bourquin, als „rücfälliger Hochverräther und Rebell“ von 
der neuenburgifchen Regierung ausgeſchrieben, jtellte fih zum 
zweiten Male an die Spite eines Unternehmens, dem nur uns 
gezügelte Einbildungskraft einen glücklichen Ausgang weisſagen 
konnte. Seine Wortbrüchigfeit findet etwelche Entfchuldigung im 
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völligen Abgehen der Neuenburger Regierung von der feierlich 
zugefagten Ginvernahme des Bolföwillens über die Frage der 
Emanzipation, dann in der eingetretenen Barteiverfolgung. Den 
Waffnungen in den Kantonen Waadt und Genf feste General 
von Pfuel die Fräftigften Maßregeln entgegen; er vermehrte Die 
Bürgergarde auf 500, organifirte eine Schaar Befoldeter von 300 
Mann, in den Landgemeinden im Val-de-Ruz und La-Sagne zwei 
Bataillone durch Oberftlieutenant von Pourtalds, erflärte Neuen- 
burg am 11. Dezember in Belagerungszuftand, verkündete am 
13., daß jedes Einverftändnig mit den Aufrührern, jede Theil 
nahme an bewaffneten Berfammlungen, jedes Halten von Waffen 
‚ and Munition der Strafe des Aufruhrs verfallen ſei. Die eid- 

gendffiihen Truppen waren ſchon gegen Ende (26.) November, 

nach dem Wunfche dev Regierung, als entbehrlich entlaſſen wor— 
den, mit ihnen der Oberft Forrer. Unterdeifen ſammelten fich die 
Patrioten, marfchirten heran von Coſſonay und Drbe, rückten 
näher den Grenzpunften Conciſe am See und Sainte-Croix im 
Gebirge, von wo aus in das neuenburgijche Gebiet eingebrochen 
werden ſollte; wie früher alfo gedachte Bourquin Neuenburg 
von zwei Seiten ber, vom See und durch das Traversthal, an- 
zugreifen. Bei wachfender Gefahr fehritten endlich die Nachbar 
fantone Bern (am 16. Dezember), Freiburg, Waadt und Genf 
(am 15.) ein, mahnten ab vom Zuzug und trafen zu deſſen 
Verhinderung Sicherheitdmaßregeln; die Regierung von Waadt 
befehligte acht Kompagnieen unter Oberſt Laharpe an die Grenze 
zur Entwarnung der Freifchaaren Bourquin’s; von Neuenburg 
her eilten die eidgenöſſiſchen Repräfentanten nach Sferten zum 
Abmahnen; jene konnten wegen Verfpätung ihre Aufgabe nur 
halb erfüllen, diefe wurden nicht gehört. Am 17. Dezember ge 
ſchah der Einmarjch theils längs dem See, theils übers Gebirge. 
Darauf erklärte General v. Pfuel das ganze Land in Kriege 
zuftand (früher war ed nur die Stadt), entjendete in folgender 
Nacht 350 Mann nad Gortaillod und Bevair, die die Schaar 
der „Patrioten“, weniger denn 300 Mann ftarf, überrafchten, 
nach kurzem Widerftand fich jener Ortichaften bemächtigten, in 
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Bevaix Röftngern aufhoben und weitere 50 bis 70 Gefangene 
machten. Auf 7 oder 8 Mann an Todten, dann einige Ber: 
wundete, ward der Verluft der Inſurgenten gefchägt. Der Krieg 
war bier plöglih zu Ende, und fchon früh Morgens 4 Uhr 
(18. Dezember) zogen die Sieger, die befoldete Stadtgarnifon 
und einige Kompagnieen Bürgergarde mit Artillerie, wieder in 
die Stadt ein. Wenige Stunden nachher, Vormittags 9 Uhr, 
rückte General v. Pfuel mit ungefähr 1200 Mann nad) dem 
Traversthal aus, in welches ein Freifchaarenforps von 300 bis 400 
Mann eingebrochen war. Traverd und Couvet wurden, letteres 
nach kurzem Kanonenfener, genommen; die Infurgenten zerftoben. 
Wie in Bevait, jo rettete fich der von dort herübergeeilte Bour— 
quin von Travers durch fchleunige Flucht; fein Korps zog fich 
durchs Gebirge nah dem Kanton Waadt zurüd. Pfuel verfolgte 
feinen wenig blutigen Sieg, befegte am 21. mit 2200 Mann 
und 10 Stüden Batteriegeſchütz La-Chaur-de-Fonds, ließ aller 
Drten vollftändige Entwaffnung eintreten, und traf am 24. 
Abends mit dem Ffleinern Theil feiner Truppen wieder in Neuen- 
burg ein, 

Sp endete das tollfühne Unternehmen, veranlagt durch die 
Unnatur der neuenburgifchen Verhältniſſe und durch die Beharr- 
lichfeit, mit der fie vom König wie von der neuenburgijchen 
Ariftofratie feftgehalten wurden, großgezogen durch die Duldſam— 
feit der Nachbarregierungen von Waadt und Genf, gehätjchelt 
durch die Hffentliche Meinung ebendafelbft, endlich im Stiche 
gelaſſen von feinen Freunden, verwünfcht von allen befonnenen 
Männern der Eidgenoſſenſchaft. Den Inſurgenten gebrach e8 an 
Allem, an Führern und Mannſchaft; ein Gemifh von Patriotie- 
mus und Gitelfeit trieb Bourgquin, fich abermald an die Spike 
zu ftellen; die Seele des Aufitandes war doch mehr Röfinger 
geweſen; beide. hatten den Zuzug von Zaufenden (die Blätter 
trieben die Zahl bis auf 6000 Mann) aus den benachbarten 
Kantonen erwartet und fanden fich in Allem getäufchtz ſchon der 
Ernſt von Pfuel's lähmte die Flügel; das Aufgebot der Waadt 
länder Negierungstruppen that das Webrige, wenn auch die von 
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ihnen vollzogenen Entwaffnungen bloß die Nachzügler trafen; 
vom Freiburger Seeufer ber blieb die gehoffte Hülfe ganz aus. 
Daß die Patrioten auch in beſchränkter Zahl einmarjchirten, läßt 
glauben, daß fie um jo mehr auf die Widerftandsfräfte in einigen 
Landestheilen von Nenenburg zählten. Diefe jtellten ſich aber 
auch mangelhaft ein, da mit wenig bedeutenden Scharmüßeln 
die vier Ortfchaften Gortaillod, Bevaix, Traverd und Couvet ein: 
genommen werden fonnten, anderswo die Aufftindifchen feinen 
Haltpunft mehr fanden, felbft in La-Chaur-de-Fonds, das fonft 
für den Hauptfiß der fchweizerifch Gefinnten galt. Die Zahl der 
Zuzüger aus den Nachbarfantonen entſprach den vorangegangenen 
Medeparaden nicht; ald Bourquin aus dem Traversthale entfloh, 
war er von 30 Genfern umgeben; im twaadtländifchen Dorfe 
Provence fand DOberft Laharpe 65 verfprengte Genfer und 15 
Wandtländer. Nah Grflärung der Gefandtfchaft von Genf in der 
Tagſatzung wäre jedoch Fein einziger Bürger von Genf mit bei 
dem Zuge gewefen, wohl aber 60 bis 70 Fremdlinge (man fagte 
Arbeiter aus Lyon), die in Genf zum Zuge geworben worden. 
Die Negierung von Waadt wies dem Lieutenant Bourquin und 
den übrigen Anführern zuerſt Villeneuve ald Aufenthaltsort an, 
was fie beifer vor dem Zuge gethan hätte, und befahl bald 
nachher deren Entfernung aus dem Kanton. Sie verliegen den 
Schweizer Boden am 28. Dezember, zogen nach Pontarlier und 
erhielten alsbald franzöfifchen Regierungsbefehl, mindeftend bis 
auf 60 Stunden von der Schweizer Grenze landeinwärts zu wan— 
dern. Bourguin weilte dann in Toyes. Spätere Meldungen ge 
ihehen nicht von ihm und er fiel der Vergefjenheit anheim. 
Wenige Tage vor diefen ernften Greignijfen verfammelte fich 
die Tagſatzung. Tſcharner und Gluß-Blogheim waren aus dem 
Kanton Bafel angefommen und erftatteten Bericht über dortige 
Lage, über den Erfolg ihrer Bemühungen. An den Ständen war 
es nun, das endliche Schickſal dieſes Kantons zu beftimmen; aber 
die Entzweiung hatte ſchon fo tief in alle Lebensverhältniſſe ge 
griffen, daß an eine glüdliche Schlußnahme kaum mehr zu denfen 
war. Bon den zweiundzwanzig Kantonen nahmen alsbald zwölf, 
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unter ihnen die angefehenften und mächtigften, eine Stellung ein, 
die in verfchiedenen Abftufungen von der Forderung Bafels fich 
entfernte, zu einem Alte gewwaltfamer Unterwerfung der Landſchaft 
unter die Stadt entiweder nicht Hand bieten wollte oder nicht Hand 
bieten fonnte, ohne die eigene Griftenz auf das Spiel zu fegen. 
Einzelne empfahlen, die unglücliche Intervention aufzugeben, die 
Pazifikation Baſels feinen eigenen Kräften zu überlaffen, die 
eigenen nicht länger an ein unlösbar gewordenes Räthſel zu 
vergeudenz Andere wollten im Gegenfag die Angelegenheiten 
Bafeld auf den Grund einer dem $ VIII des Bundesvertrages 
entnommenen Bundeshoheit felbitftändig ordnen, Andere vor 
Allem aus Amneftie, Befeitigung des $ 45, der in dem Sinne, 
wie er nachhin von Bafel durch das Abftimmungsgefeg ausgeführt 
worden, eine Garantie gar nicht erhalten habe; Andere empfahlen 
überhin die Veränderung des Nepräfentationsartifeld® zu Gunften 
der Landſchaft; Andere auf gut demofratifche Art neue Abitim- 
mung über die Berfafjung, doch in dem Sinne, daß die Mehrheit 
von Stadt und Land als eine ungetheilte zu betrachten wäre; 
noch Andere endlich gaben die Zufage der Garantie bloß auf 
einige Jahre, in der Hoffnung, daß ſich inzwifchen günftige Aus— 
wege ſchon finden würden. Auf angeregte Trennung gedachten 
nur zwei einzige Stände fich eınzulajjen. Ein verneinender Ent- 
jcheid war alfo ergangen, in allem Uebrigen fein Rath zu finden. 
Für den Grundjag der Garantie, wie Bafel ihn aufgeftellt, hatten 
fih nur zwei Stimmen gefunden, die ein etwelches Gewicht in die 
Waagichale hätten legen können, Graubünden und Genf. Ihre Be- 
weisführung fchloß fih an den Buchftaben von $ IV ded Bundes- 
vertrages an, wobei jedoch die ſtark hervorgetretene Abneigung 
beider Stände gegen die Neuerungen in den übrigen Kantonen 
für Vieles mit in Anfchlag zu bringen war. Die übrigen waren 
Uri, Schwyz, Unterwalden und Wallis, die jest als Pflicht gegen- 
über von Baſel empfahlen, was fie allen andern Kantonen, die 
fich neue Verfaffungen gegeben, in jehlauer Berechnung verfagten, 
ein Widerjpruch, durch welchen die von ihnen fo oft gerühmte 
Bundestreue zur nackten PBarteinahme im wohl oder übel ver: 
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jtandenen Intereſſe herabſank; — dann Neuenburg, jest in aller 
Form preußifche Provinz, und, wie mit Grund beforgt werden mußte, 
der geiftige Mittelpunkt Fünftiger Reaktion, endlih Teſſin, ohne 
Verſtändniß für die wirkliche Lage der Schweiz, vielleicht angeſichts 
feiner Berfehrsverhältnifje zu Bafel günſtig für dasfelbe geftimmt. 
Vorſtehende Standesjtimmen verloren noch mehr, wenn in Betracht 
fiel, daß Graubünden wenige Monate zuvor den Antrag geftellt 
hatte, .Wefen und Umfang der Berfajjungsgarantie genau feitzus 
ſtellen, ſo daß Viele folgerten, eine unbedingte Gewährleiftung 
der Negierungsgewalt habe nie im Sinne des Bundesvertrages 
gelegen und könne demfelben auch nicht unterftellt werden; — 
dann dag Schwyz, einer der garantivenden Kantone, in fich felbft 
gejpalten, jelbjt einer neuen Organifation bedurfte und dephalb 
nicht in geeigneter Lage war, über die Eriftenz Anderer in diefer 
oder jener Weife zu verfügen. So ftanden die Dinge Mitte 
Dezemberd 1831. Damals und jeither wurden die Kantone, welche 
dem Begehren Baſels nicht buchitäblich entiprechen wollten, des 
Bundesbruches bejchuldigt, und oft noch wurde ein härteres Wort 
zur Bezeichnung ihrer Handlungsweife gebraucht. Sieht man indeß 
auf den Grundzived jeder Berbündung zurüd, der da bejteht in der 
gegenfeitigen Wahrung der Griftenzen, und erwägt man, daß füderale 
Garantieen nur unter der zuverläffigen Borausfegung folcher Gegen- 
jeitigfeit möglich find, jo gewinnt die Sache wejentlich eine andere 
Geftalt. Für die neu Eonftituirten Kantone war die Behauptung 
ihrer Verfaſſungen oder vielmehr der demokratischen Grundfähe, 
auf denen jie beruhten, eine Lebensfrage geworden. In der Eid» 
genojjenjchaft weitum erlitten diefelben aber beharrliche Anfechtung 
von Seite der gefullenen Patriziate einzelner Kantone, von dem 
weitaus größern Theil der jtädtifchen Bevölferung, von den Ueber; 
reften aller ehemaligen Regierungen, von den alt-demofratifchen 
Kantonen der katholischen Schweiz, von der Nriftofratie von Neuen 
burg, endlich von einem Theil der auswärtigen Mächte und ihrer 
Gefandtfchaften in der Schweiz. Unglüclicher Weife ſetzte Bafel 
feine frühere eidgenöfjifche Stellung bei Seite, ließ fich in reaftio- 
näre Verbindung bineintreiben, vermifchte ſich dadurch mit Ele 
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menten, die bleibend nie die feinigen werden konnten, nahm die 
egoiftifhe Bethätigung Anderer für uneigennügige Sympathie zu 
jeiner Sache, warb um Freundſchaft dort, von woher fie ihm nur 
verderblich werden Fonnte, verfchmähte die Zuneigung und den 
Rath folher Kantone, aus deren Gefchichte und Lage es ein ge 
meinfchaftliches Vorgehen mit ihnen als das Klügfte, ja Unerläß- 
liche für fi hätte entnehmen follen. Einige Monate zuvor noch 
wären alle diefe Erwägungen der neu Eonftituirten Kantone im 
Hintergrund geblieben und Bafel hätte auf unummundened In— 
terventiondbegehren auch verlangte Bundeshülfe erhalten mögen; 
dieß änderte, nachdem folcher Weg nicht zu guter Zeit eingefchlagen, 
durch die langen, mehrmonatlichen Grörterungen in allen Kan- 
tonen allfeitige Parteiftellung groß gezogen, Bolt und Magi- 
firate in einer Großzahl von Kantonen zur Ueberzeugung geleitet 
worden, daß fie im Sinopfern der demofratifchen Anfprüche des 
Zandvolfes von Bafel an eine verhältnigmäßig Kleine, wenn auch 
zur Zeit mächtige, Stadtbürgerfchaft ihren eigenen Lebensgrund 
untergraben würden; von diefer Zeit hinweg war die Erfüllung 
des bafelichen Begehrens eine politifche Unmöglichkeit geworden. 
Waren aber rechtlich und faktifh die bundesmäßigen Anfprüche 
der neu fonftituirten Kantone an Bafel nicht geringer ale jene 
von Bafel an fie, fo ergab fich von jelbit, daß erjtere feine un- 
bedingten Garantiepflichten in einer Lage erfennen konnten, in 
welcher fie jelbft erft noch um die Garantie des Fortbeſtandes 
ringen mußten. Gin anderer Umſtand verbitterte die gegenfeitige 
Stellung: in vielen Kantonen hatte fich der Wunjch einer all- 
gemeinen Amneftie, in andern die Ueberzeugung von der Noth: 
wendigfeit eines günftigeren Repräfentationsverhältnijies fejtgefeßt ; 
vom Wünfchen Fam es zum Empfehlen, vom Gmpfehlen zum 
Bitten und Beſchwören, nicht etwa aus überfliegender Sympathie 
für einige Führer der Landfchaft — die Art ihres Auftretens 
hatte ihnen gegentheil® wenig Freunde gewonnen —, jondern um 
des allgemeinen innern Friedens willen und um ſchwereren Krifen 
für die Eidgenoffenfchaft und den Kanton Bafel weife zu ſteuern: 
alle dieje Bitten, meiftend vorgetragen von Männern, deren 
Die Schweiz. 16 
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politiſche Neigungen Baſel in hohem Maße günſtig, und die 
für feine Rettung zu Allem bereit waren, wurden mißveritanden 
oder gefchmäht, im günftigften Falle unter wenig ftichhaltenden 
Gründen abgelehnt, während im eidgenöſſiſchen Vaterlande von 
Alters her die gegenfeitigen Verhältniſſe anders aufgefaßt, freund- 
liches Entgegenfommen nicht bloß von der einen, fondern aud 
von der andern Seite ald Grundbedingung vaterländifcher Wohl- 
fahrt angefehen wurde. Endlich kam in Betrachtung, daß die 
Garantie der Eidgenofjenfchaft für ein Rechtöverhältniß in An- 
fpruch genommen wurde, das felbit über eine allfällige Fünftige 
Revifion der Bafeler Berfaffung hinaus Wirkfamkeit haben follte. 
In der Berfaffung vom 11. Februar 1831 war der Grundfas 
der Revifion anerfannt, einem Grundgedanken damaliger Reform: 
zeit aljo Rechnung getragen; beigefügt war, daß Fünftige Ab- 
änderungen in der Berfaffung auf gleiche Art zur Abftimmung 
fommen follen wie damals die Verfaſſung felbft. Das nahm man 
ohne weitere Grörterung bin, ald die Bafeler Verfaſſung der 
Garantie unterftellt wınde; das Bedürfniß, auch Kenntniß zu 
nehmen von dem Abftimmungsgefee, welches die in der Verfaſſung 
jelbft der Gefammtheit der Aktivbürger zuerfannte Souveräne 
tät in ihrem wichtigften Ausflug aufbebt und zwei gefönderte 
Bürgerforporationen aufftellt, die eine der Stadt, die andere der 
Landſchaft angehörend, und wovon jene, wenn auch verhältniß— 
mäßig geringer an Zahl, durch ihre Verneinung den Willen der 
andern jederzeit vernichten konnte, — ſolches Bedürfniß war gar 
nicht zu Tage getreten und überging erft alddann in das Bewußt— 
fein der Regierungen und Völkerſchaften, als fie im Gefolge der 
je mehr und mehr fich verwidelnden Grörterungen gewahr wur— 
den, daß das, was Bafel von ihnen verlange, viel mehr fei als 
die bundesmäßige Garantie für eine kantonale Verfaſſung auf die 
zeit ihrer Dauer, nämlich überhin eine Garantie, dag auch in 
aller Zufunft und fo lange es den Stadtbürgern gefalle, feiner 
lei Aenderung in der Verfaſſung vorgenommen werden dürfe, 
wozu die Stadtbürger nicht felbit als ortsbürgerliche Korporation 
durch ihre Mehrheit die Hand bieten würden, mit einem Wort: 
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eine Garantie für die bleibende Herrfchaft der Minderheit über 
eine Mehrheit, jo daß lettere nie amderd ald auf dem Wege der 
Gewalt zu ihrem natürlichen Rechte hätte gelangen mögen. Der 
Eindrud, den diefe Wahrnehmung gemacht, ald die Folge folcher 
vermummten Spaltung des Kantons in zwei Gemeinwefen zur 
öffentlichen Würdigung gelangte, war ein überwältigender, und 
von dann an trat alles in den Hintergrund, was von unlauteren 
Ginflüffen der Stadt und der Regierung auf die Abftimmung, 
von einer unter dem Gewicht des unmittelbar vorangegangenen 
bewaffneten Sieged der Stadt über die Landfchaft rafch zum Ab- 
ſchluſſe gediehenen neuen Konftituirung mit mehr oder weniger 
Grund geklagt worden war. Bafeld Begehren erfchten nicht mehr 
als einfaches bundesmäßiges Anliegen, fondern als Ueberforderung 
für Sonderintereffen, welche die Eidgenoffenfchaft nicht zu den ihrigen 
machen fünne. Schultheiß Schaller, Gefandter von Freiburg, war 
es vornehmlich, der in der Tagſatzung das ganze Gewicht diefer 
Thatſache geltend machte. In Beherzigung aller diefer Berumftän- 
dungen trifft die fo ſchwer angeflagten Kantone weit mehr der 
Vorwurf der Uebereilung und der Unbedachtfamfeit bei der Er- 
theilung der Garantie am 19. Juli 1831, als jener einer bös— 
willigen Außerachtießung bundesmäßiger Verpflichtungen. 

Die Tagſatzung holte ſich abermals Rath bei einer Kommif- 
fion und wählte in ſolche ausjchlieglich Gefandte von Kantonen, 
welche die unbedingte Garantie abgelehnt hatten; die beiden Reprä- 
fentanten waren ihr beigegeben. Die Kommiffion begutachtete ein- 
hellig, ohne Tſcharner: eine dringende Ginladung an den Stand 
Bafel zu erlaffen, den Revifionsartifel und das mit ihm in Der: 
bindung ftehende Abftimmungsgefeg aufzuheben, wogegen für die 
nachfolgenden ſechs Jahre die Berfaffung in ungefchwächter Kraft 
erhalten wird. Nach Ablauf diefer Zeit aber folle freie Abftim- 
mung erfolgen, ob die Verfaffung zu revidiren oder nicht, und 
die Mehrheit aller ftinnmfähigen Bürger (als eine Gefammtheit 
betrachtet, ohne Theilung in Stadt: und Landbürger) entjcheiden. 
Bejahenden Falles wird die Nevifion vorgenommen; wenn Die 
Frage aber verneint wird, bleibt die Berfaffung auch ferner in 
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Kraft bis zur geſetzlichen Abänderung. Nimmt Baſel dieſe An— 
träge an, fo wird die Eidgenoſſenſchaft während der nachfolgen- 
den ſechs Jahre die Verfaffung mit allen ihr zu Gebote ftehen- 
den Mitteln handhaben; wenn nicht, aledann eine proviforifche 
Trennung der unzufriedenen Gemeinden folgen. Alfo nicht Be- 
fehle, fondern nur einen wohlgemeinten, freundlichen eidgenöffi- 
ſchen Rath und Vorfchlag gedachte die Kommiffionsmehrheit zur 
gefälligen Annahme und Berücfichtigung an Bafel gelangen zu 
laffen. Tſcharner, ald Minderheit, wollte die Frage voranftellen, 
ob nicht unbedingte Handhabung der Berfaffung folgen folle, ver- 
neinenden Falles dann allerdings auc Erklärungen über jenen 
Revifionsartifel oder über die Trennung hervorrufen. Mehrheit 
und Minderheit ließen fich mit fichtbarer Uebereilung auf den 
Plan der Trennung ein. In Form und Wefen unpaljend war 
auch, dag fie Sätze, Fragen und Möglichkeiten in ihren Vor— 
Schlägen im Uebermaße häuften, vergeifend, daß im demofratifchen 
Leben nur Begriffe und Entfcheide von abfoluter Einfachheit zu: 
läſſig und möglich find, alle Abweichungen von diefem Erfahrungs 
ſatze fich durch endlofe Verwirrungen ftrafen. In diefer Hinficht 
verirrte fich Zicharner noch mehr als feine Kommiffionsgegner. 
In einem Punkte nur ffimmten beide Theile ganz überein, darin 
nämlich, gefummte Anträge erft an die Stände zur endlichen 
Schlußfaſſung, nicht fhon jegt zur Abſtimmung in der Tagſatzung 
gelangen zu laffen. Dabei mwaltete im Fernern die Meinung, daß 
das im Borfchlag enthaltene Anfinnen an Bafel ihm erjt alsdann 
zugeben jolle, wenn eine Mehrheit von Ständen foldhen gutge 
heißen haben werde. 

So war der Föderalismus abermals zu mühfeligem Yort- 
Ipinnen des Fadens beftimmt. Und es geſchah alſo; in neuer Br 
vathung (27. Dezember) fand jene Ueberweifung an die Stände 
Anklang, zur Stimmgebung bis Ende Januars 1832; als neu 
ſtellte fich bloß heraus, daß Waadt nach längerm Schwanken ſich 
dermalen für unbedingte Garantie erklärte, doch mit dem ausdrüd- 
lichen Vorbehalt, daß dadurch der Auswahl der Mittel zu ihrer 
Durchführung keineswegs vorgegriffen fein fol, und in der auf 
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drüclichen Meinung, daß die Initiative von Bafel auszugehen habe, 
d. h. gänzliche Umkehr der bisherigen Stellung zwifchen der Eid- 
genoffenfchaft und der Regierung von Bafel eintrete; ein Standes- 
votum, das beliebige Hinterthüren offen ließ und der Regierung 
von Bafel in Wirklichkeit weniger zu ftatten kam ald der Vor— 
Ichlag zur Garantie ohne den Nevifionsartifel. Die Fortdauer 
der militärifchen Offupation wurde erfannt, Tjcharner wieder ale 
Repräfentant abgeordnet, obgleich hier und da getadelt wegen feines 
einfeitigen Vorfchreiteng in der Trennungsfrage und mehr der Trä- 
ger eigener und bafelifcher Anfichten, als derjenigen der Stände 
mehrheit. Als zweiten Repräfentanten wählte die Tagſatzung den 
Major Maſſé aus Genf für den fendungsmüden und daher ab- 
danfenden Glutz-Blotzheim. 

Von Neuenburg her hatte die Tagſatzung nicht nur vollendete 
TIhatfachen, fondern Stoff zu vieljähriger Mipftimmung zu ver: 
nehmen. Mit dem Borfchreiten des königlichen Kommiſſärs in 
Macht und Machtgebrauch jchrumpfte das Anfehen der eidgendffi- 
fchen Repräfentanten zur Null herab; fie mußten ihre Zurüd- 
ſetzung von Tag zu Tag herber empfinden; fie, die im Kanton 
Neuenburg zur Handhabung der gefeglihen Ordnung auf das 
ausdrücdliche Begehren der Regierung weilten, wurden vom Gene- 
val v. Pfuel nicht mit einem Worte begrüßt, ald er die Stadt 
in Belagerungszuftand erklärte. Ihre perſönliche Mitwirfung zur 
Abwendung der Gefahr bei Anlaß des zweiten Zuges von Bour- 
quin und Genojjen ſchlug man gering anz Wiedereinmarfch eid- 
gensffiicher Truppen lehnte die Regierung dadurch ab, daß fie auf 
diepfällige Einfragen den Befcheid gab, man möge ſich auf Be- 
rufung des neuen Truppenfommandanten Oberft v. Planta aus 
Graubünden befchränfen, der dann in Neuenburg eben ankam, als 
die Bewaffneten beider Theile gegen einander vorrüdten. Das Ber- 
trauen auf eigene Kraft und auf die Vorzüge eigener Stellung 
ging jo weit, daß eben jegt bei Mitgliedern der Regierung der 
Plan auftauchte, vom Könige die Ablöfung Neuenburgs von der 
Schweiz ſich zu erbitten. Mipfällige Inftruftionen einzelner Gro- 
pen Räthe, auch bloße Aeußerungen einzelner Mitglieder derfelben, 
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unfreundliche Beurtheilung der Regierung von Neuenburg und 
ihrer Handlungen durch die Preſſe waren die vorgefchobenen Be— 
weggründe zu jenem Vorhaben. Mehr in der That noch hatten 
vielleicht die Blößen der Doppelitellung ſolches hervorgerufen. Jene 
Klage bezog fich wefentlih auf eine kurz zuvor gefaßte Schluß 
nahme des Großen Rathes von Luzern, bei der Tagfagung auf 
Abänderung der neuenburgifchen Stellung, im Sinne des unbeding- 
ten Anſchluſſes an die Eidgenofjenfchaft oder dann der Trennung, an- 
zutragen. Belehrt durch volle Nichtigkeit der eidgensffifchen Stellung 
in Neuenburg und angerufen durch die Nepräfentanten felbjt in 
diefem Sinn, hob die Tagfagung deren Sendung auf. Sie verließen 
mit dem eidgendffischen Zruppenfommandanten Neuenburg am 30. 
Dezember. Dortige Regierung vergütete fpäter die Interventionskoſten 
der Eidgenofjenfchaft mit 131,145 Franken. Die Tagſatzung aber 
ſchloß ihr mühfelig Werk am 27., nachdem fie im Laufe des Jahres 
während zweihundert fiebenzig und drei Tagen verfammelt geweſen. 

In Neuenburg fihaltete die Reaktion unter dem Banner der 
legitimen Ordnung nunmehr unbedingt. Am 26. Dezember ver 
urtheilte ein Kriegsgericht die gefangenen Röfinger und den Arzt 
PBetitpierre zum Tode durch Erſchießen, desgleichen die entwichenen 
Bourquin (diefen überhin zur Kaffation mit Infamie), 2. Renard, 
K. Renard, Cugnier und Gonftant Meuron ; über einige andere ge 
fangene Infurgenten verhängte es lebenslängliche oder zeitliche Ber- 
bannung, aud) Ketten und bloße Gefängnißftrafen; frühere Wünſche 
der Nepräfentanten um Milde blieben als veraltet und bei neuer 
Sachlage weniger begründet ohne Beachtung, ebenfo Empfehlungen, 
die zu gleichem Zwede in der Tagfasung von mehreren Ständen 
vorgetragen worden. Unter den zahlreichen Gefangenen in Neuen 
burg nannte man auch den Advofat Bille, den Antragfteller auf 
Emanzipation im gefeßgebenden Rathe. Das Kriegsgericht belegte 
ihn mit zweijähriger Gefängnipftrafe und vierfähriger Landes 
verweiſung. Bei Nöfinger ward eine Vereinigungsafte gefunden, 
vermöge welcher eine Anzahl Batrioten vor oder unmittelbar nad) 
dem Auszug aus dem Schloß (Ende September) fich zu neuem 
Aufitand verbündeten, zu diefem Behuf einen Ausfchuß nieder 
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jegten, gleiche Komites in jeder Gemeinde zu errichten fich das 
Wort gaben und den Kriegsplan verabredeten ; ferner den Ent: 
wurf einer Proflamation, die am 16. Dezember das Zuftrömen 
von Taujenden den Freunden im Innern des Kantons hätte mel- 
den follen. Der König erließ (31. Dezember) ein Belobungsfchreis 
ben aus Berlin an die getreuen Neuenburger und wünfchte die 
Abänderungen in der Staatsverwaltung zu vernehmen, die nad 
Erfahrung für die nüglichften gehalten würden. Am Neujahrstag 
1832 wurde die Befreiung des Landes von den gefchlagenen Be- 
freiern in allen Kirchen des Fürſtenthums durch fejtlichen Gottes— 
dienft gefeiert. Die Bürgerfchaften von Neuenburg, Ballendig, 
Landeron und Boudry fprachen durch Abordnungen dem General 
v. Pfuel heißejten Dank aus: jene von Neuenburg verlieh ihm 
ihr Ehrenbürgerrecht. Die einzig übrig gebliebene dortige Zeitung 
ſchmähte die Eidgenofjenfchaft: „fie babe Recht gehabt, zu fagen, 
daß zwei Tage Bürgerfrieg beſſer ſeien ald zwei Monate eidge- 
nöffifche Okkupation; jest möchte fie beinahe fügen, daß zwei 
Monate Bürgerkrieg einer eidgenöffifchen Offupation von zwei 
Tagen vorzuziehen.“ Selbft dem General v. Pfuel war diefe Aeuße— 
rung für die Legitimität allzu preußiſch; ex legte Beſchlag auf 
das Blatt. Wenige Wochen nachher hob er den Belagerungs- 
zuftand im ganzen Fürftenthum auf. Röfinger ward zu lebens: 
linglicher Haft in einer preußifchen Feſtung begnadigt, zuerft nach 
Ehrenbreititein, fpäter nach Weſel abgeführt. 

Ende 1830 fahen wir eine einige Schweiz vor und; am An- 
fang des Jahres 1832 hatte ſich arge Zerriffenheit ihrer bemädy- 
tigt; endlofer Zwiſt verbitterte alle Verhältniffe, ſchwächte alle 
Beftrebungen für heilfame und nöthige VBerbefferungen. Im Laufe 
von 1831 war in eimer Reihe von Kantonen die frühere Oppofi- 
tion, zum Theil gemifcht mit älteren, auch mit ganz neuen und 
noch "umerfahrenen und unerprobten Elementen, an das Staate- 
ruder gelangt; eine Mafje ehevoriger Ginrichtungen lag zertrüm- 
mert da, erfegt durch andere, die fich erft noch bewähren follten. 
Einzelne Kantone, namentlih Bern, waren langfam nur und erft 
fpät in die Rampflinie für die demofratifchen Grundſätze einge- 
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rückt. Viele Kantone griffen ſofort rüſtig an die auszuführenden 
Organiſationsarbeiten, andere, unbehülflicher, ſchienen damit kaum 
fortzukommen. Die Volksvertretung in den Großen Räthen dieſer 
nämlichen Kantone war außerordentlich gemiſcht; ſteten und feſten 
Gang zu gewinnen, dafür ſchienen noch jahrelange Mühen er— 
forderlich. Dieſen Schwierigkeiten gegenüber hatten militäriſche 
Anſtrengungen die Bundes- und die Kantonalkaſſen ſchwer in An- 
ſpruch genommen, erftere mit einer Ausgabe von mehr denn einer 
halben Million Franken für die außerordentlichen Waffnungen von 
1831, die Truppenzüge wegen Bafel nicht gerechnet; Fruchtanfäufe 
zur Abwehr beforgter Theuerung, die vermehrten Koften für ver- 
änderte Organifationen griffen die Staatsfädel ebenfalld an; der 
Schrecken der Cholera ängftigte die Gemüther. Zu diefen Schwierig. 
feiten und Ralamitäten gefellte fih der Kampf um L2ebensfähigfeit 
und Lebensdauer der neuen Kantonsverfaffungen, der Hader, den 
die Anregung für Umgeftaltung der Bundesinftitutionen erzeugt. 
Minderheiten allüberall beftritten jeden Schritt, der in beiden Be: 
ziehungen vorwärts gethan werden wollte; ftatt alljeitiger ent- 
jprechender Garantie der neuen Berfaffungen erftand jene fchon 
gefchilderte, nur dem Anfchein nad) ſchwache, Koalition gegen ihren 
Beitand; fie verbreitete fich über die Maffen der allerwärtd vor- 
handenen Unzufriedenen, weil Verlegten oder doch fir die Zukunft 
Beſorgten; das Patriziat von Bern fchmollte, lehnte die Betheili- 
gung bei der Regierung ab, ftellte ſich dagegen an die Spige der 
Stadtverwaltung, und alt Schultheiß Fiſcher, der den Eintritt in 
den Großen Rath verweigerte, ward ihr Präfident; mit jenem 
Patriziat harmonirte die Mehrheit der Bevölkerung in mehreren 
anderen großen Städten, ein ftarfer Theil der Geiftlichkeit beider 
Konfeffionen, welcher manche Regungen auf dem Kirchen- und 
Schulgebiet unliebfam waren. Das Map der Zerrüttung ward voll 
durch die mißglückte Staatsveränderung im Kanton Bafel, die 
Maßloſigkeit der Ueberwundenen wie nachher der Sieger, den Zwie— 
jpalt in den Ständen und an der Tagſatzung über die Meittel 
zur Regelung der Schickſale des bafelifchen Voltes; durch den Aus: 
bruch lange verhüllten Krankheitsftoffed im Kanton Schwyz, die 
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Widerfpenjtigkeit des Kranken gegen die unerläßlich gewordenen 
Heilmittel; durch den übelberechneten und kopflos ausgeführten 
Berfuch zur Abſchüttlung monarchiſcher Herrfhaft im Kanton 
Neuenburg. 


Achter Abfchnitt. 


Anfänge der Reaktion in Bern. Neuenburg will den Bund auffünden. Die 
Trennung in Bafel befchloffen. Die politifchen Vereine. Neuer Regierungs— 
wechjel in Züri. Fruchtlofe Tagfagung. Das Garantiefontordat und 
der erfte Bundesentwurf. (Erfte Monate von 1832.) 


So jtanden die Dinge in der Eidgenoſſenſchaft, als Schult- 
heiß Eduard Pfyffer von Luzern, Präfident der vordrtlichen Be- 
hörde, die Leitung ihrer Angelegenheiten übernahm. Der Wechfel 
fam der Eidgenoffenichaft wohl zu flatten; Schultheiß Amrhyn 
war ein Mann von redlihem Sinne, treu ergeben dem Bater: 
lande, unermüdlih in feinem Dienfte; aber ihm fehlten die 
wichtigften Eigenschaften des Staatsmannes: Ruhe des Gemüths 
und befonnene Auffaffung der Ereigniffe. Seine Thätigfeit hatte 
etwas Fieberhaftes: in jedem Achſelzucken eines auswärtigen Ges 
fandten witterte er die Vorboten fremder Einmifhung, in jeder, 
auch der erlaubteften Regung der Oppofition Aufruhr und Ber 
rath; ein etwas herber Anſtoß zweier Parteien erfüllte ihn mit 
den Schredbildern des Bürgerkrieges. Ein Mann ſolchen Wefend 
an der Spige der Gefchäfte ftehend, ein ganzes Jahr lang, und 
ein Jahr wie jenes von 1831 gewefen, konnte heilfum auf den 
Gang der Greigniffe nicht einwirken; was an fich ſchwierig war, 
gerieth in feiner Hand zur unlösbaren Verwicklung; auffallende 
ftörende Greigniffe griff er mit folcher Haft und Heftigkeit an, 
daß die Milderung ihrer Folgen jeweilen die ſchwere Aufgabe 
Anderer ward; gefchraubte Begriffe von einer mehr in feinem 
Kopf als. in Wirklichkeit vorhandenen Bundeshoheit führten ihn 
zu Ueberſchätzung eidgenöſſiſcher Mittel gegenüber kantonalen Recht- 
jamen, dann zu Mißgriffen, von denen die Umkehr ſchwer. 

Schultheiß Eduard Pfyffer hatte ganz entgegengefehte Eigen- 
ichaften. Milden, freundlichen Sinned, war ihm wohlwollendes 
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Berhalten gegen Jedermann Bedürfniß; Flug und ficher in Auf 
faffung aller Berhältniffe, war er doch frei von Argwohn und 
maßlofem Miptrauen in Andere; je fchiwieriger die Lage, die er 
vor fich ſah, je unvorgefehener das Greigniß, je gewaltiger nieder- 
jchmetternd der Unfall, der in den Weg plabte, deſto unverdroffener 
jegte er fich in die ruhigfte Faſſung, überwog nad links und 
nach rechts, was zu thun, holte berechnend den Rath Anderer 
ein und handelte erft, nachdem er in allen Richtungen Klarheit 
gewonnen. War Amrhyn ein Mann, der, ohne e8 zu wollen oder 
zu wilfen, das Feuer anfachte, jo war im Gegenfage Eduard 
Pfyffer's Perfönlichkeit in hohem Grade geeignet, ſolches, wenn 
nicht zu Löfchen, doch zu dämpfen, alfo völlig der Mann, mie 
ihn die Zeit bedurfte. Seinen politifchen Gefinnungen nach war 
er Gegner der alten Schule, die im Jahr 1830 das Feld räumen 
mußte, ohne fich mit dem ummälzerifchen Taumel zu befreunden, 
der Viele zu weit führte; nur maßlofe Parteimänner beider Seiten 
mochten daher mit einiger Schen auf den neuen Vorſtand der 
Bundesbehörde bliden. 

Vom Grollen ſchritt die ariftofratifche Partei zur That. In 
Bern verweigerten 73 Offiziere den von der Staatsbehörde vor- 
gefchriebenen neuen Yahneneid, worin unter Anderm die Worte: 
pdie beitehende Berfafjung und Pegierung gegen innere und 
äußere Feinde zu vertheidigen“. Solcher Pflicht glaubten fie fich 
entbunden, weil fie die Verfafjung nicht angenommen. Der tiefere 
Grund ihres Entſchluſſes war: parteiifcher Widerwillen gegen die 
Bolfsherrfchaft und die leidenfchaftliche Abficht, der neuen Ord— 
nung unbefiegbare Verlegenheiten zu bereiten; bei Einzelnen viel- 
leicht auch die Gewiſſenhaftigkeit, nicht einem Regimente zu dienen, 
dem fie herzlich gram waren. Den Schritt mußte wohl auch die 
allzu feine Unterfcheidung beſchönigen: dem Baterlande feien fie 
ſtets zu dienen bereit, nicht aber einer Regierung, deren Bejtand 
fie mit deſſen Wohl nicht verträglich erachten. Näher bejehen war 
es eine Übelberechnete Auflehnung. Klug wußte ihm indep die 
Regierung eine andere Seite abzugewinnen, ließ ſich nicht ein- 
Ichüchtern, ertheilte den Gidverweigernden, vom Hauptmann ab- 
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wärts, von fich aus die Entlaffung und rief die höhern Offiziere 
vorläufig von der Dienftaftiwität ab, bis der Große Rath jelbft 
verfügen Fonnte; die Lücken auszufüllen, beförderte fie fchon am 
18. Januar 30 Lieutenants zu Hauptleutenz fie nahm mehreren 
der entlaffenen Offiziere auch die bürgerlichen Aemter ab. Die 
Geſammtheit derjelben nahm in gedrudter Erklärung von ihren 
Waffengefährten Abichied auf Wiederfehen in der Stunde der 
Gefahr und der Rettung. So erweiterte fich die Kluft zwiſchen 
PBatriziat und Regierung; daß die abgetretenen Häupter am Neu— 
jahrötage von den Gefandten der auswärtigen Mächte, nur einen 
ausgenommen, der fih an die Vorftände der neuen Regierung 
hielt, Neujahrsbefuche empfangen hatten, enthüllte Gefinnungen 
und Wünfche der Mehrzahl der europäifchen Kabinete. Zu jenen 
73 Offizieren, unter denen eine Anzahl Stabsoffiziere, gejellten 
fih jpäter nody 13 andere von diefer höhern Klaffe. Der Große 
Nath verfügte die Entlaffung gegen Alle, die fie nicht bereits 
vom Regierungsrathe empfangen hatten. Er glaubte aber noch 
einen Schritt weiter gehen zu müſſen; nicht bloß die Berner 
Milizkontingente wimmelten von Offizieren patrizifcher Herkunft, 
jondern auch der eidgenöffifhe Generalftab zählte deren eine ge- 
wilfe Zahl, unter ihnen Männer von amerfannt militärifchem 
Rufe und hohem bürgerlichem Anſehen. Ihrer drei hatten, in der 
Eigenschaft als gleichzeitige Berner Offiziere, den Fahneneid ver- 
weigert; von nun an erachtete die Regierung, daß fie füglich 
nicht länger im eidgendffischen Generaljtabe geduldet werden kön— 
nen, und verlangte in einem Kreisfchreiben an die Stände (23. 
Februar) deren Entlaffung. Die Reaktionsfurcht ging noch weiter: 
im Großen Rath machte Kafthofer den Antrag, den Oberbefehl über 
die bernifchen Milizen dem gewefenen ſpaniſchen General Roten aus 
Wallis und dem Griechenfreunde Oberftlieutenant Heidegger zu 
übertragen; ein anderer Antrag lautete: das grobe Geſchütz theilweife 
in die Yandftädte zu verlegen. Sie wurden abgelehnt. Wie mit dem 
Offizierskorps, jo fiel die Regierung von Bern bald in Zerwürf- 
niß mit der Fatholifchen Geiftlichfeit. Auch von dieſer verlangte 
die Regierung einen Eid, durch den fie fich neben Anderm ver- 
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pflichten ſollte, „die beſtehende Verfaſſung und verfaſſungsmäßigen 
Geſetze zu beobachten, für die Aufrechthaltung der geſetzlichen 
Ordnung auf die Pfarrangehörigen beſtmöglichſt einzuwirken, die 
heiligen Amtspflichten zu erfüllen und überhaupt in Allem ſo ſich 
zu verhalten, wie es einem chriſtlichen Seelſorger gebührt“. Der 
Biſchof von Bafel hatte fih mit dem Wortlaute der Eidesformel 
einverftanden erklärt, die Leiſtung des Eides als zuläfjig em— 
pfohlen. Allein jo ſah es die Fatholifche Geiftlichkeit im Jura 
nicht anz fie befchloß, zur Beruhigung der Gewilfen, Berufung 
an das Oberhaupt der Kirche, und verlangte Aufichub. Nun 
wurde die Geiftlichfeit für allfällige Weigerung verantwortlich, 
erklärt, mit Entfegung und mit Berluft des Pfründeinkommens 
bedroht. Gleichwohl weigerten ſich fümmtliche Kapitel, der obrig- 
feitlihen Anordnung Folge zu leiften. An der Spige des Wider- 
ftandes ftand Dekan Euttat in Pruntrut, wie man fagt im Ein- 
verftändniß mit der höhern Geiftlichfeit von Freiburg; im Verein 
mit feinen Standesgenoffen erklärte er, daß er zwar nichts gegen 
den Eid und die bifchöfliche Bewilligung zu deffen Leiftung ein- 
zuwenden habe, jene Zuftimmung aber von höherer Inſtanz, dem 
heiligen Stuhl, erſt gutgeheißen werden müſſe; die der Geiftlich- 
feit aufgebürdete DBerantiwortlichkeit weife er dahin zurüd, von 
wo aus fie veranlaßt worden. Anderfeitd wurde die Einziehung 
der Gehalte bei fortgefegter Weigerung neuerdings in Ausficht 
geftellt. Aber der Rekurs war nun einmal ergriffen; die Geift- 
lichfeit wollte den oberften Entfcheid abwarten und blieb unbeug- 
fam. Borausfichtlih war er nicht fo bald zu erhalten, und der 
Anſtand geftaltete fich zu einer der Fehden, die die öffentliche 
Drdnung und das Wohlvernehmen im Kanton mefentlic ge 
fährdeten, dann auch nachtheilig auf die fchweizerifchen Zuftände 
überhaupt zurüchvirfen mußten. 

Empfindlicher wurden die Gemüther der Eidgenofjen ergriffen, 
als die Fönigliche Partei von Neuenburg, jet in der Regierung 
verförpert, aus dem Trennungsgelüfte Ernſt zu machen fich am 
jchiefte. Neben dem Mifbehagen, das die Doppelverhältniffe 
Neuenburgd in einem großen Theile der Eidgenoflenichaft erzeugt, 
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und das als gefchichtliche Thatfache anerfannt werden muß, follten 
auch leere Borgaben den Trennungsplan befchönigen; Neuenburger 
Wortführer gaben jenem Mißbehagen durch ihre Preffe die Deus 
tung, als rühre es wefentlich nur daher, daß das neuenburgifche 
Verhältnis zu Preußen als ein unüberfteigliches Hinderniß der 
Errichtung einer fehweizerifhen Einheitsrepublif angefehen werde. 
Dieſe Behauptung aber hatte nicht das gerinafte Maß von Wahr- 
heit in fich, denn die Einheitsrepublif lag in Niemandes Wün— 
jhen. Am 6. Januar war der doppelte Bürgerfchaftsrath von 
Ballendis zur Berathung der Frage verfammelt, ob es, in Be 
tracht der damaligen Umftände, nicht angemefjen wäre, den Fürften 
um die Einwilligung zur Trennung Neuenburgs von der Schweiz 
zu erfuchen. Der Schluß war beinahe einhellig bejahend, denn von 
2960 Bürgern ftimmten 2898 für die Trennung, in gleichem 
Berhältniffe zu La-Chaur-de-Fonds; es lag fomit die betrübende 
Thatfache vor, daß die Abftimmung über diefe Frage verftattet 
wurde, während jene über die Emanzipation, früher in Ausficht 
geftellt, nad) dem bewaffneten Siege hintertrieben worden war. 
Die Abftimmung wurde ald ein fo wichtiges Ereigniß betrachtet, 
daß franzöfifche Blätter die Trennung fogleich als ausgemachte 
Sache befprachen. In den übrigen Kantonen ſah man fie, nicht 
mit Unrecht, als fürmlichen Abfagebrief an, der um fo weniger 
gleichgültig hingenommen werden fonnte, als eben um jene Zeit 
der gejeßgebende Rath von Neuenburg, unter Leitung des Gou- 
verneurs dv. Pfuel, geräufchvoll Beichlüffe in den Angelegenheiten 
von Bafel faßte, die einer Anzahl anderer Stände verübten 
Bundesbruch vorwarfen, während Neuenburg mit einem Vorhaben 
umging, welches innige und dauernde Bande zwifchen ihm und 
der Eidgenofjenfchaft löfen follte und wohl für immer gelöst 
haben würde, fall feine Ausführung möglich gewefen. In der 
Sitzung des gefeßgebenden Rathes vom 7. Februar, nach Furz 
zuvor erfolgter Aufhebung des Belagerungszuftandes im ganzen 
Fürſtenthum, wurden die Petitionen und Adreffen der Bürger: 
ichaften verhandelt, die in eben jo beftimmten als für die Eidge— 
nofjen wenig ehrenhaften Ausdrüden die Trennung von der Schweiz 
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verlangten. Unter den Rednern erhob ſich v. Perrot, früher mehr: 
maliger Standesgefandter an der Tagſatzung, für diefen Akt der 
einfeitigften PBarteiberechnung. Er huldigte zuvörderft dem Bünd- 
nijfe von 1814, fprach dann aber ferner: „Die Kantone, die es 
fchloffen, haben fich rewolutionirt ; fie proflamirten das monftruofe 
Prinzip der Volksſouveränetät und warfen dadurch die Brand- 
fadel in ihre Umgebungen. Sie ftiegen zum legten Grade der 
Demofratie hinab, jener zerftörenden Demokratie, die mit der 
alten Demokratie am Gotthard nichts gemein hat. Die dermalige 
Eidgenofjenfchaft kann unfere Verhältniſſe zu derjelben nicht mehr 
fichern. Seitdem fie die Verfaſſung Baſels zurückwies, hat fie 
auch das Map unferer Hoffnungen feftgeftellt: fie hat den Bund 
gebrochen.“ War im Laufe der Aufftinde vom vorigen Herbſte 
in den übrigen Kantonen manches Wort gefallen, das nur um 
angenehm in den Ohren der royaliftifchen Partei von Neuenburg 
wiederflingen mochte, fo war es durch obige Rede zehnfach über 
boten. Eine Kommiffion ward niedergefegt, in der die Staats— 
räthe v. Chambrier und Favarger nebft dem genannten Redner 
entjcheidended Gewicht übten. Neun Tage fpäter (16. Februar) 
genehmigte der Rath mit 62 gegen 15 Stimmen (drei Mitglieder 
enthielten fich) eine von der Kommiſſion entworfene Adreſſe an 
den König, in welcher die Trennung von der Schweiz verlangt 
wird. Dem Staaterathe wurde anheimgeftellt, ob und wie die 
Eidgenoſſenſchaft amtlich von diefem Schritte in Kenntniß zu 
jegen fei. Einen Augenblid zuvor befchloß diejelbe Behörde, vor 
örtlicher Einladung gemäß die Tagſatzung zur Mitberathung der 
Basler Angelegenheiten zu beſchicken, und ordnete v. Chambrier 
und Junod als Gefandte an diefelbe ab. Der königliche Kommiffär 
v. Pfuel hatte mittlerweile die Ernennung zum Gouverneur umd 
Generallieutenant de3 Königs im Fürſtenthum erhalten; gleich⸗ 
zeitig fliftete der König einen Orden zur bleibenden Erinnerung 
an die denfwärdigen Greignijfe von 1831. Am 17. ſchloß der 
Gouverneur die Sigungen des gefepgebenden Rathes mit Aeube 
rung der Hoffnung, es werde der König in das Trennungsgeſuch 
einwilligen; feine, des Gouverneurs, perfönliche Meinung fei, 
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daß diefer Schritt in Berückſichtigung der herrfchenden politifchen 
Lehren in der Schweiz nothwendig geworden. So war die Eid- 
genofjenjchaft als folche durch und in Neuenburg ſchwer bedroht ; 
durch die Befehdung des neuen Bernd war es die neue demo: 
fratifhe Ordnung, die in dem größern Theile der Schweiz ein- 
geführt worden. Offenbar hatten fich die Freunde des monarchifchen 
Weſens, dann die Führer und Glieder der ſchweizeriſchen Arifto- 
fratie und einflufreiche Betheiligte bei den hierarchiſchen Intereſſen 
zu folcher Gegnerichaft die Hand geboten. 

Die Urfantone blieben nicht frei von dem Vorwurf, mit diefen 
Elementen einig zu geben. Man warf ihnen Zufammenfünfte 
mit den Berner Patriziern vor und gab jenen die Bedeutung 
gefährlicher Greigniffe. Eine Konferenz unter ihnen felbjt in 
Brunnen (28. Februar) zur Abrede über fünftige Stimmgebung 
machte mehr Auffehen als fie verdiente *. Die Gemüther erbitter- 
ten fih um fo mehr. Und wir e8 anders möglich geivefen? Am 
17. Februar rief das heftige Oppofitionsblatt von Bern dortiger 
Regierung die Worte zu: „Wende dein Auge nicht weg von der 
ungeheuern Berantiwortung, die du übernommen! gewahrt du fie 
zu ſpät, jo wird fie dich bis in dein Innerſtes erbeben machen. 
Gedenke des Wortes, das die unbeftechliche Gefchichte dir feierlich 
ing Ohr raunt: Eine Regierung, die da auf Empörung beruht 
und nicht Frieden und Zufriedenheit ſchaffen fann, die wird wie 
eine giftige Natter zertreten.“ Hand in Hand mit folchen Erfchet- 
nungen im Innern ging eine Fluth von Briefen in ausländifchen 
Zeitungen über die Zerrüttung in der Schweiz, dann über weitere 
vermejjene Plane der Neformpartei und deren Unverträglichkeit 
mit der völferrechtlichen Ordnung Europa’s, endlich die tägliche 
Meldung von bevorftehendem Einfchreiten der Großmächte, dem 
verheerenden Strom Einhalt zu thun. Die frühen Angreifer 


* Bemerfenswertb war fie höchftend durch die Mahnungen an Schwyz, 
auf gute Art die eingetretene Spaltung in feinem Innern zu heben, und 
durch die Schlufnahine, die Tagſatzung trog waltender Abneigung wieder zu 
befuchen und „den Kampfplatz nicht eher zu verlaffen, ald bis man biezu 
gezwungen werde“. 
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waren nach Verlauf von kaum anderthalb Jahren zu Angegriffenen 
geworden. Um ſo rüſtiger kämpfte von nun an die Reformpartei 
um den gefährdeten Beſtand ihrer Schöpfungen, weniger mit den 
Waffen der Legalität und der Mäßigung, als mit jenen, die die 
abgedrungene Parteiſtellung in jeder neuen Lage nothwendig zu 
machen ſchien. Die Legalität, die man von ihr forderte, war die 
Rückkehr ins Jahr 1829, oder vollends in die Jahre 1814 und 
1815; fie hatte feine Pflicht zu ſolchem Rückſchreiten; die Mäft- 
gung, die man ihr aufdringen wollte, war im andern Lager noch 
viel weniger zu finden und würde nur zum Sturze der neuen 
Drdnung mißbraucht worden fein. 

Unter folchen Umftänden fällt jedes Befremden hinweg, daß 
der Basler Zwift Feine freundliche und erfprießliche Wendung nahm. 

Kaum hatte man angefangen, die Jahreszahl 1832 zu fehrer 
ben, verlautete ſchon, daß Baſel die Bermittlungsvorfchläge der 
Tagſatzung nicht annehmen werde, und doc wäre der Mehrheits- 
antrag der Kommiffion die goldene Brüde gewefen, deren glüd: 
ficher Uebergang den Beftand des Kantons gefichert, den Frieden 
mit der Eidgenoffenfchaft hergeftellt hätte. Mit deſſen Annahme 
wäre die neue Staatsordnung von Bafel gerettet geweſen; auf 
zugeben war einzig nur jene Beftimmung, durch welche der Kan- 
ton, den eigenen Grundfägen der Verfaſſung zumider, im zwei 
fich gegenüberftehende große Korporationen getheilt und der einen 
von ihnen, der Stadtbürgerfchaft, der Vortheil eingeräumt wor— 
den, die andere, die Landſchaft, für immer zu feffeln. Gegenüber 
den andern Ständen hätte Bafel mwenigftend die Nücdficht be 
achten follen: vor eigenem weiterm Ginfchreiten ihre Stimm: 
gebung abzuwarten, zumal ihnen biefür eine befchränfte Frift 
geftellt war. Der Plan war abweichend, und deßhalb unterblieh 
jene Rüdficht; Bafel fuchte fein Heil in unbeilvoller Konjequenz. 
Der Große Rath verfammelte fich ſchon zu Anfang Januar, be 
ſchloß mit 77 gegen 22 Stimmen (die Abiwefenheit von 55 läßt 
auf ſchwache Nepräfentation der Landfchaft fchliegen): bündige 
Erklärung an alle Stände zu erlaffen, daß er weder dem Mehr: 
heitd-, noch dem Minderheitsantrag der Tagſatzungskommiſſion 
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je beipflichten werde, hiermit die Handhabung der Verfaſſung 
wiederholt und mit dem Zufage zu verlangen, daß im gegen- 
theiligen Falle Bafel von fih aus mit Ende Februars zur Tren- 
nung fchreiten werde. Die Schrift ging an die Stände. Wenige 
Tage nachher trafen die Repräfentanten, Tſcharner und Maffe, 
nach kurzem Ausflug in die Heimat, wieder in Bafel ein. Die 
Gründe, die für jene Schlußnahme angeführt worden, waren 
ausschließlich den ftädtifchen Intereffen entnommen, erfchienen da- 
ber als einfeitig und Furzfichtig, weil maßlofer Furcht und un— 
behülflihem Eigenſinn entfproffen; die Schlußnahme follte alles 
vetten, was der Handwerksſtand, die Kaufleute, die Gelehrten der 
Stadtbürgerfhaft als die Bedingungen für Erhaltung ihrer Wohl: 
fahrt und ihres Einfluffes anfahen, als ob ökonomiſcher und 
geiftiger Beftand nur möglich fei bei ftarrem Fefthalten an ge 
gebenen Einrichtungen und Formen, eine fünftige freie Abftim- 
mung des ganzen Volkes ald einer Gefammtheit, ohne Theilung 
in Stadt und Landbürgerfchaft, jegliches Intereſſe der Stadt 
der völligiten Zerrüttung preisgeben würde. Mit diefem Irrthum 
ging der unvaterländifche Entſchluß einher, die Rettung ded Kan- 
tons ald Staat und die Wiederherftellung des innern Friedens 
‘in der Eidgenofjenfchaft den vermeinten Privatvortheilen der 
Stadt und ihrer verfchiedenen Bürgerklaffen bintanzufegen. Auf 
die übrigen Kantone machte der voreilende Befchluß einen ver- 
ſchiedenartigen Eindrud;; einzelne waren wie immer erfreut über jeden 
Schritt Bafeld, welcher der einmal eingenommenen SPBarteiftellung 
zufagte; die mehrern empfanden ſchwer die Rüdfichtslofigfeit, die 
gegen wohlgemeinte Bergleichöverfuche geübt und zur Schau ge- 
tragen wurde; die Sympathieen für Baſel in jenen Kantonen, 
wo noch freie Meinung und freie Erörterung waltete, wurden 
ſchwächer, eben dafelbft griff die Abneigung um fich. 

Die um jene Zeit tagenden Großen Räthe nahmen um fo 
weniger Anftand, auf das Grundbegehren von Bafel fich nicht 
weiter einzulaffen. So befchloß Bern, das feit feiner Umgeftaltung 
noch fein beftimmtes Votum abgelegt hatte, mit 120 gegen 70 
Stimmen, daß e8 die Garantie der Basler Verfaffung nicht über: 
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nehme; Waadt überging von der furz zuvor verheißenen Garantie 
zu deren Befchränfung auf den Inhalt der Verfaſſung felbit, ohne 
das mit ihren Grundfäsen in Widerfpruch ftehende Abftimmungs- 
gefeg. In buntem Gemiſch fielen auch anderswo die Stimmen; 
allzu eilig gingen Zürih, Glarus und Thurgau in den Plan 
der Trennung derjenigen Abtheilung der Landſchaft ein, die fich 
dafür erflären würde; andere ftellten ein Hauptvotum voran, wie 
Annahme ded Majpritätsvorfchlages oder Regelung der Angelegen- 
heiten Bafeld von Bundes wegen, gaben dann aber eventuell 
auch die Zuftimmung zu einer Trennung in obigem Sinne, wie 
Luzern, St. Gallen und Aargau, wenn auch Männer von einigem 
Scharf: und Fernblid in einem ſolchen Zugeſtändniß nur ent- 
weder verderbliche Einfeitigfeit, oder einen Akt der Ohnmacht und 
Nathlofigfeit wahrnehmen konnten; mit Recht fagte daher ein 
aargauifcher Redner (Tanner), obwohl mehr Gefühls- und Partei— 
mann ald Staatsmann; im Grunde feien eigentlich nur die Eral- 
tirten beider Hauptparteien für die Trennung. Wirklich war der 
Sitz diefer Meinung auf der einen Seite bei den Barteiführern 
in Bafel, die felbjt die Maßregeln der Regierung und des Gro— 
pen Rathes nicht haftig und hikig genug fanden, auf der andern 
im Kreife jener Männer, die fchon zwei Mal den Berfuch einer 
proviforifchen Regierung gemacht hatten. Im Sinne der legtern 
war die Zürcher Preſſe, angeführt von Ludwig Shell, am thätig- 
iten, was das Borgehen der Großen Räthe von Züri und 
Thurgau für den gleichen Plan erklärt, Vielleicht wäre indeß der 
Gedanke an Trennung, der noch feine entjcheidenden Eroberungen 
auf dem Felde der öffentlichen Meinung gemacht hatte, in fich 
jelber erjticdt, hätte er nicht, in Webereinftimmung mit frühern 
Einleitungen Bafeld, einen wirklichen Anfang der Ausführung 
erhalten. 

Der Zuftand der Landichaft war ein fortan unglüdlicher. Das 
Bolt wurde hin und hergezerrt, hier von den Räthen, Einflüfte 
rungen, Ermunterungen der beharrlichen Bertheidiger der Rechte 
aleichheit, geichaufelt durch Hoffnungen, die in der Preſſe und 
in den Großen Räthen mächtiger Kantone ihre Organe fanden, 
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bald gehoben, bald geängftigt durch Fluth und Ebbe, die fich im 
Gang der vaterländifchen Ereigniffe von Zeit zu Zeit folgten; — 
dort von den Nepräfentanten, die die Handhabung der gefeglichen 
Ordnung mitteljt eines der Landfchaft Bafel Läftigen Kormalismus 
zu Gunften des ftädtifchen Negimentes betrieben, dann von den 
baslerifchen Beamteten und andern Anhängern der Regierung, 
die im gleichen Geifte Propaganda machten in allen abgeneigten 
Gemeinden, fo wie umgekehrt von den Gegnern Abtrünnige in 
den treuen Gemeinden geworben wurden. Es war ein unfeliger 
Zwitterzuftand, hervorgegangen aus dem großen Prinzipienfampfe 
unter den Eidgenofjen, das treue Abbild ihrer eigenen, zur Löſung 
noch unreifen Zerwürfniife. Dabei litt das Landvolf unfüglich ; 
die endlofe Beſetzung erfchöpfte feine geringen Hülfsmittel; Er— 
bitterung bei den Einen, Entmuthigung bei den Andern trat 
ein; der politifche Fanatismus beider Parteien machte fich Luft 
durch terroriftifche Handlungen, die Perſonen und Eigenthum in 
Gefahr festen oder felbit empfindlich verlekten. Einzelne Brand- 
fälle im Laufe Februars, verbrecherifcher Handlung zugefchrieben, 
wenn auch nicht als Brandlegung gerichtlich ausgewiefen, wurden 
als Beweiſe hiefür angeführt. Ein politischer Hauptakt war mittler- 
weile, daß, unmittelbar nach der Ablehnung des Majoritätd- 
vorichlages durch den Bafeler Großen Rath, die unzufriedenen 
Gemeinden ein Gefuh um Trennung gefammter Landfchaft von 
der Stadt an die ihnen günftig erachteten Stände erließen, dann 
in den treuen Gemeinden eine ähnliche Manifeſtation im Gegen- 
finne veranftaltet wurde; eine Unterfehriftenfammlung beiderfeite, 
die der Berwahrung gegen die Trennung 2615, ihren Freunden 
4095 Namen einbrachte, follte die Stärfe der beiden Parteien 
beurfunden. Bitter nahm die Trennungspartei die Unterfuchung 
auf, welche von den Repräfentanten über die formale Befugniß 
zu jener Bittftellung angehoben wurde, eben fo ungünftig eine 
Proflamation derfelben, mefentlich erlajfen, um jegliche freiere 
Regung für eine Zotaltrennung zwifchen Stadt und Land zu 
hindern; denn dem Hauptberichte der NRepräfentanten Tſcharner 
und Maſſé, vom 10. März, ift unſchwer zu entnehmen, wie ge 
78 
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neigt fie waren, die gleichen Handlungen, die ihnen von Geite 
der jtädtifchen Partei auf den Landgemeinden bloß „einigermaßen 
bedenflih“ vorfamen, als „geſetzwidrig“ zu verbieten, wenn fie 
ihren Gegnern zur Laft fielen. Das kam daher, weil Ticharner, 
nach feiner rechtlichen Auffafjung der Lage, im Syſtem der Stadt 
und der Regierung den Inbegriff aller Legalität anerfannte und 
verehrte, jede Regung für die Emanzipation des Landvolkes daher 
für einen Aft der Empörung, oder doch für den gefährlichen 
Berfuch einer folchen hielt. 

Bei folhem Zuftande der Dinge ergriff die Regierung von 
Bafel eine Mafregel, die längft vorbereitet, oft angedroht worden. 
Es ift der Beihluß vom 22. Februar, monftruos und lächerlich 
zugleich. Durch denfelben entzog der Große Rath auf den 15. 
März allen Landgemeinden, die fi) bei der Abftimmung vom 
November nicht für das „Bleiben“ erklärt hatten, die öffentliche 
Verwaltung, d. h. die Regierung, ihre Kollegien und Beamten, 
dann die Wirkfamfeit der Gerichtöbehörden; fie alle follten ihre 
Berrichtungen in jenen Gemeinden niederlegen, die für Hand- 
habung der öffentlichen Ordnung und allgemeinen Sicherheit der 
Eidgenofjenfchaft anheim geftellt wurden. Großer und Kleiner 
Rath dagegen und übrige Kantonalbehörden, mit Inbegriff der 
Mitglieder aus den abgelösten Gemeinden, follten auch ferner 
im Amte bleiben. Die Regierung behielt, jonach die Hoheit im 
ganzen Lande, ftellte aber deren Verrichtungen in allen Gemeinden 
ein, die fie nicht zu den bleibenden zählte. Daher ihr Vorbehalt 
für Regelung freien Durchpaffes über ſolche Gebietstheile ab- 
gelöster Gemeinden, über welche der Weg zu bleibenden Gemein- 
den, oder dann aber nach andern Kantonen führte. Der vom 
Großen Rathe felbft gemachten Aufzählung zufolge blieben 32 
Gemeinden der Landichaft unter Berwaltung der Regierung, aus 
46 andern wurde fie zurücgezogen. Genauer genommen zerfiel 
dus Gebiet von Bafel in drei verfchiedene Theile: Basler Gebiet, 
der Regierung treu, von ihr verwaltet; abgelöstes Gebiet, bas— 
lerifch, aber von ihren Behörden verlaffen und der Eidgenofjen- 
haft anheimgeftellt; Gebietstheile der abgelösten Gemeinden, 
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über welche die Straße nach bleibenden Gemeinden führte, ein 
Gebiet, das die Regierung auch ferner durch Polizei, Militär 
und Beamtete in ihrem Dienfte glaubte betreten und benuten 
zu können, um den Zufammenhang der bleibenden Gebiete zu 
fihern. Das alles gefhah nad vorgängiger Verwahrung der 
Nepräfentanten, eine Folge ihrer Inftruftionen. Gleichwohl er- 
fcheint der Beſchluß ald unmittelbarer Ausflug jener Abftimmung 
vom November, bei welcher Zicharner nur allzu thätige Hand 
geboten hatte. 

Regierung und Großer Rath fahen nicht ein, daß mit dem 
abenteuerlichen Ablöfungsbefchluffe die Verfaſſung felbit in Stüde 
geichlagen war, die aus ihr hervorgegangenen Behörden nur noch 
proviforifche Wirkſamkeit üben Fonnten. Der Kanton Bafel felbit 
lag in Trümmern. Der Vorort verwahrte unverweilt die Rechte 
des Bundes gegenüber jedem Verſuch zur Vollziehung und machte 
die Regierung für daherige Folgen verantwortlidh. In feinem 
Namen und Auftrag erhoben die Repräfentanten dringende Vor— 
ftellungen in gleichem Sinne, führten alle die Opfer auf, welche 
die Eidgenofjenfchaft für Herftellung der gefeglichen Ordnung auf 
der Landfchaft gebracht, zeigten die unausweichlichen verderblichen 
Folgen der Ausführung des Beſchluſſes und verlangten daher 
deren Berfchiebung bis auf weitern Ausspruch der Tagfakung. 
Der Rath fing an zu wanken; aber Bürgermeifter Frei, ein Mann 
von ungewöhnlicher Beharrlichkeit, ftellte ihm wieder aufrecht; 
mit 43 gegen 36 Stimmen wurde der Verfehub abgelehnt, vor- 
örtliche Verwahrung zurücgewiefen und die auferlegte Verantwort- 
lichkeit mit dem Vorwurf erwiedert, daß an Bafel der Bund 
gebrochen fei, ohmehin feiner der gemachten Anträge eine Stände 
mehrheit erhalten werde u. |. w. Nun wollte der Vorort durch 
Proflamation vom 5. März an gefammte Bürger des Kantons 
die Ehre der Eidgenofjenfchaft retten und mahnte ab von jeglicher 
Veränderung des öffentlichen Zuftandes der Dinge. Die Regie 
rung aber fehrte ſich nicht daran, verkündete die Bollziehung und 
berief fich zu dieſem Zwede auf die erprobte Treue ihrer Beamten. 
Dis zum 15. März hatten ſich gefammte Basler Beamte nebit 
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Archiven aus den abgelösten Gemeinden hinweggefchlihen, — — 
um nicht wieder zu fommen. Verbote der Repräfentanten gegen 
die Meberfiedelung blieben leere Formalität. Tagesichriftfteller ver 
fäumten nicht, auf die Uebereinftimmung, Rafchheit und Rüd- 
fichtslofigfeit aufmerffam zu machen, mit der Neuenburg und 
Bafel, jedes in feiner Sache und in feiner Weife, gegenüber der 
Eidgenoſſenſchaft vorfchritten. 

Der Vorort berief auf den 12. März eine außerordentliche 
Tagfagung zur endlichen Austragung der Basler Händel. 

Mit dem Wachfen der Reaktion kräftigte ſich die nothmendige 
Gegenwirfung. Die Schöpfer der neuen Berfaffung im Kanton 
Bern fahen den Widerftand voraus, mit dem ihre Durchführung 
zu kämpfen haben werde. Unter Leitung von mehrern Mitaliedern 
des Verfaſſungsrathes bildete fich in der Hauptftadt Bern ein 
politifcher Verein (2. Mai 1831), beargwohnt und angefochten 
vou der patrizifchen Regierung und ihren Freunden, gleichzeitig 
Verbindung anfnüpfend mit der helvetifchen Gefellfhaft am ihrer 
Verfammlung zu Schinznach. Förmliche Statuten vom 28. Mai 
gleichen Jahres) folgten, mit Berzweigung über den ganzen Kan 
ton. Er erhielt den Namen des Schußvereind: bebarrliche Vereit- 
lung aller Neaktionsbeftrebungen war fein erflärter und durch 
alle Artikel der Statuten beftätigter Zwed. Mit ihm beginnt 
die lange Reihe von Vereinen und Bereinsverfuchen, die feit 
jener Zeit die Uhr des Baterlandes vor- und rückwärts zu regeln 
bemüht waren, nicht felten auch, durch Fremdlinge aller Nationen, 
für ausländifche Zwecke mißbraucht wurden. In Ton und Wefen 
ahmten fie die helvetifche Gefellfhaft nach, deren Sprößlinge fie 
waren; doch bemühte fich jene mehr um Verbreitung der all 
gemeinften Kultur und NRegenerationsbegriffe, während die neuen 
Vereine fich eine befondere Aufgabe aus dem täglichen Leben 
ftellten. Aus dem Berner Schugverein wurde, in einer Verſamm— 
lung von Männern aus neun Kantonen zu Langenthal (25. Sep 
tember 1831), ein allgemeiner ſchweizeriſcher Schupverein, der 
die Aufgabe des lokalen bernifchen über die mit in das Vereind 
neß gezogenen Kantone ausbreiten follte. „Die Anftalt verfehlte 
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ihren Zweck nicht: ſie vereinigte die Gleichgeſinnten, indem ſie 
ihre Gegner in der Acht hielt, und ſo lange noch Gefahr drohte, 
fo lange es galt, eine kompakte Ariſtokratie zu bekämpfen oder 
ſie für die neue Ordnung zu gewinnen und den Schwerpunkt 
wieder an ſeinen Ort zu rücken, herrſchte vollkommenes Einver— 
ſtändniß in den Schutzvereinen“; fo beurtheilte Johann Schnell 
das damalige Wirken des bernifchen in feinem Heimatfanton. * 
Dem Langenthaler Programm folgend, bildeten fich allernächft, 
nach dem Mufter des Schußvereind von Bern, ähnliche Vereine 
in Luzern, dann in den Kantonen Thurgau, Solothurn, Freiburg 
und Waadt. Rafcher ald Bern vollzog der Kanton Zürich feine 
innere Umgeftaltung ; faft alle Gebiete der Gefeßgebung wurden 
neu bearbeitet. Mit dem Maß und dem tiefen Eingreifen der 
Neuerungen wuchs die Zahl der Unzufriedenen, deren Hoffnungen 
und Wünfche nach allgemeiner Umkehr durch die politifchen Zus 
ftände der Schweiz mächtig anfchwollen. Die Reform griff auch 
in alte Militäreinrichtungen; das ganze bisherige Syſtem des 
Milizunterrichtes wurde umgefchaffen, der Kafernendienft im Geifte 
der Ufterverfammlung aufgehoben, für die einzelnen Bataillone 
die Uebungen in den Quartieren angeordnet (Ende Januar). So 
ficherte die Landfchaft dur ein neues kräftiges Mittel ihre auf 
blühende Gleichberechtigung und ehrenhafte Selbſtſtändigkeit im 
Staatsganzen. Sieben höhere Stabsoffiziere, an ihrer Spitze Oberft 
Füpli und Oberftlieutenant Eduard Ziegler von Zürich, reichten 
hierauf (Februar und März 1832), mehr trogig als vaterländifch, 
ihre Entlaffung ein. Nur wenige andere Offiziere folgten; die 
große Mehrzahl proteftirte gegen folchartige Bekämpfung miß- 
fälliger Geſetze. Wie in Bern, fo fahen in Zürich die Freunde 
der neuen Ordnung das Uebertragen bürgerlicher Oppofition in 
die Verhältniife und Kreife des Wehrftandes ald eined der ges 
fährlichiten Reaktionszeichen an, dem fich noch manche andere bei« 
gefellten. In Folge folcher vielfachen Regungen wurde, nad 
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üblichen Einleitungen in Meilen, im Limmatthale und an andern 
Drten, an zahlreicher Verſammlung von Baſſerſtorf (26. Februar) 
ein politifcher Kantonalverein gegründet, beftimmt, die rührigſten 
und gewwichtigften Kräfte der Reformpartei zu einem Ziele zu 
jammeln, dann feftzuhalten, aller Lähmung und Lauigkeit durd) 
ftrenge Manns und Meinungszucht zu begegnen; ein Schreden 
aller weniger Entjchiedenen, Gegenjtand des Haſſes von politischen 
Gegnern gleich entfchtedener Grundfäge. Wilhelm Füßli, Staate- 
anwalt Ulrich, Schmid von Richterfchweil waren die Helden des Ta- 
ge8, Erlaſſung und Genehmigung der Bereinsftatuten deſſen nächte 
formale Frucht, ein tief einfchneidender Regierungswechfel fein 
ungeahntes Ergebniß. Die Statuten machten den neuen Verein 
zu einem Glied des fchweizerifhen Schutzvereins; der 22. No- 
vember, der Tag von Uiter, follte fein jeweiliges Jahresfeit fein; 
feine Aufgabe der allgemeine Zwed des fhweizerifchen Schuß 
vereind nach den Langenthaler Statuten, alle volfsthümlichen 
Berfaffungen in ihrem Beftande zu fihirmen, wo ſolche erſt im 
Entftehen find, zu ihrem Gelingen möglichjt beizutragen; die 
Entitehung jeder ariftofratifchen Gewalt zu hindern, gefetliche 
Freiheit aufrecht zu erhalten, eine zeitgemäße Bundesverfafjung 
nach freien Grundfäßen vorzubereiten. So follte der neue Zweig. 
verein wirken im Umfange des Kantons Zürich und mit feinen 
geiftigen und materiellen Mitteln. In der Stadt Zürich witterte 
man nun fofort den Staat im Staatez die Regierung beforgte 
händeringend verfaffungswidrige Bevormundung der Landesbehör— 
den; in der Regierung war nämlich wefentlich nur jener mildere 
Ariitofratismus und Liberalismus vertreten, die bis auf einen 
gewilfen Punkt zufammengehen, jtrengsariftofratifche Gefinmung 
und die radifalere Reformrichtung, die beiden Extreme, ohne 
wefentliche Geltung. In ängſtlicher Haft wollten einige Mitglieder 
des Negierungsrathes den Rantonalverein aufheben, feine Statuten 
als nichtig erflären; nach einigem Bedenken und Angefichts wal- 
tenden Widerftandes befchränfte fich die Behörde indeß, zur Rege— 
lung und Beichränfung des Vereinsrechtes einen Gefegesvorfchlag 
zu entwerfen und bis nach großräthlicher Entfcheidung die defl- 
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nitive Konftitutrung des politiſchen oder Schutzvereins zu unter— 
jagen (1. März). Bon bekannten Namen neuerer Zeit ſtanden 
Hegetjihweiler, Eduard Sulzer und Weiß, von den Veteranen 
der Landichaft Pfenninger und Rebmann, in der Minderheit. 
Wilhelm Füßli, als Vereinsvorftand, proteftirte gegen die Drdon- 
nanz und erklärte fie als verfafjungswidrig und unbefugt erlaſſen; 
der Negierungsrath jandte ihm die Proteftation in natura zurüd. 
Aber Füßli wiederholte letztere in einem neuen geharnijchten 
Schreiben mit der Erklärung, daß er fich einem folchen „Urtheil“ 
über Ausübung feiner Privatrechte nicht unterziehe. „Sch werde 
ſolchem felbjtherrlihen Thun und Treiben alle meine Ktaft ent 
gegenjegen, indem ich darüber Gewißheit haben will, ob die 
Berfaffung, welche ich mit aufrichtigem Herzen befchworen habe, 
an mir verlegt werden dürfe“; „ich ſehe getroft“, fehrieb er weiter, 
pin den Beichlüffen des Großen Rathes der Wiederherftellung 
der verlegten Rechte entgegen.“ Der Gefegesvorfchlag hatte das 
Gebrechen aller Gelegenheitsgefege: er ſchien unfchuldiger Art zu 
jein, verlegte aber durdy die drohende Anwendung auf einen vor 
liegenden. Fall, deijen Tragweite unbekannt war. Der weiteiten 
Auslegung fähig, fagte fein $ 2: „EI dürfen foldhe Bereine Feine 
Zwecke fich vorfegen, welche der Verfaſſung oder den Geſetzen 
zumwiderlaufen, und feine Befugnijje oder Berrichtungen fich zus 
eignen, welche den verfaffungsmäßigen Behörden ausſchließlich 
vorbehalten find.“ Dem Regierungsrath ſprach er die Befugniß 
zu, die Statuten einzuverlangen, die Fortdauer eines Vereins, 
falls diefe dem Gefege zumiderlaufend erfunden würde, vorläufig 
zu unterfagen, nöthigenfall® bei dem zuftändigen Richter auf die 
Aufhebung desfelben zu klagen. Die Parteien fimpften im Großen 
Mathe die unerwartete Fehde am 8. und 9. März aus. Hier dad 
MWefentliche der ‚Verhandlungen. Die Gegner wiefen nach, es fei 
der Borfchlag ein offenbarer Eingriff in die bürgerlichen Rechte, 
beruhe überdem nur auf unzeitiger Furcht, die die Bildung des 
Vereins in Bafferftorf hervorgerufen. Die Verfaſſer des Vor— 
ſchlages gaben dieß infoweit zu, ald, wenn nicht der Verein felbft, 
doch feine Statuten die wirkliche Veranlaffung des Geſetzes feien; 
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die Statuten machen, ſo wurde behauptet, den Verein zum Staat 
im Staat, beſonders wegen ſeines Zuſammenhanges mit dem 
Langenthaler Verein, der unter unbekannten auswärtigen Obern 
ſtehe (Beweiſe für letztere Behauptung konnten freilich Feine bei— 
gebracht werden). Gegen ſolche Befürchtungen und Vermuthungen 
waren alle Belehrungen, alle Aufſchlüſſe vergeblich — über die 
Nützlichkeit von Vereinen, welche freiwillig die Verfaſſung und 
die geſetzmäßigen Behörden jeweilen unterſtützen, deßhalb keiner 
Zügelung und Beſchränkung bedürfen; vergeblich die Anführung, 
daß ſolche ſelbſt in monarchiſchen Staaten zugelaſſen ſeien. Alles 
dieß verfing nicht; die Vertheidiger des Geſetzes hielten ſelbſt die 
Eidgenoſſenſchaft für gefährdet, weil in den Vereinsſtatuten auch 
von Verbeſſerung des Bundes die Rede ſei, obwohl ſie ſelbſt 
zugaben, daß bei einer ſolchen jeder ächte Eidgenoſſe ſich zu be— 
theiligen habe. Zur Ehre des Großen Rathes wurde die Erörte— 
rung übrigens mit Ruhe und Beſonnenheit geführt, Erlaſſung 
oder Nichterlaſſung des Geſetzes von Manchen im entgegengeſetz— 
teſten Sinne eine Lebensfrage genannt. Beide Theile, ſagt ein 
gleichzeitiger Berichterſtatter, hatten hierin Recht. Der eine, wel— 
cher die Frage für die Regierung eine Lebensfrage nannte, weil 
nur dieſer zukomme, die Verfaſſung zu ſchützen, und es an die 
ſem Schuge genügen müjje; der andere, weil jede neue Ber 
ſchränkung der bürgerlichen Freiheit eine Lebensfrage fei für die 
Erhaltung der Berfaffung und das Gedeihen der freifinnigen 
Beftrebungen, denn noch fei der Baum der Freiheit jung umd 
die Gefahr des Angriffes groß. Scharf war Keller wie immer in 
der Beweisführung gegen Grlaffung des Geſetzes: die Vereine 
erjt zu erlauben, ſei nicht nöthig; fie feien bereits erlaubt; fie 
zu verbieten, unzuläffig; Handlungen, die feine Rechte verlegen 
und nichts Unfittliches enthalten, find erlaubt; daher hat Jeder, 
der an einem der befprochenen Vereine bis jegt Theil genommen, 
ein ihm zuftehendes Necht geübt und feine ſtrafbare Handlung 
begangen. Hiemit ift die Rechnung über das Vergangene abge 
jchlofjen. Weiter fagte der Redner: in den Balferftorfer Statuten 
iſt nichts ausgefprochen, ald die Freude und die Liebe zu der 
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neuen Verfaſſung; ſolche Gefinnungen ſollen nicht durch ein Ge— 
je unterdrückt werden. So zeigt, wie der Blick auf die Bergangen- 
heit nichts Strafbares, der Blid in die Zukunft feine Gefahr. 
Im Augenblide der Abftimmung waren die Großräthe der Stadt 
alle verfammelt, 65 an Zahl, zu ihnen gefellten fich 11 Mit- 
glieder von der Landfchaft, 9 von Winterthur. Diefe 85 ftimm- 
ten für Eintreten im Sinne des Vorfchlages; die ftarfe Mehrheit 
der Landrepräfentation, 94 Mitglieder (29 andere vom Lande 
waren abweſend) ftimmten für Zurücweifung an den Regierungds 
rath auf unbeftimmte Zeit. Das war die Berwerfung. Unverweilt 
fandten die beiden Bürgermeifter v. Muralt und v. Wyß, mit 
ihnen die Regierungsräthe Hottinger, Rahn, Spöndli, Eſcher, 
Kafpar Hirzel, Ferdinand Meyer, die Entlaffung ein. Sie wollten 
fein Bereinsregiment im Lande und, weil ihre Grundanficht durch- 
gefallen im Großen Rathe, jeder weitern DVerantwortlichfeit für 
die Zukunft des Staates fich entheben. Sie wurden bitter ge 
tadelt, obwohl fie nur von einem unbeftreitbaren Rechte Gebrauch 
gemacht. War auch das Gemeinweſen einen Augenblid wanfend, 
jo fand es in Dr. Keller, Präfidenten des Großen Rathes, eine 
muthvolle Stüge. Der Rücktritt eröffnete einem Landmann zum 
eriten Mal den Weg zur Bürgermeifterftelle. Unnennbar war die 
Aufregung in der Stadt bis zur Wiederbejegung des Regierungs— 
vathes. Vorher noch nahm Keller feinen Austritt aus dem Baſſer— 
ftorfer Verein; er glaubte dieß feiner amtlichen Stellung ſchuldig 
zu fein, fo wie dem Bedürfniß, die Berdächtigungen zu widerlegen, 
als gehe er darauf aus, durch Hülfe des Vereins fich zum Ty— 
rannen von Zürich aufzumwerfen; feine Gefinnungen aber für den 
Verein, fo erklärte er weiter, werde er unverändert bewahren. 
Der Große Rath, am 19. März außerordentlich verfammelt, er- 
theilte ftillfchweigend den acht abtretenden Mitgliedern der Regie: 
rung die verlangte Entlaffung. Schadenfrohe, wie es deren bei 
jolchen Greigniffen in bewegten Freiftaaten immer gibt, erwarteten 
Berlegenheiten in Wiederbefegung der ledig gewordenen Stellen; 
doc wurden die Schwierigkeiten troß mehrerer Ablehnungen über 
wunden, nachdem man ſpät Abends das Wahlgeichäft unter 
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broden, dann Nöthiges in Privatverfammlungen ind Reine ges 
bracht, endlich Cam 20.) noch einige Stunden dem Wahlgefchäfte 
gewidmet hatte. Heß, Fierz, Brändli von Stäfa waren die be 
fannteren Männer, die bei diefem Anlag in die Regierung tra- 
ten; Melchior Hirzel wurde zum erften Bürgermeifter gewählt, 
Hegetfchweiler von Stäfa zum zweiten, nach feiner Ablehnung 
der Tags zuvor in den Regierungsrath gewählte Oberrichter Johann 
Jakob Heß. 

Unterdeffen war in Luzern unter Borfit von Eduard Pfyffer 
die Tagfagung zufammengetreten, mit dem fehmerzlichen Gefühl, 
während der furzen Frift vom 12. bis 15. März feinen Entjcheid 
faifen zu fönnen, der die Regierung von Bafel verhindert haben 
würde, ihren Trennungsbefchluß zu vollziehen. Glarus blieb aus, 
weil die oberfte Kantonsbehörde die Zeit der Magiftrate und die 
Borräthe des Landſäckels fparen wollte; doch mit der Zuficherung, 
eine Abordnung zu fenden, fobald Entfcheidendes in der Basler 
Sache zu erwarten fei. Das Kreditiv der Neuenburger Gefandt- 
fhaft hatte der Gouverneur dv. Pfuel unterfchrieben, Kanzler 
Favarger, ebenfalld ein Gewählter ded Königs, gegengezeichnet. 
Als dann zur Leiftung des Bundeseides eingeladen wurde, nahm 
Staatsrath v. Chambrier, der erfte Gefandte, das Wort, berichtete 
in wohlgejegter Rede von dem an den König von Preußen geftellten 
Trennungsbegehren, und, erklärte zum Schluß, daß die Abgeord- 
neten Neuenburgs unter dermaligen Umſtänden ſich der Eides— 
leiftung und der Theilnahme an den Berhandlungen enthalten 
zu follen glauben. Sie verließen den Saal. In jenem wörtlid 
mitgetheilten Trennungsbegehren ift gefagt, daß die dermalige 
Verbindung mit der Schweiz von den Bittftellern ald unheilvoll 
angefehen werde, früher oder Später die Revolution nach Neuen 
burg verpflanzen müſſe; darum die Bitte um Löſung des Bandes, 
doch unter neuer Gewährleiftung der freundfchaftlihen und nach— 
barlichen Beziehungen zur Schweiz und unter Feſthaltung von 
Neuenburg im Neutralitätsfreife derfelben. In der Tagfagung 
entftand allernächft Vorfrage: was wegen dieſes Zwifchenfalles 
zu geichehen habe; dann folgte der einhellige Befchluß: es fei von 


— 269 — 


den anweſenden Geſandten von neunzehn Ständen fofort der Bundes- 
eid zu leiften, was gefchah. Die Berfammlung war hiermit konſtituirt. 
Eine nun angehobene erjte Berathung über die Stellung Neuenburgs 
blieb ohne Ergebniß. Am 13. traf auch Teffin ein. Bon den jebt 
anweſenden zwanzig Gefandtfchaften befand fich eine, jene von Zug, 
ohne alle Inftruftion, da in Folge fcharfer Entzweiung im 
Kantonsrathe eine gefegliche Mehrheit über irgend einen Be 
rathungsgegenftand nicht erlangt worden war. Vorangehend der 
Neuenburger Frage wurde Glarus zur Erfüllung unzweifelhafter 
Pflicht gemahnt, an der Tagjagung durch perfünliche Abordnung 
Theil zu nehmen; fo war ein Borgang gegenüber von Neuenburg 
gefchaffen. Daherige Berathung wurde wieder aufgenommen; die 
Mehrzahl der Stände fprach ſich unumwunden aus, daß Neuen- 
burg durch das Vorgegangene keineswegs berechtigt fein könne, 
ſich einfeitig und nach eigenem Willen der Theilnahme an den 
Verhandlungen zu entbinden, daß es deßhalb verpflichtet und 
einzuladen fei, den Berathungen nach ebenfall® geleiftetem Bundes- 
eidve beizumohnen, den etwaigen Verhandlungen und Befchlüffen 
über das fünftige Verhältnig von Neuenburg zur Schweiz uns 
vorgegriffen. Sp vierzehn Standesftimmen, unter ihnen auch 
die Urfantone, nicht aber der vorörtlihe Stand Luzern, defjen 
Gefandtfchaft in Folge eigenthümlicher Inſtruktionen nicht Theil 
nehmen konnte. Die Gefandtichaft von Neuenburg hatte noch am 
12. Abends in die Heimat zurückehren wollen, auf Empfehlung 
des Präfidenten der Tagſatzung willigte fie indeffen ein, den 
Entjcheid der Bundesverfammlung über jene Borfrage abzumarten. 
AS er ihr folgenden Tages befannt geworden, reiste v. Chambrier 
nad Neuenburg zurüd, um die Verhaltungsbefehle feiner Regie 
tung einzuholen; der zweite Gefandte aber weilte ferner in der 
Bundesſtadt. Die Regierung entſprach in Gewärtigung ded Er 
gebnifjes jener an den König erlaffenen Adrefje; die Gefandtichaft 
von Neuenburg erjchien am 20. abermals in der Bundesverfamm- 
lung und leiftete den Bundeseid. 

So ſchwierig die Lage Neuenburgs in-Folge der allfeitigen 
Ereigniffe geworden, jo gewandt fchiffte feine Regierung durch 
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die Klippen hindurch. Won der an den König geftellten Bitte 
hatte die Regierung ſchon Ende Februar bei Anlap von Meldung 
der Gefandtenwahl dem Vorort Kenntniß gegeben, der Namens 
der Gidgenofjenfchaft unmittelbar eine Rechtsverwahrung folgen 
ließ. Unterdeifen hatte Luzern die befannte Inſtruktion feitgehal- 
ten, auch einzelne andere Kantone fich in gleichem Sinne ver- 
nehmen lafjen. Für Neuenburg war ed nun fehr wünſchbar, wor 
einer fürmlichen Grörterung ded Zwitterperhältniffes, der Tag- 
fagung überhaupt den Puls zu befühlen, ihre allfällige Hitze in 
Behandlung der Neuenburger Frage vorgängig zu mäßigen. Diefen 
Schwierigkeiten und Ziveden genügte der ausgezeichnet kluge Schritt 
einer allfälligen Zurüdziehung vor der Eidesleiftung, dann der 
gelungenen Darlegung der Beweggründe. Die Blößen der Iuzer- 
nifchen Inftruftion wurden dadurch fchon von vorn herein aufgedeckt, 
die Eingabe des Trennungsbegehrend an den König fo viel möglich 
gerechtfertiget, feine Veranlaffung den lieben Eidgenofjen aufge 
bürdet, diejen felbjt das Alter und die Bedeutung der Neuenburger 
Allianz mit den Schweizern und ihre Leiftungen für die Eidge— 
nofjenfchaft gefchichtlich in Grinnerung gebracht; in allen diefen 
Beziehungen erfchien die Rede des Neuenburger Gefandten ale 
ein Meiſterſtück; fie erreichte endlich auch den Zweck, die Stellung 
Neuenburgd für die weitere Theilnahme an den eidgenöffischen 
Verhandlungen gegen jeglichen Vorwurf unfchielicher Einmifchung 
in Sicherheit zu bringen. Wirflih hat dann Neuenburg von der 
Rückkehr. in die Tagſatzung hinweg fich namentlich bei Behand- 
lung der Basler Frage nicht weniger ernft als irgend ein anderer 
Kanton betheiliget. 

Diefe ſelbſt war die Hauptaufgabe der Tagſatzung. Erfolglos 
blieben zunächſt Einwendungen der Landichaft gegen einfeitige 
Repräfentation durch Abgeordnete des Großen Rathes, dann der 
Antrag von Aargau, das Stimmrecht Bafeld in eigener Sache 
ftillguftellen, wie es in ältern Zeiten bei ähnlichen Händeln ge 
ihehen. Ebenfo dann auch die Berathung und Abjtimmung über 
die Hauptfrage. Baſel verlangte, daß die Borfchriften für allfällige 
Trennung nur im Ginverftändniß mit der Regierung getroffen 
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werden, und verwahrte fich gegen zwangsweiſe Totaltrennung von 
Stadt und Land. Berhandlung und Abjtimmung für allfällige 
Handhabung der Verfafjung war zur leeren Form geworden, fo 
tief war der Eindrud geweſen, den der eigenmächtige voreilende 
Ablöfungs- oder Trennungsbeſchluß des Großen Rathed gemacht; 
gleihwohl fand fie ftatt, brachte aber für unbedingte Handhabung 
wieder nur acht Stimmen, jene der drei Urfantone, dann die Stim- 
men von Schaffhaufen, Graubünden, Teffin, Wallis und Genf. 
Die übrigen Stimmen zerfielen in allerlei Aus= und Abwegen ; 
die einen wollten neue Abjtimmung über die Berfaffung, doc fo, 
dap nur eine Mehrheit aller ftimmenden Staatsbürger gälte, die 
andern (jetzt auch Waadt unter diefen) Befeitigung des bekannten 
$ 45 jammt zugehörigem Gefeß, andere die Trennung nad Be 
lieben der Landgemeinden. Die Gejandtichaften von zwei Kantonen 
waren nicht anweſend, eine dritte, jene von Zug, ftumm. Es war 
nicht vorzufehen, daß ihre nachträgliche Stimmgebung entjcheidende 
und lebensfräftige Beichlüjfe zu Tage fürdern könne. Um jo mehr 
wuchs die Spannung unter den Parteien und ihren verjchiedenen 
einzelnen Abjtufungen. Man war der Basler Händel über und 
über fatt; fie hemmten Alles, fie vergällten Alles; mit Ungeduld 
wurde alljeitig die endliche Beilegung mehr herbeigewünſcht ale 
erwartet. Als am 15. März die Zerfplitterung aller Stände, die 
eine von dem Begehren Bafeld abweichende Stellung feit längerer 
Zeit eingenommen hatten, handgreiflid vor Augen getreten war, 
fahen ihre Geſandtſchaften als hohe vaterländifche Pflicht an, nichts 
unverfucht zu laffen, was einen befriedigenden, annehmbaren Aus- 
gang herbeiführen konnte. Schultheig Pfyffer insbeſondere wirkte 
in diefem Sinne, und er konnte. es um fo leichter thun, als die 
vom Großen Rathe Luzern gegebenen nftruftionen von dem 
Satze ausgingen, daß dem Bunde auch jest das jelbitthätige 
Einfchreiten zuftehe, wie ſolches in ältern Zeiten bei mancherlei 
Anläjjen innerer fantonaler Wirren ebenfalld gefchehen. Da nun 
die Tagjagung ſelbſt die allgemeine Erörterung nach jener frucht- 
loſen Abftimmung am folgenden Tage fortzufegen beſchloſſen hatte, 
‚wurden Bor- und Nachtheile jeglichen Ausweges, alle Anfprüche, 
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alle Intereſſen in der Sitzung vom 16. März nochmals befpro- 
hen, ohne Bitterfeit und mit dem beten und redlichften Willen, 
den Kanton Bafel und mit ihm die Eidgenofjenfchaft vor dem 
Unglück irgend einer Krifid von einer nicht zu berechnenden Trag- 
weite zu bewahren. In diefem Geifte trugen Zürich und Luzern 
befonderd eindringlich auf das glimpflichite Mittel an, das bei 
Ablehnung der baslerifchen Anfprüche ergriffen werden fonnte: das 
Mittel einer neuen, im ganzen Kanton, unter Zuficherung der vollen 
Meinungsfreiheit durch eidgenöffische Aufficht und Leitung vorzus 
nehmenden Abftimmung über die Frage, ob das Bolf die Ber 
fafjung vom 11. Februar 1831 beibehalten wolle oder nicht. Es 
war diefes Mittel milder als jedes andere, weil e8 das Gefchid 
des Kantons vom freien Willen des Volkes abhängig machte, der 
Selbftherrlichkeit Bafeld feine ganze Zukunft anheimftellte, den 
Anfprüchen Fantonaler Souveränetät überhaupt angemefjen. Für 
die angetragene Verfügung ſtimmten fchließlih: Zürih, Bern, 
Luzern, Solothurn, Appenzell, St. Gallen, Yargau und Thurgau 
(einzelne mit vorbehaltener Ratififation), während die andern ihre 
frühern Erklärungen beftätigten oder ſich der Theilnahme enthielten. 
Drang diefe Meinung nicht durch, fo kann ihr das Verdienft doch 
nicht beftritten werden, daß fie in allen Beziehungen vorzüglicher 
war als die bereits eingeleitete, auch hier und da ſchon ald unaus— 
weichlih angefehene Trennung. Bollends hielt fie ehrenhaften 
Vergleich aus mit der von Bafel früher wirklich vorgenommenen 
Abftimmung: ob die Bürger bei dem Kanton mit feiner Verfaſſung 
bleiben, oder aber fih von ihm trennen wollen. Endlich weiß 
die Gejchichte nun auch, daß fpäter zu der für Bafel viel empfind- 
licheren freiwilligen, fogenannten partiellen Trennung, zulegt zur 
befohlenen totalen Trennung von Stadt und Land manche Kan 
tone geftimmt haben, die jest im März 1832 in fteifer Unbehülf- 
lichkeit auf unausführbaren oder doc, anderswo nicht — 
oder nicht gebilligten Sätzen verharrten. 

Es trat nun eine etwelche Pauſe ein. Die Tagſatzung ertheilte 
den Repräfentanten Tſcharner und Majje die wiederholt verlangte 
Entlaſſung, befchloß dann die Wahl einer neuen (fünften) Abord- 


— 273 


nung, mit dem wefentlich vereinfachten Auftrage: die Ordnung 
und Ruhe, die Sicherheit von Perfonen und Gigenthum im 
Stande Bafel zu ſchützen und hiezu nöthigenfall® über die eidge- 
nöffiichen Truppen zu verfügen (17. März). Der Mann der 
Mehrheit war dießmal Landammann Baumgartner von St. Gallen: 
Bon 18 Stimmen fielen fogleih 9, dann 11 auf ihn, alfo ſelbſt 
mehr als die abfolute Majorität der anmwefenden Stände; das 
Wahlreglement aber wollte damals noch die abfolute Mehrheit 
aller zweiundzwanzig Standesftimmen ; dadurch war jede Wahl in 
die Hand der Minderheit gelegt, und es gelang diefes Meifter: 
ſtück wie noch jelten. Die Minderheit beharrte während zehn 
Wahlgängen auf ihrem Gegenvorfchlag, nachdem die inziwifchen 
angetragene Bertagung der Wahl verworfen worden, bis zuleßt 
das Loos zum Entjcheid angerufen werden konnte. Stundenlang 
hatte unterdefjen der Kandidat der Mehrheit den Zudringlichkeiten 
eined großen Theiles der Berfammlung widerftanden, der da wollte, 
daß er die Stimmgebung für St. Gallen dem Mitgefandten 
anheimftelle, wie dieß leider von andern Kantonen in ähnlichen 
Fällen gefchehen, eben fo beftimmt, gleich bei Beginn des Wahl 
gefchäftes, eine andere Wahl empfohlen, da er höchfteng für ein 
paar Wochen annehmen könnte, zulegt dann, und noch vor der 
Ziehung des Looſes, eventuell förmlich abgelehnt; es fiel auf den 
Oberften Sigmund Laharpe, zweiten Gefandten von Waadt; zum 
jweiten Repräfentanten wurde Negierungsrath Merk von Thurgau 
gewählt; es war die unglüdlichfte Sendung von allen, die in 
diefen Zeiten angetreten wurden. Den eigenen Berichten der 
neuen Mepräfentanten zufolge war die fortgefegte militäriſche 
Belegung Nothivendigfeit, und fie wurde bewilliget bis 15. April, 
doch bloß in der Stärfe von nicht vollen 400 Mann. Ueber die 
Hauptfrage gefhah ein legter Verfuch nad inzwiſchen erfolgtem 
Eintritte der Gefandtfchaften von Glarus und Neuenburg. Bon 
geichichtlicher Bedeutung ift bloß ein neuer Antrag, den Freiburg 
gleich einer Bombe, für alle unverfehens, in die Verfammlung 
warf. Alfo ſprach Schultheiß Schaller: „Wohl hat Freiburg früher 
für die Handhabung der Verfafjung geftimmt, in der Meinung 
Die Schweiz. 15 


274 


immerhin, daß damit dad mehrerwähnte Abſtimmungsgeſetz nicht 
betroffen fein könne; folche Inftruftionen aber hatte der Große 
Rath zu einer Zeit gegeben, da der Kanton Bafel noch in feiner 
Integrität, feine Berfaffung noch unverlegt, die Regierung in ihrer 
rechtlichen Stellung war. Seither hat Bafel den verfaffungsmwidr- 
gen Beihluß vom 22. Februar, im Widerfpruch mit eidgenpffi- 
ſcher Berwahrung, vollzogen, dadurch die ganze Lage der Ange 
legenheit wefentlich verändert. Eine Handhabung der Garantie ' 
der baslerifchen Berfaffung wäre jetzt theild ohne Wirkung, theils 
ohne Gegenftand. Sie wäre ohne Wirfung, weil die Tag- 
fagung nicht herzuftellen vermöchte, was der Große Rath von 
Bafel durch fein Dekret vom 22, Februar aus einander geriffen 
hat, und weil fie weder mit Recht, noch mit Erfolg einen Theil des 
Basler Volkes zwingen fünnte, fich wieder unter eine Obrigkeit 
zu ftellen, von welcher es verftopen worden. Dieje Verftogung hat 
den abgetrennten Gemeinden das Recht gegeben, für die eigene 
Sicherheit, und weil für die Erhaltung der Ruhe und Ordnung 
einftweilen zu forgen. Die Handhabung der früher ausgefprochenen 
Gewährleiftung wäre aber auh ohne Gegenftand. Indem 
der Große Rath von Bajel die öffentliche Verwaltung einer An- 
zahl von Gemeinden eigenmächtig entzog, bewirkte er eine faftifche 
Trennung und verlegte fomit theild die dem ganzen Kanton 
zufommende Verfaffung, theild den Bundesvertrag felbit, welcher 
nur einen Stand Bajel anerfennt. Der Große Rath war ver- 
fafjungsgemäß von der Geſammtheit der Kantonsbürger ernannt, 
um den ganzen Kanton zu verwalten. Er hat diefen Beruf von 
ſich gewiefen und ſich dadurch außer die Konftitution verfegt. Bon 
diefem Augenblicke an ift er nicht mehr als die rechtmäßige 
Obrigkeit zu betrachten und kann auch die Garantie einer Ber: 
faffung, welche er jelbft aufgehoben hat, nicht mehr anfprechen. 
Die jebige Regierung ift eine proviforifche Behörde, wie die von 
den abgetrennten Gemeinden aufgeftellte Berwaltungsfommiffion. 
Ein folcher Zuftand iſt aber bundeswidrig, und es liegt demnach 
in den Pflichten der Tagſatzung, demfelben ein Ziel zu fegen.“ 
An diefe scharfe Logik, die ein ausgezeichneter mündlicher Vortrag 
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unterftügte, fnüpfte der Gejandte den Antrag, daf der Kanton 
Bafel in feiner Geſammtheit aufgefordert werde, fich zu refon- 
ftituiren. Derjelbe gelangte zur Ehre der Abjtimmung, wie alle 
andern fchon wiederholt abgemehrten Vorfchläge, und brachte neun 
Stimmen auf fi, die meiften unter Borbehalt der Genehmigung 
durch die Großen Räthe. In allem Uebrigen erneuerten fich be 
fannte Stimmgebungen, mit dem einzigen Unterfchiede, daß die Zahl 
der Garantirenden ſich durch Neuenburg, jene der Stände, welche 
die Trennung zugeben und ausführen wollten, durch den Beitritt 
von Glarus vermehrte (27. März). So fanden fich Inſtruktionen, 
Stoff und Geduld erfchöpft. Noch haderte dann die Tagfasung, 
vor ihrem Schluß, über den Inhalt der dem Borort zu gebenden 
Aufträge, und fegte feft, daß wenn nicht eine entjcheidende Mehr: 
heit von Ständen für die militärifche Beſetzung über den 15. April 
hinaus fich erkläre, alddann Repräfentanten und Truppen zurüd- 
zuziehen, die Nachbarftände Bern, Solothurn und Aargau aber 
zum getreuen Aufjehen einzuladen feien. Endlich legten die Ge- 
fandtichaften von Uri, Schwyz, Unterwalden und Wallis unter 
Zuftimmung von Neuenburg eine Erklärung zu Protokoll, in 
welcher fie ji gegen die aus der verwweigerten Handhabung der 
Basler Berfafjung hervorgehende Verlegung ded Bundes und ihre 
Folgen verwahren, letztere von fich ab auf die Schuldigen wälzen. 
Die Angegriffenen wieſen durch fchriftlihe Gegenerflärungen den 
mindeſtens überflüffigen,, jedenfall3 anmaßplichen Vorwurf von 
Bundes- und Wortbruh von fih ab, erklärten, daß fie nicht 
nur im vollen Bewußtfein ihrer Bundespflicht, fondern auch in 
Uebereinftimmung mit derjelben und mit den Forderungen vater- 
ländifcher Wohlfahrt gehandelt zu haben glauben, überhin von 
Andern zu fordern berechtigt jeien, daß fie ihre Meinungen ehren, 
wie fie Gleiches gegenüber ihnen beobachten. Leider lag nur zu 
wahrfcheinlih vor, daß jene proteftirende Minderheit mit dem 
»Bundesbruch“ fo laut um fich werfe, um defto eher auf Gleich 
gefinnte im In- und Auslande Effekt zu machen. — In Bafel 
ftarb (21. März) von Gram verzehrt Oberft Wieland, der Führer 
der Militärzüge gegen die Landfchaft, furz nachdem fein würdiger 
18 * 
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Vater, Bürgermeifter Wieland, der ſchwierigen Zeit wicht mehr 
gewachſen, fein Amt niedergelegt hatte, Karl Burkhardt trat fir 
diefen in die Stelle eines Birgermeifterd ein. 

Bekanntlih hatte der Große Rath von Luzern ſchon im 
Dezember 1831 der Gefandtfchaft aufgetragen: bei der Tag 
ſatzung angelegentlich darauf zu dringen, daß Neuenburg feine 
Berhältniffe zu der Eidgenoſſenſchaft mit den Vorfchriften und 
Forderungen des jchweizerifchen Bundesvertrages in Einklang und 
Vebereinftimmung bringe, falls folches aber nicht erzielt werden 
fönnte, zu allen Anordnungen Hand zu bieten, welche eine neue, 
der Ehre und Würde der Schweiz ald eines freien Staates zu- 
jagende, Regelung feiner Stellung erheifchen. “Der vielen und 
langen Worte furzer Sinn war: Neuenburg fei einzuladen, fich 
von fürftlicher Herrfchaft auf gutfindende Weife frei zu machen; 
fönne dieß nicht gefchehen, fo folle Neuenburg aufhören, Kanton 
zu fein, mit Vorbehalt neuer pafjender Regelung feiner Verhält- 
niffe zur Schweiz. Schultheiß Amrhyn hatte gutgefunden, an 
der Dezember-Tagfagung jene Inftruftion im Portefeuille zu be- 
balten, ja jelbft dringende Mahnungen des zweiten Gefanbdten, 
Kaſimir Pfyffer, folche zu eröffnen, unbeachtet gelaffen. Ohne 
Zweifel erjchten ihm die Neuenburger Angelegenheit in jener Zeit 
ſchon verwicelt genug, oder er beachtete herabſtimmende Räthe 
und Wünjche von Gegnern der Luzerner Inſtruktion. Ueber feine, 
Eigenmächtigkeit vom Großen Rathe zur Rede geftellt, und da er 
zu feiner Rechtfertigung nichts anzubringen wußte, als daß er Die 
Eröffnung der Inſtruktion bei damaligen Umſtänden mit den 
wohlverftandenen Intereſſen der Gidgenoffenfhaft unverträglich 
erachtet habe, wurde ihm eine großräthliche Mipfallensbezeugung 
zu Theil. Zugleich erneuerte der Große Rath feinen Beſchluß für 
die folgende Tagſatzung. Trotz jener Mafregelung war aud 
Schultheiß Eduard Pfyffer mit dem Vortrage nicht beeilt, und 
als er endlich damit ausrüdte (29. März), hüllte er ihn in fo 
freundliche Formen ein, daß der Gefandte von Neuenburg in 
jeiner Erwiederung darüber feine volle Anerkennung bezeugte. Wie 
Neuenburg in der Rede vom 12. März feine alten freundfchaft- 
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lichen Beziehungen zur Eidgenofjenfchaft gar rührend ausgemalt 
hatte, fo gedachte in dieſem zweiten alle der Gefandte von 
Luzern der Gefinnungen von Treue und Kreundfchaft, die fein 
Stand jederzeit gegen Neuenburg bewährt habe. Es klang bei- 
nahe wie ein Eheftreit zwifchen einem häuslichen Paare, dem e8 mit 
der angedrohten Scheidung nur halber Ernft ift. Weniger glüdlich 
war Luzern in Begründung feines Antrages; der Verſuch, die 
gewünfchte Umwandlung Neuenburgd in eine Republit auf die 
Borjchrift des Art. VIL des Bundesvertrages zu fußen, der alle 
Unterthanenverhältniffe unterfagte, war vergeblich, denn jeder 
Anfänger im fchweizerifchen Bundesrechte wußte, daß mit jener 
Borjhrift nicht Neuenburg, fondern die alten Landvogteien der 
ehemals regierenden Kantone gemeint waren, Neuenburg dagegen 
mit vollem Bewußtſein aller übrigen Stände, als Fürftenthum 
und, obgleich es ein folches war, als einundzwanzigfter Kanton 
in den eidgenöffifchen Bund aufgenommen wurde. Mit befjerem 
Grund Fonnte der Gefandte von Luzern aus den neuen Vor— 
gängen die abfolute Unverträglichkeit längerer Doppelftellung mit 
den höhern Änterefjen der Schweiz nachweifen. Staatsrath v. Cham— 
brier blieb nichts fchuldig und überbot den Luzerner Gefandten an 
Takt, gefchichtlichen Waffen und ſcharfer ftaatsrechtlicher Beweis— 
führung. Neuenburg babe ein Recht, das zu fein, was es jet; 
dabei fei e3 ein freier Staat, deſſen Bolf an freiheitlichen Nechten 
und Genüffen und an glänzenden Früchten der Zivilifation feinem 
andern der Schweiz nachftehe; die höchite Freiheit beftehe darin, 
daß Jeder dem Andern die feinige laſſe; das fer der Wunfch 
Neuenburgs zu Handen der übrigen Stände, das auch fein 
rechtlich begründetes Berlangen. Nur Zürich ftimmte ein in den 
Luzerner Antrag, etwas ſchüchtern und verlegen ; die meiften 
andern, denen die Doppelftellung Neuenburgs unlieb war, zogen 
vor, ganz zu ſchweigen. So blieb die Inzernerifche Anregung auf 
fich beruhen. Ganz anders verhielt es fih mit der Berwahrung, 
welche. der Borort (26. Februar) der neuenburgifchen Anzeige 
vom Trennungsbegehren an den König entgegengeftellt hatte. Die 
Tagſatzung verdankte jenen Akt durch eine förmliche Schlußnahme, 
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was der Erklärung gleichkam, daß ſie Neuenburg ohne ausdrück— 
liche Einwilligung auch der Eidgenoffenfchaft, ald eines der Kon- 
trahenten, von ihrem Zerritorialbeftand nicht trennen laffe. Dem 
GSefchichtfchreiber liegt ob, das Auffallende zu melden, daß mehrere 
Kantone den Iuzernerifchen Antrag zurüchviefen, während fie der 
Verwahrung für unverlegbaren fchweizerifchen Territorialbeitand 
ihre Zuftimmung verfagten. Sieber gehören Uri, Schwyz, Unter 
walden und Wallis; fie, die eine von der ihrigen abweichende 
Anficht über das Wefen der Basler Wirren und die angemeſſenen 
Mittel zu ihrer Löfung abjprechend als Bundesbruch erflärten, 
ſchwiegen ftill, als ein anderer Stand ernſt gemeinte Verſuche 
machte, ſich von der Eidgenojjenfchaft ganz abzulöfen, was ihren 
Fortbeitand überhaupt bei allen Mächten Europa's in Frage 
geftellt hätte. Berlegende politifche Kundgebungen verlieren dur 
ſolche Blößen alles rechtliche Gewicht. 

Ruhiger als in Bajel und Neuenburg verliefen Herbſt und 
Winter im Kanton Schwyz. Die Scheidung blieb; für die Ver— 
einigung des alten Landes und der äußern Bezirke nach Borfchrift 
der Tagſatzung vom 6. Dftober 1831 gefchah nichts von Erheb- 
lichkeit, wohl aber behauptete fich die proviforifche Gefammtleitung 
der äußern Bezirke unter geziemender Beachtung der Rechte jedes 
einzelnen von ihnen, fo daß das äußere Land fich als fchwerfälliger 
Föderalismus eines Halbkantond darftellte. Unmittelbar vor dem 
Zufammentritte der außerordentlichen Tagſatzung gab fein drei- 
facher Landrath fehriftliche Proteftation gegen die Aufnahme einer 
Gefandtfchaft aus dem alten Land ein; der Präfident der Tag- 
jagung brachte fie indeß erft kurz vor ihrem Schluß zur Berathung. 
Die Gefandtfchaft von Schwyz berief fich auf die von der Kantone: 
landsgemeinde vom Mai 1830 auf volle zwei Jahre ausgegangene 
Wahl, jo daß ihre Vollmachten noch nicht ausgelaufen feien; 
dabei hatte es fein Bewenden. 

Bernd Antrag zu Entlaffung einiger eidweigernden Offiziere 
aus dem eidgenöffischen Generalitabe fam am 21. März zur 
Sprache. Das Wort für Dern führte der zweite Gefandte, Karl 
Schnell, damals Regierungsftatthalter von Burgdorf. Die Eid- 
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weigerung, ſagte er, jchließe eine Verlegung der Pflichten als 
Staatsbürger ın fih, und nimmer könne die Eidgenoſſenſchaft 
Führer im Heere dulden, die fich derjelben jo auffallend ſchuldig 
gemacht hätten; dabei folge aus der Beibehaltung folcher Offiziere 
eine nicht zu verfennende Gefährdung ded Vaterlandes, das fein 
Heil nicht bloß in der Aufitellung von Truppen finden könne, 
fondern erft in der Gewißheit, daß die fie befehligenden Offiziere 
mit verdientem, Zutrauen umgeben feien. Das letztere könne 
unmöglih Offizieren zu Theil werden, welche fich gegen ihre 
eigene Kantonsverfaffung auflehnen, demnach offen kundgeben, 
daß fie der zur Verfaſſung ftehenden Mehrheit des Volkes Wider- 
ftand leiften werden und den Intereſſen des Vaterlandes ihre 
Privatmeinung nicht unterzuordnen willen. Die Behauptungen 
Schnell's wurden von einigen Seiten beftritten, da ein militä- 
vifcher Grad nur durch Urtheil entzogen werden könne. Cine 
Mehrheit im Sinne Bernd kam noch nicht zu Stande. Sind 
die PBarteiräder einmal im Schwunge, fo weiß man felten, wann 
und wo fie jtillftehen. Der Antrag von Bern rief einen andern 
von Solothurn hervor: daß alle Offiziere des eidgenöſſiſchen 
Generalftabes auf die Verfaſſung ihred Kantons zu beeidigen 
feien; Stoff für fünftigen Hader. Etwas mehr Refignation der 
Berner Batrizier und ihrer Freunde in den Schwefterftädten hätte 
allen diefen höchſt mißbeliebigen Grörterungen vorbeugen fönnen. 
Aber die Berner und Solothurner Demokraten hatten guten Grund, 
fich einer Wiederholung der Reaktionsauftritte von den Jahren 1813 
und 1814 zu erwehren. Zuverläffig hätten e8 die Patrizier- und 
ihre Freunde im umgekehrten Falle ebenfo gemacht. Mit dem 30. 
März ſchloß fich dieſe erfte außerordentliche Tagſatzung von 1832, 

Nicht minder wichtig ald die Verhandlungen im Schooße der 
Zagfabung war was außer ihr vorging. Die Bundesrevifion 
war feit längerer Zeit im Stoden. Der Langenthaler Verein, 
an deſſen Spige zunächſt Kaſimir Pfyffer als Präfident eined 
Luzerner Vereinskomite's zu ftehen fam, hatte fi) Großes vor- 
genommen, aber nur Kleines geleiftet. Er verjchrieb viel Papier, 
fuchte Einfluß auf die öffentliche Meinung durch Zmeigvereine 
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und beſondere Berichterſtatter; aber mehrere von jenen blieben 
unthätig, und von dieſen ließen ſich manche zum Vereinsweſen 
nicht herbei. Nur in außerordentlichen Lagen, wie es von Bern 
und Zürich bereits berichtet worden, konnte es zeitweiſe Wurzel 
faſſen. Dieſe geringe Wirkſamkeit war nicht zu bedauern, denn 
ſchon damals ſuchte die italieniſche und franzöſiſche Propaganda 
Haltpunkte in der Schweiz für ihr Treiben in Paris, und hielt 
ſich daher vorzugsweiſe an Männer, die bei dem Vereinsweſen 
ſich betheiligten. Ihre erſten Anknüpfungspunkte hatten jene 
italieniſchen Flüchtlinge im Kanton Teſſin gefunden. So mag 
die gemeldete Klage im Großen Rathe von Zürich über fremde 
Dberleitung entjtanden fein. Für die in das Zangenthaler Pro- 
gramm aufgenonmene Bundesrevifion plänfelten die Zeitungen ; 
Kafimir Pfyffer mwiderlegte perfönlih in einer Flugichrift Ende 
1831, was gegen feinen erften Aufruf gejchrieben und geſchmäht 
worden. So verlief die Zeit bis zum Frühjahr 1832. Kaum in 
Luzern verfummelt, taufchten die Gefandten der neu fonftituirten 
Kantone der deutjchen Schweiz in vertraulichem Geſpräch ihre 
vaterländifchen Sorgen aus; fie überzeugten fih, daß die Lage 
nicht nur eine unfreundliche, fondern felbjt eine unhaltbare ge 
worden, daß auf dem bisherigen Wege der vereinzelten Anre— 
gungen in Blättern und DBereinen oder auch in den Großen 
Räthen jelbft überhaupt nichts auszurichten fei, mittlerweile die 
Verwirrung wachſe, die Entmuthigung zur gewöhnlichen Stim- 
mung werde, die Gefahr der Vernichtung für die fchönften Hoff 
nungen je länger je näher rücke. Die Kräfte vereinigen, fie richtig 
bemeifen, nah dem Maße derfelben feften Schrittes das wohl 
ausgemittelte Ziel anftreben: das wurde als Nettungsmittel er: 
fannt. Vor Allem wollte man, zugleich mit Sicherung der neuen 
Berfaffungen, den Streit über die Berfaffungdgarantie überhaupt 
zum Gnticheide bringen. Jenen Männern der Iiberalen Partet 
war die Basler Fehde unendlich zur Laft. Hätten fie nicht die 
große Aufgabe zu löſen gehabt, die Berfajjungsgarantie nicht 
ferner, wie jo oft in früherer Zeit gejchehen, zur einfeitigen Unter: 
drückung der Landichaften in den Städtefantonen mipbrauchen zu 
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laſſen: wahrlich ſie hätten ohne alles Bedenken den Baslern ihren 
Willen erfüllt und ihnen anheimgeſtellt, ſich ſpäter dann nach 
Gutfinden mit der nie raſtenden Umgeſtaltung der Begriffe und 
der Dinge zurechtzufinden. Jene Einſeitigkeit aber mußte einmal 
aufhören. Das war ihr Gefühl, ja ihre feft ausgebildete Leber: 
zeugung. Aber nicht bei ihnen allein war die Berfaffungsgarantie 
ein Akt von zweifelhafter Bedeutung; wir haben gefehen, daß 
eine Anzahl Kantone fih nicht das mindefte Bedenken machten, 
fie den meiften neuen Verfaffungen unter dem nichtigften Vor— 
wande auf unbeftinnmte Zeit zu verweigern. Mit Necht hatten 
daher Zürih und Graubünden ſchon im Jahr 1831 Berathungen 
und Entſcheidungen gewünjcht über Weſen und Umfang der Ver— 
fafjungsgarantie, dann die Mittel zu ihrer Geltendmachung, wobei 
Zürich insbefondere die Meinung hegte, daß fie hinfür zum Schuß 
der Nechte des Volkes wie jener der Regierungsgewalt gelten folle. 
Bom bloßen Gefpräche kam es zur Verhandlung; die Gefandten 
der fieben Kantone Luzern, Zürich, Bern, Solothurn, St. Gallen, 
Aargau und Thurgau verfammelten fih in der Wohnung des Ge 
ſandten von Bern und beriethen da zunäcft das Konkordat 
über die Garantie der Verfaffungen, dann den Ent- 
wurf einer [hweizerifhen Bundesverfaffung. 

Wir ſchicken diefe voran. Sie ift in ihren Grundzügen der 
Ausflug der gemeinfam gepflogenen Berathungen aller Abgeord- 
neten; die Ausarbeitung ſelbſt gefchah durch Baumgartner in Ver— 
bindung mit Karl Schnell und Kafimir Pfoffer, welche drei Männer 
als engerer Ausſchuß bezeichnet worden waren. Das Wefentliche 
des Entiwurfes tft: fernere Anerkennung der kantonalen Souve— 
ränetät; eine Tagfagung von 60 Abgeordneten, wovon die wenigit 
bevölferten Kantone je zwei, die mittlern je drei, die größern je vier 
zu wählen haben; freied Stimmrecht der Abgeordneten ohne 
Inſtruktionen; erweiterte Befugniffe der Bundesgewalt; Zentrali- 
jation des Münz und des Poſtweſens; Bereinigung des Zollweſens 
und Abſchaffung nicht berechtigt erfundener Zölle; im Uebrigen 
freie Aus, Ein- und Durchfuhr aus einem Kanton in den andern; 
Vermehrung ded Kriegsfondes bie auf drei Millionen Franken; 
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Leitung der Angelegenheiten des Bundeöftaates durch einen „Land— 
ammann der Schweiz“, mit Zuzug von vier Beiſitzern aus dem 
vorörtlichen Kantone CBundesrath), ohne Permanenz der Behörde; 
Aufftellung eines Bundesgerichtes für Beurtheilung der Streitig- 
feiten zwifchen Kanton und Kanton ; Sit der Tagſatzung abwechjelnd 
von zwei zu zwei Jahren in Zürich, Bern und Luzern; freie 
Erwerbung von Liegenschaften, freie Niederlaffung und Gewerbs— 
ausübung aller Schweizer von Kanton zu Kanton; Gewährleiftung 
der Verfaffungen zum Schuße nicht nur der öffentlichen Ordnung, 
fondern auch der verfafjungsmäßigen Rechte des Volkes; endlich 
‚enthält der Entwurf eine zweckmäßig erachtete Vorfchrift für Löſung 
der Rompetenzftreitigfeiten zwifchen dem Bund und den Kantonen, 
dann nöthige Regeln für eine fünftige Revifion diefer Bundes: 
verfaffung. Das Ganze ift höchſt einfach in dreiunddreißig Artikeln 
abgefaßt. Da der Entwurf feineswegs beftimmt war, irgend ein 
amtliche Gewicht zu üben, fo erſchien er als Fluafchrift *. Er 
legte mit einem Schlage dem eben fo unwahren als unziemlichen 
Geſchrei der ftabilen und ariftofratifchen Partei über eine hereins 
brechende neue Helvetik Stillfehweigen auf, und lehrte zugleich die 
Freunde der Reform, von den Phrafen und Schlagwörtern ſich zur 
Wirklichkeit zu wenden und ihre Plane nach dem Bolfe zu bemeſſen, 
das fie befriedigen und beglüden follten. Der Entwurf ward im 
Allgemeinen gut aufgenommen und verfehlte feinen Eindrud nicht; 
er befchwichtigte die belehrbaren Gegner und war zugleich nützliche 
Grundlage für alle zukünftigen amtlichen Berathungen der Stände 
und der Tagſatzung. Er ift die erfte Stufe zu dem Gebäude, das 
exit viele Jahre nachher aufgeführt worden. 

VBorangehend wurde das Konkordat über die Garantie der 
Verfaſſungen entworfen, deffen wefentlicher Inhalt folgt: Durch 
die gegenfeitige Garantie der Verfafjungen verheißen jich die bei- 
tretenden Stände ſowohl die dem Volke jedes Kantons nad) feiner 
Verfaſſung zuftehenden Rechte und Freiheiten, als die verfaſſungs— 


* Entwurf einer fehweizerifchen Bundesverfaffung. Bon einer Gefellfchaft 
Eidgenoſſen. Züridy, bei Orell, Füßli und Komp. 1832. 
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gemäß aufgeſtellten Behörden jedes Kantons und ihre verfaſſungs⸗ 
mäßigen Befugniffe aufrecht zu erhalten. Sie gewährleiſten ſich 
ferner, daß Aenderungen diefer Verfaffungen einzig in Der durch 
jede Verfaſſung felbft feftgefegten Weife vorgenommen werden. 
Bei Zerwürfniffen wegen Verfaifungsverlegungen üben nach frucht- 
108 verfuchter Vermittlung die übrigen Konkordatskantone insge— 
jammt das Schiedsrichteramt aus. Die Schiedsrichter haben ſtreng 
nah dem Sinne der beftehenden Verfaſſung zu urtheilen und 
können in derjelben Feinerlei Veränderungen vornehmen. Jeder 
Kanton fendet einen Schiedsrichter; fie find insgefammt an Feine 
Inftruftion gebunden. Der betheiligte Kanton ift pflichtig, ſich dem 
Spruch zu unterziehen, den die konfordirenden Kantone nöthigen- 
falls vollitreden. Durch die verheißene Garantie anerkennen die 
beitretenden Stände ihr Necht und ihre Pflicht, einander Schug 
und Schirm zu leiften und, unter Anzeige an den Vorort, ein- 
ander jelbft mit bewaffneter Macht einzeln oder in Gemeinfchaft 
zu Hülfe zu ziehen, um Ruhe, Ordnung und PVerfalfung, wo 
diefe gefährdet fein follten, aufrecht zu erhalten. Das Konfordat 
wird mit ausdrüdlichem Vorbehalt aller aus dem beftehenden 
Bundesvertrage hervorgehenden Rechte und Pflichten der beitreten- 
den Kantone, fowohl gegen gefammte Eidgenoffenichaft ald gegen 
die einzelnen übrigen Stände, abgefchlojjen. Sobald der Bundes- 
vertrag der Eidgenofjen revidirt und in demfelben die angemejjenen 
Beitimmungen über Umfang und Wirfung der Garantie der Ber: 
faſſungen aufgenommen jein werden, tritt das Konfordat ale 
erlofchen außer Kraft und Wirkjamkeit. 

Die Verhandlungen über beide Entwürfe leitete Schultheiß 
Eduard Pfyffer. Sie begannen unmittelbar nach der Eröffnung 
der aufßerordentlihen Tagfagung, ohne alle vorgängige fchriftliche 
oder mündliche Verabredung, auf befondere Anregung der Gefandt- 
ichaften von Zürich und Bern. Wie rafch gearbeitet worden war, 
zeigt das Datum des Konfordates (17. März). Mehr ald einmal 
war davon die Nede, auch die Gefandten anderer Kantone, fo 
jene von Freiburg und Waadt, beizuziehen. Allein man war der 
Perfünlichkeiten nicht ficher genug, beforgte auf einzelnen Wider 
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ſtand zu ſtoßen. Die Verlegenheit war groß: handelte man allein 
und ohne jene Kantone, ſo war ihr Unwille über Ausſchließung 
zu beſorgen; zog man ſie bei, ſo konnte kaum gehofft werden, 
ihre Bedenken zu überwinden. Zuletzt überwog der Entſchluß, ſich 
auf den vertrauteſten Kreis zu beſchränken. 

Ein nachträgliches Protokoll (vom 21.) ordnete die Form 
der Ausfertigung, der Stimmenſammlung und andere Formalien 
mit der ausdrücklichen Beſtimmung: „Jedem Stande der Eidge— 
noſſenſchaft iſt der Beitritt zu dieſem Konkordat vorbehalten.“ 
Die Unterzeichner des Hauptentwurfes ſind: von Luzern: Eduard 
Pfyffer, Kaſimir Pfyffer, J. Kopp; von Zürich: M. Hirzel, 
J. J. Heß; von Bern: Tſcharner, Karl Schnell, K. Neuhaus; 
von Solothurn: Reinert, Joh. Trog; von St. Gallen: Baum— 
gartner, Chr. Fr. Fels; von Aargau: K. R. Tanner, L. Bruggiſſer; 
von Thurgau: W. Merk und M. Ammann. Sie kamen überein, 
die Entwürfe bis zum Schluß der außerordentlichen Tagſatzung, 
länger nicht, geheim zu halten. Die Theilnehmer haben zum Theil 
ohne Vollmacht, wie ohne beſondern Auftrag gehandelt, aber auch 
nicht im Widerſpruch mit beſondern Pflichten; den Behörden ihrer 
Kantone war der freieſte Entſcheid vorbehalten; die Unterzeichner 
der Entwürfe mußten ſelbſt auf deren Verwerfung gefaßt ſein, 
was ihren politiſchen Kredit unmittelbar vernichtet hätte. Eine 
Ausnahme machte die Geſandtſchaft von Bern, die beſondere 
Aufträge hatte, gegen die waltende Reaktion Freunde und Kräfte 
zu werben; auch jene von St. Gallen, die für gewiſſe Fälle ſogar 
die Vollmacht zu vertrauter Verſtändigung für gegenfeitige bewwaff- 
nete Unterftügung in Händen hatte. 

Anfangs April war der Schleier gelüftet, der Konkordats— 
entwurf in den Zeitungen zu lefen *. Gr machte ein unbefchreib- 
liches Auffehen. In einem Lande, das taufende von Gefeßgebern 
nährt, ftolzen Anfpruches, jeden amtlichen Athemzug zum voraus 
zu regeln, war er ein Wageftüd, das im Allgemeinen fic) gegen 


” Amtlih hatten auch früher Mittheilungen ftattgefunden ; jo von Seite 
der Sefandtichaft von St. Gallen an dortige Regierung fhon am 25. März. 
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die politiſchen Gebräuche verſtieß. Daher traten ſelbſt Jene als 
Gegner auf, die dem Ziele des Konkordates nicht fremd waren; 
vor Allen aber in einträchtiger Erbitterung alle Klaſſen von 
Unzufriedenen, an ihrer Spige die entjchloffenen Gegner der neuen 
DVerfaffungen. Die verantwortlichen Unterzeichner ftanden ehrenhaft 
Rede und enthüllten in muthig gehaltenen Erwiederungen den 
ganzen äußern und innern Zufammenhang aller Tageserfcheinungen, 
aus welchen fie den durchaus gegründeten Schluß zogen, daß unter 
beftändiger Berufung auf die Gebote des Bundes im Grunde 
nichts Anderes bezweckt werde als die Gegenummwälzung zum 
Sturz der neuen volföthümlichen Ordnung in den mächtigften 
Kantonen der Schweiz. Dieß zur politifchen Nechtfertigung. In 
vechtlicher Beziehung wurde der Klage, daß das Konfordat ein 
Bund im Bunde, daß es die Befugniffe der übrigen Stände 
und der Gefammtheit vernichte, entgegnet, daß es nichts Anderes 
fei, als der ungezwungenfte Ausflug aus dem Bundesvertrage 
felbft, der jedem Kanton die Anrufung feiner Nachbaren anheim- 
ftelle, ſolche zum Beiftand dann verpflichte; geben ſich die Kon- 
fordirenden darüberhin die Hand, bei innern Unruhen auch die 
Rechte des Bolfes zu ehren, nicht bloß auf Sicherung der Regie 
rungsgewalt Bedacht zu nehmen, fo jei dieß nur die Befriedigung 
eines längft gefühlten Bedürfnifjes, welche die Nechte aller übrigen 
Kantone in nichts beeinträchtige; Die vollefte Gewähr aber, daß 
ein Bund im Bunde, im Widerfpruch zu dem im $ VI ded 
Bundesvertrages von 1815 enthaltenen Verbote, nicht beabfichtigt 
werde, liege in dem allen Kantonen eröffneten Beitritt. Bundes- 
widrige Abfichten und Plane hatten die Schöpfer des Konfordated 
wirklich um jo weniger, als fie der Hoffnung lebten, es werde 
allernächft auf dem Wege friedlicher und freier Berathung zur 
Bundesrevifion fommen, die Grundbeftimmung des Garantie- 
fonfordates dabei Anerkennung und Aufnahme finden, dieſes 
jelbft alfo nur für kurze Uebergangszeit in Wirkſamkeit bleiben, 
Die Gegner des Vereinsweſens fchrieben das Entftehen des Kon— 
fordates den Einflüffen des Langenthaler Vereines zu, völlig ohne 
Grund; vielleicht die gewichtigften Männer der Konferenz waren 
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weder Mitglieder jenes Vereins noch Förderer und Freunde des 
Vereinsweſens überhaupt. 

In den Konkordatsſtänden betrieb man beſtens die Geneh— 
migung des Entwurfs, in einigen felbft mit undemofratifcher Eile. 
Die Großen Räthe von Luzern und Solothurn gingen voran, ge 
nehmigten ihn fhon am 31. März; in Bern war von 150 Stimmen 
nur 1 für Berverfung, wenige von jenen wollten Abänderungen ; der 
Gefandtfchaft fprach der Große Rath verdienten Danf aus, daß fie 
im Geifte der gegebenen Inftruftion gewirkt (Schlußnahme vom 
7. April); Thurgau folgte am 9., Zürich. am 11. gleichen Monats 
mit 127 gegen 61 Stimmen nad bittern Angriffen auf die ge 
wefenen Gefandten, die der Große Rath dann durch amtliche 
Danfesbezeugung fchadlos hielt. Luzern, Bern und Zürich thaten 
befondere Schritte, um fi der Annahme auch von Seite anderer 
Stände zu verfihern, Luzern durch Mahnfchreiben, Bern durd 
Abordnung des Regierungsrathes v. Tavel nad Freiburg, Waadt 
und Genf, damit er dort allfälligen Unmuth über Nichteinladung 
zu den Luzerner Konferenzen befchtwichtigend hebe, die erlaubten 
Zwecke des Konkordates gebührend darlege und die drei Kantone 
zum Beitritt berede. Zürich jandte den Regierungsrath Heget- 
ſchweiler in gleicher Abjicht nach Glarus und Graubünden *, erlieh 
auch eine Einladung an ſämmtliche Kantone zum Beitritt, Beweiſes 
genug, daß es fih nicht um einen verlegenden Separatbund, 
jondern wefentlih nur um eine wünfchbar gewordene Ergänzung 
ded Bundesvertraged handle. An St. Gallen und Aargau richtete 
der nämliche Stand noch eine befondere Mahnung zum Borfchreiten, 
wie ed bereits anderswo gefchehen, ohne Zweifel, weil in beiden 
Kantonen die Stimmung im Volk und in den oberften Behörden 
über die meiften politifchen Fragen eine ſchwankende fhien. Der 
Große Rath von St. Gallen genehmigte nach der ausführlichiten 
Erörterung und vor zahlreichen Zuhörern mit 84 gegen 43 Stim- 
men (3. Mai), nachdem vorangehend einhellig erkannt worden, 


* Eine vertraulihe Sendung aus Bafel dagegen warb in Graubünden 
um Berwerfung. 
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daß das Konkordat auch der Genehmigung des Volkes unterlegt 
werden müſſe. Die weſentlichſte Meinungsverſchiedenheit ergab ſich 
über die Frage, ob förmliche Abſtimmung in allen Gemeinden 
einzuholen oder das bloße Veto des Volkes einzuräumen ſei. Das 
letztere erhielt, bei faſt gleich getheilten Stimmen, die Oberhand. 
Da nur zwei einzige Gemeinden, Amden und Weſen im Bezirke 
Gaſter, vom Rechte des Veto Gebrauch machten, trat das Kon— 
kordat (27. Juni) auch für den Kanton St. Gallen in Kraft. 
Aargau's Genehmigung endlich erfolgte am 5. Mai mit 98 gegen 
41 Stimmen. Die Oppoſition beſtand hier, wie meiſt auch in 
den andern Kantonen, aus Freunden der alten Ordnung. Daß 
Aargau der letzte Kanton in der Behandlung der Sache ſei, lag 
in den Wünſchen des Schultheißen Eduard Pfyffer, der gefunden, 
daß im Kanton Aargau, weil er in kirchliche Händel verflochten, 
beſondere Mißſtimmung walte, ſomit auch ſtärkerer Widerſtand 
als in andern Kantonen zu beſorgen ſei. 

So war nun der Kreis der Sieben geſchloſſen. Das Bedürfniß 
der Ruhe durch Erhaltung des Beſtehenden, dann die nothwendig 
erachtete Sicherſtellung gegenüber einer abgeneigten gegneriſchen 
Partei wirkten allein ſchon entſcheidend für die Annahme. Das 
Uebrige that das Anſehen und die meiſt hohe Stellung der 
Männer, die dem Konkordat ſeine Entſtehung gegeben. Mit der 
Annahme durch die ſieben Stände war indeſſen keineswegs ſo 
viel gewonnen, als man an den Konferenzen zu Luzern wirklich 
zu erringen gewünſcht hatte: eine Vereinbarung in weiterm Kreiſe. 
Der Abgeordnete Berns wurde in den drei weſtlichen Kantonen 
ſehr gut empfangen, wie ſeine einnehmende Perſönlichkeit und die 
Klugheit der Regierungen von Freiburg, Waadt und Genf nicht 
anders erwarten ließen; er brachte die günſtigſten Verſprechen nach 
Hauſe, an die man in Bern einige Zeit glaubte. Sie verdampften 
unerfüllt. Es iſt Grund zu glauben, daß beſonders Freiburg große 
Abneigung zeigte, ſich irgendwie bei einer Separatverbindung zu 
betheiligen, welche das Konkordat nun einmal war, ſo lange es 
nicht wenigſtens zwölf Stimmen, und wo möglich deren mehrere, 
um fich vereinigte. Weniger erfolglos war v. Tavel's Miffion, in 
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wieweit ſie geneigte Zuſtimmung zur Bundesreviſion auch in Waadt 
und Genf wecken ſollte, ein Zweck, der ſich eher erreichen ließ als 
der erſte. Aehnlichen Ausgang hatte die Zürcher Sendung; ſie be— 
ruhigte, gewann Freunde oder machte heftige Gegner zu Neutralen. 
Aber den Beitritt der angeſprochenen Stände bewirkte ſie auch nicht. 

War für das Konkordat in genannten Kantonen nichts zu 
gewinnen, ſo trat anderſeits amtliche Oppoſition dagegen auf. 
Da die Basler Angelegenheiten ſich je mehr und mehr verwickel⸗ 
ten, verlangte der Große Rath dafelbft (18. April) die Einbe 
rufung einer neuen außerordentlihen Tagſatzung, von dieſer auch 
eine Berathung, ob nicht das Garantiefonkordat den Bejtims 
mungen des Bundesvertraged zumiderlaufe und was deßhalb von 
Seite „der Gefammteidgenoffenfchaft“ zu verfügen fei. Tags zuvor 
war der gefeßgebende Rath von Neuenburg verfammelt und gab feiner 
Gefandtfchaft unter Anderm die Inftruftion: fie habe „allfällige 
Einwendungen gegen das bundeswidrige Garantiefonkordat zu 
unterftügen“. So mußte man in Neuenburg ſchon am 17., «8 
werde Bafel am 18. April einen Feldzug gegen das Konkordat 
eröffnen. Anders ſprach ſich die Obrigkeit von Appenzell-Außer- 
rhoden in dem Landsgemeindemandat aus; ed wurde darin des 
Konkordates beruhigend und empfehlend gedacht. Der Rath von 
Appenzell fand dasjelbe ganz angemeſſen, ſah feine Berlegung des 
Bundes darin; er anerkannte den reinen Zweck des Konfordates ; 
nicht nur wollte er nicht3 einmwenden, fondern er ſprach felbft von 
möglichen Beitritt, der jedoch von der Landsgemeinde abhängig war. 

Auch außer dem Konkordat war des aufregenden Stoffes in 
den meiften Kantonen reichlich vorhanden. In der Stadt Zürich 
befreundete man fich nicht leicht mit den Perfönlichfeiten und der 
Politif der neuen Regierungsräthe und Bürgermeifter; die guten 
alten Traditionen hatten ihre legten Stützen und Verehrer ver 
foren. Die gefeßgeberifche Thätigfeit der Behörden wagte fih ver- 
faſſungsmäßig, doch milde und umfichtig, auch an die Aufhebung 
der bisherigen Beſchränkungen, welche die Gewerböfteiheit ver- 
fümmerten, was eine opponirende zahlreiche Handwerkerverſamm— 
lung (man fchägte die Anweſenden auf 6000) in Baffersdorf 
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hervorrief; die Behörden. ſetzten die Art an das alte Chorherren— 
ftift vom Großmünfter und griffen frühere Verhandlungen über 
Eigenthum und Beſtimmung des faufmännifchen Fondes wieder auf, 
Solothurn machte ſich ebenfalld von dem verderblich erachteten 
Garniſonsdienſt der Milizen los. Bern entzog den eidiweigernden 
Prieſtern den Gehalt, lieferte den Conftant Meuron an die Regie 
rung von Neuenburg aus, brachte einen Geſetzesvorſchlag zu Ein- 
führung des franzöfifchen Münzfußes zur Sprache. Dazu überall 
neue Sorgen wegen Einbrechens der aſiatiſchen Cholera, Wieder 
einberufung der eidgendffiihen Sanitätsfommiffion, befondere 
Vorforgen gegen jene Krankheit in Zürich; fortgefegte Gerüchte 
und Meldungen aus dem Ausland von einer bevorftehenden Ein- 
mifhung der Mächte; mittel- und unmittelbare Aufmunterung 
zu folcher durch vermehrte Anfüllung der wichtigiten ausländifchen 
Zeitungen mit Oppofitiond- und Bejchwerdeforrefpondenzen aller 
Art; die politifche Parteiung überall jo toll getrieben, daß felbft 
von einer aktion in Graubünden die Rede ging, welche die 
Trennung dieſes Kantons von der Schweiz wieder zur Sprache 
bringe *. Es war ein vielbewegtes Leben durch die ganze Eidge- 
nofjenjchaft, im Guten und Böfen, im Weifen und im Thorichten, 
bewegt genug auch ohne die Zerrüttung im Kanton Bafel. 


Neunter Abfchnitt. 


Abermald Bürgerkrieg im Kanton Bafel. Sturm auf Gelterfinden. Zwei 
neue Halbfantone: Baſel-Landſchaft und Schwyz äußeres Land, Neue Tag: 
fagung wegen Bafel. Fruchtloſer Vermittlungsverſuch. 

(Frühling 1832). 


Im Kanton Bafel hatte fich das Blatt gewendet; war Tſcharner 
der Freund und BVertheidiger Baſels, ein geftrenger Herr gegen: 
über, der Landpartei gewefen, fo galt einer der neuen Repräfen- 
tanten, Merk, ald Spezialfreund der legtern; Laharpe, von frei- 
finnigen politifhen Meinungen, war eigentlicher ſtaatsmänniſcher 


*Widerſprochen ald unbegründet, nach neuen Mittheilungen an den 
Berfaffer. 
Die Schweiz 19 
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Wirkfamkeit doch fremd, dazu in die Bafeler Fehden nicht genug ein- 
geweiht, zu bedeutfamem Ginfluffe ſchon wegen nur mangelhafter 
Bertrautheit mit der deutfchen Sprache nicht berufen. War die 
Tagfagung früher mit Klagen der Landjchaft über die Tſcharner'ſche 
Repräſentantſchaft beläftiget worden, fo vertrugen fich alsbald auch 
die Regierung und der Repräfentant Merk nicht beifer mit einander. 
Unterdejfen und noch vor Ankunft der neuen Repräfentanten 
hatte der Bafeler Trennungsbejchlug feine unausbleiblihe Wirkung 
geübt. Sogleih nad Abzug der Regierungsbeamten aus den fich 
felbjt überlaffenen Gemeinden wählten diefe fih neue Gemeinde— 
behörden, dann Ausjchüffe zu allgemeiner Konftituirung. Letztere 
verfammelten fih am 17. März zu Lieftal und erklärten, in Be— 
tracht, day Negierung und Großer Rath von Bafel durh das 
bekannte Dekret alle etivaigen Rechte auf die getrennten Gemeinden 
verwirft, legtere ald einen von der Stadt Bafel unabhängigen 
fouveränen Theil des Kantons unter dem Namen Kanton Baſel— 
Landſchaft, bejtehend aus allen Landgemeinden, deren Mehrheit 
die Trennung von der Stadt Bafel bejchlojfen hat oder noch 
beichliegen werde, die Wiedervereinigung mit der Stadt vorbehalten, 
falls dieje einen vom Gefammtvolfe des Kantons Bafel nah Der 
Volkszahl gewählten Berfaffungsrath aufzuftellen einwillige. Zu— 
gleich wurde die Aufitellung eines bejondern Verfaſſungsrathes 
befchlojjen, mit der Aufgabe, für die Landichaft eine Berfaffung 
zu entwerfen, inzwiſchen auch die gefeßgebende Gewalt auszuüben ; 
einer Kommifjion wurde Verwaltung und VBollziehung anvertraut. 
Der alsbald gewählte Berfafjungsrath begann am 3. April feine 
Berrichtungen und fchloß fie am 27. mit einer Verfaſſung, Die 
im Wefentlichen den andern neuen Kantonsverfaſſungen nachge— 
bildet war, in der Regel jedoch ihnen vorzugsweife ſolche Be— 
ffimmungen entlehnte, denen man die wirkſamſte Sicherung der 
echte des Volkes gegenüber der Staatögewalt zutraute. Aus der 
St. Gallifhen überging das Veto in die Verfaffung des neuen 
Halbkantons. 
Die Schwierigkeiten beſtanden aber nicht in der Konſtituirung, 
ſondern vielmehr in der Möglichkeit, oder vollends in der Un— 
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möglichkeit eines friedlichen Beiſammenlebens zweier Gemeinweſen, 
von denen das eine ſich hartnäckig an die Geſammtverfaſſung 
von 1831 anklammerte und auf den Grund derſelben ſeinen 
Fortbeſtand zu ſichern ſuchte, das andere hinwieder ſich erſt ſeine 
Stelle im öffentlichen Leben des Landes zu erobern hatte. Das 
Intereſſe des erſtern erheiſchte die Handhabung des Statusquo, 
wie er durch den Ablöſungsakt geworden, das andere die freie 
Ausdehnung des Gebietes, wo möglich auf alle Landgemeinden 
dießſeits des Rheins. Jenen Zweck zu erreichen, muthete die Re— 
gierung von Baſel, ſie, die ſonſt den Verfügungen der Tagſatzung 
voraneilend eigenmächtig gehandelt, eidgenöſſiſche Verwahrungen 
unbeachtet gelaſſen und mit ſchroffen Gegenverwahrungen erwie— 
dert hatte, der Eidgenoſſenſchaft die Pflicht zu, jenen Statusquo 
zu handhaben; gleiche Pflicht ſetzte ſie voraus bei den Repräſen— 
tanten. Die Tagſatzung aber hatte ſich darauf beſchränkt, die 
Handhabung von Ruhe und Ordnung, der Sicherheit der Perſonen 
und des Eigenthums auf eigene Schultern zu übernehmen, einen 
Statusquo in keiner Form weder anerkannt noch gewährleiſtet. 
Das geht klar aus den Schlußnahmen der Märztagſatzung hervor. 
In Folge dejien war ed wenigftens feine Widerhandlung gegen 
Beſchlüſſe der Tagfagung, wenn einzelne Gemeinden, die man 
bleibende nannte, durch neue Abſtimmung fich der neufonftituirten 
Zandichaft zumenden, oder wenn umgekehrt Gemeinden von diefer 
veuig unter die Stadtregierung zurüctreten wollten. Es mochte, 
vom Standpunkt der eidgenöffiichen Anordnungen aus, genügend 
jein, wenn die Öffentliche Ordnung im Allgemeinen nicht beein— 
trächtigt, Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums nicht 
verlegt wurden. Bei weniger Gluth der Leidenjchaft von beiden 
Seiten hätte eine folche freiere Bewegung in Hinficht jener rein 
politifhen Frage auch Pla finden mögen; die wirkliche Faſſung 
der Gemüther aber lieg Sturm vorausfegen. Dieß bejonderd 
darum, weil die der Stadt gebliebenen Gemeinden im obern 
Zandestheile lagen, vom Sig ihrer Regierung fomit durch den 
neugewordenen Kanton BafelLandfhaft ſich abgejchnitten fanden, 
dann in einzelnen jener Gemeinden die Parteien beinahe gleich 
19 * 
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ſtark, endlich unter den Nachbargemeinden der einen und andern 
Klaſſe tägliche Reibungen faſt unvermeidlich waren. Sie traten 
wirklich ein. Für den Statusquo zu ſorgen, hielten ſich die Re 
präfentanten nicht verpflichtet. Kaum hatten fie (25. März) die 
von Bafel geforderte Handhabung des Statusquo abgelehnt, und 
als das Zuträglichite bezeichnet, „wenn man es jeder Gemeinde 
jest noch freiftelle, fich für den einen oder den andern Theil zu 
erflären, infofern dieß aus dem ungezwungenen Willen der Mehr: 
heit hervorgehe«, traf die Regierung, angeregt auch durch Thät- 
lichkeiten in einzelnen Gemeinden gegen ihre Anhänger oder ihre 
Volizeianftalten, Maßregeln im entgegengefegten Sinn. Sie befchlof 
Bewaffnung und militärische Befegung der hinterliegenden treuen 
Gemeinden. Zivilfommiffäre follten die ſchützenden Anordnungen 
in denfelben leiten, eigene Truppenfommandanten fie zum Vollzug 
bringen. Die Regierung glaubte dazu berechtiget zu fein, nachdem 
fie in Erfahrung gebracht, daß gegen die ihr anhänglichen Ge 
meinden allerlei Unbill gebt und von Seite der Lieftaler Ber- 
waltungs= oder Regierungskommiſſion das Mögliche gethan werde, 
um fie zum Abfall zu Gunften des abgetrennten Gebietstheiles 
zu vermögen. Der Plan der Regierung war, in die obern Kan 
tonstheile Soldtruppen von der Standestompagnie zu verlegen. 
Führte fie ihm aus, fo war das Signal zum Wiederausbrud 
des Bürgerkrieges gegeben. Die Verfiherung der Regierung zu 
Handen der Repräfentanten, daß fie keineswegs beabfichtige, irgend 
eine von den getrennten Gemeinden wieder zu gewinnen, wat 
für diefe eine ganz werthlofe, da die Negierung noch nicht auf 
gehört hatte, fie als Empörer anzufehen, daher auch in feinen 
amtlichen Verkehr mit ihrer proviforifchen Regierung trat. Nach 
der Rechtsanficht von Bafel war und blieb die Hoheit über den 
abgelösten Theil bei der rechtmäßigen Regierung. Um fo befremd- 
licher iſtss, daß diefe von der neuen Bafel-Landfchaft das gut— 
müthige Zugeftändniß erwartete, fich von den Bafeler Truppen 
mit all den reichen Hülfsmitteln der Stadt zwifchen zwei oder 
vollends drei Feuer nehmen zu laffen. Diefe Erwägung aber war 
der Regierung fremd, nicht minder die andere, daß die Erledigung 
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des Baſeler Verfaſſungoͤſtreites am wenigſten glücklich durch Ver— 
wendung einer mit den republikaniſchen Einrichtungen der Schweiz 
überall ſchwer vereinbarlichen ſtehenden Soldtruppe zu erzielen ſei. 
Ein ruhiger Rückblick auf den 21. Auguſt hätte ſie deſſen über— 
zeugen mögen. Noch unglüdlicher ald der Plan war feine Aus- 
führung; fie follte, wenigſtens theilweife, auf Schleichwegen ftatt- 
finden, wurde den Repräfentanten fo lang möglich verhehlt. Allein 
bald lief durch das ganze Land das Gerücht, daß Bafel die obern 
Gemeinden bewaffnen und Garnifonsjoldaten dahin verlegen 
wolle, von dorther alfo neuer Ueberfall gegen Lieftal und Um— 
gegend beabfichtiget werde. Das Gerücht war richtig, denn unter 
deiien hatte Bafel für das Neigoldswyler Thal mittelft falfcher 
Fuhrbriefe Waffen und Munition abgefendet, die fpäter zu allge 
meiner Entrüftung der abgetrennten Gemeinden entdedt wurden. 
Eine erfte Anfrage der Nepräfentanten an den Bürgermeifter 
über Grund oder Ungrund des allgemeinen Geredes wurde ganz 
beruhigend beantwortet; es fei an Allem nichts; am folgenden 
Tage aber (4. April) gab die Regierung jhriftliche Anzeige von 
dem Borhaben militärischer Befeßung der oben Gemeinden, mit 
der Anfrage, ob die Truppen durch Lieftal, oder wie fonft, an 
ihren Beftimmungsort pafjiren mögen. Nun lebhafte Vorftellungen 
der NRepräfentanten, zulegt fchriftliche Proteftation. Die Regierung 
aber verharrte, und da der Marſch über Lieftal unterfagt, über- 
haupt auf einem andern ald einem in jeder Hinficht Frummen 
Wege das Ziel nicht zu erreichen war, befehligte fie am 5. April 
Nachts 166 Mann der Standestruppe unter Oberftlieutenant 
Burdhardt und dem Zivilfommiffär Hauptmann Geigy über 
großherzoglich badifches Gebiet nach Nheinfelden, von dort durch 
mehrere aargauifche Dörfer nach Anwyl zur Befebung von Gelter- 
finden. Die Truppe zog unbewaffnet, die Waffen wurden in dem 
badifchen Ort Grenzah ald 80 Zentner Eijenwaaren verzollt, 
dann durch vertraute Helfer über den Rhein in den Kanton 
Aargau eingefhmuggelt. 

Die Repräfentanten liegen nun Gelterfinden mit einer Kom- 
pagnie eidgenöfifcher Truppen befegen, dem Kommandanten der 
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Basler Garniſonsſoldaten aber durch das eidgenöſſiſche Truppen- 
fommando ihren Entfchluß wilfen, weder die Gegenwart nod 
den mweitern Vormarſch derfelben zu geftatten. Kommifjär Geigy 
achtete nicht darauf, fondern rücte mit geladenem Gewehr eben- 
falls ing Dorf ein. Bald darauf trafen die Repräfentanten perſön— 
lich ein und verlangten den freiwilligen Rüdzug, da außerordent- 
liche Bewaffnungen fo lange unterfagt jeien, als eidgenöſſiſche 
Truppen und Repräfentanten fich im Lande befinden. Vergebene. 
Auch die Warnung, daß ein unausweichlicher Sturm folgen werde, 
fruchtete nicht. Die Repräfentanten verlegten nun noch eine halbe 
Kompagnie eidgenöffifher Mannfchaft in das Dorf und begaben 
fich gegen Abend nad Siſſach zurüd. Dort und im ganzen untern 
Land heulte die Sturmglode und das erbitterte Volk der getrennten 
Gemeinden, denen die Regierung zwar „die öffentliche Verwaltung“, 
nicht aber den Muth und den Trieb nah Selbitftändigfeit hatte 
„entziehen“ fünnen, fammelte ſich, 12 bis 1500 Mann ſtark, zur 
Vertreibung der Garnifonstruppe. Die Repräfentanten erließen 
noch eine legte Mahnung zum Abzug an Geigy, dann (nad 
ihrer Anficht) zu ſchwach an militäriichen Kräften, um zwiſchen 
beide Parteien zu treten, auch weder verpflichtet noch befugt, in 
den Reihen der einen oder der andern zu fechten, zogen fie ihre 
Truppen nach Lieftal zurück und waren auf eigene Sicherheit 
bedacht *. Der Befehl zu diefer Räumung war dem eidgenöffischen 
Truppenfommandanten, Oberft von Donats, fhon zum voraus 
gegeben. Sie geſchah bei einbrechender Nacht. Unterdeſſen war 
der Landfturm ganz in die Nähe von Gelterfinden herangerüdt 
und griff an. Gelterfinden vertheidigten, nebjt der Garniſons— 
truppe, 150 bis 160 eigene Bürger. Der Kampf dauerte, mit 
weniger Unterbrechung, von 7 Uhr Nachts bis 9 Uhr Morgens, 
vierzehn Stunden lang (6. auf 7. April). Schauerliche Yrand- 
jenen hatten die Schredensnacht erhellt; zwifchen 10 und 2 


* Bericht der Repräfentanten uber die unglücklichen Ereigniffe in Geller: 
finden, vom 14, April 1832. Kommiffioneberiht an die Tagjapung, vom 
29. Mai 1832, verfaßt von Landammann Heer von Glarus. 
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Uhr waren durch Brandlegung drei Gebäude, unter ihnen eine 
Seidenfabrik, im Feuer aufgegangen. Bis früh Morgens behaup— 
teten die Vertheidiger ihre Stellungen. Da erſchienen Laharpe 
und Donats, mit Stephan Gutzwiller. Erſtere beſchworen, im 
Namen der Eidgenoſſenſchaft, die Baſeler Kommiſſarien zum Rüd- 
zug, damit nicht ein Kampf im Dorfe felbft den Gräueln der 
Nacht folge. Der Kapitulationsverſuch fchlug fehl, da Gutzwiller 
im Namen der Seinigen den unbewaffneten Abmarjch verlangte, 
die Bafeler dieß nicht eingehen wollten. Der Kampf brady nun 
von neuem aus; die Landitürmer näherten fich von den Anhöhen 
her, umringten und befchoffen das Dorf. Jetzt drang auch ein 
Theil des Gelterfindener Gemeinderathes auf den Nüdzug, den die 
Erfhöpfung der Mannſchaft an Kräften und Munition vollends 
zu gebieten fehien. Vormittagd gegen 11 Uhr (7. April) zogen 
die Bafeler Garnifonstruppen ab, räumten mit der einzigen Ges 
nugthuung tapfern Verhaltens das Land und Fehrten über das 
aargauiſche Fridthal und das badische Sädingen nach Bafel zurüd, 
durch das badifche Gebiet unter Ablegung der Waffen, die jpäter 
zu Wagen an Bafel verabfolgt wurden. Die ganze unbeilvolle 
Erpedition hatte 56 Stunden gedauert. 

Alsbald rüdte der Landſturm in das Dorf ein. Häufer und 
Wohnungen von Bafeler Beamten wurden eingeäfchert, in ein 
zelnen andern Alles zertrümmert oder geplündert, der Wein im 
Keller aus den Fäſſern gelaſſen. Im Tumult und in Folge muth- 
willigen Losſchießens von Feuergewehren wurden ein Mann und 
eine fchwangere Frau getödtet, ein Kind gefährlich verwundet; 
gefangene Garnifönler wurden mißhandelt. Die Standestruppe 
hatte im Ganzen 34 Mann verloren, wovon drei den im Kampf 
empfangenen Wunden oder jenen Mißhandlungen erlagen; von 
den Landftürmern fielen drei im Gefecht, fieben waren ver- 
wundet. Der Brandfchaden von Gelterfinden betrug nach amtlicher 
Schatzung an Gebäuden 20,500, an beweglihem Gut 84,270 
Franken. 

Eine Proklamation des Vorortes vom 6. hatte die Bürger 
zu Stadt und Land vor Gewaltthätigfeiten jeder Art gewarnt. 
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Sie langte unter Umftänden an, wo das Papier nichts mehr galt, 
fondern nur Kugel und Bajonet fih Achtung verfchafften. 

Während der Ereigniffe zu Gelterfinden herrfchte im Rei 
goldswyler Thale der Schreden vor ähnlichem Schickſal. Berichte 
über dortige Lage und vom Sturm auf Gelterfinden gelangten 
nach Bafel. Sofort ließ der Rath die waffenfähige Mannfchaft 
zur Bereitfchaft auffordern und Geſchütz aufführen; fpäter (7. April) 
erfolgte das Allarmzeichen. Oberft Laharpe ftellte den Amtsbür— 
germeifter darüber zur Nede, erhielt aber keinen Befcheid. Die 
Regierung ließ 200 bi8 250 Mann ausmarfchiren, für einmal 
jedoch mit dem Befehl, bloß zu beobachten und den Stadtbann 
nicht zu überfchreiten. 

Am Abend des 7. zog fih der Landfturm, der Gelterfinden 
eingenommen, nach Lieftal und dem untern Bezirke zurück. Die 
ganze Gegend war von Bewaffneten angefüllt, das eidgenöſſiſche 
Militär in Lieftal fcheel angefehen; ja es war im Bolfe fogar 
die Rede, ihm weiter feine Quartiere zu geben. Repräſentant 
Merk verlegte nun die eidgenöffifchen Truppen nach Muttenz und 
Pratteln. Bald nachher empfing er Berichte von feinem Kollegen 
über die Waffnungen von der Stadt aus, beforgte, mie jener, 
einen Ausfall von Bafel, Verbreitung des Bürgerfrieges über 
das ganze Land. In der vorausgefegten Unmöglichkeit, dieſem zu 
jteuern, eben jo wenig Willens, dem einen der fimpfenden Theile 
fich anzufchliegen, verließen nun die Repräfentanten fammt den 
Bundestruppen den Kanton Bafel und übernachteten vom 7. auf 
den 8. April in Rheinfelden. 

Drüben im Neigoldswyler Ihale drohte es indeſſen ernfter 
zu werden. Der Berfehr zwifchen den dortigen Bafeler Beamten 
und der Regierung war ein ununterbrochener; die Verwaltung 
fommiffion zu Lieftal ihrerfeits verlangte Entfernung aller Bafeler 
Beamten auch aus jenem Thale. Am Abende des 8. fanden ſich 
die bewaffneten Schaaren beider Theile gegenüber. 

Die Stände Bern, Solothurn und Aargau hatte der Vorort 
ſchon früher zum Auffehen gemahnt; fie waren daher gerüftet. 
Von Rheinfelden boten die Nepräfentanten allernächit Truppen 
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von Aargau und Solothurn auf; alſo verſtärkt zogen fie (8. April) 
nach dem Kanton Bafel zurüd, bejegten mit den ältern drei 
Kompagnieen das Reigoldswyler Thal, wo der gefürdhtete Zu— 
fammenftoß nun unterblieb, und verlegten zwei inzwifchen neu 
angefommene Solothurner Kompagnieen nah Lieftal. Die Be 
faßung der Landſchaft wurde im Verlaufe dann auf drei Bataillone 
der genannten drei Kantone vermehrt. Der Verfaſſungsrath von 
Bafel-Landfchaft aber verordnete Firchliche Danfgebete für die im 
Auguft und April errungenen Siege zufammengenommen. 
Ungemefjen und begründet zugleich tobte der Unwille über 
die Ereigniffe von Gelterfinden durch die ganze Schweiz, der 
Unmilfe Aller, hatten fie eine Barteiftellung oder nicht. Denn 
darin mußten Alle übereinfommen, daß der blutige Kampf um 
ein Dorf, Bürgerfrieg unter zwei Parteien in einem gegebenen 
verhältnigmäßig engen Kreis, in feinem Gefolge Brand, Ber: 
wüftungen und Rohheiten jeder Art, dieß alles Angefichts eidge- 
nöffischer Nepräfentanten und einer wenn auch jchwachen Zahl 
Bundestruppen, die Bloßftellung jener, die den Truppen unver 
fchuldet wiederfuhrene befhämende Stellung, fogar Nüdzug und 
Ausmarfch beider auf das Gebiet eined andern Kantons, der 
nächtliche Kriegszug aus der Stadt Bafel unter Verlegung eigener 
und gemeinfchweizerifcher völferrechtlicher Berpflichtungen gegen 
das benachbarte Deutfchland und unter Mißachtung ähnlicher Ob- 
liegenheiten gegen Aargau, vollführt im Weitern mit Schmugge- 
leien und Bermummungen, die eine Regierung felbit in der 
jhwierigften Lage nicht verantworten Fann, — dann Wiederbe- 
jeßung des Landes durch eidgenöffifche Truppen, nachdem das 
Unglüd gefchehen, endlich das lange vergebliche gegenfeitige Pro— 
tejtationggefchreibfel zwifchen den amtlichen Organen der Tagfagung 
und von Bafel: — es mußten, jagen wir, Alle übereinfommen, 
daß der Zufammenhang diefer Ereigniffe einen unvertilgbaren Makel 
der Eidgenoffenfchaft aufgedrüdt habe. Entweder hatte das frühere 
Verbot jeglicher Waffnung im Kanton, wie es fchon im Herbit 
1831 ergangen, noch Geltung oder nicht. Wenn ja, jo war ed 
zu handhaben; galt es nicht mehr, fo waren die Nepräfentanten 
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weder befugt noch verpflichtet, den Baſeler Beamten die militä- 
rifche Befesung von Gelterfinden zu unterfagen. Nachdem die 
Repräfentanten dann aber nicht nur Berbot und Proteftation 
erlaffen, fondern beide durch thatfächliche militärifche Beſetzung 
des Dorfes befräftiget hatten, fo war es ihre Aufgabe, die gleich. 
zeitige Beſetzung durch eine andere militärtfhe Macht mit Ent- 
fehloffenheit zu verhindern. Zudem war ihre Macht, wäre fie nur 
rafch vereinigt worden, ftarf genug, der Basler Truppe zu im- 
poniren. Daß man diefer Befehl gegeben hätte, auf die Wehr 
männer der Eidgenofjenfchaft zu ſchießen, — das ift nicht zu 
glauben; aber auch diefer Außerfte Fall war weniger mißlich, als 
der, ein Dorf, das nichts gegen ſich hatte als feine erlaubte 
politifche Meinung, einem heranwogenden Landfturm preiszu— 
geben. Nachdem dann ferner die eidgendffiihen Truppen den 
ftreitigen Fled Boden geräumt und dadurch faktifch die ausfchließ- 
liche Bejegung von Gelterfinden der Standestruppe überlaffen 
hatten, war die nächte Pflicht der Nepräfentanten, das Friegerifche 
Zufammentreffen zwifchen beiden bewaffneten Theilen um jeden 
Preis zu hindern: das unterblieb wieder, obwohl eine ernfte und 
entjhlvjjene Abmahnung gegen die Schnar von Gusiwiller den 
Sturm hätte beſchwören mögen. 

Dieß waren die Anfichten, die ſich Jedem aufdrängten, der 
zwar die mögliche Aufopferung einiger pflichttreuen Milizen als 
ein Unglüd, die Schmach des Rückzuges aber, und was alles in 
ihrem Gefolge fich einzuftellen drohte, als eine zehnfach größere 
Nationalfalamität anfah. Die Repräfentanten verantworteten 
fi) mit einer frühern fchriftlichen Weifung des Vorortes vom 
6. April, des Inhalts: „wenn fie die Stellung der eidgenöffifchen 
Truppen im Kanton Bafel gefährdet finden follten, dahin zu 
wirken, daß fich diefelben an den einen oder amdern der zum 
eidgenöffifhen Auffehen gemahnten Stände anlehnen“. Den 
Werth der Berantivortung würdigte ein fpäterer Kommifjional- 
unterfuch der Tagſatzung. 

Von nun an verliefen Wochen in aufregendem Brieftvechiel 
zwiſchen allen betheiligten Behörden und Amtsperfonen. Die 
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Repräfentanten forderten (8. April) die Regierung von Bafel auf, 
alle Bewaffnungen einzuftellen. Die Regierung, geftachelt durch 
Borftellungen einer großen Anzahl von Bürgern, lehnte die „Zus 
muthung, die nur zur eigenen DVertheidigung geführten Waffen 
niederzulegen“, ab. Die Repräfentanten erklärten die von der 
Regierung biefür angeführten Gründe ald vollkommen nichtig; 
Laharpe indbefondere gab den Befund ab: daß die Dinge fo 
nicht bleiben können; jo lange die Stadt bewaffnet fei, wolle ed 
die Landichaft ebenfalls fein; daher bleibe nichts übrig, als die 
Stadt zu entivaffnen und eidgenöffifche Truppen dahin zu ver: 
legen, oder aber Truppen und Repräfentanten ganz aus dem 
Kanton zurüdzuziehen. Zugleich verlangte und erhielt Laharpe die 
Entlaffung, als Nachfolger den Regierungsftatthalter Karl Schnell 
von Burgdorf. Repräfentant Merk blieb. Der Vorort ftellte auch 
wirklich, in etwas gewundener Sprache, das Begehren an Bafel 
um Aufnahme eidgenöffifcher Truppen; e8 wurde mit Gegenvor- 
ftellungen abgelehnt; ebenfo machte e8 dann der Vorort anfünglich 
mit einem Begehren Bafeld um Einberufung einer außerordent- 
lichen Tagfagung. Die Regierung aber beharrte hierauf, aus 
Schreden vor Karl Schnell; der Große Rath felbjt richtete dann 
jenes Verlangen an die Stände durch Kreisfchreiben (der Beichluß 
wurde mit 33 gegen 21 Stimmen gefaßt; 99 Stimmen dabei 
abweſend oder ohne Betheiligung); es fand Unterftügung nur 
von Neuenburg; der Vorort aber verfügte jeßt aus eigenem Er— 
meſſen und nicht ohne Rückſicht auf das Bafeler Schreiben die 
Einberufung einer Tagfagung auf den 9. Mai. Einen im Großen 
Nath gefallenen Antrag, den Trennungs- oder Ablöfungsbeichluß 
vom 22. Februar zurücdzunehmen, von welchem her die faliche 
“ Stellung Bafeld datire, lieh jene Behörde auf fich beruhen. Es 
war zu fpät, fo fand der Große Rath es felbit. Sendungen Bafels 
in verfchiedene Kantone vom Oſten und Weiten follten gutmachen, 
was er verdorben, den Wünfchen und Planen Baſels überhaupt 
Eingang verfihaffen. 

Die neuen Repräfentanten begannen ihre Berrichtungen am 
16. April, meldeten der Regterung, daß fie bei obwaltenden Zer- 
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würfniſſen über die Aufnahme eidgenöſſiſcher Truppen ihre Rela— 
tionen „mit der Stadt“ als eingeſtellt anſehen, befahlen dem 
Oberſt von Donats, die Verlegung eines Bataillons ſeiner Truppen 
nach der Stadt dorthin zu melden, und erhielten hierauf die Er— 
klärung der Regierung, daß ſie feſt entſchloſſen ſei, „unter den 
gegenwärtigen Verhältniſſen das Einrücken von (eidgenöſſiſchen) 
Truppen in die Stadt Baſel auf keine Weiſe zuzulaſſen“. Die 
Repräſentanten verordneten weiter (20. April): Freilaſſung aller 
ſeit dem 5. arretirten und gefangen gehaltenen Militär- und 
Zivilperſonen zu Stadt und Land binnen zweimal vierundzwanzig 
Stunden; binnen gleicher Friſt Entfernung aus der Landſchaft 
Baſel aller und jeder Perſonen, die in den letztverfloſſenen Tagen 
die Thäler von Reigoldswyl und Gelterkinden bewaffnet und 
fihlagfertig gemacht, fo wie aller derer, die fortfahren, den Bür— 
gerfrieg anzufachen. Hiermit waren alle amtlichen Organe der 
Regierung in den gebliebenen Gemeinden getroffen. Die Basler 
Beamten aber blieben, und die Nepräfentanten hatten in den 
Wind verordnet. Die Regierung proteftirte und verlangte bei dem 
Vororte Zurüdnahme der Verordnung, auch Abberufung und Er— 
feßung der Repräfentanten. Der Vorort ftellte die Verordnung 
(25. April) ein, fendete einen ausführlichen Rechenichaftsbericht 
der Repräfentanten den Ständen zur Prüfung, gab auf die eigene 
Bitte der Repräfentanten um Abberufung ablehnenden Bejcheid 
und verwies fie auf die von der Tagſatzung ſelbſt gegebenen In— 
ftruftionen vom 30. März. 

Die Regierung war in dem fo eben erzählten Falle Sieger. 
Hatte der Vorort aber Billigfeit gegen fie geübt, fo machte er 
Anſpruch auf gleiches Entgegenfommen von bafelifcher Seite: er 
verlangte daher wiederholt die Aufnahme eidgenöffifcher Truppen. 
Die Regierung verweigerte fie nochmals, und jest geichah das 
Unerhörte: fie traf alle erforderlichen Maßregeln, um allfällig 
durch den Vorort in die Stadt befehligten Truppen den Einmarſch 
mit Waffengewalt zu verwehren, und ſchuf zu diefem Zweck eine 
Militärdiktatur. Der Bogen wurde fo ſtark gefpannt, daß er zu 
brechen drohte. Und doch war der Bafeler Furcht eine übertriebene: 
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der Einmarfch eidgendffifcher Truppen hätte die politifchen Fragen 
nicht fchwieriger, fondern gegentheild leichter lösbar gemacht; 
nur Eined wäre in Folge desfelben unmöglich geworden: eine 
Wiederholung von bewaffneten Ausfällen auf die Landfchaft. Der 
Vorort, in einer füderalen Sadgaffe angelangt, that wie die 
Repräfentanten vor den Gamifonstruppen in Gelterfinden: er 
gab nah, und hatte felbft noch den Verdruß, fich wegen Frei- 
laffung der Bafeler Gefangenen auf der Landfchaft mit den Re 
präfentanten herumftreiten zu müffen. Bafeld Weigerung, eidge- 
nöfjjifche Truppen aufzunehmen, machte der Stadt mehr Feinde als 
Freunde; befondere Mißſtimmung erzeugte fie bei der Beſatzung 
der Landſchaft, da die Mannfchaft, im Uniformrod fo wenig ald 
im Bauernfittel, begreifen Fonnte, dab es irgend einen Fleck der 
Eidgenofjenfchaft gebe, zu dem der Zugang ihrer Truppen nicht 
offen fein follte. Webertreibungen von allen Seiten machten die 
Sache nicht beffer; eine folhe war es namentlich, wenn die poli- 
tiſchen Gefinnungsgenoffen von Bafel in andern Städten der 
Schweiz dortige Negenten und Bürger mit dem Mährchen unter: 
hielten, daß ed auf einen Sturm gegen die Stadt abgefehen jet, 
und wenn dann eine Graubündner Zeitung, ebenfalls bis zum Fana- 
tismus gereizt, für den bereits geglaubten Fall mit einem mächtigen 
Kriegszug aus dortigen Landen her zur Rettung Bafeld drohte. Die 
Regierung von Graubünden ehrte fich und ihren Kanton durch amt⸗ 
liche Mipbilligung folcher Aufforderung zum Landöfriedensbruch. 

Die von Bafel begangene Territorialverlegung gegen den 
deutfchen Nachbarftaat führte eine für dortige Regierung höchſt 
ärgerlihe und unehrenhafte Korrefpondenz herbei; gegen die ganze 
Stufenleiter der badifchen Behörden follte fie fich rechtfertigen. 
Es glüdte dieß der Basler Regierung fo wenig, daß fie nichts 
Bejfered zu fagen wußte ald: da es ihr nicht möglich gewefen, 
die Garniſonsſoldaten über das Kantondgebiet in die rüdliegen- 
den Gemeinden zu inftradiren, habe fie ein Mittel benußt, dag 
bei folchen fchwierigen Lagen öfter in Anwendung komme: fie 
habe ihr Militär. ohne Waffen und Gepäd über angrenzended 
Territorium entfendet. Herr v. Dusch, der großherzogliche Gefandte, 
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eriwiederte ernft: „daß fein Intereſſe verleiten, feine Noth zwin— 
gen darf, fich Eingriffe in die Nechte Dritter zu erlauben, und 
feine Berlegung des Völkerrechts für unnachtheilig und unbedeu- 
tend zu halten it“. Bafel mußte fich diefe, wie eine vorörtliche 
Zurechtweifung gefallen laſſen. Auf ähnliche Klage von Aargau 
gab Bafel den Vorwurf zurüd, daß Aargau nie ernſt genug den 
Zuzug zu den Basler Inſurgenten verhindert habe. 

Im Laufe diefer vielfeitigen Fehden wurde die Berfaffung von 
Bafellandfchaft am 4. Mai in 54 von 78 Gemeinden (der Re 
gierung waren nur nod 24 treu geblieben) zur Abftimmung ge 
bracht und von 3973 Bürgern gegen 155 angenommen. Ihre 
eidlihe Beſchwörung wurde auf vorörtliche Berwahrung unter 
laffen, nicht aber die Einführung; Ende Mai beftand jchon ein 
Landrath und ein Negierungsrath für Bafellandichaft. 

Wie die Landfchaft Bafel, jo erklärten fih um diefe Zeit die 
äußern Bezirke von Schwyz an allgemeiner Landsgemeinde zu 
Einfiedeln (15. April) ala felbitjtändiges Gemeinweſen; auch fie 
wollten ihren Verfaſſungsrath haben, der unter Leitung von 
Melchior Diethelm eine ftattliche Berfaffung entwarf. An ihrer 
Spitze prangte die Erklärungs „Die vier Bezirfe March, Ein: 
fiedeln, Küßnacht und Pfeffikon vereinigen fich unter Anerkennung 
nachfolgender Grundfäse zu einem unabhängigen und felbitftändi- 
gen Staate unter dem Namen Kanton Schwyz äußeres Land. 
Der Entwurf erhielt an neuer Landsgemeinde zu Lachen die Ge- 
nehnigung des Volkes (6. Mai). Gersau und Wollerau be 
theiligten fich nicht bei dem werdenden Staat. Niemand ſah ihn 
gern, den Starıfinn der Regierenden in Schwyz noch meniger. 
Die Eidgenoſſenſchaft ftand glüdlich auf dem Punkte, um zwei 
neue Halbfantone bereichert zu werden. 

Wenige Wochen hatten genügt, der allgemeinen Lage, der 
Dinge in der Schweiz eine wejentlih günftigere Wendung zu 
geben. Das feite Auftreten der jieben Kantone gab ihnen ver- 
ftärften Einfluß; bisheriger Zerfplitterung folgte die Bereinigung 
und Sammlung der Kräfte Es war nun ein Stüßpunft ge 
fchaffen, an den fi andere Kantone anlehnen fonnten. Nicht nur 
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blieb die verkündete allgemeine Spaltung und der allgemeine 
Bürgerkrieg aus, womit die Gegner des Konkordates gedroht 
hatten, ſondern es erfolgte gegentheils eine weſentliche Annähe— 
rung. Freiburg, Waadt, Genf, Glarus, Schaffhauſen und Grau— 
bünden, von denen mehrere auf vertrautem Wege um den Bei— 
tritt angegangen worden, unterließen ihn zwar: deſto geneigter 
waren ſie, den Abſchlag oder doch das Stillſchweigen weniger 
empfindlich zu machen, im Allgemeinen der Politik der ſieben 
Kantone ſich zu nähern. Der Gang der Basler Dinge, der höchſt 
unkluge Verſuch zur Beſetzung von Gelterkinden, die Verſchließung 
der Thore gegen die Eidgenoſſenſchaft, die ſich entwickelnde Ver— 
legenheit der Trennung, thaten das Ihrige. Des Ertheilens von 
Injtruftionen über bejtimmte Fragen und Fälle waren Einzelne 
fo überdrüffig geworden, daß Genf z. B. feiner Gejandtichaft 
unbedingte Bollmaht gab. Die Oppofition trat demnach fehon 
wejentlich gefhwächt in die Tagſatzung ein; auch war fie noch 
nicht auf einem Extrem angefommen; denn bei einer furz zuvor 
(2. Mai) in Altorf gehaltenen geheimen Zuſammenkunft fanden 
die Urfantone, daß felbit für den Fall der Zulafjung einer Ge 
fandtichaft von Aeußer-Schwyz oder des Ausſchluſſes einer ein- 
jeitigen Geſandtſchaft von AltSchwyz die Tagjagung nicht zu 
verlajfen, fondern einfach Berwahrung einzulegen, an weitern 
Berathungen fein Antheil zu nehmen und neue Inſtruktion zu 
holen jei. Gleiches wegen Bafel *. 

‚Schultheiß Pfyffer eröffnete die zweite außerordentliche Tag— 
fagung gleichwohl mit trübfeliger Rede, wozu ihm die jüngfte 


“ Diefe Konferenz war unmittelbare Folge ded von Baſel geftellten 
Begehrend um Wiedereinberufung der Tagfapung. Unter den verabredeten 
Inſtruktionspunkten ift zu leſen: es fei der bei den Gelterfinder Borfällen 
ald fehlbar erfcheinende Theil (Vorort oder die Nepräfentanten und dad 
Truppenkorps) zur Verantwortung zu ziehen. Ob Repräfentant Merk, wenn 
er in Anklageftand verfegt werden follte, ald Gefandter von Thurgau gleich- 
wohl noch figen möge, bleibe dem Urtheil der Gefandtfchaften anheimgeftellt. 
Ferner wurde befchloffen, die fieben Kantone des Garantiefonkordatd darüber 
zur Rede zu flellen. 
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Vergangenheit allerdings reichlichen Stoff geboten. Am meiſten 
hatte ihn geſchmerzt, daß, „was in der Geſchichte unſers Vater— 
landes unerhört ift, den Bundestruppen von Bundesgenoſſen der 
Eintritt in eine Bundesſtadt verweigert“ worden. Den entfeß- 
lichen Hader fand er überhaupt nicht gerechtfertigt; er ſprach: 
„ohne Noth haben wir große Drangjale über unfer Vaterland 
gebracht, und mahrlih, wenn man ruhig und unbefangen be 
trachtet, um was man einerfeits ftreitet und was man hinwieder 
anderfeit3 auf das Spiel fest, jo findet man fich höchſt erftaunt. 
Kleinlicher Intereffen und Vorzüge willen, an denen man, dem 
Geifte des Zeitalterd zumwider, klebt, mordet und fengt man in 
einem Lande, das fonft ald das glüclichjte und friedlichite galt; 
folher Dinge willen entzweien wir und auf eine Weife, daß, 
wenn nicht bald ein beiferer Geift obfiegt, das Vaterland der 
augenfcheinlichften Gefahr feiner Auflöfung und Vernichtung ent- 
gegengeht“. Neben einer Gejandtihaft von Schwyz war Land- 
ammann Schmid von Lachen ald Gefandter des äußern Landes 
in Luzern erfchienen. Seine Auftraggeber verlangten Zulaffung, 
weil die Kreditive der bisherigen Gejandten des Geſammtkantons 
erlofhen, in Ermangelung einer abermaligen Kantonslands- 
gemeinde feine neuen ernannt werden konnten. Inner-Schwyz 
eriwiederte: die äußern Bezirke hätten nur fommen follen, an 
einer Einladung an fie zur Landsgemeinde habe e8 nicht gefehlt. 
Aber nur fünf Kantone wollten die äußern Bezirke zulaffen; die 
Mehrheit befchränkte fich, das Begehren für folgende Tagſatzung 
ad instruendum zu nehmen, da die Schwyzer Berfafjungsangelegen- 
heit bis zu diefer verfchoben worden. Für die Ausfchliefung von 
Inner⸗Schwyz gab es noch weniger Stimmen. Gleiches Ergebniß 
in Hinficht auf eine ähnliche Vorfrage wegen der Gefandtfchaft 
von Bafel: die drei Vororte und Aargau wollten fie in eigener 
Sache nicht ftimmen laffen. Die meiften andern ſchwiegen hier: 
über. So behaupteten Schwyz und Bafel, ungeachtet der in ihren 
Kantonen bereits eingetretenen faktifchen Trennung, ungejchmälert 
Sig und Stimmreht, was im Allgemeinen ald Beweis dient, 
dag für neue Halbfantone Gunft in meitern Kreifen nicht waltete, 
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Zug und Teffin, von denen man nicht wußte, ob fie die Tay- 
fagung unverweilt beſchicken werden, erhielten Einladung, folches 
zu thun; man wollte die fantonale Souveränetät nicht bis zum 
Uebermaß wuchern lafjen. 

Die Basler Fehde trat dießmal in ein neues Stadium. Die 
Frage wegen der Berfaffungdgarantie war am Erlöfihen; fie wurde 
nur noch von den Urkantonen mit Wallis und Neuenburg feft- 
gehalten. Neuenburg ſah aber gleichzeitig die Nothwendigfeit ein, 
daß Bafel zur Zurüdnahme des Trennungsbefchluffes vom 22, 
Februar aufgefordert werden müffe, und that es; mit ihm die 
andern gleichgefinnten Kantone. Das war unmöglich, diefe Stimm: 
gebung nur wirkungslofe Demonftration : fie hatte aber die große 
Bedeutung eined Geftändniffes, daß Bafel fammt Tſcharner in 
entjcheidender Frage einen Mißgriff gethan. Die übrigen Standes: 
gefandtfchaften erfchienen wie immer mit einem bunten Gemifch 
von Aufträgen, wober von einzelnen die Trennung mit mehr oder 
weniger Beftimmtheit zugegeben werden wollte. Da fie immer 
noch früh genug, ja zu früh Fam, fo verftändigte man fich auf 
einen andern Ausweg. Genfd Stellung war in Betracht feiner 
allgemeinen Vollmacht eine glüdlihe und es benutzte fie. Die 
Gefandtfchaft beftand aus drei Männern: dem Syndie Fatio, 
dem Syndic Rigaud und dem Profeſſor Pelegrino Ludwig Eduard 
Roſſi, Mitglied des dortigen Nepräfentantenrathes. Yatio war 
ein Mann voll Loyalität, aber ungeftüm und heftig, mit den 
neuen Geftaltungen in der Schweiz wenig einverftanden, erbittert 
vorzüglich hatte er fih über die jüngfte Negierungsveränderung 
in Zürich gezeigt; Rigaud glänzte als ein Mufter von Würde 
und alffeitigem Wohlwollen; Roffi gelehrt und ideenreich, von 
fcharfem Verſtand, vielleicht begierig, einen effeftwollen Debüt in 
der Tagfagung zu machen, die den Mann zum erjten Male in 
ihrer Mitte fah. Roſſi, urſprünglich aus dem Kirchenftaat, der 
Gefellfhaft der Carbonari angehörend, wie feine abjolutiftifchen 
Gegner in Europa herum behaupteten, hatte unter König Joachim 
Napoleon von Neapel zur Zeit feines abenteuerlichen Unternehmens 
auf Mittel- und Oberitalien im Frühjahr 1815 in deifen Dienft 
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fich betheifigt und ward in Folge deſſen Tandesflüchtig, zuerft in 
England, von wo er mad Genf überfiedelte. Wiſſenſchaftliche 
Reiftungen und vor Allenı die Gewandtheit, fich den Eigenthüm- 
lichfeiten jeder Nationalität anzufchmiegen, brachten ihn bald zu 
Ehr’ und Anfehen, die Herausgabe einer politifchen Zeitung, die 
den freifinnigen Sdeen, doc mit Schonung der kantonalen Ar 
fprüche, huldigte, verfchaffte ihm Einfluß in die unmittelbaren 
Tagesfragen. Den Schweizern erfchien er zwar nur als ein worüber: 
gehendes Meteor. Sein Wirfen und fein ſpäteres tragifches Ende 
ale Minifter des Papſtes Pius IX. räumen ihm eine Stelle 
unter den bedeutfamften Männern feiner Zeit: ein. Um for mehr 
war ein Wort von ihm in diefem Buche verftattet.. Die; genann: 
ten erften Magiftraten Genf's übergaben ihm Sitz und Stimme 
in der Basler Frage, ohne Zweifel nach gemeinfamer Feftfepung 
des Operationspland. Er beſtand im Borfchlag einer Vermittlung 
unter genauer Feithaltung ded Statusquo. Der Gedanfe wurde 
mit einem hohen Maße von Beredfamfeit entwideltz in gleicher 
Weiſe das ganze Wefen und Unmefen, zumal die traurigen Folgen 
einer Trennung. des bisherigen Basler Staates in zwei Halb- 
fantone dargeftellt. Der Vortrag hätte Falten Marmor mwärmen 
und erweichen mögen; um jo mehr hoffte Roffi, auf die Gefandt 
ichaft von Bafel und ihre Auftraggeber Eindrud zu machen, denn 
ed war nun doch zur allgemeinen Klarheit geworden, daß im 
Hintergrund ernftlich die Trennung lauere, wenn nicht Berftändi- 
gung erfolge. Andere Gefandtjchaften nahmen den Gedanken auf, 
St. Gallen insbefondere fuchte Berfchleppung zu vermeiden umd 
gab ihm unverfehoben die nöthige Form, damit er fofort ale 
Grundlage alles fernern. Einfchreitend dienen möge. In diefem 
Sinne auch andere Kantone, fo vornehmlich Zürich, ja bald eine 
Mehrheit, damit nur die unfelige Trennung vermieden werden 
fönne. So entjtand, in wörtlicher Annahme eines St. Gallifchen 
Antrages, ein erfter Befchluß, wefentlich folgenden Inhalts; Die 
dermal abgelösten Gemeinden werden bis auf weitere Berfüglng 
unter Schuß und Oberverwaltung der Eidgenoffenfchaft geftellt; 
die dortigen Behörden und Beamten find. ihr für Handhabung 
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der Ruhe und Ordnung im Allgemeinen, insbefondere für Hand- 
babung der Rechtöpflege, verantwortlich; die Tagſatzung gebietet 
unbedingte Handhabung des Landfriedend im ganzen Kanton 
Bafel und ordnet eine allgemeine Bermittlung zwifchen beiden 
ſtreitenden Theilen an. Den Beichluß haben genau zwölf Stimmen 
gefaßt: Zürich, Bern, Luzern, Freiburg, Solothurn, Schaffhaufen, 
Appenzell, St. Gallen, Aargau, Thurgau, Waadt und Genf. 
Die fünf Kantone der Oppofition erflärten, von nun an feinen 
fernern ‚Antheil an den Verhandlungen wegen Bafel zu nehmen, 
Sie hielten Wort bis zu nächfter Sitzung und ließen nebft Bafel 
die. unvermweilt vorgenommene Wahl einer Kommiffion zur Aus- 
führung jenes Befchlufjes ohne eigene Theilnahme vor fich gehen. 
Die Kommiffion wurde dann ganz aus Gefandten der Mehrheit 
beftellt, unter ihnen Roſſi. Bei fortgejeßter Berathung machten 
jene, fünf Kantone ganze Wendung, da ihnen eigene Einficht und 
die Borftellungen von Bafel zur Klarheit brachten, daß fie durch 
ſchweigendes und theilnahmlofes Zufehen nur den politifchen 
Gegnern in die Hände arbeiten; fie rückten wieder in Reih’ und 
Glied. der Berathungen ein, unter Vorbehalt jedoch, daß durch 
das ; bevorftehende Bermittlungswerf den bundesmäßigen An- 
fprüchen der Regierung von Bajel fein Eintrag gejchehe. Sonach 
waren entweder ihre Inſtruktionen oder deren Auslegung ſehr 
elaftifch. Nach dreitägigen Mühen fam am 18. Mai ein aud- 
führlicher Hauptbeichluß der Tagſatzung zu Stande, der die Fünf 
tige Verwaltung in den abgelösten Gemeinden, den Statusquo 
und die Handhabung des Landfriedend, dann den Gang der 
Bermittlung beftend ordnete. Drei Kommijjarien wurde die Ober- 
verwaltung in den abgelösten Gemeinden anvertraut. Störung 
und: Bruch ded Landfriedens follen gegen die Schuldigen mit 
Einlegung eidgendffifher Erefution geahndet werden. Als. Stö— 
rung und Bruch des Landfriedens erklärte die Tagſatzung; jeden 
bewaffneten: Angriff von Seite des einen Theild gegen den andern; 
‚alle: und jede Zufammenziehung oder Ausfendung bewaffneter 
‚oder unbewafineter Truppen; allen und jeden Trandport von 
Kriegsmaterial im Umfange ded ganzen Kantons. Für den er- 
20 * 
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forderlichen Fall werden Truppen in Bereitfchaft gefeßt, Dagegen 
wurde ald Regel beftimmt, daß die militärifche Befekung des 
Kantons aufzuhören habe. Die Koften nothwendiger neuer Be 
jeßung wegen Bruch des Landfriedens foll der veranlafjende Theil 
bezahlen. Für das Werk der Vermittlung beftellt die Tagfagung 
eine Abordnung aus fünf Männern, die fich in Zofingen zu ver- 
fammeln haben. An die Regierung von Bafel einerfeitd, dann 
an die Behörden der abgelösten Gemeinden anderfeitd erging die 
Ginladung, je fünf Ausſchüſſe an den Vermittlungsort abzufen- 
den. Der Vergleichsentwurf foll zur Annahme oder Berwerfung 
an eine unter eidgenöfjifcher Aufficht vorzunehmende freie und 
geheime Abftimmung der Bürger jedes der ftreitenden' Theile ge: 
bracht werden. Für den Fall fruchtlofer Vermittlung wurden die 
weitern Berfügungen vorbehalten. Beide Theile erhielten acht 
Tage Frift, um fih über die Annahme der Vermittlung zu er— 
flären. Der Gefchichtfchreiber foll hier noch das Unbegreifliche 
melden, daß Bafel fich felbft mit fo unparteiifchen Vermittlung 
anordnungen nicht befreunden Eonnte. Die Tagfakung hatte zwei 
ftreitende Theile vor fih, von denen unwiderfprechbar der eine 
Theil die Stadt mit den treuen Gemeinden, der andere die ab- 
gelösten Gemeinden maren. Folgerecht mußte die Abftimmung 
über allfälfige Vermittlungsvorfchläge in jedem diefer Theile vor 
fih gehen. Das wollte aber Bafel nicht zugeben; es behauptete 
vielmehr, die Stadt und die getreuen Gemeinden hätten geſön— 
dert unter fich abzuftimmen, weil die Verfaſſung feine andere 
Abftimmung kenne. Ebenfo beharrlih wurde von der Gefandt- 
haft von Bafel die Anordnung beftritten, daß Vergleichs— 
vorfchläge an die Bürger beider Theile gelangen mögen, felbft 
wenn etwa mit den einen oder den andern Ausfchüffen ein Ein- 
verftändnig nicht erzielt werden könnte. Die Tagſatzung aber hatte 
auch in diefem Punkte nicht anders handeln können; denn beide 
Theile hatten Wortführer von der feltenften Zähigfeit; die Tag 
jagung durfte daher das Scidfal ded Kantons und der Eid- 
genoffenfchaft nicht von der Befangenheit einiger weniger Männer 
abhängig machen, fendern legte, unter Umftänden ganz zweck— 
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mäßig, Berufung ein an die freie Erklärung aller Stimmberech— 
tigten beider Theile. Die Einwendungen von Bafel waren ſchon 
deßwegen nichtig, weil e8 fie auf das ungefchmälerte Borhanden- 
fein eines verfaffungsmäßigen Zuftandes fußte, während derfelbe 
bereits weſentliche Veränderungen erlitten hatte und eben deßwegen, 
und nur depwegen, eine Vermittlung angeordnet werden konnte 
und werden mußte. Bafeld Anſchauung enthielt eine petitio prin- 
cipü, wie die Gelehrten fagen, und war darum fchlechterdings 
unzuläffig. 

Zu Kommiffarien in die abgelösten Gemeinden wurden ge- 
wählt: Bundespräfident Fr. v. Tſcharner aus Graubünden, Land— 
ammann Nagel von Appenzell A.Rh. und Landammann Z’graggen 
von Uri. Tſcharner's Wahl warf neue Ziwietraht in die Tag- 
fagung,. obwohl der Kanton Graubünden die frühere fehroffe 
Politik verlaffen und fich der nunmehrigen Majorität wefentlich 
genähert hatte. Tſcharner und Nagel waren politifch unverträglich 
neben einander, das geftanden fie öffentlich. Alle drei Kommifjarien 
verlangten Bedenfzeit vom 18. zum 21. Mai, dann wieder auf 
einen folgenden Tag. Noch war die Schwierigkeit ungelöst, als 
die Tagſatzung zur Wahl der fünf Vermittler ſchritt; man fuchte 
fie eben durch diefe zu heben, denn ed wurden gewählt: Bürger 
meifter Hirzel von Zürich, Landammann Heer von Glarus, der 
fhon genannte Tſcharner, Landammann Baumgartner von St. 
Gallen und Syndic Rigaud von Genf. Diefe Wahlen nahmen 
auf alffeitige Wünfche und Meinungen Rückſicht; die für Tſcharner 
als Kommiffär ungünftigen Stimmen erflärten fich bereitwillig 
für ihn ald Vermittler, damit Bafel felbft in der Bermittungs- 
deputation auch wohl vertreten fei. est verlangte Tieharner zum 
dritten Mal Bedenkzeit und gab fich dadurch als ein Mann zu 
erfennen, der feine Bedenkzeit wenigftend dazu bedurfte, ein Ueber- 
maß von Langmuth und Geduld von Seite der Wähler in An- 
fpruch zu. nehmen, und dem die Rückſichten auf die baslerifche 
Sonderftellung wichtiger fchienen als jene auf die allgemeinen 
Friedensbedürfniſſe der Schweiz. In letztern Sinne mahnte Heer 
von Glarus, der die Erklärung abgab, daß er die Stelle eined 
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Bermittlerd nur infofern annehme, als Tiharner ein Gleiches 
thue und. die Kommifjariatöftelle ablehne. Bergeblih. In einer 
Nachmittagsfigung kam Tſcharner, nad) gepflogenem Einverftänd- 
niß, mit der Erklärung zurüd, daß er die Kommiffärsftelle an- 
nehme, die eined Vermittlers ablehne. Da auch fpätere dringliche 
Borftellungen von Männern fehr gemäßigter Gefinnung nichts 
fruchteten, jo ergänzte die Tagfagung die Vermittlungsdeputation in 
den Perfonen von Schultheiß Schaller von Freiburg und Großrath 
Nicole von Waadt. Für den ablehnenden Landammann Nagel wurde 
Fiskal Joos aus Schaffhaufen in das Kommilfariat gewählt. Die 
Sendung der Nepräfentanten Merk und Schnell erhielt ihre End- 
Ichaft. Eine Proflamation der Tagjapung vom 23. Mai mahnte 
Behörden und Bolf zum Vertrauen in die getroffenen Maßnahmen 
und zur Unterftügung ded.angebahnten Bermittlungswerfes. Aber 
im Schooße ‚der Tagfagung felbft war das Vertrauen in deſſen 
Erfolg durch die in Folge der Wahl Licharnerd eingetreten 
Störung ſchon fehr herabgeftimmt. Ginen Erfolge ftanden die 
beiden Extreme von Stadt Bafel und Landfhaft Baſel, das letztere 
in der Preſſe ſtark vertreten, entgegen. 

Mittlerweile nahm die Zagfagung Kenntnig von dem amtlichen 
Briefwechfel mit Baden über die Gebietsverlegung ab Seite 
Baſels; mit 14 Stimmen wurde gegen diefed die ernfte Miß— 
billigung der Eidgenoffenjchaft ausgejprochen; als Genugthuung 
für die. badifche Negierung wurden die ſchon erlaffenen vorörtlichen 
Schreiben als genügend erachtet, Bon der in Richterfchweil ver- 
janimelten helvetifchen Gefellichaft fangte eine mit 255 Unter: 
jchriften ausgeftattete ‚Adrejfe ein, die fchwere ‚Klagen darüber 
führte, daß durch jenen Beichluß vom 18. Mur die Landfchaft 
zur Vogtei herabgewürdigt worden, dann über die Wahl zweier 
Kommifjarien, von denen der eine fürmlich und feierlich von der 
Landſchaft Bafel als ihr entjchiedener Gegner perhorreſzirt worden, 
beide ununterbrochen die Kandleute als Infurgenten erklärt haben. 
Die Adreffe ging zu den Alten, nicht ohne Echo ihres Inhaltes. 
Die Ankunft des neuen Kommifjartats auf Bafeler Boden ward 
beifällig von der Regierung, mit Troß und Beforgniß von den 
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Führern der Landichaft aufgenommen; dumpfe Gährung herrſchte 
da. im Volke. Die Kommiffarien festen fich in Verbindung mit 
beiden Theilen, forderten von der Negierung Einftellung aller 
außerordeittlichen militärifchen Maßregeln, von der Berwaltungs- 
fommilfion in Lieftal unbedingte Zufage für Handhabung des 
Landfriedend. Diefelbe erfolgte erft, nachdem die Kommiffarien 
auf den Grund eines bloßen Gerüchtes von bevorftehender. allge- 
meiner Mujterung der landfchaftlichen Mannjchaft noch drei weitere 
Bataillone Truppen aufgeboten hatten. Nach alfo erzwungenem 
Gehorfam zogen. die Kommiffarien das Aufgebot zurüd. 

In Hinficht. der Vermittelung. benahmen ſich die ftreitenden 
Theile ſehr verſchieden; der Landrath von Bafel-Landichaft verhieß 
Eintreten, unter dem überflüffigen Vorbehalte jedoch, daß Ber: 
mittlungsvorichläge nicht gewaltſam aufgedrungen, fondern ber 
Annahme durch die Mehrheit der Tandfchaftlichen Bürger unter- 
ftellt werden. Den Ausſchüſſen nah Zofingen ward Vollmacht 
zur Wiedervereinigung auf Grundlage der Rechtögleichheit gegeben. 
Der Große Rath von Bafel machte Bedingungen im Sinn vor- 
berührter Eröffnungen an die Tagfagung: ein Vergleichdentwurf 
müßte allererft die Genehmigung des Großen Rathes erhalten, 
dann erjt der Bürgerfchaft, und zivar mit bewußter Trennung von 
Stadt: und Landbürgern, zur Abjtimmung vorgelegt werden, mit 
andern Verwahrungen mehr. Aber die Tagſatzung, die nur durch 
mühevolle dreitägige Arbeit zu ihrem Beſchluß hatte gelangen 
können, die Einwendungen Bafeld fchon längjt vernommen und 
gewürdigt hatte, konnte diefe fich um fo weniger als Bedingungen 
aufdringen laſſen; fie beſchloß (1. Juni) Vollziehung ihrer Ber: 
fügungen ohne Rüdjicht auf Bedingungen und Befchränfungen 
des einen oder des andern Theiles, und befahl den Vermittlern 
unvermweilte Abreife. Es geſchah. In Zofingen gaftlih empfangen 
und durch eine Neihe von Feſten beehrt, hielten fie im ſchönen 
Rathhausfaale vom 6. bi 9, Juni mehrere Sigungen und ver: 
nahmen die angefommenen fünf Ausſchüſſe der Landfchaft. Diefe 
gaben zunächft Aufichluß über die Stärke beider Theile und ber 
rechneten die ftimmfähigen Bürger ded Stadtiheild auf 3647, 
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jene der getrennten Gemeinden auf 5433. In ihren Forderungen 
gingen fie hoch: neben gänzlicher Ammeftie verlangten fie als 
Grundlage der neuen Berfajjung Nepräfentation nad der Volks— 
zahl, Verſammlung eined allgemeinen Berfaffungsrathes außer 
den Mauern der Stadt, Vertheilung des Kriegsmaterials, Auf 
löfung der Garnifonstruppen der Stadt, Aufhebung ded Gewerbs— 
zwanges. Unter den Ausichüffen befand fich der greife Johannes 
Golin von Drmalingen, der unter feinem Arm den von der alten 
Basler Obrigkeit Anfangs 1798 der Landfchaft ausgeftellten: Frei- 
brief mit dem großen Siegel der Stadt Bafel gleich einem Heilig- 
thum dahertrug und ihn mit der Verehrung eined Veteranen vor 
den Dermittlern entfaltete. Das Pergament und vor Allem’ fein 
Inhalt machten tiefen Eindrud auf die mit dem Weſen des 
Streited noch weniger vertrauten Deputirten aus der romanifchen 
Schweiz, und fichtlich fielen in ihren Augen die Kurfe der: Basler 
Legitimität. Bei fortgefegten Verhandlungen beftätigten die Aus— 
fhüffe ihre erften Begehren und verlangten im Weitern x wirk— 
jame Unterftügung der bei Gelterfinden Berwundeten und der 
Hinterlafjenen der Gebliebenen, Tragung aller durch die Basler 
Wirren veranlaßten Koften ab Seite der Stadt, fo 3. B. der 
Auslagen für die außerordentlichen Befeftigungen, für vermehrte 
Garnifon und für häufige Sendungen, endlich auch Entjchädi- 
gung der Gemeinden für die eidgenöfjifche Beſatzung, deren 
Aufnahme von der Stadt verweigert worden. Auf ſolche und 
ähnliche Verlangen führte die Vermittlungsdeputation den Aus 
jchüffen der Landichaft zu Gemüthe, daß es fich bier nicht um 
rechtliche Würdigung dieſer oder jener Anfprüche, fondern nur um 
Verſöhnung und Berftändigung auf billigem Fuße handeln könne; 
jie wurden zu aufrichtigem Gntgegenfommen mit dem Berdeuten 
ermahnt: die öffentliche Meinung im Baterlande fpreche fich ftets 
für die Billigen und freundlich Gefinnten aus, nicht für die 
Hartnädigen. In gleicher Weife gedachte die Vermittlungsdepu- 
tatton die Ausſchüſſe des andern Theiles zu vernehmen, alddann 
beide Theile zu gegenfeitigen Konzeſſionen zu bereden. Sollte dieß 
nicht gelingen, würde fie felbft einen Vorſchlag zur Ausgleichung 
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und Wiederpereinigung entwerfen und beiden Theilen annehmbar 
zu machen ſuchen *. Während dieß in Zofingen vorging, befchloß 
der Große Rath in Bafel (6. Juni), feine fchon Ende Mai 
ernannten Ausſchüſſe zur Vermittlung nicht abgehen zu laffen, 
die Ddargebotene Friedenshand zurüdzuftogen. Der weſentliche 
Grund der Weigerung mar wohl die gemeinfchaftliche Abftimmung 
der treuen Landgemeinden mit der Stadt; der Große Math 
mochte Annahme eines billigen Vorfchlaged von Seite der erftern 
beforgt haben. Die Nachricht von diefem Rathsbeſchluß gelangte 
am 7. Nachmittags durch Eilboten an die Vermittler. Sie ver- 
langten neue Berhaltsbefehle in Luzern und kehrten (9. Juni) 
nach deren Empfang in die Bundesftadt zurück. So fcheiterte das 
wohlgemeinte ‚und billige Verfahren der Mehrheit der Stände. 
Der Unftern Bafeld wollte es auch dießmal, daß feine Magiftrate, 
Rathgeber umd politifhen Wortführer jeweilen nur Leidenfchaft- 
lichkeit. „oder Einfeitigfeit an Andern wahrnahmen, ihre. eigene 
unfägliche Befangenheit dagegen weder fehen noch viel weniger 
zugefiehen ‚wollten. So entftand die bodenlofe Anficht: Baſel fei 
verloren, wenn es bei der Vermittlung ſich betheilige; entweder 
ſei e8 mit ſolcher nicht Ernſt, oder dann aber verlaufe fie nicht 
ohne empfindliche Verlegung bafelifcher Rechte. Die erfte Meinung 
war, ſchwere Berunglimpfung ehrenmerther Eidgenoffen, die andere 
eine Mißkennung ihrer wohlmwollenden Abfichten wie des Wefens 
einer Bermittlung überhaupt; lächerlich die Entfehuldigung, die Per— 
fönlichfeiten ‚der Vermittler hätten in Bafel das nöthige Zutrauen 
nicht eingeflößt, da es ja nur von Bafel abgehangen, dag Zicharner 
und dann auch Heer in der DBermittlungsdeputation geblieben 
wären. Gefeßt aber, doc nicht zugegeben, daß Grund zu Miß— 
trauen vorhanden: war ed nicht höchſtes Gebot der Klugheit, an 
Drt und Stelle jelbft zu ſehen und zu hören? Berftanden fich 
in Zofingen beide Theile nicht und hätte ein von den Bermittlern 
felbft ausgehender Vorſchlag den natürlichen Exforderniffen der 
Billigfeit und der höhern Staatsflugheit nicht entſprochen, — 


Protokoll der Bermittlungsdeputation, im Bundesarchiv. 
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dann erft lag. ein genügender: Grund vor, der Vermittlung miß— 
trauifch den Rüden zu wenden. Der Gefchichtfehreiber hat hier 
noch die gewiſſenhafte Meldung zu machen, daß die Vermittler, 
unter. fich im glücklichen Verhältnig vertraulichen Wohlvernehmens 
ftehend, in längern Unterredungen fi über eine Ausgleichung 
annähernd verftändigt hatten, daß ihr Vorſchlag jedenfalls nur 
ein Minimum von Opfern für die Stadt gefordert hätte, und 
daß fie feft entfchloffen waren, nicht nur jeden weiter gehenden 
Zumuthungen von Bafel-Landfchaft ein entfchiedenes Nein ent- 
gegenzuftellen, fondern überhin allen fernern Störungen des eid- 
genöffifchen innern Friedens, die von dorther hätten ausgehen 
mögen, ein für alle Mal den Riegel zu ſtecken. Das war ihre 
Gefinnung; Bafel hat fie mißfannt, wie die PEN Rage der 
Dinge im Allgemeinen. 

Die Tagfagung erklärte am 12. Juni den Berfuch der. Ber: 
mittlung als gefcheitert, und alle Anträge auf Fortſetzung oder 
Wiederaufnahme desſelben blieben in Minderheit. Ueber Bafel 
ergingen fcharfe Worte; der Gefandte von Waadt prophezeite im 
Tone des bitterften: Unmuthes: fahre es in folcher Weife fort, 
jo verliere e8 Alles, entweder die ganze Landſchaft, oder die bes 
haupteten Vorrechte gegenüber derfelben. Er fragte, ob je während 
der endlofen Berhandlungen von Seite des Großen Rathes oder 
feiner Gefandtfchaft auch nur ein einziges nachgiebiges Wort 
gefloffen fei, das die Tagſatzung für die entfeglichen Verdrießlich— 
feiten alle hätte: entfchädigen können. Als Freund der ſtrengſten 
Ordnung haſſe er alle und jede Auflehnung, aber unter folchen 
Herren wäre er auch Infurgent. Mit dem Aufgeben der Ber- 
mittlung hörte die Wirkfamfeit der dießmaligen Tagfabung in 
Basler Sachen noch nicht ganz auf. Es bildete fich eine Mehrheit 
von zwölf Stimmen für die Trennung, doch ohne alle Berftändi- 
gung über Umfang und Ausführung. Es blieb unglücklicher 
Weife kein anderer Ausweg, nachdem die von Solothurn ange 
tragene Refonftituirung wegen befchränkter Inftruftionen in Min- 
derheit geblieben war. Merfwürdig war die bei diefem Anlaß 
von Neuenburg angebrachte Behauptung, daß die Trennung 
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Angefichts der europäiſchen ZTraktate von 1815 ungmläffig fei, 
unfere Verpflichtungen gegen die Mächte brechen, “Dadurch diefe 
aud von den ihrigen gegen die Schweiz entbinden würde. — 
Thatſächlich ließ man die Dinge auf der Basler Landfchaft wie 
fie waren, nur belaftete ſich die Tagſatzung nicht länger mit der 
Dberverwaltung der Gemeinden. und überließ das Weitere der 
Zukunft (15. Juni). 

Borangehend hatte ed viel nutzloſe Berathungen über die 
Stellung der Kommiffarien zu der abgelösten Landſchaft, über die 
Anerkennung ihrer Behörden mit den neuen amtlichen Bezeich— 
nungen, über das Schickſal zweifelhaft gefinnter Gemeinden u. dal. 
abgefegt.. Die Tagſatzung konnte kaum das Ende diefer Anftände 
hoffen. Zu ihrer Hebung verwies fie die Landſchaft zum Gehorfam, 
die Kommiſſarien an eine einfache Auffaffung ihrer Aufgabe, und 
vollzog endlich, um dem Mißbrauch der bewaffneten Macht zu 
begegnen, den Beichluß zur Aufhebung der militärifchen Be 
ſetzung; das Land wurde von den eidgendffifchen Truppen geräumt 
(2. Juni). Tfeharner, dem diefe Befchlüffe über den Kopf wuchſen, 
legte nun endlich fein Kommiffariat nieder und wurde durch Lands 
ammann Nagel erfekt. Der Kommiſſionalbefund über die Gelter- 
findener Greigniffe lautetes daß die Regierung von Bafel ohne 
hinreichenden Grund den Kriegszug der Standestruppe nad 
Gelterfinden angeordnet habe, daß es in ihrer Pflicht gelegen 
wäre, den Schub des eidgenöfjifhen Militärs für ihre 
treuen Gemeinden anzufprechen, falls fie deijen bedurft hätten, 
und daß namentlich der Gemeindrath von: Gelterfinden ein Be— 
gehren um Berlegung der Garnifonsfoldaten in dortige Gemeinde 
nicht. geftellt habe; die Kommiſſion erachtete demnach, daß der 
Regierung von Bafel, die gegen alle Warnungen und Ermah— 
nungen den unglüclichen Zug gleichwohl ausgeführt, das Miß— 
fallen der Tagſatzung zu erklären fer. Nicht wiel beſſer ging es 
den Nepräfentanten; der Befund fpricht das Bedauern aus, daß 
ſie nicht zu rechter Zeit die eidgenöffifchen Truppen konzentrirt, 
gegen die anrückenden Basler ein ernfteres Verfahren eingefchlagen, 
in Verbindung damit das Einrücken ded Landſturms verhindert, 
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und endlich daß ſie Gelterfinden verlaffen haben, zu deſſen 
Schuß fie nothwendig hätten bleiben follen. Dabei hatte es fein 
Bewenden; mündliche Auffchlüffe, die Rückſicht auf blöde Ver— 
haltsbefehle, noch mehr das Gefühl von der Nuslofigfeit folcher 
Nachlefe, enthoben fie einer mißbilligenden Schlußnahme der 
Zagfasung felbft. Entfchuldigung und Vertheidigung von Baſel 
blieb ohne allen Anklang, wenn auch zum angetragenen Miffallen 
gegen die Regierung ſich nur eilf Stimmen ergaben. Gerichtliches 
Einfchreiten wegen der bei Anlaß jener unglüdlihen Borfälk 
begangenen Vergehen und Berbrechen mußte die Tagſatzung mit 
Rücficht auf die politifche Lage des gefummten Kantons. und 
die unüberfteiglichen Schwierigkeiten einer Unterfuchung unterlafjen. 

Die Erörterungen über das. Garantiefonkordat waren keines— 
wegs fo eingreifend, als nach dem erſten Anlauf zu erwarten 
gewefen. Bafel ſchien feine Uebereilung einzufehen, unterließ eine 
bundesrechtliche Behandlung der Frage und befchränkte fich auf 
den Antrag zu freundeidgenöffifcher Einladung an die fieben 
Stände, das Konkordat von fih aus zurückzuziehen. Um fo 
weniger verfäumte Neuenburg die Beweisführung von der Bun— 
deswidrigfeit des Konkordates, faum im Einklang mit feinen 
jonft bei jedem Anlaß zu Tage gegebenen. Anfichten von der 
Fülle Fantonaler Souveränetätsrechte. Die Konkordatsitände er 
wiederten Nöthiges. Eine wirkliche Oppofition befchränfte ſich bei 
ſchließlicher Abftimmung auf die Urkantone und Wallis mit Neuen 
burg. Die übrigen ſchwiegen oder fprachen nur die Erwartung aus, 
daß Bollziehungsverfügungen, die mit der Bundesgewalt in Ber- 
flehtung führen könnten, bis zu allgemeiner Verftändigung über 
das Weſen der Garantie von den Konkordirenden unterlaffen 
werden möchten; fo Graubünden, während Appenzell-Außerrhoden 
die amtliche Erklärung abgab, daß der Große Rath Abficht und 
Zwed des Konkordates billige und in demfelben nichts Bunde 
widriges erblicke. Sp verzog fich das Gewitter, von dem die Schweiz 
nach Anficht der Gegner der neuen Berfaffungen bedroht gemefen. 
Das Konkordat hatte feinen Zweck infoweit erreicht, daß es der 
neuen Ordnung Achtung verfchaffte; feine höhere Beftimmung 
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aber, die allgemeine PBerftändigung über dad Garantieweſen her- 
beizuführen, blieb unerreicht. Seinen Gründern fam doch der 
glüdliche Umftand zu ftatten, daß ein quter Dritttheil der Schweiz 
feinerlei Beunruhigung über Beſtand und Fortbeftand des Kon- 
fordates zu erkennen gab. Die fünf Kantone der Oppofition gaben 
eine kurze Erklärung zu Protokoll, vermöge welcher fie fich, falls 
vom Konfordat nicht abgegangen würde, „jest und für die Zur 
funft jene Schritte vorbehalten müſſen, welche ihnen geeignet 
Iheinen möchten, die höchften Intereſſen des Vaterlandes zu be- 
wahren, als: unfere* äußere und innere Sicherheit der Schweiz, 
Freiheit ded Schweizer Volkes, Souveränetät der Kantone und 
Neutralität der Schweiz, welche Intereſſen durch das Konfordat 
fo fehr gefährdet find“. Dieſes Gemisch von „höchften Suter: 
efjen“ lang fehr auffallend. Schultheig Eduard Pfyffer ver- 
faßte und gab Namens der fieben Kantone eine Gegenerflärung 
ein, worin unter Anderm zu lefen, daß fie nichts weiter gethan 
hätten, „ald wozu fie ihre Stellung ald fouveräne Stände und 
der deutliche Inhalt von $ VI der Bundesverfaffung berechtigte 
und was fie unerläßlich nothwendig fanden, um die Rechte, melche 
durch die Verfaſſungen dem Volk, jo wie den Regierungen, zuges 
fihert find, zu ſchützen. Dabei haben fi die konkordirenden 
Stände jenen uralten Beitimmungen wieder genähert, die in dem 
alten Bunde und während der fchönften, ruhmvolliten Zeiten der 
Eidgenoſſenſchaft, ehe noch Selbftjucht fo mächtig eingeriffen hatte 
und die unnatürliche Verbindung der demofratifchen Stände mit 
den ſtets mehr entarteten Ariftofratieen die Beichränfung der 
Rechte des fchmweizerifchen Volkes bezwedte, bei vorfommenden- Zer- 
würfniffen und Wirren befolgt wurden“. Im Weitern wurde gefagt: 
die Stände ded Konkordates hätten fich zu defjen Abſchluß um fo 
mehr veranlaßt gejehen, „da die drei Urfantone auf eine auffallende, 
unbrüderliche Art, zumider ihrer Bundespflicht, vor einem Jahr 
allen neuen Kantonsverfaffungen die nachgefuchte eidgenöffifche, 
durch den 8 I der Bundesakte gebotene Garantie verfagten.« 


* Der Abfchied der Tagfagung bringt dieſes Wort mit gefperrter Schrift. 
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Kurze Zeit nur verweilte die Tagſatzung bei den allgemeinen 
Gefundheitspoligeianftalten. Weber die Cholera hatten fich feit dem 
Sommer 1831 unter den Aerzten weſentlich abweichende Anfichten 
Geltung verfchafft. Anfänglich als kontagios angefehen, ſchien die 
Krankheit Sperrmaßregeln zu fordern. Da dieje fich jedoch in 
manchen andern Ländern ald unwirkſam erzeigt hatten, faßte die 
Meinung Boden, daß es fich fürder, fall die Schweiz won jener 
Geißel heimgefucht würde, nur um Maßregeln zu Milderung der 
Krankheit und zu Hemmung ihres Umfichgreifens handeln fönnte, 
Eine Reihe von Anordnungen wurden in diefem Sinne von der 
eidgenöffifchen Sanitätöfommiffion begutachtet und empfohlen. Die 
Kommiffion wurde hierauf vertagt. 

Die Tagſatzung felbit ſchloß ihre dießmalige außerordentliche 
Berfammlung am 16. Juni; die innere Lage der Schweiz war 
merklich beijer als bei ihrem Auseinandergehen drei Monate zuvor, 
Doc) verging kaum ein Monat, in welchem nicht der ‚Grund zu 
fpätern wichtigen Greigniffen oder zu einflußreichen Veränderungen 
im Staatsweſen gelegt worden wäre. 

Bern: vollzog die Vorfchrift feiner Verfaſſung, die unter Gegen: 
recht den Schweizern das politifhe Stunmrecht einräumte. In 
den, allgemeinen Zuftänden nicht weniger ald in dem Weſen der 
neuen Berfaffung felbft war das Bedürfniß einer neuen Gr 
meindeordnung begründet; eine verhältnigmäßig Kleine Zahl won 
Drtöbürgern regierte gegenüber den weit zahlreichen Einſaßen, 
namentlich in. den Städten... Solcher Zuftand war unhaltbar ge 
worden. Schon Anfangs Jenner wurde daher von der Regierung 
ein neues Gemeindegefeb entworfen. Im Großen Nathe traf eo 
auf Schwierigkeiten und er ließ es (19. Mai) für einmal bei 
Erlaffung eines Defretes beiwenden, das neben den alten Burger 
gemeinden die Einwohnergemeinden organifirte und dieſen jene 
Gemeindeangelegenheiten übertrug, die „mit der Staatsverwal 
tung in näherem Zufammenhange ftehen“; das Stimmrecht in 
der Gemeinde. überging von den Berbürgerten auch auf. die ange 
feffenen Kantonsbürger. Härter ald andere Bürgerfchaften traf 
der Schlag jene der Hauptſtadt. Diefe hatte ſich, der Zukunft 
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mißtrauend, noch unter der alten Verfaſſung und unmittelbar 
vor dem Webertritt in die neue eine andere Stadtorganifation 
gegeben, für folche die Genehmigung der alten Regierung, kurz 
vor ihrem Abtreten, erhalten. Sie fam Anfangs 1832 zur Boll 
ziehung. Aber bald fürchtete die neue Behörde Gefährdung. ded 
frädtifchen Dotationsvermögens, und ihre Beforgniß ftieg bei Er- 
fcheinung jened Wahldefretes, das die Erneuerung der Gemeinde: 
behörden auf den Grund der Trennung von Orts⸗ und Munii- 
palgemeinden befahl. Nicht geringer waren die Beforgniffe der 
Regierung gegenüber jener neuen Stadtverwaltung, denn in ihr 
war der Kern der alten Regierung zu finden, jene gewichtigen 
Magiftrate, die den Eintritt in die nunmehrigen Staatsbehörden 
verfügt hatten und ‚zugleich ald Mittelpunkt aller Oppofition 
gegen die neue Ordnung der Dinge galten. Die Stadt gährte 
ob der drohenden Veränderung im bisherigen bürgerlichen Gemein- 
weſen; die Zünfte erliegen fräftige Mahnbriefe an den Stadtrath 
zur Wahrung. gefährdeter Rechte, und diefer, gereizt durch. den 
Ton der Zünfte wie durch den Inhalt des großräthlichen Dekretes 
vom 19. Mai, fchuf noch am gleichen Tag und mit Bezug auf 
dasſelbe eine Spezialkommiſſion mit unbedingter Vollmacht zur 
Abwehr: der Gefahren, „von denen dad Gemeinweſen bedroht ift“, 
und mit, Anweifung der hiezu nöthigen Geldmittel. Alt-Schult- 
hei Fiſcher, Präfident des Stadtrathes, wurde an die Spike der 
Kommiffton geftellt. Gegen das. Wahldefret wurde Rechtsverwah— 
rung eingelegt. Die. Regierung aber entwaffnete die Bürgerfchaft 
durch Aufhebung der Ende 1830 errichteten Bürgergarde. Regie- 
rung und Stadtbürgerfchaft ftanden ſich von nun an als zwei feind⸗ 
liche Mächte gegenüber. Der im Winter von 1831 zur Zeit des 
Proviforiums mit der Familie Fiſcher erneuerte Poſtvertrag ward 
aufgehoben, das Poftregal zu Handen des Staated eingezogen. 
Bei den Ständen verlangte Bern in einem Kreisjchreiben wieder 
holt die Entlaffung der eidweigernden Offiziere aud dem eidge— 
nöffifhen Generalftabz; das Begehren war. von der Drohung 
begleitet, daß Bern im Falle der Ablehnung die Erfüllung feiner 
militärischen Bundespflichten gegen die Schweiz eintellen würde. 
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Die Gemeinde Salenſtein im Kanton Thurgau ertheilte dem 
Prinzen Ludwig Napoleon Bonaparte ihr Bürgerrecht (April). 
Die Stadt Zürich follte ihre alten Bollwerke gegen die Landfchaft 
verlieren: die Abtragung der Schanzen fam um dieje Zeit in 
Anregung. 

Ende Juni tageten die Urflände neuerdings, dießmal wieder 
in Brunnen, über ihr Verhalten während der bevorftehenden 
Bundesverfammlung. Alle Hauptfragen der Zeit kamen zur 
Sprache; Warnungen von Nidwalden, fich nicht durch Verweige—⸗ 
rung der Garantie für die neuen Berfaffungen in bundeswidrige 
Stellung zu verfegen, blieben unbeachtet; ebenfo überhaupt jede 
mildere Meinung im Sinn der Annäherung an die übrigen Eid: 
genofjen. Doc vermieden die Abgeordneten das Aeußerfte: die 
Anregung ded Siebners Hediger, aus dem Kanton Schwyz, bei 
altfälligem Vorgehen der Tagſatzung zur Bundesrevifion die 
Bundesverfammlung zu verlaffen (auch Wäber hielt den Austritt 
für. das „heilſamſte“), blieb in Minderheit, und man verfländigte 
fich für einmal auf bloße Verwahrung. 

Der Berhandlungen mit dem Ausland waren wenige von 
Bedeutung. An Kaifer Franz von Defterreich, der an feinem Hof: 
lager in Wien das vierzigfte Negierungsjahr feierte, erließ der Bor- 
ort Namens der Eidgenofjenfchaft ziemende fchriftliche Beglüdwün- 
fchung (23. Februar). Zur Niederhaltung ummälzerifhen Weſens 
im Kirchenftaat unterhandelte Defterreich mit deifen Regierung für 
die Errichtung von zwei Fremdenregimentern, die ihre Haupt: 
vefrutirungskreife in der Schweiz haben follten. Angefehene Offi- 
ziere verfchiedener Kantone traten an die Spike diefer Truppen. 
Einzelne Kantone, fo Schwyz und Wallis, fchloffen eigene Werb- 
verträge für Lieferung etlicher Kompagnieen, während der Beitand 
der ganzen Regimenter auf Privatverträgen berubte; andere Kan— 
tone,. jo Luzern und Solothurn, erließen Werbverbote, zum Nugen 
des Fapitulirten Neapolitaner Dienftes; Graubünden, willfährig den 
eigenen Dienftluftigen höhern gejellfchaftlihen Ranges, geftattete 
die Werbung ohne Ginfprache. 
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Zehnter Abfchnitt. 


Die Kriegd« und Fnterventiongforgen gegenüber dem Ausland. Ordentliche 
Tagſatzung von 1832. Die Bundesrevifion beſchloſſen. Entſcheid in Bafeler 
Saden; partielle Trennung. Reaktiondverfuh in Bern. 

(Um*die Mitte von 1832.) 


Wieder in der Bundesftadt Luzern verfammelte fich die Tag- 
ſatzung, die ordentliche genannt, und blieb vom 2. Juli bis 
9. Oktober. Die Erzählung wichtiger Ereigniffe fnüpft fich, wie 
gewöhnlich, an ihre Kämpfe und Sorgen und an ihre Befchlüffe. 

Ueberaus glüclich waren die europäifchen Erfchütterungen von 
1830 und 1831 an der neutralen Schweiz vorübergegangen. 
Die Kabinete hatten fich allmälig, wenn auch ungern, überzeugt, 
daß Fantonale Verfaffungs- und Perfonenfragen fein Gegenftand 
europäifcher Sorgen und Räthe jein können. Weniger gut waren 
ihre geräufchvollen Berathungen und Anordnungen zu felbit- 
Händiger Wahrung des Gebieted aufgenommen worden. Es ward 
ihr verdeutet: es bedürfe deffen nicht, und man könne es nicht 
billigen, daß die Schweiz ohne Grund Staub aufwerfe. Doc 
unfchädlich verlief auch diefe gefchriebene Ungnade. So ganz einig 
waren indeß die Kabinete nicht; es fuchte fich fortan ziwiefacher 
Einfluß geltend zu machen: der von Often und jener von Weiten ; 
jener mehr dem ältern Wefen, diefer der neuen Ordnung zugethan. 
Defterreich führte gewöhnlich das Wort für die alte, Frankreich 
für die neue Schule oder ihre Erzeugniffe. In Einem gingen do 
Alle einig, daß eine Störung europäifcher Zuftände, mittelbar 
durch die Schweiz, nicht zugegeben werden könne. Hieraus zogen 
die Kabinete den Schluß, daß in der Eidgenoifenfchaft nicht folche 
Beränderungen vorgehen dürften, die ihr völferrechtliches Berhält- 
nig zu den übrigen Staaten umgeftalten würden. Um Diefen 
Sap drehten fi alle ihre Erörterungen. Dabei lebten die Ge 
fandten der auswärtigen Mächte in der Eidgenoſſenſchaft unter 
fi) in geziemendem Einvernehmen, die meiſten und meift in 
Bern, der päpftliche Nuntius nach alter Sitte in Luzern. Die 
herporragenden Perfonen des Ddiplomatifchen Korps waren der 
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Graf v. Rumigny, Botſchafter Franfreihe, und Graf v. Bom— 
belles, öſterreichiſcher Gefandter. Für Preußen war Freiherr 
v. Otterftedt nur von Zeit zu Zeit fichtbar, weil auch in Karld- 
ruhe beglaubigt und dort refidirend. Kür ihn fungirte in der 
Regel zu Bern Sirt v. Arnim, fpäter v. Olfers ald Gefchäftsträger. 
Rußland trat weniger in den Vordergrund. Rumigny war milden 
Sinnes, weit mehr frei von Anmaßung als es die franzöſiſchen 
Agenten in der Schweiz ſonſt zu fein pflegen. Er beobachtete zwar 
den Gang der ſchweizeriſchen Umgeftaltung, freute fich jedes foliden 
Erfolges, doch ohne die Magiftraten der neufonftitwirten Kantone 
fo oder anders leiten oder zügeln zu wollen. In des Grafen 
Bombelled Aufgabe lag mehr, eine Stüße zu fein für das unter 
gehende Syſtem fo weit möglich, beforgliche Erzeffe der Reform 
hintanzuhalten, bei guter Gelegenheit jenem nach Umftänden 
wieder auf die Beine zu helfen. Später fam Morier, ald britti» 
her Gefandter, dazu, ein Mann von feltener Reinheit des Char 
rakters, friedlichen Sinn um jich verbreitend, wohin immer fein 
bejcheidenes Wort reichte. | 

Auf die Beftrebungen Defterreihd und feiner nordöftlichen 
Verbündeten fah die verjüngte Schweiz nicht ohne Beſorgniß und 
Argwohn. Diefe ſtiegen, ald Defterreih und Preußen gemeinfam 
den vielfeitigen Bewegungen in Deutfchland gegen frühere fürft- 
liche Bevormundung entichieden ein Ziel zu fegen bemüht waren. 
Wichtige Entjchlüffe bereiteten fich vor am deutfchen Bundestage. 
Bewaffnete Macht follte ihrer Ausführung im Nothfall zur Seite 
ftehben. Daherige Truppenaufſtellung dehnte fih vom Innern 
Defterreich® her bis nach Vorarlberg aus und berührte die Schweiz 
unmittelbar. Ueber die Tragweite folder Maßnahmen fonnten in 
der Eidgenofjenfhaft nur Muthmaßungen Plag finden. Die An- 
nahme lag äußerft nahe, daß das von den genannten Groß 
mächten eingeleitete Widerſtandsſyſtem ein allumfalfendes ſei und 
durch territoriale Grenzen, felbft jene der neutralen Schweiz, nicht 
aufgehalten fein wolle. In den neufonftituirten Kantonen, auch 
in jenen andern, welche gleicher Eifer für fchmeizerifche Selbft- 
ftändigfeit befeelte, ohne daß fie für neue Berfaffungen Wache 
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zu halten hatten, mußte die Ueberzeugung, daß die Schweiz micht 
frei bleiben werde von Zumuthungen und Einflüfjen, wie fie auf 
Deutichland berechnet waren, um fo mehr eine allgemeine werden, 
als die fehmeizerifche Oppofition in ausländifchen wie in eigenen 
Blättern unermüdet die Zuverficht verfündete, daß die europäifchen 
Mächte dem Vorgehen der ſchweizeriſchen Umgeftaltung maßgebend 
ein Ziel fehen werden, und ald handgreiflich jede neue Wider: 
ftandserflärung von Seite jener Oppofition fich auf diefe Zunerficht 
ftügte. Der Vorort ermangelte nicht, fich über Umfang und Ziel 
der Truppenbewegungen in der Nähe der Schweiz fichere Kennt— 
niß zu verfchaffen. Dabei blieb er nicht ftehen. Da viele Stände 
die Wehranftalten in auffallender Weife vernachläffigten, erlich 
er allgemeine Mahnung zu bundeömäßiger Erfüllung daheriger 
Pflichten. Die beinahe vollftändige Anweſenheit des diplomatifchen 
Korps bei der Feier der Tagſatzungseröffnung war eine Ehre für 
die Eidgenoffenfchaftz als feine Glieder fich zu längerem Auf 
enthalt in Luzern anfchieten und da zur Beobachtung fich feft- 
festen, Tonnten frühere Beforgnifje für fehweizerifche Unabhängig- 
feit wenigſtens nicht geringer werden; eben fo wenig, als die 
Befchlüffe ded deutichen Bundestages vom 28. Juni im Xaufe 
des folgenden Monat3 zu allgemeiner Kenntniß gelangten; fie 
verfündeteu den feiten Willen für Aufrechthaltung der fürftlichen 
Gewalt, befchränkten die Nechte der Stände, ſetzten der freien 
Gefepgebung der Bundesjtaaten Schranken, ftellten die Verhand— 
lungen der Landftände unter die Kontrole des Bundes und ver- 
fündeten allgemeine Maßregeln gegen den Mißbrauch der Prefie. 
Diefe Drdonnanzen waren glüdlicher ald jene Karld X. und er 
hielten rüftige Vollziehung, zumal in der deutfchen Nachbarfchaft. 
Was der Schweiz befchieden, wußte fie auch jet noch nicht, aber 
fie ſah Gründe genug vor fih, auf der Hut zu fein und fi 
gegen jede Ueberrafchung zu fichern. Namentlich war Frankreich 
bewegt und auf Mafregeln bedacht, daß das Vorgehen der öft- 
lichen Mächte in Deutfchland und möglicher Weife gegen die 
Schweiz nicht zum Nachtheil feines Gewichts in der europäifchen 
Waagſchale ausfchlage. Nach umfichtiger Privatbejprehung mit 
21* 
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manchen andern Standesgeſandten ergriff Schultheiß Pfyffer das 
Wort (25. Juli), machte die Tagfagung aufmerkſam auf die Lage 
der Dinge; eine allgemeine Gährung, fagte er, herrſche in Eu— 
ropa, und noch immer fei dasfelbe im Zuftande der Bewaffnung. 
Die Schweiz habe zwar nichts zu fürchten, fo lange der Friedens— 
zuftand andaure, allein für den Fall feines Aufhörens müſſe 
fie gerüftet fein, und an der Tagfakung fei ed nun, für die 
Sicherheit des Vaterlandes zu forgen, nachdem fie nöthige Wars 
nung von ihrem Borftand erhalten. Viele Gefandtfchaften theilten 
in ernjter und feierlicher Berathung von mehrern Stunden die 
Beforgniß eined allgemeinen Kriegsausbruches, mindeftend großer 
Gefahr für die Schweiz. Eine Kommifjion ward niedergefegt, um 
die Beziehungen gegen außen zu würdigen und nöthige Sicher 
heitsmaßnahmen in Antrag zu bringen. Wenige Tage nachher trug 
fie, zwar nicht auf voreilige Aufgebote, wohl aber auf allgemeine 
Bereithaltung ded doppelten Kontingentd und der Landwehr an; 
ja felbft anderweitige Nationalfräfte in Anfpruh zu nehmen, 
wollte fie beliebt machen; zwei Inſpektoren (Hirzel und Dufour) 
follten den Zuftand aller Kontingente unterfuchen, auch mit Boll 
macht verjehen werden, um nöthigenfalld innert dem Bereich ihres 
Inſpektionskreiſes felbft Truppen aufzubieten. Weiteres, namentlich 
gänzlihe Drganifation und Aufitellung der Bundesarmee, wurde 
vorbehalten. Niederjchlagend war der Verlauf in der Tagfasung ; 
die Urfantone mit Wallis und Neuenburg ftellten fih in die 
Oppoſition; Glarus, Zug, Freiburg und Graubünden wollten in 
Grmangelung pofitiver Inftruftionen nicht flimmen. So war eine 
Mehrheit für einmal (4. Auguft) nicht zu erhalten. Neuenburg 
würzte feine Einwendungen durch die Herausforderung, mit That— 
ſachen und Aktenftüden das Bedürfniß militärifcher Anordnungen 
zu bemweifen. Aber Staatsrath v. Chambrier, der Bertraute eines 
der deutfchen Kabinete, war offenbar am mwenigften die Perfon, 
mit der fich die relative Mehrheit der Tagfasung in kontradikto— 
rifche Unterhaltungen über diejen heifeln Stoff einlaffen Eonnte. 
Die Männer der Mehrheit wendeten fich mit Wehmuth ab von 
diefem Schaufpiel innerer Zerriffenheit. Berläumderifchen Zulagen, 
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daß fie nichts Anderes ſeien ald die Tandesverrätherifhen Werk 
zeuge franzöfifcher Politit und Intereſſen, Zulagen, mit denen fie 
die wenig gewiſſenhafte Oppoſitionspreſſe von damals heimfuchte, 
wiefen fie mit dem Ernſt ihres reinen Bewußtſeins und mit der 
Berufung auf ihre gefunden fünf Sinne zurüd. Schultheiß Pfyffer 
war fein auffahrender Gefpenfterfeher,, feine zunächititehenden 
politifchen Freunde waren feine Gimpel, die fich durch trügerifche 
Rocdfpeife fangen liegen. Sie wußten, daß das Baterland bei dem 
erften ernfthaften Anſtoß zwifchen den europäifchen Mächten be 
ftimmt fei, in die Begriffe und Ordnungen der Reftaurationgzeit 
zurücgemwiefen zu werden, und daß ſelbſt ohne allgemeinen Krieg 
eine Maßregelung erfolgen könnte, bei der Frankreichs Freund- 
ſchaft ungefähr fo viel werth wäre als öfterreichifche und preußi- 
fhe Gegnerfchaft. Nie feliger als eben damals rieben fich die 
unflugen Freunde einer europäifchen Einmifchung die Hände, und 
die diplomatifchen Eingeweihten, ohne Zweifel jene in der Schweiz 
felbit, verfündeten diefelbe frohlocdend als bereits befchloffen, die 
Ernennung von Bevollmächtigten der fünf großen Höfe zu diefem 
Behuf als bevorftehend. Beigefügt wurde mit gefuchter Offenheit: 
es laſſe fih daraus fchliegen, daß mwenigftend ein Theil der Eid- 
genofjenfchaft die Mitwirkung der Mächte zur Aufrechthältung des 
innern Friedens (in der Schweiz) wünfche, und (in ihrem Sonder- 
interefje) die Garantie angefprochen habe, welche der Schweiz 
im Jahr 1814 für die Bewahrung ihrer Neutralität und innern 
Konftituirung gegeben worden *. Alle wichtigen Berhandlungen 
und Greigniffe von damals, auch folhe noch, die erſt fpäter zu 
berichten find, erflären fich durch folche und ähnliche Verfündungen 
und durch eine Reihe unheilfchiwangerer Anzeigen, die mit und 
neben ihnen im Umlauf waren. Auch Berichtigungen und felbft 
Berneinungen, die unverfchoben der „fterreichifche Beobachter“ 
brachte, konnten deren übeln Eindrud auf die Parteien nicht ver 
wifchen. 


* Allgemeine Zeitung von Augsburg, in einem Artikel „aus dem Prem 
Hifchen“ vom 30. Juli. 
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Am 15. Auguft erichien Graf v. Bombelles aus befonderem 
Auftrag des öfterreichifchen Staatskanzlers als Friedensbote bei 
dem Präfidenten der Zagfagung, mit der Eröffnung: man be 
frenide fih in Wien über die angeordneten Waffenrüftungen in 
der Schweiz*. Aus eingegangenen Berichten gehe hervor, daß die 
Aufitellung eines Truppenkorps in Vorarlberg einige Beforgniffe 
in der Schweiz erzeugt habe; allein diefe Aufftellung habe Feine 
andere Abficht, als bei allfälligen Vollsbewegungen in der Nähe 
der kaiſerlichen Erbſtaaten ** jeder Unordnung vorzubeugen. Die 
Stärfe des aufgeftellten Truppenkorps beweife fhon an und für 
fich, daß es Feine andere Beftimmung haben könne, da ed mwahr- 
lich nicht denfbar wäre, daß man mit etwa 6000 bid 7000 Mann 
irgend etwas Dffenfives gegen die Schweiz vorhaben könnte. Die 
Bemühungen der Mächte feien ſtets auf Aufrechthaltung des 
Friedens gerichtet. Man wünſche, daß die Schweiz, überzeugt von 
den friedlichen Gefinnungen aller europäifchen Mächte und vor- 
züglich Defterreich8, fich beruhige und ihre Rüftungen einftelle u. f.w. 
Die Tagfasung empfing diefe Mittheilung mit ungewöhnlicher 
Ruhe; unfchieliche Disfuffion wurde vermieden, bloß angedeutet, 
daß Beruhigungen diefer Art jeweilen nur einen mittelbaren und 
von den Umftänden jehr abhängigen Werth haben. So fah es 
auch Frankreich an, das über die militärifhen Vorkehren der 
Schweiz fich zufrieden äußerte, der Gröffnung Oeſterreichs nicht 
beitreten wollte. Anders Preußen. Der Gouverneur v. Pfuel ließ 
feinen Zweifel über die Meinung feined Kabinets, da der gefeb- 
gebende Rath von Neuenburg unter feinem Vorſitz beſchloß, daß 
fein Grund zu militärtjhen Maßnahmen vorliege, folche daher 
zu umnterbleiben hätten. Der Beſchluß fällt wohl hauptfächlich 
auf Rechnung der Abneigung Neuenburgs, feine Kontingente zu 
organifiren und in Reihe und Glied der eidgensffischen Truppen 
jtellen zu laſſen. Die Schweizer in Paris theilten über die Kriegs— 


* Bon denen man dody nody jehr weit entfernt war. 
Daß Volkdbewegungen in den deutſchen Staaten gemeint feien, 
wollte üblicher dDipfomatifcher Rückhalt nicht Deut fch herausfagen. 
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und Interventionsfrage die Meinung der Zagjagungstommiffion; 
denn auf Anordnung des ehemaligen helvetifchen Minifters Stapfer 
lagen Liſten zur Unterzeichnung freiwilliger Beiträge für die Vers 
theidigung fehweizerifcher Unabhängigfeit bereit. 

In der Tagfagung erhielt endlich, nach längerer Unterbrechung, 
am 27. Auguft jener frühere Hauptantrag durch nachträgliche 
Stimmgebung gefeglihe Kraft; allein Waadt und Genf aus 
genommen, hatten in den Ständen diefe militärifhen Maßnahmen 
im Ganzen wenig Anklang gefunden, und die weitern Berathun: 
gen verliefen ſich allmälig im Sand, wie die Verhandlungen der 
Kabinete unter fich ſelbſt. Mit nochmaliger Mahnung an die Kantone 
zu militärtfcher Bereitfchaft, Nachholung früher angeordneter In— 
jpeftionen u. dgl. wurden fie geichlofjen. Der Hergang hatte einige 
Aehnlichkeit mit Beranlaffung und Berlauf der Friegerifchen Bor- 
bereitungen von 1830 auf 1831. Defjen aber hat fich fein Bolf 
zu fchämen, wenn es zu guter Zeit rüftet und fich nicht Durch 
die Ereigniſſe überrafchen laſſen will. 

Wie die eine Gefahr, fo ging glücklich auch eine andere vor- 
über. Das neuenburgifche Trennungsbegebren war gefußt auf den 
revolutionären Geift in der übrigen Schweiz und auf beabfichtigte 
Beränderung in den Bundesverhältnijjen. Durch diefe und andere 
Klagen entjtand leicht eine Kette von Erörterungen unter den 
Großmächten über die Schweiz. Jenes Trennungsbegehren indeß 
war nicht nach ihrem Gefchmad. In Defterreih wurde es ale 
unpolitifch und voreilig betrachtet *, denn es wollte den Status 
quo, wie er aus den Berhandlungen von 1815 hervorgegangen. 
Es wollte nicht, daß Neuenburg davonlaufe, hoffte aber feinen 
und Anderer Klagen ein Ende machen zu können. Nachdem ſchon 
das Garantiefonkordat üble Aufnahme in Wien gefunden, wurden 
unter den Großmächten die Zerwürfniſſe in Bafel und Schwyz, 
dann die beabfichtigte Bundesreform mit vielem Geheimniß ver- 
handelt. Würde aus daherigen Erörterungen der Schweizer Stände 


* Schreiben des ſchweizeriſchen Gefhäftöträgerd in Wien an den Bor 
ort, vom 7. März 1832, 
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unter fih eine Spaltung erfolgen, alddann wäre der Augenbiid 
des Einfchreitend gegeben. So dachten die Kabinete. Die Spal 
tung zu hindern, ließ Frankreich durch einen bejondern Agenten, 
Marquis v. Balmy, hier und da innere Verftändigung unter den 
Schweizern empfehlen. Den vorläufigen Sondirungen unter den 
Kabineten folgte ein Memorandum Defterreih® an die übrigen 
vier Großmächte und an Sardinien *, des Inhalts: an nächfter 
Tagſatzung ſeien fehr wichtige Erörterungen zu erwarten, die ent- 
weder eine Totalumgeftaltung dortiger Ordnung der Dinge oder 
wahrfcheinlicher eine Spaltung unter den Kantonen, vielleicht 
ernfthafte Unruhen beforgen lafjen. Dem allem vorzubeugen und 
die den Neuerungen an den beftehenden Bundeöformen abgeneig- 
ten Kantone in ihrem Widerftande zu ftärfen, fei es der Yall, 
durch gleichlautende und gleichzeitige Noten zu erflären, daß die 
Mächte eine wefentliche Aenderung des Bundedvertrages nicht mit 
gleichgültigem Auge anfähen; daß, wenn eine mehr oder weniger 
große Anzahl von Kantonen von demfelben abgingen und fi 
von den andern fünderten, diefe aber deifen Fortdauer behaupten 
würden, eine aus folhen Beränderungen hervorgegangene Bundes— 
gewalt feine Anerkennung finden könnte, auch die der Schweiz 
zugeficherte Garantie der immermwährenden Neutralität damit er 
Löfchen würde; dag man indefjen von der Weisheit der Tagſatzung 
erwarte, fie werde folchen äußerften Dingen durch treues Feſthalten 
an den Bundesinftitutionen vorzubeugen willen. Sardinien hätte 
an dem gemeinfchaftlihen Schritte Theil zu nehmen. Die Ge 
jandten wären zu beauftragen, von den erhaltenen Weifungen 
fein Geheimniß zu machen, fondern vielmehr durch gütliche Vor— 
jtellungen das Eintreten der bezeichneten Störungen zu verhindern. 
Zugleich möchten fie ermächtiget werden, für gütliche Beilegung 
der Zwiſte wegen Bajel und Schwyz ihre guten Dienjte anzubieten. 


* Memorandum sur l’etat des affaires en Suisse relativement ä la 
prochaine diete ordinaire. Vienne le 5 juin 1832. Wörtlich in der Schrift 
des Derfafferd: „Schweizerfpiegel. Drei Jahre unter der Bundesverfaffung 
von 1848. Zürich, 1851.” Seite 187 und 188. 
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Bon dem Wefentlichen diefed Vorhabens war der Vorort ſchon 
in der erften Hälfte Juni unterrichtet. Erkundigungen in Paris 
und Mittheilungen von dorther Liegen beforgen, daß Frankreich 
und England in der Hauptfache einig gehen, wenn auch wenig 
geneigt zu Kollektivfchritten. Würden am Bundeövertrage erhebliche 
Beränderungen vorgenommen, fo hieß ed von dorther, jo erachten 
die fünf Großmächte dadurch auch das Recht der Schweiz auf 
Neutralität verwirft, fich felbft aber befugt, jenes einläßlichere Auf 
fichtörecht über die Schweiz zu üben, das fie in der Eigenfchaft 
als garantivende Mächte zu befißen glauben. Ebenfo äußerte fich 
Morier, der neue brittifche Gejandte, unmittelbar vor feiner Ab- 
reife aus Paris nach Bern: beifere formelle Gefchäftseinrichtungen 
möge die Schweiz nach Gutfinden treffen; mit Bedauern aber 
würde England von Abänderungsplanen hören, die die Grund— 
lagen des bejtehenden Bundesvertrages beeinträchtigten; England 
gleich den übrigen Mächten würde ſich von der Anerkennung der 
Unabhängigkeit und der Neutralität der Schweiz losgebunden 
erachten, wenn die Eidgenofjenfchaft in einem wefentlichen Punkte 
vom Inhalt und Geift des Bundesvertrages abginge; vornehmlich 
würde England die Schmälerung der Rantonalfouveränetät als 
unzuläffig erachten. Beſtimmtes fei indejfen unter den Mächten 
noch nicht verabredet; befondere Entjchiedenheit gegen jede Bundes- 
änderung zeigen Rußland und Preußen *. 

In der Sache waren fonach alle einig; Frankreich und Eng 
land aber gedachten der Einmifhung eine etwas mildere Form 
zu geben. Sardinien fchloß ſich unbedingt durch Inſtruktion an 
feinen Gefandten vom 15. Juni an, der feiner Erklärung noch 
im Weitern beifügen follte: daß, wenn die Eidgenofjenjchaft die 
ihr zugeficherte Neutralität durch eigenes Berfchulden verlieren 
follte, der König von Sardinien fich veranlagt ſehen würde, die 
im Jahr 1815 dem Kanton Genf einverleibten Gemeinden des 
Chablais zurücdzufordern, indem deren Abtretung an die Schweiz 


* Schreiben ded ſchweizeriſchen Gefchäftdträgerd in Parid, vom 25. 
Juni 1832. | 
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bloß als Gegenleiftung für den empfangenen Bortheil der Aus— 
dehnung der fehmeizerifchen Neutralität auf einen Theil von Gas 
voyen anzufehen fei. 

Die Gefahr, zufammengehalten mit den Ereigniffen in Deutich- 
land, mit dem Truppenzufammenzug an der fehmeizerifchen Grenze 
und mit der keineswegs aus der Luft gegriffenen Beſorgniß eines 
Prinzipienkrieged zwifchen dem Oſten und Weiten war feine ge- 
ringe. Doch verlor der Präfident der Tagfagung feine gemefjene 
Anfhauung der Dinge feinen Augenblid. Schon bei den erjten 
Befuchen, die ihm die in Luzern angefommenen Gefandten der 
Mächte erftatteten, wußte er ihre Beforgniffe zu bejchmwichtigen. 
In gleichem Geifte wirkte feine Eröffnungsrede. Schultheiß Pfyffer 
fand Unterftügung für fein Streben bei den Standesgefandten, 
die zu feiner vertrautern Umgebung gehörten. Berathungen und 
Befchlüffe der Zagfagung waren fo befchaffen, daß fie für die 
Borausfegungen der Mächte feinen Haltpunft boten. Mit aller 
Kunde, die fie fih von dem Geifte der fchweizerifchen Bölkerfchaften 
und ihrer Regierungen gefammelt hatten, war ihnen doch die 
natürliche Schwerfülligfeit des Föderalismus entgangen. 

Der erite Bundesentwurf, von den Fonfordirenden Gefandten 
im März entworfen, war bald verfchollen. Aber die Bundesrevifion 
hatte doch Boden gewonnen. In den erften Tagen ded Juni, 
noch zur Zeit der außerordentlihen Tagfagung, betrat man aber- 
mals den Weg vertraulicher Befprechung, dießmal in ermweitertem 
Kreife: Bei dem Schultheißen Eduard Pfyffer fanden fih Ge 
fandte von Luzern, Zürich, Bern, Zug, Solothurn, Freiburg, 
Appenzell, St. Gallen, Graubünden, Aargau, Thurgau, Waadt 
und Genf ein. Die meiften Anwefenden erachteten, daß einer 
zahlreichen Tagfasungsfommiffion die Nevifionsarbeit zu über 
tragen ſei; über weiteres Derfahren blieb man noch uneins. Weber 
den muthmaßlichen Erfolg machten die Gefandten fi Mittheilun- 
genz fie lauteten weniger zuverfichtlih aus dem Werten ald aus 
dem Dften der Schweiz. Die Zeiten waren verfchieden von jenen, 
da franzöfifche Schweizer mit ihren zahlreichen Bataillonen in 
allen Thälern der deutjchen Schweiz die Einheitöverfaffung em- 
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pfahlen. Man fuchte aber auch BVerftändigung mit den entſchie— 
denjten Gegnern der Revifion in einer Zufammenkunft der Ge 
fandten von Zürich, Bern und Luzern mit jenen von Uri,: Schruns, 
Unterwalden, Teffin, Wallis und Neuenburg. Diefe nahmen die 
freundliche Einladung mit Dank an, ließen fich jedoch in der 
Sache nur wenig oder gar nicht herbei; die Urfantone erachteten, 
es könnte die Hebung einzelner Gebrechen des Bundeövertrages, 
fo jener im Artikel über den Nepräfentantenrath genügen, un- 
angemefjen wäre dagegen eine allgemeine Revifion, vollends 
rechtöverlegend, wollte man ihr Stimmreht im Berhältnig zu 
jenem der übrigen Stände fchmälern, zumal der Bund von ihnen, 
den drei Kantonen, ausgegangen. Staatsrath v. Chambrier, der 
Gefandte von Neuenburg, ging weiter: er ſprach fich mit Ber 
flimmtheit gegen jede Revifion aus. Die erfte Zuſammenkunft 
ließ demnach nicht ſehr viel, die zweite gar nicht? erwarten; ebenfo 
hatte fich herausgeftellt, daß, wenn die größern Kantone au 
Hand anlegen an das Werk, die Schwierigkeit des Einverftändniffes 
mit den übrigen doch nicht gehoben fei. Indeffen wurden die 
Inftruftionen unverdrofjen im Sinne der Revifion gegeben. 

In der ſchon erwähnten Gröffnungsrede (2. Juli) ſprach der 
Präfident der Tagfagung über die Bundesrevifton in einer Weife, 
die den ihm befannten Interventionsabreden der Mächte allen Stoff 
vorwegnahm: feine Rede von Einheit, fagte der Fuge Magiftrat; 
diefe verträgt fich weder mit unfern Berhältniffen, noch mit unfern 
Gewohnheiten, noch felbjt mit den. Wünfchen der Mehrheit der 
Nation; es müſſe die Souveränetät der Kantone jederzeit das 
vorherrichende Prinzip bleiben, jedem Kanton feine Eigenthümlich— 
feit gelaffen werden. Was man fuche und bedürfe, fei: engere 
Verbindung aller Kräfte zur Vertheidigung nationaler Selbſt— 
ftändigkeit, freiere Bewegung der Bundesbehörden innert den ihnen 
anzumeifenden Schranken, Hebung materieller Zerfplitterung, die 
dem allgemeinen Wohlftand hinderlih. Das Ungeipän neuer 
Helvetik war wie weggeblafen. 

Vorlauter ging es hier und da im Volke zu; in einigen Kan- 
tonen fanden Berfammlungen ftatt oder wurden Adreffen an die 
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Tagfagung umgeboten zur Betreibung des Reviſionswerkes, doch 
blieb diefe Bewegung inner den Grenzen der Kantone Zürich, 
St. Gallen, Aargau, Thurgau und Appenzell A.Rh. Starken 
Anklang hatte nur eine Adreffe aus dem Kanton Zürich gefunden, 
die als ftattlicher Folioband mit 9819 Unterfehriften bei der Tag— 
fasung anlangte. Einzelne jener Adreſſen verlangten einen ſchwei— 
zeriſchen Verfaſſungsrath, andere eine Reviſionskommiſſion der 
Tagfagung unter Zuzug von noch zwei andern Mitgliedern aus 
jedem Kanton; die Zürcher Adreffe wollte die Tagſatzung felbft 
mit dem Werfe betrauen. Ald Zugabe verlangte diefe überhin 
die. Entlaffung der eidweigernden Stabdoffiziere aus eidgenöſſi— 
ſchem Dienft, und jene der Gefchäftsträger in Paris und Wien, 
die „nad alter Sitte“ durch Handelskonſuln zu erfegen feien. 
Beranlafjer aller diefer Eingaben waren meift die Häupter der 
politifchen Vereine: Troxler, Leonz Bruggiffer, der Freiämtler 
Fifcher (Held des 6. Dezember), Bornhaufer, Wilhelm Füpli in 
Zürich, Henne in St. Gallen. Klare Ideen walteten in ihren 
Eingaben nicht vor: ob Bolförepräfentation eingeführt werden 
folle, oder die bloße Ständevertretung zu bleiben habe, oder beide 
neben einander zu gründen feien, darüber gibt ihr Inhalt feinen 
bejtimmten Aufihluß; unzweifelhaft aber blieb doch, daß eine 
ftärfere Bundesgewalt und eine mehrere Uebereinſtimmung der 
fünftigen Bundesverfaffung mit den Grundfägen der neuen Kan 
tonalverfaffungen im Wunfche liege. Bon der Aargauer Zufhrift 
ließ fich indeß vermuthen, daß ihr Ideal die Nationalrepräfentation 
fei, da fie eine folche, genau nach der Volkszahl, für den Ber 
faffungsrath verlangte. Darüber waren Alle einig, daß der Ent 
wurf dem Volke oder „der Nation“ zur Annahme oder Verwerfung 
“vorzulegen fei, wobei jedoch wieder zweifelhaft blieb, ob das 
jchmeizerifche Volk ald Gefammtheit oder das Bolt der Kantone 
einzeln und für Ddiefe zur Stimmgebung berufen werden folle. 
Rüdfichten auf die Urkfantone waren in der St. Gallifchen Eingabe 
ausgedrüdt, in der fogenannten Rofenberger Adreffe, weil, auf 
dem Hügel Rofenberg bei St. Gallen berathen. 

Am 16. und 17. Fuli ging die Tagfagung zum zweiten Mal 


333 — 


ans Werk, in merklich beſſerer Verfaſſung als ein Jahr zuvor. 
Wichtige Annäherung bisher abgeneigter Kantone hatte ftatt« 
gefunden. Die verfchiedenen Syſteme prägten fih in den Bors 
trägen aus, nahmen durch klare Bejchränkungen der Aufgabe eine 
ergreifbare Haltung an. Die Stände zerfielen dabei in drei Haupt: 
gruppen, von denen die erite die Gründung des Bundesſtaates 
mit ſtärkerer Repräfentation für die größern Kantone im Auge 
hatte, die zweite bloße Berbefferung des Bundesvertraged mit 
Beibehaltung feiner weſentlichen Grundlage, des gleichen Stimms 
recht3 der Kantone, fuchte und empfahl, die dritte ftarr bei dem 
Beftehenden verharren wollte. 

Boran fohritt Zürich für das erfte Syſtem, indem es eine 
Revifionsfommiffion inner und außer der Tagfasung wählen 
wollte und als ihren Berathungsftoff bezeichnete: Organifation 
eined Bundesrathes für außerordentliche Zeiten (die Vororte griff 
es nicht an), freie Niederlafjung,, freien Verkehr, ausgedehntere 
Kompetenz der Tagfagung in den Nationalverhältniffen zum Aus- 
land und in Militärfachen ; billigere Repräfentation der Kantone, 
etwa nach dem Mapftab der Mediationsakte, befjere Vorfchriften 
für das eidgenöffifche Nechtöverfahren; im Wefentlichen alfo was 
ein Jahr zuvor; eine Einheitöverfaffung wollte Zürich nicht. In 
ähnlihem Sinne St. Gallen, mit Berufung auf die Wünfche 
und Anträge von 1831. Ebenfo Aargau, indem es ausdrücklich 
ein billigered Repräfentationsverhältnig und eine Tagfagung ohne 
Inftruftionen, einen Bundesrath ftatt der Bororte, überhaupt 
einen organifirten Bundesftaat mit nöthigen materiellen Zentrali« 
jationen verlangte. Dann Thurgan. 

Sich anlehnend an diefe Stände find zu betrachten Bern, 
Luzern. und Solothurn, doc ohne geradezu vorausſetzen zu 
lafien, daß fie geneigt feien, die Grundlage ded Föderalismus, 
die Stimmengleichheit, aufzugeben. Sie ftimmten. mit den vier 
früher genannten Kantonen wefentlih nur darin überein, daß fie 
eine gänzliche, durchgreifende Reviſion ded Bundesvertrages und- 
befjere Ausftattung der Bundesgewalt empfahlen. Unzweifelhaft 
neigte Solothurn fih mehr zum föderalen Syftem, da ed. aud- 
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drüdlich erflärte, daß es eine Reviſion nur dur die Stände, 
nicht aber durch die Gefammtheit des Bolfed wolle. 

Doran in der zweiten Gruppe ftand Freiburg: Reviſion 
will es, aber nicht im Sinne der Adreſſen, die da von einer 
Nation und von Stellvertretern derfelben fprechen. Er, der Ge 
fandte Schaller, fei nur der Bote eines Kantons, ſei nur für die 
jen zu fprechen befugt. Bon einer Bundesverfaffung könne feine 
Rede fein; es betehe ein Vertrag unter den Zweiundzwanzig, 
und nur um die Revifion diefed Vertrages fünne es ſich han- 
dein. Ein Verfaffungsrath ſei daher unmöglich und die Reviſion 
dürfe nur das Werk der Kantone und ihrer oberfien Behörden 
fein. Weit fei aber gleichwohl die Aufgabe der Revifion, Bieles 
an dem bejtehenden Vertrage zu verbefiern, die Ausflucht, daß 
ruhigere Zeiten abzuwarten, eine hohle. Und Freiburg wolle ſolche 
Berbefferung. Was ed aber nicht wolle, jet: daß Hand angelegt 
werde an die Grundlage des Föderativſyſtems, an die Souveräne 
tätsrechte der Kantone, dringende Opfer zum Beften des Bundes 
vorbehalten, und an die Gleichheit des Stimmrechtes. Die Bei 
behaltung des letztern ward gebieteriich ald Folge ded Grund: 
ſatzes gefordert, daß der Bund aus völlig gleichberechtigten Kans 
tonen beftehe. Dann Baſel, Schaffhaufen, Graubünden, 
das ausdrüdlich die Beibehaltung des gleichen Stimmrechtes und 
deſſen Ausübung nad Inftruftionen forderte, Waadt, mit bes 
ftimmter Verwahrung der Fantonalen Souveränetät und gegen 
unzuläffige Aufftellung eines Berfaffungsrathes, als unverträglich 
mit der oben erwähnten Grundlage; Genf, dad ausdrücklich 
hinwies auf die Cigenthümlichkeit der Schweiz, ald einer euro 
päiſchen Nation, beftehend aus zweiundzwanzig fouveränen und 
verbündeten Staaten, von denen feiner auf feine Souveränetät 
verzichten wolle. Endlich Appenzell A.Rh., mit günftiger Anficht 
für die Nevifion, doch auf die fchwierigere Landsgemeinde im 
Hintergrund weifend. 

Als einftweilige oder abfolute Gegner nannten fih: Glarus, 
wo der befannte Bundedentwurf übeln Eindrud gemacht und die 
Bejorgniß gewedt habe, daß Veränderungen im Repräfentationd- 
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verhältniß beabfichtigt werden; ed wolle bei folcher Sachlage ſich 
weitere Grwägung vorbehalten; Zug, im Sinne der Berfchiebung 
auf günftigere Zeiten; Appenzell J.Rh. ebenfo; die Urfans 
tone, wovon Schwyz abwefend, Teſſin, Wallis und Neuenr 
burg. Des Gefandten v. Chambrier Vortrag war abermals ein 
Mufter jtaatgmännifcher Beredfamkeit, jcharf in der Beweisführung 
für die Grundfäge, die bereits Schaller im Namen von Freiburg 
porgetragen, abweichend jedoch von diefem, indem er das Feld 
der Reviſion für ein weit befchränfteres hielt und höchſtens zu- 
geben wollte, daß von einzelnen Ständen gelegentlich einzelne 
Revifionsanträge zur Berbefferung bejonderer Artifel des Bundes- 
vertraged gebrächt werden mögen, was einer Ablehnung gleichkam. 

Die Reviſion wurde bejchloffen mittelft Abjtimmung vom 17. 
Juli durch die dreizehn Kantone der erjten und zweiten Gruppe, 
mit Appenzell A.Rh., denen fih auch Zug und Neuenburg, le 
tered ohne Zweifel zu ſtaatskluger Bertheidigung feiner Stellung, 
anjchlojjen. Diefelben Stimmen übertrugen das Werk einer von 
der Tagſatzung felbit und aus ihrer Mitte zu wählenden zahl 
reichen Kommifjion ; der von ihr ausgehende Entwurf fei den 
Ständen zur Inftruftiongertheilung zu übermitteln. Sp blieb die 
Tagſatzung inner den Schranken des gemeifenften Föderalismus. 

Unter Theilnahme von ſechszehn Stimmenden wurden in die 
Kommilfion gewählt: Schultheiß Pfyffer, Bürgermeifter Hirzel, 
Regierungsrath v. Tavel, Landammann Z’graggen, Landammann 
Heer, Landammann Sidler, Staatdrath Schaller, Regierungsrat 
Munzinger, Landammann Baumgartner, Oberft Ulrich v. Planta, 
Regierungsrath v. Meyenburg, Oberrichter Tanner, Profeſſor Roffi, 
Staatsrath von Chambrier, Profeſſor Monnard. Für die Ge 
fandten von Schaffhaufen und Neuenburg hatte das Loos ent 
fhieden. Es waren fonac in der Kommiſſion vertreten die drei 
Bororte, die Urkantone in der Perſon des Gefandten von Uri, 
die übrigen Eleinern und demofratifchen Kantone dur die Ge— 
fandten von Glarus und Zug, die Mittelfantone alle ohne Bajel, 
vier der neuen Kantone und endlich das fürftliche Neuenburg. 
Unberüdfichtigt blieben Schwyz, Unterwalden, Appenzell und 
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Wallis, die fich jelbft ausgefchlojfen, Bafel und — der Kanton 
Thurgau, von dem der erſte Revifiondantrag ausgegangen und 
deſſen Gefandten das für den Staatörath v. Chambrier gefallene 
2008 verdrängte; auf legtern hatte fich die Hälfte der Stimmen: 
zahl ohne Zweifel darum vereinigt, weil fie von ihm eine auf 
gezeichnete Mitwirkung gegen einheitliche Gelüfte erwartete. Das 
franzöfifche liberale Element war ſtark genug in den Perfonen 
der Gefandten von Waadt und Genf vertreten; die deutichen 
Kollegen hatten wichtige Gründe, ſich der Mitwirkung beider zu 
verfichern. Z’graggen und Heer lehnten ab; die Tagſatzung aber 
verhartte bei der Wahl. Später trat die Landsgemeinde von 
Glarus dem Revifionsbefhluß bei und ermächtigte den Gefandten 
zur Annahme (12. Auauft), im Widerfpruch mit dem Gutachten 
des Landrathes, der nach dem Befunde Heer’d neben andern Be 
dingungen auch jene der Unantaftbarfeit des gleichen Stimmrechts 
hatte fegen wollen. Anders handelte Uri; gegen den Landammann 
Z'graggen fprach die Regierung den Wunfch aus, den Ruf in die 
Kommiffion abzulehnen. Ein Wunſch ift unter ſolchen Umftänden 
ein Befehl. Z’graggen befolgte ihn und lehnte zum zweiten Mal 
ab. Nun neue freundliche Einladung der Tagſatzung an Uri, die 
Mitwirtung feined Gefandten zuzugeben. Ihre Geduld war ein 
unerfchöpflicher Born. Vorficht halber und im Zweifel, ob fie 
Anerkennung finden werde, wählte indeß die Tagſatzung eventuell 
den Staatöfchreiber Mörikofer von Thurgau als fünfzehntes Mit- 
alied der Kommiſſion. 

Mit der Garantie der neuen Berfaffungen blieb es im Alten. 
Uri ftichelte auf das Konkordat und äußerte, jene fei nun nicht 
mehr nöthig, nachdem die betreffenden Kantone ſich ſelbſt gegen 
feitige Garantie zugefagt haben, was ihm den Borwurf von Zi 
rich einbrachte, daß Uri die Wirkung zur Urfache mache. Ber 
wahrungen und Gegenverwahrungen in früherm Geifte jchloffen 
abermals die Verhandlungen über das Konkordat (8. Oktober). 
Graubündend Antrag, daß von nun an die Garantie zweifeitig, 
für Volt und Regierungen, verftanden fein foll, überging zur De 
nugung an die Reviſionskommiſſion. 


Die Angelegenheiten von Bafel nahmen auch diefe Tagſatzung 
beinahe ununterbrochen in Anſpruch. Den Kommiffarien gelang 
es zwar, den Landfrieden aufrecht zu erhalten; alle örtlichen Reibun- 
gen zu verhindern, konnte nicht verlangt werden. Hiermit war 
aber noch nichts entfchieden; es galt, den endlichen Ausweg aus 
einer Verwidelung zu finden, deren entferntere und nähere Ur 
ſachen fchon angegeben worden. Die Trennung war befchloffen; 
wie fie auszuführen, eine offene Frage geblieben. Den nächiten 
Span veranlaßte die von Bafel-Landfchaft verlangte Zulaffung 
zur Tagſatzung; fie erhielt nicht gemügende Unterftübung und die 
Geſandtſchaſt von Baſel behauptete abermals afleiniges und un- 
geichmälertes Stimmrecht. Zu Löfung der Haupffrage wurde von 
Glarus fehr eindringlich ein neuer Vermittlungsverfuh auf die 
Bahn gebracht, zu dieſem Zwecke eine Kommiffion ernannt. Sie 
vernahm parteilos beide Theile, Abgeordnete der Regierung wie 
der Landfchaft, und verftändigte fich in ftarfer Mehrheit zu einem 
abermaligen Antrag auf Vermittlung; fam ja doch eine amtliche 
Anerkennung der faktisch ſchon ausgeführten Trennung immer noch 
zu früh. Die beiden Theile zeigten wenig Geneigtheit zur Ver— 
ftändigung. Die Standesgefandten erklärten: eine Wiedervereini- 
gung mittelit Opfern von Seite der Stadt erzielen wollen, fei 
rein vergeblich; ihr glüdlicher Fortbeſtand ſei innig verwoben mit 
der Beibehaltung der Nepräfentation auf bisherigem Fuß; Aus- 
gleihungsverfuche müßten diefelbe völlig unangetaftet laſſen, zu— 
mal die Landbürger im Großen Rathe von jeher Beweiſe von 
wohlwollenden Rüdfichten wenig geachtet, vielmehr konſequent, 
und nicht immer für dad Gemeinbefte, im einfeitigen Intereſſe 
der Landfchaft Oppofition gemacht hätten. Und die Abgeordneten 
der Landfchaft fagten: das Gewiſſe, unter ſchweren Opfern ſchon 
Errungene, gebe fie nicht gerne preis gegen Ungewiſſes. Mit 
voller Rechtögleichheit möchte vielleicht zu einer Wiedervereinigung 
Hand geboten werden, aber auch felbft dann würde das Volk ein 
Dpfer zu bringen glauben. Jedenfalls wäre ein Bermittlungs- 
verfuch ganz vergeblich ohne jenes Zugeftändnig, und immerhin 
würde die gegenfeitige Grbitterung der Gemüther faſt unüber- 
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jteigliche Hinderniffe aufthürmen. Die Kommiffton ließ fih doc 
nicht abfchreden, fehilderte der Tagſatzung und den beiden ftreitens- 
den Theilen in einem Gutachten die allfeitigen betrübenden Folgen 
einer Trennung, verwarnte, bat, befchtwor um Abgehen von dem 
bereits eingefchlagenen verderblichen Wege und von der befangenen 
Beurtheilung der Zuftände *; fie verband hiermit einen endlichen 
Bergleihsvorihlag: Vermehrung der Großräthe der Landichaft auf 
ungefähr drei Fünfttheile gegen zwei Fünfttheile der Stadt, jo daß 
jede der 34 Landzünfte, ftatt bloß einen, zwei Abgeordnete zu wählen 
hätte; Bejeitigung des $ 45 mit dem Abftimmungsgefeße; im Uebri- 
gen unveränderte Beibehaltung der Verfaffung auf jechs Jahre; über 
jpätere Verfafjungsrevifion Abjtimmung der Gefammtbürgerfchaft 
zu Stadt und Land, ald eines einzigen politifchen Körpers; nad 
Annahme diejes Bergleiches Erneuerung aller Behörden, allgemeine 
Amneſtie; — freie und geheime Abftimmung der Bürger in jedem 
der dermaligen Landestheile über diefen Bermittlungsvorjchlag. 
Sie, die Bürger, hatten noch nicht geiprochen. Die Annahme 
hätte den Kanton gerettet, der ganzen Gidgenofjenfchaft fpätere 
gefahrvollſte Kriſen erſpart. 

Die Geſandtſchaft von Baſel nannte das Eingehen auf den 
Vorſchlag eitel Zeitverluſt. Viele andere Geſandtſchaften fanden 
ihn verſpätet. Es fielen mehr Stimmen für das Fallenlaſſen als 
für das Eintreten. So entſtand der Trennungsbeſchluß der Tag— 
ſatzung vom 14. September, der von dann an die Grundlage 
der Basler Zuſtände bildet. Er anerkennt beide Theile als ſelbſt— 
ſtändige Gemeinweſen unter ſich, doch als einen Kanton nur 
gegenüber der Eidgenoſſenſchaft, Wiedervereinigung vorbehalten; 
das Schickſal der zweifelhaften Gemeinden ſollen dieſe ſelbſt durch 
Abſtimmung entſcheiden; zwiſchen beiden Landestheilen findet Aus— 
ſcheidung des Staatseigenthums durch Kommiſſarien, wenn nöthig 
durch ein Schiedsgericht ſtatt; ſie erhalten halbe Stimmen in der 
Tagſatzung; Geld- und Mannſchaftskontingent jedes einzelnen 


Kommiſſionalgutachten vom 14. Auguſt 1832, verfaßt von Baum— 
gartner. 


339 


wird innerhalb der wirklihen Gefammtfumme dur eine Tag— 
ſatzungskommiſſion gemeinfam mit Ausichüfjen beider Theile be 
ftimmt. 

Fünf Stände, die Urfantone mit Wallis und Neuenburg, 
legten Berwahrung ein gegen den Beichluß, als unvereinbarlich 
mit dem Bund, ja ſelbſt mit der Erklärung ded Wiener Kon- 
greſſes; jie veriwahrten ſich insbefondere gegen Zulaſſung einer 
Gefandtfhaft vom getrennten Theile Bafeld. Jener Vorwurf war 
um fo mehr ein gewagter, ale er nicht in eigener Sache gemacht 
wurde, zum Theil von Ständen herrührte, die feinerzeit nur mit 
Mühe zur Genehmigung des Bundesvertraged bewogen werden 
fonnten, anmaßlich und unfreundlich von Seite Neuenburgs, deſſen 
Zwitterlage diefen Stand am wenigften geeignet machte, tiber 
Lebensfragen der Eidgenofjenfchaft das große Wort zu führen. 
War es denn wirklich Aufgabe diefer unter fih in fo wenig na- 
türlicher Berbindung ftehenden Kantone, der übrigen Eidgenoffen- 
ſchaft gebieterifch vorzufchreiben, was Necht und was Unrecht? 
was mit ihrer Wohlfahrt verträglich, oder was vollends dur 
fie geboten? waren fie die befugteften Ausleger der Wiener Kon— 
greßerflärung, die fünf Kantone, die zur Zeit der daherigen mühe: 
vollen Unterhandlungen fich felbft auf die Wahrung individueller 
Stellung befchränkten und die wichtige Sorge für den Fortbeſtand 
der Gidgenojjenfchaft und für ihre fernere Anerkennung durch die 
europäifchen Mächte den Staatsmännern von Zürich und anderer 
einflugreicher Kantone überlaffen hatten? 

Die Gegenerklärung blieb nicht aus. Acht Stände, unter ihnen 
die drei Vororte und Waadt, erwiederten feften und mäßigen 
Tones zugleich: jene Verwahrung fei Verhöbnung der bundes- 
gemäßen Mehrheit, beruhend auf Mißdeutung der Anfichten ans 
derer Stände; der angegriffene Befchluß jei eine durch die Gewalt 
der Umftände und mehrmaligen Bürgerkrieg herbeigeführte Noth- 
wendigfeit, wohlgegründet in den Rechten der Gefammtheit nach 
$ VIII ded Bundesvertrages; ſei herbeigerufen durch die von 
Bafel felbft ausgegangenen Anordnungen, Folge feines gebieteri- 
schen Begehren, entweder eine erwiefenermaßen unhaltbare Ord— 

22.8 


340 


nung der Dinge mit Gewalt aufrecht zu erhalten oder eine Tren— 
nung zuzulaffen; die Klage über gefchehene Verlegung ded Bundes 
jei um fo beleidigender, al8 die Scheidewand zwifchen Stadt und 
Land fchon durch die Berfaffung aufgeftellt gewefen, die Trennung 
durch die nämlichen Behörden von Bafel verlangt worden, denen 
die fünf Stände jede Anerkennung angedeihen ließen; der Kanton 
Bafel bleibe was zuvor, gegenüber der Eidgenofjenjchaft ein Gan- 
zes, dem auch nicht ein Zoll breit Landes entzogen werde; und 
nichts verändere ſich an den Bundesverhältniffen, wenn auch der 
Kanton Bafel von nun an fein Repräfentationsrecht auf gewiſſe 
Theile übertrage, ftatt, wie biöher, es durch eine Behörde aus— 
üben zu laffen. Diefe Erklärung wurde von der Zürcher Gefandt- 
ſchaft verfaßt. 

Bafel war nicht glüdlicher in feinen Entſchlüſſen als jene 
fünf Stände. Den Borftellungen feiner Gefandtjchaft entgegen 
beichloß der Große Rath (22. September), dem von der Tag: 
jagung ausgegangenen Trennungsdefret fich zu widerſetzen; feine 
Gründe fließen in dem einen zufammen, daß e8 die Tagſatzung 
nicht gerade jo gemacht, wie es Bafel gewünſcht, daß die Tag- 
fagung feine zehnfachen Klaufeln, Bedingungen und Vorausſetzun— 
gen nicht ald Befehle angenommen. Zwei Mal innert drei Mo- 
naten alfo lehnte e8 freundlich und bieder gemeinte Vermittlung 
ab, und als dann die Tagfakung nothgedrungen den einen 
noch übrigen Ausweg betrat, folgte die feierliche Proteftation. 
Die Behörden der Landſchaft machten ed nicht viel beſſer. Beider— 
feitige Berwahrungen find das befte Zeugniß, daß die Tagſatzung 
billig und unparteiifch gewefen. Die Tagfagung beharrte und be 
fahl Vollſtreckung, mit fünfzehn Stimmen. Das Kommifjariat 
leitete die Abftimmung in den zweifelhaften Gemeinden, deren 
Mehrheit fih num der Landfchaft zumendete. Ein neuer Beſchluß 
der Tagſatzung vom 5. Oktober vervollftändigte die Trennungs— 
maßregeln und ſetzte feſt: beide Kantonstheile werden ihre Ver— 
faſſungen zur Garantie eingeben; ihre gefönderte Nepräfentation 
beginne mit nächfter Tagſatzung; Bafel-Stadttbeil habe das erfte 
Mal den Vorſitz; die weiten Verhältniſſe der beiden Gefandt- 
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ſchaften unter ſich ſeien jenen der Kantone Unterwalden und 
Appenzell gleichgeſtellt. Bei Widerſpruch gegen dieſe Anordnungen 
foll neue Einberufung der Tagfagung erfolgen. An diefem lepten 
entjcheidenden Tage ließ fich Neuenburg vernehmen, daß die fünf 
Stände neben Baſel-Landſchaft nicht figen können. 

Weniger entfchieden handelte die Tagfagung in Beziehung 
auf Schwyz. Sie befchloß neuen Vermittlungsverfuch durch drei 
Kommiffarien, Zgraggen, Sidler und Schaller, in der neutralen 
Stadt Zug. Nach Begehren entfendeten beide Theile ihre Aus- 
fhüffe und in den erften Tagen Augufts wurde verhandelt; die 
Abgeordneten von Inner-Schwyz boten eine Verfaſſung auf rein 
demokratifhen Grundlagen an; den äußern Bezirfen war dieß 
nicht unlieb, aber fie wollten auch Sicherheit, daß jene Demo- 
fratie volle Rechtsgleichheit gewähre. Die beiden Parteien blieben 
aus einander. Die Kommiſſarien der Eidgenoffenfchaft traten nun 
dazmwifchen und entwarfen einen Bergleichsvorfchlag von fich aus, 
der für Befegung der Behörden alle Landestheile gleichitellte, die 
Entwerfung der neuen Verfaſſung einer nach diefem Grundfate - 
gewählten Kommiffion von 24 Männern übertrug; Schwyz follte 
Hauptort und Sit der Kantonalbehörden bleiben, die Kantons— 
landsgemeinde an einen mehr in Mitte des Landes gelegenen 
Ort verfegt, die Abſtimmung über die Verfaffung den einzelnen 
Bezirfägemeinden anvertraut werden. Der Berfuch fcheiterte aber: 
mals in Folge ſchwach begründeter Einwendungen von Schwyz. 
Die Bermittler Fehrten zurüd in die. Tagfagung und berichteten 
das Troftlofe am 10. Auguft. Darauf neue Kommifftonalarbeit 
und Berfügungen, die Alles im bisherigen unausgetragenen Zus 
ftande ließen: neue Einladung an fümmtliche Theile des Kantons, 
fih unter eine gemeinfame PVerfaffung zu vereinigen, mit dem 
Anerbieten fortgefegter eidgenöffifcher Vermittlung und dem Bes 
fehle zu treuer Haltung des Landfriedend (8 Dftober). Zu Ent, 
fcheidendem fehlten die nöthigen Aufträge und Bollmachten feitend 
der Großen Räthe. Nur der äuferfte Drang der Umftände konnte 
diefe in Bewegung bringen; in Schwyz aber flanden ſich die 
Landestheile nicht fo leidenfchaftlich gegenüber wie in Bafel, daher 


— 342 


auch weniger Gefahr von Ausbrüchen, feine ernfthaften Reibungen, 
fein gemwaltthätiges Ginfchreiten gegen einander. So erklärt fi 
das Zaudern von einer Tagſatzung zur andern in Schwyzer Sachen. 
Sie wurden dadurd nicht beffer. Jener Berathung unmittelbar 
vorangehend (8. Dftober), legte Schwyz eine Verwahrung in den 
Abfchied, die e8 mit Vorwürfen gegen die Mitftände nicht genauer 
nahm als die Erklärung der Fünfer gegen die Befchlüffe wegen 
Bafel. Schwyz wollte in eigener wie in der Basler Sache in 
weiterem Vorgehen der Tagfagung eine Verlegung nicht bloß des 
Bundesvertraged, fondern auch der Wiener Kongreßakte finden. 
Den Schlüffel zu folcherlei Staatsaften hatte Schaller fehon zum 
voraus gegeben, ald er, bei einer der Zwifchenverhandlungen über 
Schwyz (10. Auguft), fih folgende Aeußerung ald einer der ge 
wefenen Vermittler erlaubte: „Mit Bedauern und Unmillen habe 
er wahrgenommen, daß von Seite eines Gefandten verſucht wor— 
den, die Diplomatie in die Sache hineinzuziehen, wie man aus 
zuverläfjiger Quelle wilfe, und daß ein Abgeordneter von Schwyz 
fich die Erklärung erlaubt habe, die fremden Mächte werden die 
Angelegenheit fhon in Ordnung bringen. Das aber fei gemiß 
nicht der Wille des Volkes von Schwyz, fondern Folge des ewigen 
Grundſatzes der Dligarchie: „„mag auch Alles untergehen, wenn 
nur wir beitehen““; bei folhen Gefinnungen der Herren von 
Schwyz fünne freilich nichts Gedeihliches erfolgen.“ Zwei Tage 
nach diefer empfindlichen Eröffnung (am 12. Auguft) pilgerten 
jämmtliche Mitglieder der Tagſatzung und der eidgenöffiichen 
Militärbehörde über den Flaffifchen See ins Nütli und nahmen 
frohes Mahl in Brunnen. Nur die Gefandten von Uri, Schwyz 
und Unterwalden, einzelne vielleicht gegen Wunfch und Ueber: 
zeugung, hatten fich ferne gehalten. So fand man fich weder in 
Freud noch in Leid. 

Diefer Wallfahrt war das große Volksfeſt der Schweizer Schützen 
in den erften Tagen des Juli vorangegangen; e8 traf zufammen 
mit der fünfhundertjährigen Feier des Eintrittes von Luzern in 
den Bund der Eidgenofjen. Finſtere Gemüther witterten bevor- 
itehende Gemwaltthat gegen die Tagfagung und die bundesmäßige 
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Drdnung: die Gefchichte hat nur von frohem Jubel zu berichten, 
wenn auc bier und da ein freches Wort in unbewachtem Augen: 
blicke, und unſchädlich in engerm Kreife, gefullen fein mag. Die 
Luzerner Schügen befonders wollten fich ihre Freuden am eigenen 
Herd durch politische Wageſtücke nicht verderben laffen; wer folche 
verlangte, um der Tagfakung die Bundesrevifion abzutrogen, 
wurde mit der Verficherung abgefertigt, daß, falls die Tagſatzung 
fie nicht beſchlöſſe, Volksverſammlungen gegen fie aufgeführt wür— 
den. Die Tagſatzung felbit nahm Theil am Mahle der Schügen 
(5. Juli). Ebenfo an der Feier der Sempacher Schladht. 

Noch harten die Wünfche von Bern und Solothurn um 
Eidesleiftung der Stabsoffiziere oder ihre Entlaffung auf Er— 
ledigung. Die Tagſatzung legte gefammten Offizieren des eidge- 
nöſſiſchen Generalftabes den Eidfhwur auf: „dem Bunde der 
Eidgenofjen, fo wie der rechtmäßigen, von der Eidgenoſſenſchaft 
anerkannten Berfafjung ihres heimatlichen Kantons, treu und er- 
geben zu fein“, mit Anderem (3. Auguft). Mehrere eidgenöffiiche 
Offiziere von Auszeichnung, unter ihnen Generalmajor Ziegler 
(eidgenöſſiſcher Oberſt feit 1805) und Konrad v. Muralt, beide 
aus Zürich, hatten jchon vorher die Entlaffung genommen. Andere 
folgten, jo Oberft Ulrich v. Planta aus Graubünden, dann die 
Neuenburger. Neunzehn Stabsoffiziere, davon achtzehn aus Bern, 
erklärten fich bereit zur Eidesleiftung auf bisherige Formel, nicht 
aber auf die neue. Sie mußten entlajfen werden. Die unmittel- 
bare Folge jened Gebotes war fonah annähernd der Gefammt- 
austritt der bedeutjamften Offiziere im Generalftab, von denen 
viele, alt im Dienft und angefehenen Gefchlechtern gehörig, bei 
den fehtweizerifchen Miligen hohen militärifchen Ruf genoffen. Der 
Berluft lag augenfällig vor. Die entftandenen Lücken fonnten nur 
theilweife befriedigend ausgefüllt werden. Diefem allem lag der 
Zwiefpalt zwiſchen der gefallenen Ariftofratie in einigen Kantonen 
und der zur Handhabung der neuen Berfaffungen verpflichteten 
Regierungen zu Grunde. 

Eine Maffe auderer Berrihtungen der Tagfagung gehört dem 
Verwaltungsfach an; fie können übergangen werden. Nicht fo der 
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Vorſchlag von Waadt zu Gründung einer eidgenöſſiſchen Hoch— 
ſchule, begründet an einer Konferenz, bei der ſich ohne die Ur— 
kantone alle Stände betheiligten. Aus ihrem Auftrag wurde ein 
Entwurf in ausgedehnteſtem Maßſtabe verfaßt; für die jährlichen 
Ausgaben beſtimmte derſelbe ein Maximum von 200,000 Frkn., 
zu deren Deckung ein Kapital von 4 Millionen Frkn. geſammelt 
werden follte. Als Sig der Hocjchule war Zürich oder Bern be- 
ftimmt. Der Entwurf fiel der Vergeſſenheit anheim. Schultheiß 
Pfyffer ſchloß und entließ die Tagfagung (9. Oktober) mit einer 
Rede, wie fie in Freiſtaaten felten gehört worden. Andere fehmei- 
heln: er wies zurecht, doch nicht im Ton eined grollenden Ge 
müthes oder hochfahrenden Uebermuthes, nur durch die Kraft der 
Wahrheit; er rief auf zu rücfichtlofer Geſetzlichkeit gegen alle 
Faktionen, zum ernten Niederhalten aller Wühlerei, deren die 
Nation müde ſei; denn die Freiheit beftehe nur bei feftem obrig- 
feitlihem Anfehen, Reinheit der Sitten, Abfcheu vor jedem Lafter 
und Achtung für die geſetzlich beftehenden Einrichtungen. Pfyffer 
beklagte durch Wort und That die einfeitige Nichtung, welcher 
ſich eine oft genannte Minderheit hingegeben; er war aber nicht 
minder abhold allen Beftrebungen nach Erweiterung oder Felt- 
haltung der Bolfsfreiheiten, wenn fie fih in Ausgelaffenheit und 
Mebertreibungen und durch fchlechte demagogiſche Mittel fundgaben. 
So dachten damals und feither Viele mit ihm, guten und red- 
Iihen Bewußtfeind, wenn auch mit Schmähungen von mehr als 
einer Seite überhäuft. Klarer konnte der mächtige Unterfchied 
zwischen befonnener Freifinnigfeit und rohem Radifalismus nicht 
dargeftellt werden ald in den Mahnungen und in der Perfün: 
lichkeit jenes ſchweizeriſchen Vorſtandes. 

Die auswärtigen Gefandten, von denen am längften der 
frangöfifche und der ruffifche fih in der Bundesftadt aufgehalten, 
zogen befriedigt von dannen. Die Noten blieben aus; das Wiener 
Memorandum fiel der DVergeifenheit in den Archiven anheim. 
Die Tagfagung hatte Achtung und Beruhigung zugleich eingeflöft; 
Herzog von Broglie, der franzöfifche Minifter des Auswärtigen, 
jprach indbefondere volle Zufriedenheit aus über die bei Anlafı 
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der Berathungen über die Bundesrevifion bewiejene Umficht, doch 
mit der freundlichen Erinnerung, nicht zu rütteln an der Ein 
theilung der Kantone und an ihrem gleichen Stimmrecht. Wir- 
melden den Rath nicht als ein zuläffiges Verbot. Eine nationale 
Selbftjtändigfeit, wie fie das Memorandum der Schweiz zumeffen 
wollte, wäre der Unterwerfung unter fremde Herrſchaft fehr nahe 
verwandt. 

Das immerdar bedrohte Bern feierte feinen erften Jahrestag 
der politifhen Umgeftaltung (31. Juli); mit dem Feſte traf 
folgenden Tages der Beginn ftaatlicher Verwaltung der Poften 
zufammen, nachdem ſich die Regierung für das Material um die 
Summe von 120,000 Franken mit der Familie Fifcher abge- 
funden. Unterdeffen war wegen verordneter neuer Organifation 
ded Stadtgemeindewefend, die alle polizeiliche Gewalt in die 
Hände eined Einwohnergemeindrathes von Bern legen follte, die 
Bürgerfchaft mit Beforgniffen für das Stadtgut erfüllt, dann 
in Folge der Eidweigerungen und anderer reaftionärer Erfchei« 
nungen die Spannung zwifchen Stadt und Regierung auf das 
höchite geftiegen ; jene hatte getrauert, während am legten des Juli 
auf allen Anhöhen ringsum die Freudenfeuer zu Ehren der neuen 
Drdnung aufloderten. Noch war die Vorfehrift wegen Erwählung 
eines Einwohnergemeindrathed unvollzogen und vielleicht wäre 
fie es noch längere Zeit geblieben, hätte nicht die Stadt durch ihr 
allzu beeiltes Lärmfchlagen der Vollziehung felbft gerufen. Eiferer 
für ihre Gerechtfame drohten offen mit gewaltthätigem, gleichwohl 
befugtem, weil nad ihrer Anficht abgedrungenem Widerftand, 
falls die Regierung beharren würde. DVielerlei war unterdeffen in 
den Kreifen jener Spezialfommiffion und des Stadtrathed ge- 
Ichehen, was folchen Widerftand zur That fördern follte; Einiges 
mochte davon zur Kenntnig der Staatsbehörden vorgedrungen 
fein. Der Große Rath, auf Wageftüde gefaßt, bedrohte fie mit 
einem Geſetz über Beitrafung des Hochverrathes (7. Juli 1832). 
Im Laufe Sommers verbreiteten ſich allmälig Gerüchte von weit 
umfafjenden Neaktionsanfchlägen und geheimen Werbungen zu 
gewaltfamem Sturz der Verfaffung, von Komplotten, die auch 
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das Volk der Urkantone handelnd in den Kampf hineinziehen 
follten, ja felbft von günftiger Bethätigung der in und um Genf 
fih anfammelnden franzöfifhen Karliften. Gewiß mar, daß die 
neue Verfaffung von Bern nur durch die Wachjamfeit, den Ernſt 
und die Treue der Regierung erhalten werden konnte. Diefe erhielt 
Anzeigen von beabfichtigtem Aufftand gegen die neue Ordnung, 
ſchritt am 29. Auguft an vielen Orten zu Berbaftungen, namentlich 
von Werbern und Geworbenen, machte das Bolt durh Proflama 
mit der Entdeckung einer Verſchwörung zu genanntem Zwecke 
befannt, die in der Nacht vom 31. zur Ausführung hätte fommen 
jollen, fchrieb Belohnungen bi8 auf 400 Franken für wichtige 
und zuverläffige Anzeigen aus, zog Milizen in die Hauptitadt, 
fäuberte diefe von gefährlichen Sremdlingen, bewaffnete die Land: 
ftädte Burgdorf, Biel und Thun, auch Interlaken mit grobem 
Geſchütz, Burgdorf mit acht Kanonen und ſechs Haubisen nebft 
anfehnliher Munition, gab den Negierungsitatthaltern außer 
ordentliche Vollmachten, insbefondere zu Truppenaufgeboten nad 
Grmefien, wies ihnen zu diefem Behuf acht Hauptmunitionslager 
an, mahnte endlich acht Kantone zum eidgenöfjischen Auffehen. 
Durch Kreisfchreiben vom 31. feste die Regierung gefammte 
Stände in Kenntniß von dem entdeckten Komplott, das höchft 
wahrfcheinlich fich auch über andere Kantone erftrede; aus allen 
Gegenden des eigenen habe fie bereitd unzweideutige Beweiſe 
von Anhänglichkeit empfangen. Schauerliche Gerüchte von Mord-, 
Brand» und Plünderungsplanen liefen durch Stadt und Land; 
alle Gemüther waren von unnennbarer Spannung ergriffen. Der 
Erlacherhof war damald Sig der Stadtverwaltung und ihrer 
Speziallommiffion. Schon am 29. hatte das Statthalteramt 
Anzeigen in Handen, daß im Grlacherhof unbefugt Kriegsbedarf 
aufgefammelt worden. Am 31. nahm es zu nächtlicher Stunde, 
unter ftarfem militärifhem Begleit, Hausunterfuchung dafelbft 
vor. Es wurden ungefähr 22,000 Stüd fcharfe Patronen in 44 
Kiftchen mit falfchen Ueberfchriften (decorations u. f. w.) gefunden, 
Waffen nicht. Der Erlacherhof wurde nun mit einer Militärwache 
von vierzig Mann umgeben. Früh Morgens am 1. September 
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machten die ſieben Mitglieder der Spezialkommiſſion dem Regie— 
rungsftatthalter perfönlih, dem Publikum durch den Drud bes 
fannt: Nachdem der Regierungsrath die Aufhebung der Bürger: 
wache und die Rüdgabe ihrer Waffen an das Zeughaus bejchloifen, 
habe fie angemeſſen gefunden, für Handhabung der Ordnung 
und zum Schub von Perfonen und Eigenthum die Errichtung 
eines neuen Bürgerforps einzuleiten, zu diefem Zwed Waffen 
und Munition anzufaufen; das lettere fei wirklich gefchehen, die 
Herbeifchaffung der Waffen aber, nad Erſcheinen des Hochver- 
rathsgeſetzes, unterlaffen worden *. Aehnliche Aufichlüffe wurden 
dem Schultheißen perfönlich gegeben. Der Schritt war vergeblich. 
Es folgten fih, Tag um Tag, die Verhaftung des Stadtpolizei- 
direftord Bondeli, Beichlagnahme der Akten der Spezialfommiffton, 
dann die Anlegung ded Hausarreftes, endlich (in der Nacht vom 
3. auf den 4. September) die fürmliche Verhaftung aller Mit: 
glieder, fpäter die Auflöfung des ganzen Stadtrathed mit Aufe 
hebung der bisherigen Stadtpolizei. Der Negierungsrath hatte 
zur Haft das Stadtratbhaus felbft in Requifition gefest und die 
Mitglieder der Kommilfion wurden nun Gefangene in demfelben 
PBalaft, der ihnen zu den Amtöverrichtungen gedient. Es waren: 
Alt-Schultheig Fifcher, Oberft K. 8. Tieharner, Alt-Ratheherr 
Bernhard v. Dießbach, Alt-Sädelmeifter v. Jenner, Oberftlieutenant 
und Advofat Franz Hahn, Dr. Friedrich Lutz, Arzt, Spitalver- 
walter König, Männer, die die höchiten Würden im Staate be 
Fleidet und die Zierde der alten Republif gewefen, neben jolchen, 
die in den Tagen der Münjinger Berfammlung für Grweiterung 
der Volksrechte eingeftanden, alle jegt die Hoffnung der ftädtifchen 
Bürgerfchaft. Sie unterlagen ftrenger und langer Unterfuhungs- 
haft, die fünf letztgenannten bis 10. Dezember 1832, Fiſcher bis 
in die zweite Hälfte Februars, Tſcharner bis Mitte April des 
folgenden Jahres. Nichts unterblieb, was die Bedeutung des 


* Die Kieferung auch der Waffen nah Bern aus Neuenburg, wo der 
Unterhändfer ſich befand, ift indeß erſt am 24. Auguft abbeftellt worden. Die 
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Ereigniffes in den Augen des Volkes zu fteigern vermochte: die 
gleich in den erften Tagen erbetene Freilaffung gegen Bürgfchaft 
wurde abgelehnt; der Erlacherhof glich einer Feftung, war täglich 
von ftarfer Militärmache beſetzt; gleiche Strenge von innen, 
maßlofe Kontrole durch Offiziere und Schildwachen gegen die 
Inquifiten, vielfeitig rohe und rüdfichtlofe Behandlung, beleidis 
gender Hohn ab Seite der dienftthuenden Milizen, unter denen 
die Indiiziplin durch abgefchmadtes und leidenfchaftliches Partei: 
wefen einheimifch geworden. Dem Oberften Tſcharner wurde der 
Bejuch feiner ſchwer kranken Gattin während der zehn Wochen, 
die ihrem SHinfcheide vorangingen, unterfagt; den Leichnam erft 
wurde ihm in Begleit eines DOffizierd zu fehen verftattet. Das 
eingehaltene Prozeßverfahren ift nicht frei von Willfürverfügungen, 
in denen die politifche Befangenheit eine abfchredende Rolle fpielt: 
die Regierung felbft leitete, Schritt für Schritt ; der VBorunterfuch 
wurde über Gebühr in die Länge verfihleppt; die Trennung der 
Gewalten blieb auf dem Papier; die Kompetenzen der Gerichte 
bezüglich des weiteren Verfahrens fanden fich faktifch eingeftellt. 
Am Ende bildete fich ein endlofer Rieſenprozeß heran, der zur 
Sicherheit des Staated nichts beitrug, feine Ehre für lange Jahre 
bloßjtellte. Die Ergebniſſe des Unterfuchs fünnen daher auch erft 
in einem fpätern Bande folgen. Wie traurig nimmt fich folche 
Rechtöpflege gegenüber den freifinnigen Garantieen der Verfaffung 
aus! Die gefchehenen Verirrungen fallen dem Umftande zur Laft, 
daß die Regierung unzweifelhafte Komplizität zwifchen den „Sieb: 
nern“ und fieben andern Klaffen von Angefchuldigten annahm, 
dann die fonnere Führung des Prozeſſes gegen alle Klaffen, als 
eines rechtlichen Ganzen“ verordnete. Für die Verfügung der 
Regierung wird jedoch als Entfhuldigung angeführt: daß von 
den Siebnern außer der Munition auch 400 Gewehre heimlich 
angefauft, die Munition nach dem Erfcheinen des Hochverraths— 
geſetzes, welches das heimliche Auffammeln von Waffen oder 
Kriegsvorräthen ausdrüdlich mit Strafe bedrohte, nah Bern 
transportirt worden; daß die Anwerbungen zum Theil behufs 
der beabfichtigten Bürgerwache gefchehen, der Hauptagent der 
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Werbungen aber, Hauptmann v. Lentulus, die Mittelöperfon 
geweſen fet, durch welche einer der Siebner den Ankauf der Ger 
wehre beforgt hatte. Daraus folgerte die Regierung: die geheimen 
Zufammenfünfte an verfchtedenen Orten des Landes, die Wer 
bungen und die ‚Anftalten zum bewaffneten Aufftande mittelft 
der Gemworbenen ſeien eben fo viele Verzweigungen eined und 
desfelben Komplottes, das in den Gliedern der Speziallommiffion 
des Stadtrathes feine Leiter, in ihren Geldanmweifungen und 
Anfäufen von Kriegsbedarf die ftärkften Hebel gefunden. Diefe 
Meinung überging in jene des Volkes und nur ein fpät erfolgtes 
Endurtheil vermochte, jie rechtlich zu entkräften. Jener Lentulug, 
ein unbedachtfamer junger Mann aus dem Patrizierftande, war 
nebjt einigen feiner Freunde der Berhaftung nur durch eilige 
Flucht entgangen. Ihre verwegenen Begangenfchaften hatten ſich 
weithin über den Kanton verbreitet, und eine Menge Thörichter, 
die ihren Lockungen folgten, wurden nachher ihre Opfer. Der 
Unterfuh über die Werbungen allein befchlug 205 Individuen. 
In Folge diefer Ereignijfe lag die Bürgerfchaft der Stadt mit 
dem ehemaligen Patriziat gebrochen darmieder. Ihre Macht war 
geivorfen. Die Regierung hatte in ihr und in deren Organen, 
nicht mit Unrecht, einen Staat im Staate befämpft. Unglücklich 
war fie nur in der Wahl der Mittel. Der große Stadtrath legte 
Berwahrung gegen feine Auflöfung ein; die Regierung aber ließ 
zu den neuen Wahlen fchreiten nach dem früher erwähnten Dekret; 
feither befteht neben einem Bürgerrath für die Verwaltung des 
engern Gemeinweſens der allgemeine Ginwohnergemeindrath. In 
den erften Tagen Septembers widerhallte die ganze Schweiz von 
dem weit verziveigten Reaktionskomplott; ja Solothurn glaubte 
auch rüften zu müffen; doc, kam anderes ald die zum Theil ver: 
brecherifchen Wageftüde im Kanton Bern nicht zu Tage. Siegreich 
und geftärft hob die fehmweizerifche Neformpartei ihr Haupt höher 
empor; Niedergefchlagenheit und Grimm wurde vorherrfchend bei 
den Gegnern. | 

Nicht lange vor diefen Ereigniffen verlangten Petitionen an 
den Großen Rath von Zürich die Schleifung der Stadtjchanzen, 
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bis diefed gefchehen, Bertheilung von zwei Dritttheilen des groben 
Gefhüges auf die Landfchaft. Auf den Plan einer eidgenöſſiſchen 
Hochſchule antwortete jene Behörde Ende Septembers durch 
Gründung einer Hochjchule in Zürich. Als die Militärverhand— 
lungen der Tagſatzung bereitd verklungen waren, verfammelten 
fih im Bade zu Knutwyl, in Folge eines Aufrufed ded Genfer 
Schützenvereins, zwei- bis dreihundert ſchweizeriſche Schügen und 
befchloffen faſt einhellig die Errichtung einer jchweizerifchen Frei⸗ 
fchaar, doch nad Grundfägen, die jegliche Störung der allge 
meinen Organifatton des Wehrmefens vermeiden würden. Zwei 
Genfer boten fhöne Summen zur Ausführung an. Um Ddiefelbe 
Zeit (2. und 3. Dftober) hielt der Langenthaler Verein feine 
Nebentagjagung. Die Komites erfchienen, mit ihnen eine Anzahl 
Getreuer; Kafimir Pfyffer ward Präſident. Wie einjt bei den 
Konzilien, entzweiten fich die Männer fchon bei der Vorfrage, ob 
nad Köpfen oder nach Kantonen abzuftimmen fei. Konfequent 
ftimmte Troxler für erfteres, die Vereinsausſchüſſe der verfchiedenen 
Kantone für die Abjtimmung nach Kantonen. Nicht befjer ging 
ed jenem mit dem Antrag, die Tagfagung als zur Bundesrevifion 
unbefugt zu erflären und einen Verfafjungsrath zu fordern. Faſt 
einhellig ward verzichtet; der Verein befchted fich auf eine Adrefje 
an die TZagfagung um beförderliche Vollendung des Reviſionswerkes. 


Eilfter Abjchnitt. 


Der Bundedentwurf der Fünfzehnerfommiffion. Seine Aufnahme bei den 
Parteien. (Dftober 1832 bis Anfang von 1833.) 


Der beforgte auswärtige Krieg war nicht ausgebrochen, die 
Intervention auf dem Rückzug, die Reaktion überall niedergehalten. 
Es war eine glüdliche Zeit zu neuer Schöpfung. So jah man 
es im Allgemeinen an, wenn auch Klare Berechnungen auf den 
Ausgang fih nicht machen liegen. Die Revifionsfommifjion vers 
fammelte ſich zu Luzern am 29. Dftober unter Vorſitz von Schult- 
heiß Eduard Pfyffer. Uri ſchloß fich felbft aus, denn Z’graggen 
erfchien nicht. Bon den Mitgliedern der Kommiſſion erwartete man 
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mehr als Gemöhnliches. Die meiften von ihnen hatten eine höhere 
Stellung inne; mehrere erfreuten ſich eined ausgezeichneten Zu- 
trauens von Seite des Volkes, in den eigenen Kantonen und 
über deren Marchen hinaus. Keines gehörte dem Troß gemeiner 
Demagogen an, über melche die Gefchichte für die Völker erröthen 
muß. Praktiſche Bewanderung im fchweizerifhen Bundesrechte 
ftand der Mehrzahl der Mitglieder zu Gebot. Was Günftiges 
in diefen Berumftändungen lag, wurde durch ein befriedigended 
perjünliche8 Vernehmen unter den Kommittirten befördert; fie 
ſahen ſich täglih auch außer den Sigungen, ja hielten häufig 
gemeinfames Mahl. So fonnten die verfchiedenen Anfichten und 
Syjteme, ohne Gehäffigkeit zu verrathen und Gehäffigfeit zu 
zeugen, fih in den Verhandlungen mit einander meſſen. Wie 
die Kantone an der Tagſatzung, jo zerfielen auch die Bundes: 
repijoren in drei verkhiedene Gruppen, nur theilweife anders 
geordnet. An Zahl ftanden fie fich gleih, an Kräften nicht. 
Hirzel, Sidler, Baumgartner, Tanner und Mörikofer fämpften 
für eine Reform nach größern Umriſſen. Heer, Schaller, v. Meyen- 
burg, dv. Planta, v. Chambrier verfochten meift die Grundlagen 
ded Bundes von 1815, inwieweit tiefer greifende Aenderungen 
an demfelben vorgenommen werden wollten. Eduard Puffer, 
v. Tavel, Munzinger, Monnard und Roſſi huldigten dem, was 
die franzöfifche Tagespolitif jeit der Dämmung der Revolutions— 
gelüfte nach dem Glorienjahr 1830 das Juftemilieu nannte, welches 
fih in allerlei Ausgleihungen und Berquidungen gefiel, fo viel 
möglich am Bundesvertrage zu ändern bereit war, aber überall 
zurüdhielt, wo man Anftoß gegen den Grundſatz der Kantonal- 
fouveränetät bejorgen mußte. Einzelne juchten dabei unter Um— 
ftänden auch die Stellung und die Intereſſen ihrer eigenen Kan— 
tone zu wahren, Alle hinmwieder vermieden jo viel möglich fich in 
fchroffen Widerſpruch zu denjelben zu ſetzen. Die drei Fraktionen 
ftanden fich übrigend bei den Verhandlungen und Abftimmungen 
nicht ftarr gegenüber; die einzelnen Stellungen wechjelten ſehr 
häufig, zumal den Mitgliedern alle und jede Klubbifterei fremd 
war, feines fich einer Parteianficht verichrieb. Darum waren die 
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Erörterungen fruchtbar und übten wejentlichen Entfcheid auf die 
- Abftimmungen. Den Bortheil hatte die Gruppe der Mitte, da fie 
ſich Mitglieder bald von links, bald von rechtd zuwenden jah. 
Im Ganzen lag das Schwergewicht der Kommiſſion in der Ber- 
einigung der mittlern Fraktion mit der ftabtlen, jo oft es die 
Grundlage des Föderalismus galt, dann in dem Zufammenwirken 
der mittlern Gruppe mit den fünf Freunden bundesftaatlicher Ne 
form, wenn es fich mehr nur um freiere Bewegung für die Bundes 
behörden und um gewiſſe materielle Zentralifationen handelte. 

Die Kommiffion berieth in geſchloſſener Sigung : fie hielt es 
für unmöglich, ihr Werk anders denn vollendet an die Kantone 
gelangen zu laffen. Die Liberalen nahmen es ihr fehr übel; denn 
damals noch galt jede Heimlichkeit als ein Hochverrath am Boll. 
Bon nun an hieß es von diefer Seite: es verdiene die Kommiſſion 
weiter fein Zutrauen, fie werde den gerechten Erwartungen der 
fchweizerifchen Mehrheit nicht entfprechen. Was fie bringen werde, 
fei der Verurtheilung ſchon verfallen. Das war die Unterftüßung, 
welche die Preffe der Reformpartei der Reviſionskommiſſion zu Theil 
werden ließ, während die Gegner der Revifion das Borhaben an 
fih ſchon verdammten. 

Die Kommiffion ließ fih nicht einfchüchtern. Ihre Berathungen 
waren von feltener Gründlichkeit. Als Leitfaden wählte fie fich 
nicht den alten Bundesvertrag, fondern eine Reihe von Haupt: 
fragen, deren Erledigung im einen oder im andern Sinne die 
Grundlage für den Entwurf lieferte. Sie wurden in fehr ver- 
jchiedener Weiſe gelöst oder blieben anfänglich auch ungelöst. 
Die Kantonalfouveränetät wurde nicht nur behauptet, fondern 
ſelbſt mit der fichernden Schranke umgeben, daß die Kantone in 
Allem fouverän feien, was nicht dem Bund abgetreten werde; 
äußere Berhältniffe wollte man nicht gefährden, daher die Hand- 
habung der Neutralität abermals ald einer der Zwede des Bun- 
des bezeichnet ward; in innern Beziehungen ging man von der. 
Lehre des oft befprochenen Stanzer Verkommniſſes ab und erkannte 
die Nothwendigfeit, die Garantie der Berfaffungen auch zu Gun- 
ſten allenfalls verlegter Nechte des Volkes auszudehnen, dieſelbe 
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auch nur ſolchen Berfaffungen zu gewähren, welche für die Mög— 
lichkeit einer allfälligen Revifion Sicherheit bieten. Das ungefähr 
waren die allgemeinften Grundlagen. Anregungen für materielle 
Einigung blieben ebenfalld nicht aus. Der freie Berfehr im Innern 
war der große Ruf der Zeit; man wollte ihm Bahn brechen, 
insbefondere den Konfumoftenern zu Leibe gehen, die Neform des 
Zollwefend einleiten. Für die Beibehaltung jener aber traten 
nicht nur das bernifche, fondern auch andere Mitglieder der Kom- 
miffion in die Schranfen; die Zollveform wedte die Einwendungen 
des Graubiündner Mitgliedes. Ciniger, ja ganz einig war die 
Kommiſſion in Hinficht freier Niederlaffung und Gewerböbetrei- 
bung der Eidgenoifen im Umfang der ganzen Schweiz. Das fei 
wohl das Minimum, fagte Pfyffer, was die Kommiffion zu brin- 
gen habe, und würde man in diefem Punkte den allgemeinen 
Erwartungen nicht entiprechen, jo wäre die Aufgabe der Kom- 
milfion ald gänzlich mißglückt anzufehen; noch ftärfer intonirte 
Roſſi feinen Vortrag: wenn man die freie Niederlaffung nicht 
wolle oder nicht durchfege, fo fer die Bundesrevifion vierzig Jahre 
zu früh auf das Tapet gebracht: worden. Auch Chambrier, der 
in allem Uebrigen die Souveränetät der Kantone in Schuß nahm, 
anerfannte, daß bier wirklich den Ständen ein Opfer aufjuerlegen 
fei. Maßregeln gegen die Heimatlofigfeit kamen unmittelbar nad 
her in Vorschlag. Bei Berathung der Bundesfinanzgen überwog 
die Anficht, daß der bisherige ſparſame oder vielmehr Heinliche 
Haushalt nicht mehr genügen könne; erweiterte Zwecke erheifchen 
auch vermehrte Mittel. Die Erhebung unmittelbarer Geldbeiträge 
der Kantone fand man als nächite Geldquelle nicht länger mehr 
angemeffen; in geringen Summen würden fie ungenügend, in 
großen allzu drüdend fein. Daher der Beſchluß: alle Ausgaben 
aus den Zinfen des Kriegs- oder Kapitalfondes, dann aus dem 
Ertrag einer allgemeinen fchweizerifchen Waareneingangsgebühr 
zu bejtreiten; übrige Bedürfniffe durch regalifche Verwaltungen zu 
decken: Posten, Pulverregal. Geldbeiträge der Kantone follen er- 
hoben werden erft im Nothfall und wenn die angegebenen mittel- 
baren Hülfgquellen nicht ausreichen würden, Zu den vielfeitig laut 
Die Schweiz. | 23 
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gewordenen Wünſchen gehörte damals auch eine mehrere Zentrali— 
fation im Militärwefen. Sie erhielten mehrfached Echo in der 
Kommiffion, wenn fie auch nur theilweife durchdrangen. Grund: 
 fäglichfeit waltete dabei nicht wor. Ald die Stände die Revifion 
erfannten (16. und 17. Juli), war die Erhaltung der Kantonal- 
fouveränetät eines der Schlagwörter, mit Dem Freunde und Gegner 
der Revifion um fich warfen. Daß eine Uebertragung unbedingter 
Militärgefepgebung an den Bund damit unverträglich ſei; daß 
mit der annähernd oder gänzlich vollführten Zentralifation der 
fantonalen Kontingente und Berfchmelzung derfelben zu einem 
Bundesheer, zu einer fehmeizerifchen Armee, die politifche Selbft- 
ftändigfeit der Kantone, felbft unter Beibehaltung der gleichen 
Stimmberehtigung Aller, wefentlih den Kürzern ziehen werde, 
darüber tauchten feine Beſorgniſſe auf, meil die damaligen Be 
griffe vom Wefen nationaler Bertheidigung die Heeresorganifation 
im Allgemeinen frei von allen politifchen Berechnungen erhalten 
wollten. Nur Chambrier hielt fih etwas freier, machte wenigftend 
auf die Berfchiedenheit beider Syſteme, des Kontingents- und des 
Zentralifationsfyitens, aufmerkfam, und empfahl, eine unbefchränfte 
Drganifationsbefugniß der Bundesbehörde nicht einzuräumen, fon: 
dern folche im Geifte des Bundesvertraged von 1815 weſentlich 
an das Einverftändnig mit den Kantonen zu fnüpfen. Im Wider: 
fpruch zu feinen Warnungen wurden Beſchlüſſe gefaßt, die der 
Aufitellung eines einheitlichen Heeres die Bahn brachen. 

So waren bid zum 7. November einige der Hauptiteine des 
neuen Gebäudes bereit? aus dem Groben gemeifelt. An dieſem 
‚Tage wagte fich die Kommiffion an den Grundftein, das Stimm- 
recht der Kantone. Es war Mittwoch vor Martini. Eduard Pfuffer, 
Freund von Rückblicken auf die Gefchichte der Altwordern und 
wohlbewandert in ihrem Gebiet, hob erinnernd an: „Am heutigen 
Tage, vor 525 Jahren, haben die Männer im Grütli den eid- 
genöffifhen Bund geftiftet; ed war am 7. November, Mittwoch) 
vor Martini.“ Schien ihm die Gründung einer neuen Eidgenofjen- 
Ihaft fo leicht im Jahr 1832 ald ed jene von 1307 gemwefen? 
Er hoffte. Da nahm Hirzel das Wort, fprach im Sinne feines 
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Kantons und nach perfönlicher Ueberzeugung für vermehrte Repräjen- 
tation der größern Stände, ald nothwendige Folge färferer Zen- 
tralifation, die jenen die jchwerften Opfer auferlege; Stellvertretung 
nach der Volkszahl, die laffe er als jetzt nicht erhältlich ruhen. 
Nah ihm Tanner mit Hinweifung auf Nordamerika und auf die 
eigene Schweizer Berfaffung von 1801. Dann zeigte Roffi, um 
welchen Preis die liberale Schweiz der Mitwirkung Genf's zur 
Bundesrevifion ficher fein könne: ed gebe nur ein Recht für die zwei— 
undzwanzig jouveränen Staaten, das fer das Recht der Gleichheit; 
einmal ſolches aufgehoben, trete Jeder in feine urfprüngliche felbft- 
ftändige Stellung zurüd, folge die Auflöfung des Bundes. Träte 
auch nur Verdoppelung des Stimmrechtes für die größern Kan- 
tone ein, jo müßten fich jchon zwei der Fleinern verbünden, um 
einem von jenen das Gleichgewicht zu halten; die Brüderlichkeit 
würde auslaufen in Eroberung. Baumgartner entgegnete mit 
Berweifung auf die Mediationgzeit, die friedlich vorübergegangen 
und anerkannt Großes gejchaffen; ohne damalige heiljamere 
Bundesverfaffung würde ein Theil von Glarus und ©t. Gallen 
jegt noch ein Sumpf fein; mit dem Fall der Mediation habe 
die Zerfplitterung wieder das große Wort geführt. Wichtig war 
das Votum des bernifchen Mitgliedes, v. Tavel. Er ſchnitt ein 
mit der fcharfen Waffe unerbittliher Konfequenz: der richtigen 
und haltbaren Syfteme gebe e8 nur zwei, den jegigen Föderalis— 
mus mit feinen zweiundzwanzig Souveränetäten in gleichen Rech— 
ten, und das Einheitsſyſtem. Ein Mittelding mit Vorrechten fönne 
Niemandem frommen. Bor Abflug von zwei Jahren fländen Zü- 
rih und Bern ald Parteihäupter im Bunde da und würden die 
übrigen Kantone fih um fie gruppiren. Als Eidgenofje gedenfe 
Nedner einen ſolchen Zuftand nicht herbeizuführen. Die Gründe, 
die ihn ald Berner dagegen leiten, werde er in Bern felbft, 
ohne Rüdhalt, eröffnen. Schaller hatte fein Glaubensbefenntniß 
ſchon in der Tagjagung abgelegt, aber er warnte doch vor der 
allzu dialektiſchen Schroffheit feines Vorgängers, die ihm wie 
Andern vielleicht mit einer Ablehnung der Revifion gleichbedeutend 
fchien. Den Weihrauch, welcher der Mediationgzeit geftreut worden, 
23 * 
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fand er weniger verdient, und die Doppelftimmen, fagte er, 
haben im Jahr 1813 die damalige Bundesverfaffung nicht erhalten. 
Sidler gehörte feiner Anfchauung zufolge zu den Mitgliedern, die 
der Fantonalen Souveränetät jene ded Bundes entgegenfeßten, 
für diefe das ftärfere Gewicht der größern Stände anerkannt 
wiffen wollten, zumal Beſchlüſſe, mit Mehrheiten von fleinern 
Kantonen gefaßt, ofmehin ganz eifolglos bleiben. Für Chambrier 
war fehon trefflich vorgearbeitetz er machte indeß geſchickte Baria- 
tionen, wies auf den Amerikaner Senat hin, auf gleichem Stimm- 
vecht beruhend und mit der Befugnig ausgeftattet, jedem Akte der 
Geſetzgebung gültigen Widerjpruch entgegenzuftellen, dann auf 
die Thatfache, dag das Doppelftimmrecht in den Jahren 1814 
und 1815 gründlich verurtheilt worden. Monnard wollte Gunit 
und Vorrecht der größern progreffiven Stände eben fo wenig an- 
erkennen ald Roffi, fand Ueberſchätzung bei einigen, und hielt fie 
einer Bevorzugung nicht würdig, wenn fie Bundesbefchlüffen nur 
dann Achtung zollen würden, falls fie unter eigener Zuftim- 
mung gefaßt wären. Pfyffer nahm vorfichtig eine Mittelftellung 
ein und verhieß, daß er fih des Stimmens enthalten werde; 
doch ließ er durchbliden, daß er, ald angerufener Unparteifamer, 
ſich für die vorzüglich von Hirzel vertheidigte Meinung ausfprechen 
würde. Planta gab den Anfprechern den weifen Rath, von fich 
aus zu verzichten, da ihr Begehren doch ganz erfolglos bei der 
Mehrheit der Kantone fein würde. 

Das war der neue Grütlitag. Die Wärme der Disfuffion 
hatte ziemender Anftand gemäßigt. Der Ausgang entfprach den 
glühendften Wünfchen der ftrengen Föderaliften: die kleinern Kan: 
tone hatten die Sympathieen und Intereſſen für fi. Die Ab- 
wefenheit der Urfantone war diefen infoweit nicht ſchädlich. Die 
Redner für das gleiche Stimmrecht aller Kantone hatten folches 
. mit weit mehr Geſchick vertheidigt, als jene felbft es vermocht 
hätten, und da vollends die Gefandten von Bern, Waadt und 
Genf — als folche mochten v. Tavel, Monnard und Roſſi noch 
gelten — ſich zu derfelben Partei fchlugen, gleichviel aus welchen 
Gründen, fo fonnte von irgend einer Veränderung weiter feine 
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Rede fein. Die Nedner für die Repräfentation mit etwelcher Ber 
rückſichtigung der Volkszahl vermochten nur mit Mühe fich des 
anderjeitigen Befremdens über ihr Beginnen zu erwehren. Chen fo 
ungünftig war ihnen die Abftinmung: neun Stimmen erklärten 
fich für das gleiche Stimmrecht. Es waren alle, außer vier ge- 
nannten Rednern (Hirzel, Sidler, Baumgartner, Tanner) und 
Mörikofer, dann Pfyffer, der feine Stimme abgab. 

Im Berlauf der Erörterung hatte ein Mitglied der möglichen 
Berwidelungen erwähnt, die eine Aufhebung der Gleichberechti- 
gung der Stände, mit andern Worten der Uebergang der Schweiz 
aus einem füderirten Staat in einen mehr unitarifchen, gegenüber 
dem Ausland herbeiführen könnte. Diefe Bemerkung fiel ins 
Protokoll; ein anderes Mitglied empfahl die Weglaffung derfelben 
als möglicher Weife gefährdend für die unabhängige Stellung 
der Schweiz; die Mehrheit aber ließ fie ftehen. 

Von nun an war das fromme Juftemilieu Meifter und es 
blieben nur noch zwei Auswege übrig, fih auf eine Flickarbeit 
am alten Bundesvertrag zurüdzuziehen oder, aller Grundfäglichkeit 
zumider, einen Bundesſtaat aufzubauen, auf deſſen Schickſale Uri 
eben fo viel Einfluß üben könne ald Bern, Schaffhaufen nicht 
weniger als Zürich. Der Verſuch war immerhin ein gewagter. 
Das erftere hätte ohne Zweifel gefchehen mögen, wenn in der 
Kommiffion alle Kantone vertreten geweſen; denn die abweſen— 
den fieben würden fich nur auf ein Minimum von Veränderungen 
eingelaffen haben. Bei der wirklichen Zufammenfeßung der 
Kommiffion aber ftand eine Maffe von Neuerungen bevor und 
nur folhe mußten ausbleiben, die den öfonomifchen Intereſſen 
beſonders einflugreicher Kantone zu nahe zu treten drohten. 

Man wollte alfo eine Tagſatzung; aber man wollte fie nicht 
mit ihrem traurigen Referendum, mit den vieljährigen Verhand— 
fungen ohne Abfhlüffe; daher der Plan, die Gefandten ohne 
Inſtruktion ftimmen zu laffen. Munzinger war fo warm dafür 
eingenommen, daß er ausrief: nicht geftern, fondern heute &. 
November) gilt es die wahre Lebendfrage der Eidgenoffenfchaft. 
Man modellirte nun fo lange an dem neuen Plan herum, bie 
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der Ausweg gefunden war, das freie Stimmen als Regel auf— 
zuſtellen, dann aber die Fälle beſonders zu bezeichnen, in denen 
ausnahmsweiſe die gefaßten Beſchlüſſe den Kantonen zur An— 
nahme oder Verwerfung nachgehend zu überweiſen ſeien, oder 
aber vorgehend nur nach Inſtruktionen geſtimmt werden dürfe. 
Das war eine ſchwere Aufgabe und die Ausſcheidung der drei 
Klaſſen von Berathungsgegenſtänden hat ſpäter manche Stunde 
ſaurer Arbeit erfordert. Unmittelbar darauf folgte die eigenthüm— 
liche Löſung eines andern Räthſels. Sollen in der Tagſatzung die 
Stände, oder ſoll die Perſönlichkeit der Deputirten auftreten? Das 
freie parlamentariſche Leben in den Großen Räthen hatte ſo viele 
Freunde gewonnen, daß man es auch in die Tagſatzung zu ver— 
pflanzen wünſchte. Das war aber nicht leicht durchzuführen, denn 
das eine Mal ſollten die Geſandten frei, das andere Mal nach 
Inſtruktionen reden und ſtimmen. Die freie und die unfreie Tag— 
fagung, in und neben einander, wurden nun ganz durchgeführt; 
man feste die Zahl der Abgeordneten auf 44, gab jedem der 
Kantone zwei; bei Gegenftänden freier Berathung follen alle 
reden und flimmen mögen nad Gutfinden; in den andern Fällen 
tritt die Tagſatzung in die alte Form zurüd, die Abgeordneten 
fiimmen nah Ständen, für jeden Kanton je einer. Man war fo 
muntern Sinnes, daß ſich 14 Stimmen für diefe Doppeltagfugung 
fanden; nur Chambrier wollte fich mit dem Amalgama, wie er 
es nannte, nicht befreunden. 

Die gefeßgebende Behörde war num gefchaffen; man fhritt 
zur Bildung einer. leitenden und vollziehenden. Schon ein erfter 
Antrag von Baumgartner zur Gründung einer aus fünf Mit- 
gliedern beftehenden permanenten Bundesregierung fand Anklang; 
fo jehr hatte die öffentliche Meinung der Kommiffion fehon vor- 
gearbeitet. Mehr im Ernft ala im Scherz rief Schultheiß Pfyffer 
aus: „Die Sterbeglode der Bororte hat gefchlagen; es fei! 
Weſentlich ifl’d, daß eine Bundesbehörde aus Männern beftellt 
werde, welche das öffentliche Vertrauen .befigen. Daß die Leitung 
der Bundesangelegenheiten einem einzigen Kanton übertragen 
worden, war höchft unangemeffen. Eben fo unpaffend wäre heut: 
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zutage, das Muder einem einzigen Mann unzuvertrauen, wie es 
ehedem unter der Mediation der Fall war.“ Das Protokoll der 
Kommiffion führt als Motiv für die Befeitigung der Vororte 
an: daß fie wegen vielfacher Kantonalgefchäfte den Angelegenheiten 
der Eidgenofjenfchaft nicht immer die wünfchbare Sorgfalt widmen 
fonnten, dann mehr ald einmal in eine nachtheilige Doppelftellung 
geriethen, jo daß ihre Fantonalen Pflichten in direkten Widerfpruch 
mit denjenigen ald Vorort zu ftehen kamen. Der Beſchluß für die 
Aufitellung eined permanenten Bundesrathes war ein einhelliger, 
beinahe einhellig auch ein anderer für die Abtheilung feiner Ber: 
richtungen in vier Departemente. So entitand die Zentralvegie- 
rung mit ihren Minifterien. In einem Sprung aber ging man 
von den franzöfifchen Verfaſſungsformen wieder hinweg und ſchuf 
den Landammann der Schweiz, Präfidenten der Vollziehungsgewalt, 
auch zum Borftand der Tagſatzung. So fiegten abwechfelnd die 
Anfihten von der Nothwendigkeit des patriarchalifchen Autoritäts- 
grundfages, dann wieder die neumodiſchen Theorieen. Die Vor: 
fchrift, daß die Wahl des Landammanns den Ständen zuftehe, 
war eine Huldigung, die dem föderalen Wefen gebracht wurde; 
durch die Tagſatzung wollte man fie nicht, damit nicht der Ein— 
fluß Eleiner Koterieen überwiege; durch das Volk ebenfalld nicht, 
weil diefe Wahlart, als einheitlich, das Wefen der Bundesverfaffung 
umftieße; Andere trauten den Maffen die nöthige Einfiht und 
Unbefangenheit für foldhe Wahl nicht zu. Bereitwillig überließ 
man dagegen die Wahl der vier Bundesräthe der Tagſatzung 
felbft. Die Wahl des Bundesfiges war feine gleihgültige Auf 
gabe. Im Stillen war hier und da von Städten zweiten Ranges, 
wie Zofingen und Rapperſchwyl, die Rede, mit ihrer Erhebung 
zum Bundesgebiet. Allein man fürchtete die Langeweile für die 
Bundesbehörden, dann die Schwierigkeiten der Abfindung mit dem 
betroffenen Kanton und der neuen Jurisdiktionsverhältniſſe, über 
haupt das Ungewohnte, das in der Sache läge. War einmal ber 
Gedanke eines ſchweizeriſchen Columbien aufgegeben, fo fiel die 
Auswahl ohne Mühe auf Luzern, ohne daß Pfyffer ein Wort 
dafür gefprochen hätte. Er und andere Mitglieder hegten dabei 
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auch die Abjicht, Die Urkantone durch die Nähe des Bundesſitzes 
mit dem Dafein und Wirken einer Bundesregierung zu verfühnen. 
Mit innigem Schmerz ſah namentlich der Schultheiß von Luzern 
den wachfenden Ziviefpalt zwifchen jenen Ständen, dann feinem 
eigenen Kanton und der Gidgenojjenfihaft. Ihm waren die vier 
Waldftätte ein ungertrennliches Ganze, deifen Theile nicht in ent: 
gegengefegten Richtungen aus einander fahren dürfen. Es ift zu 
zweifeln, ob die drei Urfantone je einen aufrichtigern Freund 
hatten, ald jenen Mann. Aber fie verjtanden ihn nicht, wichen 
ihn aus und hielten fich an die Führer einer politifchen Partei, 
deren Mißgriffe oder Unglüd nothwendig auf die Urkantone felbit 
zurücfallen mußten. Fielen Ginreden in der Kommiffion, jo trafen 
fie nicht die Stadt Luzern, jondern die bedeutſame Frage, ob 
überhaupt rathſam, einen bleibenden Bundesjig zu ſchaffen. Es 
wurde nämlich das Bedenken geäußert, daß man dadurch Die 
Bundesregierung für die auswärtige Diplomatie um ſo zus 
gänglicher mache. Aber Noffi erwiederte treffend, daß, wenn dieſe 
die Bundesregierung fuche, fie jolche unter allen Umftänden und 
überall zu finden wiljen werde. Deſto weniger zu verlegen, fügte 
er belehrend bei: die bejte Politik ſei, mit dem diplomatijchen 
Korps den erforderlichen offenen Berfchr zu pflegen, ftatt ihm 
ängjtlih auszumweichen. Als es fih um die Lerftungen handelte, 
welche die Bundesftadt zu übernehmen habe, legte fich Pfyffer 
auf das Marften und äußerte Zweifel, ob fich Luzern fo weit 
herbeilaſſen könne als gefordert werde. Tavel erwiederte, dag Bern 
jene Bedingungen faum zu hart’ fände; und damit die Auswahl 
eine deſto freiere fei, ftellte Mörikofer deren Uebernahme durch 
die alte Tagherrenftadt Frauenfeld in Ausficht. Pfyffer ließ fich 
‚bezwingen, fprach nad glüdlichem Siege Freude und Danf und 
die Hoffnung aus, es werde Luzern dem Beſchluß Ehre zu 
machen wiſſen. Weniger zufrieden waren der Berner und der 
Zürcher; als Sidler die Stadt Luzern mit freundlichen Worten 
empfohlen hatte, billigte Regierungsrath v. Tavel den BVorfchlag 
perfönlih ohne Bedenken, fette jedoch bei: was. fein Stand 
dazu jagen werde, wiſſe er nicht. Und Bürgermeifter Hirzel ge- 
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ſtand, daß jene Beſtimmung vielleicht auch in Zürich Aufſehen 
machen werde. 

Mit arbeitſamer Einläßlichkeit behandelte die Kommiſſion die 
Frage der Aufſtellung eines Bundesgerichtes und ſeiner Kompe— 
tenzen, wobei ſie große Mühe hatte, ſich einer ungemeſſenen Aus— 
dehnung der letztern zu erwehren. Dem Inſtitut ſelbſt war man 
gewogen. Die Wahl wollte die Kommiſſion der Tagſatzung nicht 
frei, ſondern nur aus Vorſchlägen der Kantone überlaſſen. Weniger 
glücklich als in allem Uebrigen war ſie in Ausmittlung des 
Reviſionsverfahrens. Sie hatte erkannt, daß das gänzliche Still— 
ſchweigen des Bundesvertrages von 1815 über dieſe Materie ein 
weſentlicher Uebelſtand geweſen; ſie nahm an, daß die neue 
Bundesakte vielleicht auch nicht lange des Beifalls der Kantone 
ſich zu freuen haben werde. Daher ſah ſie Grundbeſtimmungen 
über die Reviſion als unerläßlich an. Uneinig wurden die Mit— 
glieder, ob ausführlich auch das bei einer künftigen Reviſion ein— 
zuhaltende Verfahren zu regeln ſei. Die ſehr doktrinäre Anſicht 
von Roſſi und Monnard überwog, nach welcher vor Ablauf von 
zwölf Jahren eine Reviſion nicht in Antrag zu bringen und auch 
dann noch durch eine Menge läſtiger Formalitäten zu umgarnen 
ſei. Hirzel, der nicht immer rückhaltend genug war und oft Dinge 
ſagte, die beſſer mit Stillſchweigen übergangen worden wären, 
hatte nämlich gar große Hoffnungen auf eine künftige Reviſion 
geſetzt; habe dermalen eine verhältnißmäßige Repräſentation nicht 
Beifall gefunden, ſo möge ſolches vielleicht im Verfolge geſchehen. 
Das war's eben, was die Geſandten der franzöſiſchen Kantone 
nicht wollten und weßhalb ſich die andern bequemen mußten, der 
Eintracht zulieb eine Reihe von Vorſchriften anzunehmen, die ſich 
nicht nur übel laſen im Entwurf, ſondern der Schwerfälligkeit 
wegen eine wirkliche Anwendung gar nicht erwarten ließen. 

War man ängftlich in dieſem Formenweſen, jo ſchien man es 
weit weniger zu fein in Hinſicht auf eine Kardinalfrage aller 
‚söderalftaaten: ob der Beitritt aller Glieder zu neuen Berfaffungd- 
vorjchriften erforderlich oder die bloße Mehrheit genüge. Wie in 
der Tagfagung, fo waren zuerft auch in der Kommiſſion Erklä— 
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rungen gefloſſen, daß ohne Zuſtimmung aller Kantone keine 
Aenderung zuläſſig. Später wurde man nachſichtiger und fand 
eine anſehnliche Mehrheit für genügend, in der Meinung, daß 
dadurch auch der Beitritt der übrigen Kantone unvermeidlich 
werde. Nur ein Mitglied wich hievon ab; ed war wieder Cham— 
brier; für Grundbeftimmungen hielt er die Genehmigung aller 
Stände erforderlich. 

Drei Wochen lang hatte die Kommiffion ſich um die Haupt- 
vorfchriften einer fünftigen Bundesafte bemüht; e8 waren die 
wefentlichen Materialien hergefchafft; man wußte nun ungefähr, 
was man wollte und was man fonnte. Der Bau follte nun aber 
aufgeführt, der Stoff zu diefem Behuf im politifchen Theile ſo— 
wohl wie in Bezug auf die materiellen Zentralifationen verarbeitet 
und vervollftändiget, dann zu einem fyftematifchen Ganzen ge 
Ihaffen werden. Die Aufgabe war fchon zuvor einem engern 
Redaktionsausſchuß zugemwiefen, für ihn dem St. Gallifhen Mit- 
gliede. Baumgartner entwarf zu diefem Behuf erft das Schema 
oder Skelett der neuen Bundesverfaffung, dann dieſe felbit, aus- 
harrend bis zum lebten Federzuge, mitten durch die Schwierig— 
feiten fich täglich folgender Schwanfungen der Kommiffion über 
eine Maſſe noch unerfchöpften Stoffes. Auf jenem Schema fand 
ih ein „Vorbehalt freier Abänderung ded DVerhältnijfes von 
Neuenburg“. Das war eben fo viel ald die Mahnung des Re— 
daftors an den engern Ausſchuß: ed fei jened Recht und jenes 
Bedürfnig in guter Form bei diefem Reviſionsanlaß zu dem 
Zwecke zu wahren, damit der Eidgenoffenfhaft unbenommen fei, 
bei Gelegenheit auf dem Wege der Unterhandlung das Unter: 
thänigfeitsverhältnig Neuenburgs zum preußifchen Königshaufe 
aufzuheben, fern jedoch von einfeitiger Verfügung. Aber auch in 
diefer beſchränktern Form wollte die Anregung nicht gefallen; man 
vereinigte fich zum Stillfehweigen, in der allerdings richtigen 
Meinung, dab eine gütliche Unterhandlung zu jeder Zeit ftatt- 
finden fönne, auch wenn ihrer in der Bundesafte feine Erwähnung 
geihähe. So überfchritt die Verhandlung den Kreis des engern 
Ausſchuſſes nicht; in der größern Kommiffton fam das mwidrige 
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Doppelverhältnig Neuenburgd mit Feiner Sylbe zur Sprade. 
Nicht fo ganz ftill lief e8 ab wegen Bafel. Im Entwurf waren 
beide Zandestheile genannt. Chambrier verlangte ein Berbot fünf- 
tiger Trennungen ohne Zuftimmung aller Kantone und der be 
troffenen Glieder. Die Mehrheit glaubte nicht entfprechen zu follen, 
da die Trennung ja im gegebenen falle nur ald äußerſtes Noth- 
mittel ergriffen worden. Der Name „Bundesurfunde“ entitand, 
weil die oft vorgefchlagene Bezeichnung „Bundesverfaffung“ 
den Föderaliſten nicht mundete, die mehr unitarifh gefinnten 
Mitglieder feinen Bundesvertrag mehr wollten. 

Bon nun an folgten ſich Sitzung um Sitzung die wichtigften 
Entfcheidungen über die ganze Verwaltung ded Bundes und über 
die Zentralifation der Regalien oder regalähnlichen Verwaltungen ; 
fie bilden die lehrreichite Partie des Unternehmens. Nah Boll- 
endung ded Entwurfes wurde auch ein Budget der Einnahmen 
und Ausgaben verfaßt. Man wollte fich dem Vorwurf nicht aus— 
fegen, daß man der Schweiz Träume ftatt Wirklichkeiten darbiete, 
eben jo wenig allen Uebertreibungen von gegnerifcher Seite freies 
Spiel öffnen. Endlich lieferte die Kommiſſion ein Reglement für 
die Tagfagung, Werk eines engern Ausichuffes und feines Bericht: 
erſtatters, des Profeſſors Monnard. Bon den zahlreich eingegangenen 
Adreſſen wurde eine Meberficht gefertigt; der Unterfchriften taaren 
26,284, einige Petitionen von Vereinen und Gemeinden unge- 
rechnet. In welchem Geiſte fie gefchrieben waren, ift in einem 
frühern Abfchnitt gemeldet. In einer neuern Adrefje wurde neben 
Anderem verlangt, daß eine empfindliche Strafe über denjenigen 
Staatömann verhängt werde, der einer fremden Note mehr Ge— 
hör gebe ald der lauten Stimme des eigenen Volkes. 

Am Schluffe der Hauptberathungen (15. Dezember) ſprach 
ein Mitglied mahnend: „Wie im Laufe der würdigen Verhand— 
lungen ein Geift brüderlihen Entgegenkommens gewaltet, wie 
der Einzelne feine Wünfche und Anfichten dem Entjcheide der 
Mehrheit ftetd untergeordnet habe, jo möchten auch heute, im 
lebendigen Gefühl, daß es nur dem vereinten Wirken aller Eid: 
genofjen, welche das Wohl des gemeinfamen Vaterlandes rein 
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und warm im Herzen tragen, gelingen könne, ein neues und 
feſtes Band zu begründen, und daß nur durch gegenſeitige Opfer 
das größte Unheil, die Zwietracht und innere Auflöſung, abzu— 
wenden ſei, ſämmtliche Mitglieder die entworfene Bundesurkunde 
unterzeichnen, zum ewigen Zeugniß, daß die Wiedervereinigung 
aller Bundesglieder zu einem kräftigen Ganzen ihr einziger Wunſch, 
ihr einziges Beſtreben geweſen ſei.“ Eine in dieſem Sinn abge— 
faßte Erklärung wurde mit dem lebhafteſten Beifall angenommen 
und einmüthig unterzeichnet; mit begeiſterten Worten ward der 
feſte Entſchluß vielfach kund gethan, „daß Jeder in ſeinem Kreiſe 
mit der Hülfe des Allmächtigen zur Vollziehung des ſo ſchön 
begonnenen Werkes thätig mitzuwirken ſich beſtreben werde“. Dieß 
der Urſprung der Erklärung, welche ſich, nebſt den Unterſchriften 
von vierzehn Mitgliedern der Kommiſſion, am Schluſſe des Ent— 
wurfes der Bundesurkunde findet. Es war einer jener feierlichen 
Augenblicke, welche das Gemüth des Theilnehmers ganz zu feſſeln 
geeignet ſind. 

Ein Mitglied, Staatsrath v. Chambrier, war ſeit dem 5. 
Dezember abweſend. Er erſchien wieder in der Sitzung vom 18. 
und eröffnete: der durch die Kanzlei auch an ihn ergangenen 
Einladung zur Unterzeichnung könne er nicht entſprechen. Er ſehe 
den Entwurf als gefahrbringend für die ſchweizeriſche Freiheit und 
das Föderativſyſtem an. Wäre der Gegenſtand von geringerer 
Wichtigkeit, ſo würde er ſeine Ueberzeugung gerne zum Opfer 
gebracht haben. Hierauf gab er eine in obigem Sinne lautende 
ſchriftliche Erklärung zu Protokoll *. 

Die Abfaffung des beleuchtenden Berichtes war ſchon früher 
(21. November) dem Profeffor Roſſi übertragen worden. Es be 
ftanden Feine NRivalitäten in der Kommiffton. Um fo leichter ward 
überfehen, daß vielleicht Hirzel gegenüber dem Volke der ent: 


* Sie lautet in der Urfpradhe: »Le soussigne ne saurait adherer au 
present projet du nouveau pacte federal, qu'il envisage comme la ruine 
du systeme ſédératif et de la liberté des Etals suisses. Chambrier, Con- 
seiller d’Etat de Neuchätel.« 
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iprechendere Berichterſtatter geweſen wäre. Roſſi's Arbeit wurde 
indeß von der Kommiſſion mit hohem Beifall aufgenommen. 
Diefe löste fih auf am 20. Dezember, nachdem fie dreiundfünfzig 
Tage in ununterbrochener Ihätigfeit, ohne alle hemmende Zer- 
jtreuung, dem großen Werfe obgelegen. Nächſt den drei Nedak- 
toren find vorzüglich Hirzel, dann der in allen Wirrniffen des 
Bundeslebens wohl bewanderte Landammann Heer von Glarus 
und Chambrier ald diejenigen Männer zu nennen, die wefent- 
lichen Einfluß auf die Verhandlungen geübt. 

Die Mitglieder kehrten mit dem Bewußtſein treu erfüllter 
Prliht in ihre Heimat zurüd. Je freundlicher ihr gegenfeitiges 
Berhältniß geweſen, um fo unangenehmer wurden fie berührt 
durch Chambrier's Schlußwort, in welchem fie die halbamtliche 
Erklärung erblidten, daß Neuenburg fi der Annahme und Ein- 
führung der neuen Bundesurfunde widerfegen werde, fo wie dur 
die Beforgniß, dag in jener Erklärung, fo furz fie lautete, ein 
politifches Syftem der europäiſchen Mächte ausgefprochen fein 
dürfte. Daher der lebhafte Aufruf zur Einigung in der Schluf- 
ſtelle des Rommiffionalberichtes. 

Die Geſchichte iſt noch ein Wort ſchuldig über die Stellung 
Chambrier's. Während der erſten Wochen der Reviſionszeit hatte 
er regelmäßig den Sitzungen beigewohnt und jene überlegte Hal— 
tung bewieſen, die dem hervorragenden Staatsmann eigen iſt, 
frei von ſtarrer Oppoſition wie von ſchwächlicher Aufopferung 
eines politiſchen Syſtems. Mitte Novembers begab er ſich nad 
Sarnen, ſpäter nach Baſel und Neuenburg, wo inzwiſchen (3. 
Dezember) der Gouverneur v. Pfuel wieder angekommen. Die 
übrigen Mitglieder hegten nun abweichende Meinungen über ſeine 
politiſchen Plane: die einen hofften, er bringe wenn nicht den 
ewigen, ſo doch den zeitweiligen Frieden von Baſel her; andere 
ahnten die ganze Bedeutung jener Reiſen und fanden ſich in 
ihren Beſorgniſſen durch die Protokollerklärung Chambrier's nur 
beſtärkt. War da oder dort die Rede davon, es ſei dieſelbe eine 
Folge von höhern Befehlen geweſen, ſo ſtimmt die gegentheilige 
Vermuthung, es ſei ſein Verhalten während der ganzen Revifions- 
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zeit das Werk eigener politiſcher Auffaſſung und Durchführung, 
mit dem Gepräge ſeines ächt ſtaatsmänniſchen Charakters weit 
mehr überein. Daneben hat freilich auch die Ueberzeugung 
guten Grund, daß bewußte Erklärung in Uebereinſtimmung 
mit dem preußiſchen Kabinet geſchah; wenigſtens weiß man, 
daß der preußiſche Geſandte, v. Olfers, ſich über den Bundes— 
entwurf in Aeußerungen erging, die von Mißfallen nicht ſehr 
entfernt waren. 

Der Inhalt des Entwurfes bedingt auch das geſchichtliche 
Urtheil über ihn. Die Selbſtſtändigkeit der Kantone wurde mit 
großer Schonung gehandhabt, dabei für mehrere Bereinigung der 
Kräfte das Mögliche geleiftet. Rechts- und Plichtverhältniffe der 
Bundesglieder unter fich, derfelben zur Eidgenoſſenſchaft, find mit 
großer Beftimmtheit ausgemittelt. Der gejeglichen Ordnung wur: 
den ftarfe Stügen verliehen; umwälzeriſchen Tendenzen gegenüber 
wurden zuverläffige Widerftandsfräfte gefammelt und geordnet. 
Bon materiellen Intereffen find mehrere der verderblichen Ein- 
wirkung des Lokalgeiſtes und der Zeriplitterung entrüdt. Im Be— 
fondern find anzuführen: die Regelung des Garantieverhältnijfes 
im Sinne der Gefeglichfeit wie der Freiheit; die Sicherung Fünf 
tiger Berfafjungsrevifion in den Kantonen ohne Wiederholung 
gewagter Mittel; die Auffiht über alle Verkommniſſe der Kan: 
tone unter fih und mit dem Ausland; zwedmäßige Verfügung 
über bewaffneten Zuzug von einem Kanton zum andern; die 
Hebung des Streited über den freien Berfehr im Sinne geficher- 
ter freier Einfuhr von Kanton zu Kanton; die Handhabung der 
Grenzgebühren, mit dem Berbot ihrer Erhöhung ; die Zollrevifion 
mit Aufhebung der alten Zölle und Einführung eines allgemeinen 
Weggeldes zu etwelcher Dedung der Straßenkoften; Befreiung 
des Tranfitö von bisherigen Laſten; alles unter Anerkennung der 
Entfhädigungspfliht für Zollgebühren privatrechtlichen Belange ; 
etwelche Beichränfung der Kantonalbefugfame für Erhebung 
von Konfumogebühren von Getränfen; Zentralifation des Poft- 
weſens gegen Entihädigung der Kantone zu drei Vierttheilen des 
frühern Ertrages; des Münzwefend mit Einführung des franzöfi- 
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hen Münzfußes *; von Maß und Gewicht; Monopolifirung des 
Pulverhandels; erweiterte Befugfame ded Bundes in Hinficht des 
Militärweſens, mit Beforgung felbft des erften Nefrutenunterrichtes 
auf Rechnung ded Bundes; Regelung des föderalen Finanzweſens; 
freie Niederlaffung; Hebung der Heimatlofigfeit. Ließ die Organi- 
jation der Tagfasung Manches zu mwünfchen übrig, fo war da- 
gegen jene ded Bundesrathes um fo gelungener. Für die Bundes- 
rechtöpflege wurde ein ſelbſtſtändiges Organ gefchaffen. Gefähr- 
lichen Umwälzungen begegneten die Vorfchriften für fünftige 
gejegliche Bundesrevifion. Zwei Gegenftände blieben unberührt: 
einmal die Frage, wann die Dermalige Bundesurfunde ald 
angenommen zu betrachten ſei; der Entjcheidung der Kantone 
und der Tagſatzung wurde ganz freie Hand gelaſſen. Sodann die 
Verhältnijfe der Klöfter; in der Kommiffion hat nie eine Be 
vathung darüber ftattgefunden. Hintergedanfen walteten dabei 
nicht. Jedes einzelne Mitglied fehien den Gegenjtand ald Sache 
der Rantonalfouveränetät anzufehen. Die Aufhebung der Klöfter 
fam erft fpäter auf die fchweizerifche Tagesordnung. 

Entwurf und Bericht wurden in vielen taufenden von Exem— 
plaren in den drei Sprachen verbreitet; erfterer vom Borort den 
Ständen dringend empfohlen. Man gedachte mehrfeitd, jeiner 
Berathung den Borrang vor andern eidgendfjifchen Angelegen- 
heiten zu geben, namentlich follte die Basler Fehde noch im 
Hintergrunde bleiben. In diefem Sinne fprachen ſich die Großen 
Räthe von Zürich, Solothurn und Schaffhaufen gegen den Vor— 
ort aus (Ende Dezember). 

Mit Neujahr 1833 überging die Leitung. der Eidgenoffenfchaft 
an den Vorort Zürich. Bürgermeifter Heß fand an der Spipe, 
ein Magiftrat von hoher Einficht, trefflichem Willen, Parteimann 
nicht mehr, ald man in diefer Zeit es zu fein gezwungen war, 


* Kein Werk überwiegenden Einfluſſes von Abgeordneten aus den fran- 
zöftfchen Kantonen, fondern der Rage der Dinge, wie fie damals erkannt 
worden. Schon ein engerer Ausſchuß (Heer, Baumgartner und Roffi) hatte 
ſich hiezu verftändigt und den Antrag verfaßt, wie er im Entwurf zu lefen; 
in der großen Kommiffion wurde er von 12 gegen 2 Stimmen gutgeheißen. 
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weniger vorgreiflich als fchüchtern und zurücdhaltend. Der Bundes: 
enttwurf gewann mehr Widerfacher als Freunde. Daß die Beleuch- 
tung franzöfisch erfchien, weckte DVorurtheil gegen ihn in. der 
deutfchen Schweiz. Gleich wurde er ald ein Werk der Doftrinäre 
der romanischen Kantone verurtheiltz ja er erhielt fogar, wenn 
auch ganz grundlos, den Namen des Berichterjtatterd. Die Gegner 
verfchiedener Klaffen und Abfichten liegen fich mit leidenfchaftlicher 
Stimme vernehmen; voran die Troxler'ſche Schule. Ihrem Haupt 
genügte die fantonale Umgeftaltung in dem größern Theile der 
Eidgenofjenfchaft nicht; er verlangte eine folche auch des Bundes. 
Das deal war ihm ein fchiweizerifcher Volfsbund, hervorgegangen 
aus einer Gefammtrepräfentation des jchweizerifchen Volkes nach 
der Kopfzahl. Die ganze Magiftratur, das „Herrenthum“, wie er 
es nannte, wollte er befeitigt wien. Jene Gefammtrepräfentation 
nannte er den fchmweizerifchen Verfaffungsrath. An Trorler, den 
geliebten Lehrer, hielt fich eine große Schaar junger Männer, 
Feuerföpfe wie er, unbedingt in feinen Fußſtapfen wandelnd. 
Jenem und diefen war die Bundesurfunde ein Gräuel, das 
„hölliſche Büchlein“, wie drei St. Galler in eben jo viel Flug— 
Ichriften e8 nannten. Ludwig Snell, einer der radikalen Führer 
im Kanton Zürich, ſchloß ſich der Oppoſition ebenfalld an. 

Die zweite Klaffe von Gegnern finden wir in der fatholifchen 
Geiftlichfeit der meiften, vornehmlich der innern Kantone. Kirchliche 
Angelegenheiten wurden feit länger ber unfanft in der Preſſe 
verhandelt. Sie witterte Schlimmeres aus der Erſtarkung der 
Reformpartei durch Annahme des Bundesentwurfs. Die Weg- 
laffung des Klofterartifeld deutete fie zum Uebelſten; fie war ihr 
eine Handhabe für aufregende Widerfacheret. In den freien Aem— 
tern bildete ſich alsbald (9. Januar 1833) ein fatholifcher Verein 
in diefem Sinne. 

Diefer Oppofition fchloffen fich, theild mit, theil® ohne fon- 
feffionelle Rückſichten, die Häupter der Kantone an, welche von 
der fogenannten Regeneration noch frei geblieben, vornehmlich jene 
der Urkantone, die einflußreichiten Männer von Zug, Teflin, 
Wallis, die ehemaligen Negenten von Bern, Solothurn, Luzern, 
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endlich die Regierung von Neuenburg, vermöge ihrer eigenthüm- 
lichen Stellung und Miffion. Injoweit war alfo die Klage der 
Reformpartei, daß Geiftlichfeit und Ariftofratie ihr gegenüber 
ftehen, richtig. 

Die Trorxler'ſche Schule, oder die radikale Partei, war fomit 
das eine, die Ländlerherrichaft und die Ariftofratie das andere 
Grtrem, mwelched der Bundesreviſion gegenüberftand. 

Ziwifchen beiden bewegten fich noch andere Klaffen von Geg- 
nern des Entwurfs. Liberale Doktrinäre, aus der franzöfifchen 
Juftemilieufchule, dem ftaatenbündlichen Wefen mehr zugethan 
als jenem des Bundesftaates, fanden die Kantonalfouveränetät 
im Entwurf ſchon zu jehr bejchränft oder doch hoch bedroht. Wir 
finden diefe Männer in den Regierungen von Waadt, Genf, 
Freiburg, dann in der dortigen gebildeten Bevölkerung. Roſſi's 
und Monnard's Fürwort befehwichtigte fie nicht. Auch in den 
übrigen Theilen der Schweiz wollten Manche, wirkliche und ältere 
Magiftraten, dem Entwurf nicht huldigen, fahen die funtonale 
Griftenz als gefährdet an, im Geifte ein neues helvetifches Direk- 
torium erftehen. Viele endlich waren Gegner, weil der Entwurf 
nicht von ihnen felbft ausgegangen. 

Diefe Parteien oder Fraktionen alle konnten fich fohlieplich auf 
eine ftarfe Zahl ftimmberechtigter Landleute fußen, welche ihren 
Anfchauungen zufolge meift der Stabilität hold und fehr leicht 
gegen tiefgreifende Neuerungen aufzubringen find. 

Es regnete Flugfehriften, zum Theil im maßlofeften Ton. An 
Heftigfeit und fchneidender Schärfe überboten die Troxler'ſchen alle 
übrigen. Troxler warf felbjt mit der ungegründeten Anfchuldigung 
um fich, daß die Verfaffer des Entwurfs die Abficht gehegt, ihn 
der freien Abftimmung durch das Volk vorzuenthalten. Die Oppo- 
fition von diefer Seite war fo leidenfchaftlih, daß entzündliche 
Köpfe, fo Filcher von Meriſchwanden, fich berufen glaubten, durd) 
irgend einen neuen großen Volkszug den fchieizerifchen Ber- 
faffungsrath ind Leben zu rufen. Sehr unfanft Iauteten auch die 
Gegenfchriften aus Fatholifhen Standpunkt; fie fahen im Geifte 
eine proteftantifche Herrfchaft voraus und ließen der Revifiond- 

Die Schwein. 24 
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kommiſſton die Gerechtigkeit nicht widerfahren, daß fie an der 
fonfeffionellen Spaltung vom fechszehnten Jahrhundert ganz un« 
fchuldig war. Vom adminiftrativen und politifchen Standpunft 
eined gewiegten Magiftraten zugleich fchrieb Julius Muret, der 
geweſene helvetifche Senator und Landammann von Waadt, mit 
Ihonungslofer Kritit gegen den Entwurf. Die gefährdeten Kan- 
tonalintereffen von Waadt mußten ihm manche Waffe reichen. 

Wie die Parteien und Einzelne, fo rüftete man fih in den 
Behörden vieler Kantone felbit zu der entfchiedenften Oppofition. 


Zwölfter Abfchnitt. 


Der Gedächtnißtag der Ufterverfammlung verbrecherifh gefchändet. Die 
Konferenz in Sarnen. Tagſatzung in Zürich und Gegentagfagung in Schwyz. 
Bafel-Landfhaft und Schwyz Aeußeres Land in die Tagſatzung aufgenommen. 
Die Berftümmelung ded Bundesentwurfed. Das Ausland gegenüber der 
Schweiz. Poleneinfall. (Rovember 1832 bid Juni 1833.) 


Der Tag von Ufter follte am 22. November feftlich begangen 
werden. Dazu hatte der im Frühjahr gegründete politifche Kan— 
tonalverein Anftalt getroffen. Man verfprach fich erhebende Feier 
zur Befräftigung früher an gleichem Orte bethätigter Gefinnung 
und gleichzeitiger Schlußfaffung über mehrere vorbereitete Adreffen 
für die Bundesreform, dann für endliche Hebung der Wirren in 
Bafel und Schwyz, und über fantonale Angelegenheiten. Schon 
Abends zuvor hatten fih die Männer des Komite's aus allen 
Bezirken in Ufter zu diefem Behuf verfammelt. Aber e8 walteten 
Unruhe und Beforgniß vor greller Störung. In gleicher Gegend 
war feit länger eine Baummollwebemafchine im Gang. Gegen 
daherige Berfümmerung des Erwerbes waren die Handiveber er- 
bost; mehrere Petitionen zur Abhülfe, feit 1830 eingegeben, 
hatten von Seite der Behörden Zürichs Feine Beachtung finden 
fönnen. Die Erbitterung wuchs. Dumpfe Gerüchte von Zerftö- 
rungsplanen gingen um und famen den Beamten zu Obren. Diefe 
berubigten und belehrten fo gut möglich, glaubten das drohende 
Ungewitter befchtworen zu haben, fo daß die Regierung felbit (20. 
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November) nach ſorgfältigem Rathſchlag außerordentliche Maß— 
nahmen unterlaſſen zu können glaubte. Aber am frühen Morgen 
des Feſttages wogten wilde Rotten, ungefähr 200 Mann aus 
den Gemeinden Bäretſchweil, Bauma und Hittnau, heran gegen 
die Fabrik Corrodi und Pfiſter bei Uſter, legten Feuer ein, und 
in kurzer Zeit loderten aus dem ſtattlichen Gebäude die gräßlichen 
Flammen, Zeugen verwilderten anarchiſchen Sinnes, hoch in die 
Lüfte. Alle Vorſtellungen der zu guter Zeit, aber nicht zahlreich 
genug zur Abwehr auf dem Platz erkhienenen Vereindabgeordneten 
waren vergeblih. Sie erfchöpften ſich in anfänglich fruchtlofem 
Handgemenge, festen Leib und Leben ein, vor Allen muthig und 
ausharrend Regierungsrath Fierz, auf den felbft der Dolch gezückt 
wurde. Ehe die zur Ufterverfammlung ſelbſt herangefommenen 
Schaaren auf dem Platz fich einfinden Fonnten, ftand das Ge 
bäude jchon in Flammen. Mit Wuth ftürzte ‚die ftärfere Maffe 
nun auf die Thäter oder Verdächtigen, warf fie zu Boden und 
ihleppte fie weg nad) dem Gerichtöhaus. Es war dieſes das Werf 
weniger Augenblide. Erfchroden flohen einige der Schuldigen 
nach dem nahen Wald, wurden aber theilmweife wieder eingeholt. 
Die Unthat geſchah zwifchen 8 und 9 Uhr. Das Yet war mit 
der Fabrik in Flammen aufgegangen. Die Verbrecher wurden ge 
bunden und nad Furzer Borunterfuchung des anmwefenden Staatd- 
anwaltes fchleunigft nach Zürich abgeführt. Es waren deren fechd- 
undfünfzig; zwei wurden im Gefängnig zu Uſter zurücbehalten. 
Mittlerweile waren alle Vorſichtsmaßnahmen getroffen, um drohen- 
den Gemaltihätigfeiten gegen das Gerichtshaus ſelbſt, zur Be— 
freiung der Gefangenen, fräftigen Widerftand entgegenzufegen. 
Er wurde glüclicher Weife nicht nöthig. Die Züge dev Gefangenen 
langten auf Xeiterivagen noch denjelben Nachmittag und Abend 
in Zürich an. Die Regierung berief zur Sicherung der Stadt 
Milizen und lieg neun Gemeinden im Often ded Kantons mili- 
tärifch befegen. Al am Sike des Frevels die Abführung der 
Gefangenen vollendet war, da rief der Vereinspräfident Füßli 
das Bolf — es waren bei 10,000 Männer da — auf die be 
fannte Uſterwieſe, bezeichnete den Zweck der Berfammlung als 
e 24 * 
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vereitelt, fehilderte die ruchlofe That ald Gegenftand verdienten 
Abſcheues, belobte den Eifer und die Entichloffenheit aller, die 
dem Verbrechen männliche Abwehr entgegengefegt, und fagte ver— 
gleichend nicht mit Unrecht: „An diefem Zage hat vor zwei Jahren 
das Volt den ſchweren Kampf gegen die Ariftofratie, heute den 
ſchwerern gegen die Anarchie fiegreich beftanden“, Noch einige 
Neden und die Verfammlung löste fih auf. Eine andere Lehre, 
die diefer Tag verkündete, wurde nicht vorgetragen, die nämlich: 
daß große Volksverſammlungen, die nicht durch politiſche Noth 
geboten, das gefährlichſte Mittel zur Förderung öffentlicher Wohl- 
fahrt find. Das Vereinsweſen ſank im Kredit. Die Schweiz ver- 
nahm mit Entfegen das Ereigniß. Es folgte indeffen fo rafche 
Juſtiz, ald die große Zahl der Betheiligten ſolche gejtattete. Von 
77 Angeklagten wurden bei 30 ſchuldig erklärt und in geſetzliche 
Strafe verfällt, der am ſchwerſten Betheiligte zu vierundzwanzig— 
jähriger Zuchthausfirafe. Der ermittelte Schaden ward auf 270,000 
Franken gewerthet; an deſſen Vergütung hat in ſpätern Jahren 
der Große Rath einen Beitrag geleiſtet. 

Noch war die ordentliche Tagſatzung von 1832 verſammelt, 
als ſich eine Trennung der Eidgenoſſenſchaft, häufig öffentlich 
und drohend beſprochen, im Dunkeln anbahnte. Wer die erſte 
Anregung dazu gegeben, iſt nicht ermittelt. Immerhin ließ ſich 
der Plan ſchon aus der Verwahrung der fünf Kantone vom 14. 
September entnehmen. Das Wahrſcheinlichſte iſt, daß mündliche 
Beſprechungen jedem ſchriftlichen Akt vorangegangen. Handlungen 
der letztern Gattung gingen ſchon frühe von Schwyz aus. Durch 
Eilboten ſchrieben die „Vorgeſetzten Herren“ von Schwyz (24. Sep— 
tember) an die Geſandtſchaft in Luzern die Mahnung, für den 
Fall des Eintrittes von BaſelLandſchaft in die Tagſatzung zur 
That zu fehreiten und den gemeinfamen Austritt zu verabreden, 
Vier Tage nachher gingen gleiche Mahnungen an die übrigen 
Urftände ab, und am 6. Dftober freuten fich die Vorgeſetzten 
Herren von Schwyz des Berichtes aus Luzern, daß Bafel in den 
Gedanken eingehe. „Am wichtigften wäre freilich“, hieß es weiter, 
„wenn ein allgemeinerer Austritt bewerfftelligt werden fönnte.“ 
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Wie ed damit gemeint, ift aus dem Schreiben nicht erfichtlich. 
Indeſſen hatte Bafel wirklich im Sinne von Schwyz gehandelt, 
und in der Wohnung der Gefandtfchaft von Bafel gefchah die 
Abrede für die Abhaltung einer bejondern Konferenz zu mehr- 
bezeichnetem Zwed (6. Dftober). Schwyz wurde gleichwohl unge 
duldig, Elagte über Lauheit und Langfamkeit *, mahnte zu fefter 
- Ausführung des unausweichlih erachteten Entfchluifes. Seine 
Wünſche gingen in Erfüllung durch ein ähnliches Schreiben von 
Baſel vom 21. Oktober, Uri ward ausjchreibender Stand und 
lud zum Zufammentritt ein nach Sarnen auf den 14. November. 

Dieb war der Urfprung jenes Ständevereind, den die Zeit 
genofjen mit dem Namen der „Sarner Konferenz“ bezeichnet haben; 
die theilnehmenden Kantone wurden von dann an auch Furz mit 
dem Parteinamen der „Sarner“ genannt. Der Gewißheit jteht die 
Meinung fehr nahe, daß ſich Abficht und Hoffnung an den Plan 
fnüpfte, den gegnerischen Kantonen ſchwere Verlegenheiten zu bes 
reiten oder vollends einen allgemeinen Umfchwung der Dinge 
bei ihnen herworzurufen. Die Inſtruktionen, welche Bafel feinen 
Abgeordneten an die Konferenz in Sarnen ertheilte, bezielten, 
nebſt dem Nichtbefuch der Tagſatzung im bezeichneten Fall, fort- 
dauernde Verbindung zu gemeinfamen Zwecken während einer 
bevorftehenden Tagſatzung (alſo Gegentagfagung), dann- die Theil- 
nahme auch an den Berathungen „allgemein eidgendffifcher Gegen- 
fände“. Die eingenommene Stellung war ſomit höchſt dehnbar, und 
geeignet, die längere Spaltung der Schweiz in zwei Bünde hervorzus 
rufen. Landammann XZaver v. Wäber von Schwyz war hiefür be 
fonders thätig. Bafel nicht minder; es benußte die politifche An— 
fehauung der Dinge in den Urkantonen zu feinen kantonalen Zweden, 
namentlich zu Hebung jeiner Mißverhältniffe zur Eidgenoffenfchaft. 

Am 14. und 15. November tageten unter Borfig von Land» 
ammann Spichtig von Obwalden die Gefandten der fünf Kantone 
mit Bafel über ihre Aufgabe; für Neuenburg Staaterath Cham: 
brier; feurig ließen fih Urt und Schwyz vernehmen, warnend 


* Schreiben an Uri vom 19. Oktober. 
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und zurückhaltend Nidwalden, Trotz den Ausfällen auf das Siebner— 
fonfordat lieg man es bald fallen; Ridwalden fand, daß es in 
Folge der von mehreren Ständen verweigerten Berfaffungsgarantie 
ein Akt der Nothwehr geweſen gegenüber den Gegnern im eigenen 
Vaterland. Nach vollendeter Bundesrevifion werde es von jelbit 
„erfterben“ *. Auch Neuenburg legte dem Konfordat weiter Feine 
Wichtigkeit bei, nachdem die Mehrheit der Stände ihm fremd 
geblieben. Es blieb jomit nur noch die Stellung wegen Bajel 
zu regeln übrig. Auch in diefem Punkte fräubte fih Nidwalden 
anfänglich, wied auf die Gefahr der Trennung für Alle, auch für 
Bafel. Auch Neuenburg wollte zuerft nicht gar zu weit und brachte 
dad Ausbleiben bei einer bloß wegen der Angelegenheiten Bafels 
abzuhaltenden Tagfakung zur Sprache, wogegen an einer für 
gemeinfchtweizerifche Zwede ausgefchriebenen Bundesverfammlung 
theilgenommen würde. Das Präfidium mahnte zur Gintracht, 
Bafel zum gemeinfchaftlichen Wegbleiben. Die Bedenken mußten 
verftummen. Es wurde beichlofien, an einer Tagſatzung, erde 
fie aud was immer für einer Urjache ausgejchrieben, ſich nicht zu 
beiheiligen, fofern einer Gefandtichaft von Bafel-Landichaft. Zutritt 
geftattet würde, und fih hinfür in Schwyz, fünf Tage vor Er- 
Öffnung der Tagfasung, befonderd zu verfammeln. An Baſel 
erging freundfchaftlihe Mahnung, nichts unverfucht zu laſſen, 
was die Bereiniguff aller Theile des Landes herbeiführen könnte **. 

Die Ratififationen-erfolgten von mehreren Seiten bald, von 
Nidwalden abermals zögernd Cerft am 28. Dezember); Neuenburg 
zeigte die feinige mit der ausgefprochenen Hoffnung an, daß die 
gefaßten Beſchlüſſe endlich der revolutionären Bewegung Einhalt 


* Protokoll der Konferenz. 

** Der Berfaffer bat fichere Notiz in Händen, daß die Abgeordneten von 
Schwyz, als fie (17. November) ihren Kommittenten über das Ergebnif 
der Konferenz Bericht erftatteten, zugleich »einen Aufruf vom Komite in 
Bern« vorlegten. Das Schwyzer Protofoll aber ſchweigt von diefem Umftand, 
und andere Quellen, aus denen jener Aufruf felbft oder fein Inhalt, dann 
Beſtand und Zwed des »Komite in Bern« hätten ermittelt werden fünnen, 
ftanden dem Verfaſſer nicht zu Gebot. 
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thun werden, die der Schweiz ſchon fo ſchweres Uebel zugefügt 
habe (unterzeichnet v. Pfuel). Wallis lehnte ab (24. Dezember), 
wies auf die bedenflihen Folgen einer Spaltung unter den 
fchmweizerifchen Ständen, auf die Fritifche Lage der Eidgenoffenfchaft, 
falls mögliche Ereigniffe fie zur Nationalvertheidigung aufriefen. 
Bon nun an ward Wallis mit fohriftlichen und mündlichen Vorftel- 
lungen, doc, immer vergebend, zum Beitritt gemaßnt; erbittert 
äußerte fich Neuenburg, Wallis werde feine Ablehnung bereuen, 
wenn e3 die inzwifchen von der „revolutionären Partei“ gemachte 
rüdgängige Bewegung gewahr werde. 

Ueber alle diefe Vorgänge wurde tiefes Stillfhweigen gegen 
die fchmweizerifche Ständemehrheit und gegen den Vorort beobachtet. 
Mupten die Konferenzkantone doch fchreiben, fo wichen fie forg- 
fültig eine Berührung der eingenommenen Sonderftellung durch 
allgemeine Redensarten aus. 

Neuenburg war im Jrrthum mit jener rückgängigen Bewegung. 
Der Borort Luzern fürchtete neue Verwickelungen im Kanton 
Bafel und gedachte fie bald möglichſt auf die Schultern der 
Eidgenoffenfchaft abzuladen. Daher feine Abficht, felbit während 
der Arbeiten der Revifionstommiffion abermald eine Tagſatzung 
einzuberufen. Solcher Tagſatzungen aber waren die Bundes- 
reviſoren fatt für die Eidgenofjenfchaft und ihre Kantone wie 
für fich felbft. Sie wollten die Kräfte des Landes nicht länger im 
Dienft unbezwingbaren Parteieigenfinnd vergeuden laffen, fondern 
für das Revifionswerk vereinigen und nugbar machen. Ihre Vors 
ftellungen wirkten; die Ausfchreibung gefchah erft auf 15. Januar, 
mit befonderer Beziehung auf die Angelegenheiten Bafeld. Kaum 
aber war Zürich im Befig der vorörtlichen Gewalt, fo vertagte 
e8 den Zufammentritt folcher außerordentlihen Tagſatzung auf 
den 11. März, mit der Einladung an geſammte Stände, ſich 
vor Allem zur fruchtbaren Behandlung des Bundesentwurfes und 
zu feinem fürmlichen Abſchluß in Bereitfchaft zu fegen. Hiermit 
fteht in Verbindung was Zürich fchon ald Stand im Dezember 
zuvor gethan, andere Kantone beifällig unterftügt hatten. Diefen 
Anordnungen lag Stantöflugheit und Kraft zugleich zu Grunde: 
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es war eine Bewegung vorwärts, nicht rückwärts, wie Neuendurg 
gemeint. Die Politif von Zürich ftand in diefer Zeit weit über 
jener von Luzern, die ſich durd Basler Nöthen beider Theile 
gewöhnlich über Gebühr in Harnifch jagen ließ. Mit jener Dring- 
lichkeit von Zürich waren übrigens nicht alle der geladenen Kantone 
einverftanden ; jo wollten unter andern Bern und Wallis eine noch 
meitere DBerfehiebung der Tagfagung, was die Theilnahme für 
die Bundesrevifion, zumal von Seite Berne, keineswegs in 
glänzendem Licht erjcheinen läßt. Bern und Wallis erhielten ab- 
Ichlägige Antivort vom Vororte Zürich. 

Die Sarner waren durch diefe kluge vorörtlihe Wendung für 
ihre Schachbrettzüge irre geworden. Baſel verlangte jofort eine 
neue Zufammenfunft; das gefiel in den Urkantonen; Schwyz 
verfuchte noch einmal den Einfluß feiner Ueberredungsfünfte auf 
Wallis, und Uri fchrieb die zweite Konferenz auf den 30. Januar 
nah Schwyz aus. Unerwartet für genannte Kantone lehnte und 
rieth Neuenburg ab, da die Hauptabrede für Nichtbeſuch der Tag: 
jasung im mehrerwähnten Fall fchon getroffen jei, weiter zu 
gehen gefährlich wäre, eine Verhandlung über gemeinfames Ver— 
halten in der Frage des Bundesentwurfes leicht den Vorwurf 
eined Separatbundes auf die Konferenzſtände werfen, die Geg- 
ner nußlofer Weife reizen umd erbittern würde, Diefer Wider 
ftand, den dringende DVorftellungen von Uri an Neuenburg nicht 
zu heben vermochten, veranlaßte auch die Verzichtleiftung Baſels. 
Aber die übrigen Stände wollten die Konferenz ‚doch nicht auf- 
geben; es fanden fich zunächit die Abgeordneten der drei Urfantone 
zufammen, und dießmal leitete Landammann Wäber. Er ergoß 
ſich in herben Klagen über die Befchlüfje der Tagſatzung in Basler 
Sachen, über die „rüdläufige Bewegung‘ von Wallis, endlich 
über den Bundesentwurf, der das Föderativſyſtem vernichte und 
nach der Einheitöverfaffung fteure. Die den kleinen Kantonen zuge: 
ficherte Beibehaltung des gleichen Stimmrechtes fei nur eine Lock— 
jpeife, deſſen Sicherheit für die Zukunft gar nicht zu erwarten. Auf: 
gabe der Konferenz ſei's nunmehr: für Glück und Heil des allge 
meinen Baterlandes erfpriegliche Befchlüffe vorzubereiten. Nidwalden 


3717 2 


war abermal ängftlich, empfahl Geheimhaltung defien, was etwa 
wegen der Bundesrevifion verhandelt würde. Zuverfichtlicher fand 
Amtsftatthalter Theodor Abyberg feinen Troft darin: „daß die Eiche 
wohl vom Sturme könne gebogen, aber nicht gebrochen werden“ *. 

Auch eine Abordnung von Wallis war mittlerweile fchon in 
Schwyz; aber fie follte fich erſt noch bitten und laden laffen, 
was dann auch geſchah. Die Gefandten traten ein, Träger be 
gründeter Furcht vor ziviefacher Trennung, jener der Eidgenoffen- 
haft wie im eigenen Kanton. Alle Kraft und Salbung der Rede 
wurde gegen folche Beforgniffe aufgeboten. Nicht Trennung, nicht 
zwei Eidgenoffenfchaften wolle man von Seite der Sarner Kon- 
ferenz, jagten ihre Bertheidiger, nicht Manifefte in die Welt fenden 
und fremde Intervention herbeiführen, fondern einwirken auf die 
Mitjtände, dag fie zum Rechte zurückkehren. Diefe Worte darf 
man indeß nicht buchjtäblich nehmen, denn unmittelbar nachher 
gab ihnen Landammann Spichtig von Obwalden die richtige 
Deutung: man wolle nichts weniger ald Bürgerkrieg, aber das 
alte Föderativſyſtem behaupten, das die Schweiz glücklich gemacht, 
jegt untergraben werden wolle. Beifpiele habe man an Schwyz 
und Baſel; diefe Kantone feien indeß nur Mittel zum Zweck, 
das alte Bundesgebäude niederzureigen und ein neued aufzus 
führen. Vergebens; Wallis blieb feſt, lehnte die Genehmigung 
des Hauptbefchluffes von Sarnen wieder ab, ermahnte gegentheild 
die Urfantone zu nochmaligem Erjcheinen an der Tagſatzung, ließ 
jedoch endlichen Beitritt zu jenem hoffen, wenn neue Vorftellungen 
der ſechs Stände von der Tagfagung abermal unbeachtet blieben. 
Jeder Theil beharrte. Am folgenden Tage ward der Bundes 
entwurf in Berathung genommen. Die Abgeordneten überboten 
ſich in berben Urtheilen und wirzten ihre Reden mit beißendem 
Spott, ftatt ihre Nechtsanfichten und ihre Wünfche mit Würde 
und Klugheit im Kreife der Tagjagung ſelbſt vorzutragen. Unter 
ihnen war Z’graggen, der von der Reviſionskommiſſion ausge 
blieben war. Er und Lauener fahen im Entwurf feinen Bund, 


* PBrotofell der Schwyzer Konferenz; vom 30. Januar 1833. 
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ſondern eine alle Stände überragende Verfaſſung, nach welcher 
die Urfantone „zu einer Dorfgemeinde herunterfinten“. Spichtig 
fprach die Erwartung aus, die fouveräne Behörde feines Kantons 
werde den Entwurf zu den Alten legen, bid 40 oder 50,000 
Bajonete folchen aufdringen; dann aber wolle Obwalden eher 
mit Ehren untergehen, als freiwillig dem Entwurf buldigen. 
Nicht als feige Memmen foll die Nachwelt fie kennen lernen *. 
Wäber äußerte fich wie die Andern: im Entwurfe ftede die zen« 
trale Herrfchergewalt, und mit ihrer Einführung feten die Urfantone 
verloren. Wallis war nicht zufrieden mit dem Inhalt, wich jedoch 
im Ultimatum. ab; der Gefandte verdeutete, der Landrath würde 
fih im fchlimmften Fall eher zur Annahme entfchliegen als zur 
Theilnahme an einer Spaltung, die die Schweiz mit fremder 
Intervention bedrohe. Das war aber nur die Sprache eined 
Unterwalliferd® (Morand), und im obern Lande waren die Leute 
jchrofferer Meinung. Das Ergebnig war fonach allfeitige Ver— 
werfung, nur gemildert durch den Vorbehalt von Wallis. Wäber 
ſprach jelbft die Hoffnung aus: ed werde nah Schlichtung der 
innern Wirren von Schwyz auch dad Äußere Land vom neuen 
Bund nichts wiſſen wollen. Darin hatte er nicht Unrecht. Die 
Konferenz ſchloß mit erneuerter Einladung an Wallis zur Ge 
nehmigung des Protofolld von Sarnen. Unter fich betrieben die 
Urfantone fehr ernftlih die Natififation der neueften Beſchlüſſe, 
abermaliger Beweis, daß ihnen das Scheitern der neuen Bundes— 
plane, nicht aber die Basler Händel die Hauptfache war. Uri 
nahm die Landsgemeinde zu Hülfe, an welcher feurige Magi- 
ftrate über den neuen Bund den Bannfluch verfündeten, in den 
das bereitiwillige Volk jauchzend mit einftimmte 3. Mäy). Er 
war das Buch der Hölle in Altorf wie in St. Gallen. 
Während in beiden politifchen Lagern der Eidgenofjenichaft 
eine Maffe von Kräften fich in ſolchem Widerftande gegen freund» 
liches Uebereinfommen, unerfprießlich für das Vaterland, verzehrten, 
ereignete fich da und dort Manches, was Aufzeichnung verdient. 


* Konferenzprotofoll vom 31. Januar. 
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Mit den auswärtigen Berhältniffen war man eigentlich auf das 
Feld der Vermuthungen und der Beforgniffe geworfen. Die 
Tranzofen waren in Belgien und vernichteten da die Refte von 
Hollandse Macht und Einfluß; die andern Mächte ftanden wie 
immer gerüftet, lauernd zwifchen Frieden und Krieg. Der Vorort 
war außer Stande vorzufehen, mas jeweilen der morgige Tag 
bringe. In diefer Lage wollte er, den Tagfagungsbefchlüffen treu, 
fchleunige militärifche Bereitfchaft fördern. Für die Kontingentd- 
truppen waren die nöthigen Befehle gegeben; zu fchnellerer Mobil- 
machung ftellte er nun ſechs Brigadefommando auf in den Per 
jonen von eben fo vielen eidgenöffifchen Oberften: Ryfold in 
Teffin, Maillardoz in Chur, Ledergerw in Wyl, Zimmerlin in 
Lieftal, Karl Bontems in Sferten, Guerry in St. Morizen im 
Wallis. Viel Werth fonnte man auf diefe Anordnung, die übrigend 
nur wenige Wochen beftand, nicht ſetzen, doch diente fie zu etwelcher 
Bernhigung. Regierungen Heiner Freiſtaaten find in ſchwierigen 
Zeiten genöthigt, Lebenszeichen von fich zu geben, gleichviel ob 
fie andern reellen Nugen gewähren mögen oder nicht (Ende 
November). Um eben diefe Zeit eröffnete der Vorort, nach ver- 
nommener Willenserflärung der großen Mehrzahl der Stände, 
die Anerkennung Griechenlands ald Staat und des baterifchen 
Prinzen Otto ald deſſen König, dann des Prinzen Leopold von 
Sachſen-Koburg ald König der Belgier, den Gefandtichaften der 
befreundeten Mächte. In Zürich behaupteten die Beftrebungen zu 
Hebung aller Scheidewände zwiſchen Stadt und Landſchaft ihre 
Rechte; die Regierung griff die Frage der Schanzenfchleifung 
nftlih an, indem fie einen Ausfhuß mit deren allfeitiger Be- 
leuchtung beauftragte. Für die Staateverwaltung fonnte das 
Unternehmen nicht nur eine Parteibedeutung haben wie etwa bei 
den Maſſen; daher die Unterfuchung fich über die allgemeinen 
politifhen und volfswirthfchaftlichen, dann technifchen und finan- 
ziellen Nücdfichten zu verbreiten hatte, Viele hofften damit den 
bleibenden Frieden zwifchen den Städtern und den Bürgern der 
Landfchaft zu gründen. Die Bürgerfchaft der Stadt war großen- 
theils anderer Meinung und reichte dem Regierungsrath eine in 
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gemäßigtem Tone gehaltene Petition um Erhaltung der Feftungd- 
werfe ein. Bern verarbeitete langfam nur feinen Hochverrathsprozeß. 
Großrath v. Tillier richtete am 29. November an den Großen 
Rath eine Denkfchrift, in welcher diefe Behörde gebeten wurde, 
den Gerichten die möglichite Bejchleunigung der Unterfuchung, 
unverzügliche Prüfung der Lage der Gefangenen, fo wie die Frei— 
laffung oder Milderung der Haft für diejenigen zu empfehlen, 
welche gar nicht oder doch nur unbedeutend beſchwert feien. Bald 
nachher wurden fünf von den fogenannten Siebnern (fie find 
oben genannt) endlich der Haft gegen Bürgfchaft entlaffen; die 
ftädtifche Bevölkerung begleitete unter Freudenbezeugungen die 
Wagen, in denen fie aus dem Grlacherhofe abgeholt worden. 
Tillier’d Antrag felbjt entfernte der Große Rath ald unerheblich 
von der Tagesordnung, weil er fich nicht auf ſchwankende Ein- 
mifhung in die Befugniſſe der Gerichte einlaffen wollte, gegen 
die vollziehende Behörde aber nur Anjchuldigungen in allgemeiner 
Form vorgebracht worden feien. Im Juni 1833 erfolgte endlich 
ein Beſchluß des Obergerichtes, der die Prozedur der Spezial 
fommifjion, nach Beichaffenheit und Ergebniß, von den übrigen 
politifchen Prozeduren als gefondert und fpruchreif erflärte. Die 
Meinung, daß die Siebner die Häupter einer Verſchwörung, alle 
übrigen Beklagten ihre Werkzeuge gewefen, konnte fich von nun 
an nicht mehr behaupten. Die Anklageakte (vom 1. Februar 1834) 
gab fpäter felbft zu, daß fich feine Indizien eines Zufammenhanged 
der Verfügungen der Speziallommiffion mit den Werbungen zum 
Umsturz der Regierung u. ſ. w. ergeben. 

In Angelegenheiten von Bafel blieb das alte Zerwürfnig. 
Die Regierung von Bajel-Landichaft hob ihren amtlichen Geſchäfts— 
verkehr mit den Kantonen durch ein zweckmäßig gehaltenes Kreis- 
jchreiben vom 16. Dftober an und ernannte ihrerfeitd die Thei— 
Iungsausfhüffe. Die Stadt dagegen oder die Regierung befchäf- 
tigte jih mit dem Gedanken, ihren unglüdlihen Trennungs— 
beſchluß vom 22. Februar förmlich zurüd zu nehmen, um fi 
wieder auf völlig legale Grundlage ftellen zu können. Eine ſchwache 
Mehrheit des Großen Rathes verwarf die Anregung. Ebenfo 
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erging es einem Antrag auf Ernennung der Theilungdausfchüffe, 
da die Anficht, daß weiterer Widerftand nur der Gegenpartei 
nüglih fein werde, auf entgegenftehende Meinung ftieß. Im 
Widerfpruch mit jenem Antrag wurde vielmehr frühere Verwah— 
rung beftätigt, gleichzeitig aber die Erklärung abgelegt, daß Bafel 
feine eigenen Trennungsanträge nicht mehr ald bindend erachte 
und jich rückſichtlich der DBerfügungen vom 22. Yebruar freie 
Hand behalte. Das fam ihrer Aufhebung gleich; aber der Rüd- 
zug war verfpätet. Don nun an drohten neue Gelterfindener 
Greigniffe, da Bafel feine treuen Gemeinden ſchützen, die Land» 
fchaft mit neuen Ausfällen der Stadt verfchont fein wollte. Zur 
Berhinderung von Gemaltthat erklärten die Rommiffarien, daß 
fie militärifchen Zuzug für jene Gemeinden nicht geftatten, nöthi— 
genfalld mit eigenen Mitteln fie gegen landöfriedenftörende Angriffe 
fchügen würden. Es waren jetzt Eder (von Thurgau), Druey und 
Dorer in diefer Eigenschaft im Kanton, meift auf der Landfchaft fich 
aufhaltend. Es gelang ihnen, durch forgfame Aufficht und durch 
ftete Bereitjchaft gemahnter Kantone, den verordnneten Landesfrieden 
über den Winter zu behaupten. Auffallend hatte der Stand 
Luzern im November an die Landichaft vier Stüde PVierpfünder- 
fanonen verkauft. Miplicher wurden jest die adminiftrativen Der- 
hältniffe unter den beiden Zandestheilen. Mit der Hemmung des 
Verkehrs hörte der Kredit für die Landichaft auf. Die Hypotheken: 
bücher waren von den bafel’fchen Beamten bei dem Wegzug im 
März auf die Seite gefchafft worden. Staat und Privaten bes 
fanden fich im gleicher Geldverlegenheit. Ein Kreditverein und 
die Aufftellung neuer Hypothefenbücher follten wenigſtens lehtere 
heben. Die Vollführung neuer Hypothefarverfchreibungen ſtieß 
auf Hindernijje von Seite Bafeld, ohne deſſen Zuthun die Rechts— 
verhältnifje zwiſchen Gläubigern und Schuldnem nicht gewahrt 
werden fonnten. Dieß und die verweigerte Theilung des Staate- 
vermögend von Seite Bafeld bewog die Landichaft zu einem Akt 
der Selbfthülfe, der abermals der Gegenftand langer Erörterungen 
wurde. Der Landrath verhängte allgemeinen Beichlag auf alles 
Staats, Korporationd- und Privatgut von Bafel (8. Januar). 
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Der Vorort Zürich verordnete die Einjtellung jeglicher Vollziehung 
des Beſchluſſes, die von der Landichaft wenigſtens in Hinficht 
auf Korporationd- und Privatvermögen gewährt wurde. Diefe und 
andere arge Zänfereien häuften fich zum Stoff an für folgende 
Tagſatzungen. Selbjt eine etwelche neue militärische Beſetzung hatte 
fich, diefen Anfangs März beigefellt. Zu bedauern war, daß Schritte 
einer rührigen Minderheit in der Stadt felbit, die auf endliche 
Anerkennung der Landſchaft mit Totaltrennung hinzielten, durch 
die Zähigfeit der Großrathsmehrheit erfolglos gemacht wurden. 

In Neuenburg erfolgten einige Gnadenafte. Durch Beſchluß 
des Könige wurde die gegen mehrere Inſurgenten (unter ihnen 
Alphons Petitpierre) ausgefprochene Todesftrafe erlaſſen; andere 
Strafurtheile wurden ebenfalld gemildert. Gegen den Eintritt in 
allfällige Freikorpo, deren Bildung in der übrigen Schweiz für 
vaterländifche Bertheidigung zur Sprache gefommen, ergingen 
Berbote. Diefe Bertheidigungsanftalten waren überhaupt der Neuen- 
burger Regierung ein Dorn im Auge. Nicht minder mißfiel den 
andern Kantonen, daß Neuenburg feiner. Gefandtichaft Auftrag 
gegeben hatte, bei eintretenden Maßnahmen für Handhabung 
jchweizerifcher Neutralität von Seite einer Tagſatzung, die es nicht 
bejuchen würde, fich über den gleichen Gegenftand mit den „bundes- 
getreuen“ Kantonen ins Einvernehmen zu fegen. 

Die Tagfagung rücte heran. Die Großen Räthe nahmen den 
Bundesentwurf zur Hand. Sie verwarfen und verwünfchten ihn 
nicht wie die Kantone der Sarner Konferenz, aber fie gingen 
erbarmungslos mit feinem Inhalt um. In Luzern wurde Eduard 
Pfyffer bei der Beitellung der Prüfungsfommiffion übergangen. 
Kafimir Pfyffer trat in Paffivität; mit Recht wurde er in öffent- 
lichen Blättern angefragt: in was denn der Entwurf feinem 
befannten „Zuruf® nachſtehe? Das Volt von Uri wußte dem 
Verfaſſer des legtern für feine Enthaltung doch wenig Dank und 
nannte den Yuzerner Entwurf dad „Kafimir-Büchlein“. Bekannte 
Zuzerner Radikale verwarfen, ebenfo die dortige demokratiſch-klerikale 
Partei. Die Mitte, zu welcher Steiger zählte, war durch den 
MWiderftand beider Seiten ſchon geſchwächt. Im Großen Rathe 
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von Zürich wollte man die felbitftändige Poftverwaltung nicht 
aufgeben, den Verluſt vorörtliher Stellung nicht verfchmerzen ; 
zum legten war große Geneigtheit auch in Bern nicht. Der 
Grundgedanke Tavel’d blieb leitend: da Bern vergebens eine 
feinen materiellen Leiftungen entfprechende Stellung verlangen 
würde, folche übrigend auch nicht fordert, fo könne es um fo 
wenige auf das Chrenrecht verzichten, fortwährender oder abwech— 
felnder Si der Bundesbehörden zu fein. Sm Weitern wollte 
fih Bern auch feine Beichränfungen in der Erhebung der Kon— 
fumofteuer gefallen laſſen. Abgeſehen von diefen Einwendungen, 
die in Regierung und Boll Boden hatten, ließ fich indeß der 
Große Rath fpäter zu unbedingter Vollmacht an feine Gefandt- 
fchaft herbei. Er fühlte die Gefahr längern Schwankens der eid- 
gendfjifchen Lage. Im Kanton Waadt lieferte der Staatsrath ein 
Gutachten, das zu einem Buch anfchiwoll, fich feft an die Kan— 
tonalfouveränetät anklammerte, die unbefchränkte Selbftverwaltung 
der Kantone in Anfpruh nahm und eine Bundesregierung durch 
aus nur für die allgemeinjten Unabhängigkeitszwecke der Schweiz 
gegen außen zugeben wollte. Es war der Geift Muret's, in etwas 
moderne Phrafen gehüllt. Den Zentralifationen war dad Gute 
achten auch fchon darum abhold, weil es beforgte, daß der Kanton 
Waadt, in allen Gebieten der Zivilifation fchon fehr vorgerüdt, 
durch jene Unterordnung nur verlieren könne, eigentlich zu Rück— 
fehritten gezwungen würde. Der Große Rath verhielt ſich ſchwan— 
fend zwifchen dem aufthauenden Bundesleben und dem materiellen 
Kantonalelemente. Das lettere überwog häufig. 

Im Kanton Aargau waltete ſyſtemloſe, weitſchweifige artifel- 
weife Berathung. In einem hielt der Kanton feft, in dem Be 
gehren vermehrter Nepräfentation der größern Kantone. Das Map 
der Bedenken und Einwendungen, welche nicht von der Partei 
der Bewegung gebracht wurden, machte eine Petition aus den 
katholischen Bezirken voll, wo man den Abgang des Klofterartiteld 
befonders empfindlich aufnahm. Trogler gab endlich feine verbeijerte 
Schweiz in einem eigenen Berfaffungsentwurf zum Beſten, dem 
nichts fehlte ald die Volksthümlichkeit. 
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Der Große Rath von St. Gallen hatte den Muth, eine aus 
der Trogler'fchen Schule eingelaufene „Berwahrung“ gegen das 
Eintreten in die von unbefugter Hand herfommende Bundes- 
urfunde ald formell unzuläffig zurückzuweiſen. Auch ſchlug er eine 
Reihe von Einwendungen, die der Kleine Rath felbft und eine 
Großrathskommiſſion gebracht hatten, tapfer aus dem Feld. Allein 
auch er verlangte zu viel von dem, was vorausfichtlih ganz un- 
erhältlih war, und trug bei zur allgemeinen Verwirrung auch 
jeinerfeitö durch zahlreiche Abänderungsvorfchläge. Ein freudiges 
Einjtimmen erfolgte auch von diefem Kantone nicht. Graubünden 
Politik war einlenfend, günftig der Entwidelung fchweizerifcher 
Verhältniffe; aber wenn andere in Haushaltungsfragen bedächtig 
waren, warum follte e8 Graubünden nicht auch fein? Trübe fah 
es im Teffin aus. Der Große Rath verweigerte jede Einwilli- 
gung, daß an den Bundesvertrag dermal Hand angelegt werde 
(14. Januar). „Teſſin nimmt feinen Antheil“, war die Snftruftion *. 
Es war felbft der Antrag gefallen, feine Gefandtfchaft an die Tag- 
ſatzung abzuordnen. Im Landrathe von Zug wurde Sidler, tie 
er Einiges zur Erläuterung des Entwurfes vortragen wollte, auf 
rohe Weife unterbrochen. Der Bifchof von Bafel bedrängte den 
Landrath mit einem Schreiben, das Beforgniffe ausdrücte über 
die wachſende Aufregung im Bolt, das Landfapitel von Zug 
verlangte Befprechung und Verftändigung über einige Punkte 
durch Abgeordnete mit einer Rathstommiffion. Dem Biſchof wurde 
bedeutet, daß feine Beſorgniß übertrieben, dem Kapitel, daß fein 
Verlangen unzuläffig ſei; feine Wünfche hätte es auf dem Peti— 
tionsivege einzureichen. Das gefchah dann in einer Eingabe, zur 
Begründung, daß Fatholifche Rechte und Snftitutionen durch den 
Entwurf vielfeitig gefährdet feien. Die Aufregung ging num 
fteigend. Eine Bolköverfammlung in Baar (27. Februar), mit 
dem Spottnamen „Hornerverein“ belegt, verlangte Gemeinfamkeit 
der Entichlüffe mit den Urfantonen, dann das Recht des Volkes 


* »Non prende parte«, fagte dann die Gefandtichaft bei ſolchen Anläſſen 
in der Tagſatzung. 
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zu eigener Abftimmung über den Entwurf, im Gegenfag zu einem 
verbindlichen Entjcheid durch den Yandrath. Sylvan Schwerzmann 
war das geiftige Haupt der Verfammlung, wie der Verfaſſer ihrer 
von 2940 Kantonsbürgern unterzeichneten Vorftellung. Der Land- 
rath beihlog (7. und 27. März) Nichteintreten in den Entwurf, 
verdanfte dem Kapitel feine Gingabe und anerkannte das Recht 
des Volkes, gegebenen Falles über einen neuen Bund maßgebend 
durch feine Abjtimmung zu entfcheiden. Der Kanton Wallis war 
unfähig, einen Entjcheid von fich zu geben; im obern Zandestheil 
waren geiftliche und weltliche Obrigfeit geſtimmt wie Zug oder 
die wirklichen Sarner Kantone; der Biſchof Roten felbit lad im 
Landrath eine fiharfe Nede gegen den Entwurf und verfundte 
Abſchriften an den Klerus der ganzen Diozefe, damit er gleiche 
Anficht im Volke verbreite; Unterwallis neigte fich zur Theilnahme, 
und fchon fprach man von unvermeidlicher Trennung beider Landes— 
theile. Der Staatsrath und eine Kommiffion verloren ihre Zeit 
mit Begutachtung im Sinne des Gintretend. Aber was galt im 
zerriffenen Wallis ein Staatsrat) und was eine Prüfungskom— 
miffion? Günftiger war die Stimmung in Genf; wohl wurden 
Beforgniffe vor der Zentralgewalt und ihren weiten Befugnijjen 
laut, nicht aber ſolch bittere Oppofition wie in den meijten 
übrigen Kantonen. In Neuenburg bejchloß der geſetzgebende Rath 
unter Zeitung Chambrier's mit 56 gegen 15 Stimmen unbedingte 
Ablehnung; die Minderheit wollte theilnehmen, zur Wiederher- 
ftellung der Eintracht. Chambrier hatte die Berwerfung ald ein 
Gebot der Nothwendigfeit dargeftellt: dev vorgefchlagene Bund 
führe unaufhaltfam zum Ginheitsfyften. Gigenthümlich war die 
Stellung von Appenzell Außerrhoden. Bon hier aus war der 
mächtigfte Ruf nach Umwälzung in die übrigen Kantone gedrun- 
gen. Außerrhoden ſelbſt wurde von ihm weniger lebhaft ergriffen. 
Wir haben gefehen, wie bedächtlich Anträge auf Nevifion des 
Landbuches im Winter von 1830 aufgenommen worden. Das Volk 
fieß fich am der ordentlichen Landgemeinde von 1831 herbei und 
willigte ein. Die Aufgabe überging an eine Kommiſſion von 
fünfundvierzig Männern, von denen die Landgemeinde jelbit 
Die Schweiz. 25 
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fünf, die übrigen Mitglieder die Gemeinden erwählten. Aus dem 
Schooße diefer Revifionstommiffion ging eine neue Berfaffung 
hervor. Sie enthielt viel Gutes, daher Mißfälliges, Stoff für 
Verwerfungsluftige; fo die Trennung der Gewalten durch Auf 
ftellung eined eigenen Dbergerichtes und einen Artifel über Kirche 
und Schule, in dem fich die Glaubensfreiheit fhärfer ausgefprochen 
fand, al® es abgefchloffene, ganz unvermifcht in eigenem Reli— 
gionsverband lebende Völferfchaften gerne fehen. Das Ding wollte 
nicht recht munden;z nach vielen Abmehrungen bejchloß eine außer: 
ordentliche Landsgemeinde vom September 1831 PVertagung auf 
jpäter. Das gleiche Schickſal traf einen Geſetzesvorſchlag für freie 
Niederlaffung der Eidgenojjen unter Gegenrecht. In diefen Zeiten 
machte man die Freiheit der Preſſe gegen ihren beredten Ber: 
theidiger, Landammann Dertli, geltend, und er zog fich mißmuthig 
zurüd, Die Landgemeinde von 1832 nahm die Berfaffung artifel- 
weife unter die Scheere, verwarf das Obergericht und den Kirchen: 
und Schulartifel, genehmigte dagegen das Geſetz für freie Nieder: 
laffung. Die Reviforen nahmen dann nöthige Umarbeitung vor und 
beriethen nebenhin das Erbrecht. Mittlerweile war auch die Bundes- 
reviſion auf die fchweizerifche Tagesordnung gefommen. Der Große 
Rath prüfte den Entwurf mit ängjtlicher Gewiſſenhaftigkeit und 
entſchied fich zur Betheiligung; ein im Allgemeinen beiftimmendes 
Gutachten, ebenjo die Erlaſſe an das Volf, hielten fich fern von 
der maßlofen Kritifirfucht, die fi) der andern Kantone bemächtigt; 
ja die Obrigkeit empfahl felbft, im Landsgemeindemandat, Die 
Theilnahme dringlichft. Aber auch mehr nicht; fie verlangte für 
einmal vom Volke Feineswegs die Annahme des Entwurfs wie er 
vorlag, fondern nur die Vollmacht zur Mitberathung durch die 
Geſandtſchaft, endliche Stimmgebung der Landsgemeinde vorbe— 
haltend. Gleichzeitig wurden in Bereitjchaft gefeßt mehrere Fanto- 
nale, neu bearbeitete Entwürfe, dem Gebiete der Verfaſſung und 
der Geſetzgebung angehörend, Obergericht, Kirche und Schule 
inbegriffen. Das war viel auf einen Zug für ein am Herfommen 
haltendes demofratifches Volk. Es kam ungeneigt auf den Plas, 
achtete der einbelligen mündlichen Empfehlungen von einunddreißig 
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Rathsherren nicht und verfagte die erbetene Vollmacht. Bis hieher 
war das Volk ftörrig und unlenkſam; als die Reihe an die neuen 
fantonalen Berfaffungsartifel fam, wurde die Maffe tobend und 
ftürmend, verlangte Mehre in verfafjungsmwidriger Form. Die 
Obrigkeit jperrte fi mannhaft zwei Stunden lang. Endlich wich 
fie, „um größeres Unglüd zu verhüten“; das Volk aber befrie- 
digte fich exit, ald der verlangte wörtliche Ausfpruch verfündigt 
worden: es fei das alte Landbuch beftätiget. Hiermit waren 
“alle Entwürfe jubelnd in den Schatten geftellt. Das war der 
Entfcheid der Yandsgemeinde zu Hundwyl am 3. März 1833. 
Schamerfüllt Tehrten die immerhin zahlreichen Neformfreunde 
von Appenzell Außerrhoden in ihre Gemeinden zurüd. Gleich 
gefinnte in andern Kantonen wurden endlich mit dem Gedanken 
vertraut, daß das abftimmende Bolf meift ein anderes fei als 
jened, dem in der Regel die heitern Trinkſprüche an fchweizerifchen 
Feſten galten. 

Nie ftanden fi Appenzell Außerrhoden und Schwyz näher 
als am Tage zu Hundwyl. Ihm folgte der Tag zu Schwyz, die 
Sondertagfagung von Uri, Schwyz, Unterwalden, Bafel und 
Neuenburg, eröffnet am 6. März. Landammann v. Wäber hob 
an mit eindringlicher Rede, fprühend von Zuverficht, ſonſt Mutter 
der Erfolge. Kampf gegen die Revolution war fein Grundgedanfe. 
Aufklärung, Volksſouveränetät, Nechtsgleichheit waren in feinen 
Augen nur Zaubergebilde, mit denen das Volf irre geführt und 
zum Ausbeuten für die Zwecke der Selbftfucht, der Habgier und 
ded Ehrgeized, herandreffirt werde. Groß fer zwar die Gefahr, 
daß auch die Eidgenofjenfchaft der Bewegung des Welttheiles 
zum Opfer falle, allein „auf die Sarner Beichlüffe bauen jet 
noch viele edle, einfichtvolle und gutgefinnte Eidgenofjen ihre 
Hoffnung“ *. So ſprach der Landammann von Schwyz; er jah 
richtig bi8 auf einen gewilfen Grad; mit dem Bundesentiwurf 
und mit dem ganzen Lauf der Zeit waren Tauſende in allen 
Kantonen unzufrieden, aber fie wollten doch nicht den mumien- 


* PBrotofoll der Romferenzen in Schwyz, vom 6. März 1833 an. 
| 25 * 
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artigen Stillftand, am wenigſten das Heil der Eidgenoffenichaft 
von einem manifeften Trennungsakt erwarten. Wirklich waren im 
Laufe Winters alle Bemühungen, auch nur Wallid und Zug vom 
Kreife der gemeinfamen Stellvertretung der Eidgenoffenfchaft hin— 
weg in jenen einer Sondertagfagung hinüberzubringen, gefcheitert. 
Die Gefandtfhaft von Wallis erfchien zwar, auf dem Wege nad) 
Züri, in Schwyz, nahm aber nur paffiven Antheil. Dieß geſchah 
am 9. An diefem Tage befchloß die Konferenz ein Manifeft zu 
Handen der Tayfagung in Zürich; dasfelbe erklärte, im Einklang 
mit frühern Verwahrungen, die Trennung des Kantons Bafel 
ohne Einwilligung aller Stände, die Aufnahme eines Kantons " 
Bafel-Landfchaft in die Tagſatzung, fo wie die bereit3 vielfach in 
Anregung gefommene gleichmäßige Anerfennung von Schwyz 
Aeußeres Land als bundeswidrig, im Widerſpruch auch mit der 
durch die Beitrittsurfunde der Eidgenofjenfchaft zur Wiener Kon- 
greßafte verheipenen Handhabung der Integrität der Kantons— 
gebiete; hiermit verband das Manifeft die Cröffnung, daß, falle 
die Zulaffung von Gefandtichaften jener zwei Kantonsgebiete 
gleichwohl ftattfände, fie, die fünf Kantone, die Berfammlung 
in Zürich nicht als eine recht» und bundesmäßig zufam- 
mengefegte Tagfagung anſehen, noch ihre Beichlüffe als 
verbindlich anerkennen werden, unter Verwahrung ihrer Rechte 
fowohl im Innern ald gegen das Ausland, „welche der Bundes- 
aft von 1815 und die Staatöverträge, wodurch der auf diefen 
Bund Fonftituirten Eidgenoſſenſchaft eine ehrenvolle und fichere 
Stellung im europätjchen Völkerrecht angewiefen wurde, ihnen 
zufichern“, Diefe und ähnliche Worte laffen es unzweifelhaft, daß 
die Ronferenzitände bemüht waren, die Tagfagung gegenüber den 
europäifhen Mächten als illegitim und in einer Stellung zu 
verzeigen, durch welche die von jenen Staaten feinerzeit feierlich 
ausgefprochene Anerkennung bereitd verwirkt ſei, — ſich felbft 
aber, die im Lande Schwyz vereinigten Stände, „von wo alle 
Eidgenofjenfhaft ausgegangen“, ald die zur Zeit einzig wahre 
und ächte Eidgenofjenfchaft darzuftellen. In Uebereinftimmung 
hiermit duldete die Konferenz, daß der umter ihren Augen in 
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Schwyz erſcheinende „Waldſtätter Bote“ von nun an die Tag— 
fagung nur die „Quafi“ nannte. 

Die Gefandten von Wallis unterzeichneten, trotz der auf fie 
einftürmenden Bitten, nicht, und eilten in die Bundesftadt. Das 
Schreiben der Konferenz wurde am 10. Abends durch einen Läufer, 
jedoh „ohne Diftinktiongzeichen“, an den Präfidenten der Tag- 
fagung abgegeben, auch in taufend Gremplaren gedrudt. 

Bürgermeifter Heß eröffnete die Tagſatzung in Zürich am 11. 
März. Ihr Anblid war unheimelig, denn vier Standesfeffel blieben 
leer und die Befignahme vom fünften durch Stephan Gußwiller 
für Bafel-Landichaft fonnte die empfindliche Lücke nicht ausfüllen. 
Doc, lieg fich weder die Berfammlung noch ihr Vorſtand durch die 
eingetretene Spaltung entmuthigen. Es wird, fo fagte jener, auch 
diefer neue Verſuch, die verbrüderten Bundesglieder zu trennen, 
zulegt in fich felbit zerfallen. Nur ſchwer ließ fich Wallis zur Mit- 
leiftung des Bundeseides im Beifein einer Gefandtichaft von Bafel- 
Landſchaft bewegen, und Luzern leiftete ihn nur mit dem Vorbehalt, 
daß deſſen Ablegung einer Abänderung der Bundesafte feinen Ein- 
trag thun folle. So wenig fchien der Große Rath von Yuzern den 
Stand der Parteien im eigenen Kanton erfannt zu haben, daß ex 
die Einführung des neuen Bundes als nahes Greigniß vorausfegte. 

Die Tagfagung fah den bundesrechtlichen Streit mit den 
Konferenzftänden zu Schwyz als durch mehrmalige Entgegnungen 
bereits erjchöpft an, legte ihr Manifeft zu den Akten und rath- 
fchlagte einzig auf den Grund der Thatfache, daß mehrere Stände 
ſich nicht vepräfentirt fanden. An deren Regierungen, nicht 
an die Abgeordneten in Schwyz, ließ fie die Einladung ergehen, 
in Erfüllung bundesmäßiger Pflicht die Tagfagung zu befchiden. 
Mit der Konferenz ſelbſt trat die Tagſatzung weder in ganzs, noch 
in halbamtlichen Verkehr ein. Wallis machte nun den Antrag zu 
neuem VBermittlungsverfuch ziwifchen beiden Theilen von Bafel 
mit Ausfhliegung von BafelLand bis Austrag der Sache. Es 
ergab fich eine Mehrheit weder für noch wider.. Hierauf verließ 
Wallis die Tagfasung und pilgerte nah Schwyz zurüd. Die 
Regierungen der fünf Kantone vermwiefen die Tagſatzung rüd- 
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antwortlich an ihre Geſandtſchaften in Schwyz und dieſe ſandten 
neue Erklärung nach Zürich im Sinne der erſten, unter Adreſſe: 
„An den Amtsbürgermeiſter Heß zu Handen der Abgeordneten 
der h. Stände in Zürich verfammelt“. Die Tagſatzung aber be— 
ftellte mittlerweile eine Kommiffion zur Berathung, was gegenüber 
der beharrlich verweigerten Beſchickung der Tagſatzung vorzufehren 
fei, verbat fich die weitere Borlegung ähnlicher Aktenſtücke ohne 
gebührende Adreſſe *, beichloß fpäter auf ihr Gutachten ftatt 
der frühern Einladung eine eben fo fruchtlofe „Aufforderung“ und 
lehnte endlich jede Berantwortlichkeit für deren Nichtbeachtung von 
fih ab. Aus beiden Lagern focht man alfo nur mit Papier. Ein 
Antrag von Glarus, die Gefandtichaften in Schwyz durch eine 
perfönliche Abordnung aus der Mitte der Tagfagung in diefe 
zu rufen, blieb ohne Anklang. Vergebens hatte die Tagfagung 
einem der Abgeordneten von Zug die Ehre eines Kommiffiong- 
fies erwiefen. Die Gefandtfchaft verließ die Bundesverfammlung 
am 26. März mit Sad und Pad, ihr Schickſal ahnend, dabei 
unter nichtigen Vorwänden und mit dem Erfuchen um Wieder: 
einladung, falls andere Gegenjtände als die Bundesrevifion zur 
Behandlung kämen. Das traf nicht ein und die Gefandtichaft 
von Zug Fam mährend der Dauer diefer Tagfasung nicht wie: 
der. Am 27. März beichloß der Landrath, die Gefandtichaft aus 
Zürich zurüdzuziehen. Auch der Abordnung von Appenzell A.Rh. 
wurde die Zeit lang; fie jchied am oben genannten Tag und 
übertrug ihre Vollmachten an Innerhoden. Die Gefandtichaft 
von Appenzell J.Rh. blieb aber felbft nur bis zum 2. April und 
meldete ihre Abberufung. Bom 13. Mai an war der Gefandte 
von Außerrhoden wieder anweſend und gab die Berficherung: es 
werde fein Stand, ungeachtet er fremd bleibe den Berathungen 
über die Bundesurfunde, fich nimmer den diffentirenden Kantonen 
Uri, Schwyz, Unterwalden u. f. w. anfchließen. Das Ende Aprils 


* Der Gefandte von Waadt, Staatsratb Emanuel Laharpe, nannte 
darum, empört über den der Tagſatzung angethanen Schimpf, die Zuichrift 
eine Kriegserflärung von Seite der Schwyzer Konferenz. 
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zum Wiedererſcheinen eingeladene Innerrhoden antwortete: „die 
immerwährenden Tagſatzungen koſten zu viel, erregen Mißfallen. 
Das Volk von Appenzell J.Rh. begreife nicht, wie man bei ſturm— 
bewegten Zeiten in der Eidgenofjenfchaft dem fünftigen Staats- 
haushalt eine günftige Geftaltung geben könnte. Die Regierung 
wünfche ihres Ortes, daß die Revifionsangelegenheit entweder 
ganz eingeftellt oder wenigſtens in den Hintergrund gelegt werde.“ 
Um die Mitte April ſaßen in der Tagjagung nur noch vierzehn 
Stände nebjt der Geſandtſchaft des Halbfantons Baſel-Landſchaft. 

Des flüchtigen Weilens der Wallifer Gefandtichaft ift fehon 
Erwähnung gejchehen. Ein Blid auf Yage und Stimmung diefes 
Kantons erklärt fein Verhalten. Der Staatsrath wollte Betheili- 
gung bei der Bundesrevifion, fofern fünfzehn Stände ein Gleis 
ches thun. Er rechnete auf Zug und Appenzell in diefem Sinn. 
Mit Annahme des Gutachtens hätte die Gefandfchaft an der 
Tagfapung zu bleiben gehabt. Allein Alles wurde für deifen Ber 
werfung in Bewegung gefeßt. Die bei der Frage der Genehmi- 
gung des Sarner Protokolls vom November 1832 unterlegene 
Partei dachte auf Wiedervergeltung. Der Bifchof ließ im Land— 
rath abmahnen von der Bundesrevifion, indem er fie ald der 
fatholifchen Religion gefährlich darftellte. Die befcheidenen Ein- 
wendungen eines Staatsrathes, dag des Prälaten Beforgnig 
übertrieben und unzeitig, die Bundesrevifion nur ein Akt von 
politifcher Bedeutung fei, wurde übel aufgenommen und als Ber: 
legung fhuldiger Achtung gegen den hohen Firchlichen Würde— 
träger gedeutet. Der Einfluß des Staatsrathes war nun dahin; 
fein Gutachten zur Betheiligung bei der Bundesrevifion wurde 
im Landrat) verworfen. Seine Aufgabe war von nun an nur 
noch die: eine Spaltung im Kanton und die endliche Genehmi— 
gung des Sarner Protokolls zu verhindern; zn diefem Behuf 
griff er zu dem Fugen, wenn auch eigenthümlichen Mittel, die 
Gefandtfhaft für einige Zeit auch von der Tagſatzung zurüdzu: 
ziehen und etwas beffere Zeit abzuwarten. * 


»Aus einem durch dritte Hand gefällig mitgetheilten Privatbrief eines 
Walliſer Magiftraten. 
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Der übermüthige und maßlofe Tadel, der die Bundesurkunde 
getroffen, die das ganze Gebäude zerfafernde Legion von Ab— 
änderungsanträgen der Großen Räthe, die Trennung dev Schweiz 
in zwei Lager, von denen jedes feine Tagſatzung hatte, die 
Schivierigfeit, weiteres Ausreißen von jener in Zürich zu verhin- 
dern: das alles drückte ſchwer auf dortige Tagherren. Nur Muth 
und Ausdauer Fonnten retten. Nach Reglement von 1818 war 
zu gültiger Berathung die Anwefenheit von fünfzehn Standes- 
gefandtichaften erforderlich. Die Tagſatzung ſetzte die Zahl auf 
zwölf herab. Iſt fie zu jenem befugt gewefen, fo war fie ed auch 
zu diefem. Nur durch diefen Schritt fonnte einem äußerſten Yall, 
dem Stillftande, dann der Auflöfung der Tagſatzung und der 
Vernichtung diefes einzigen Bundesorgans gegenüber den Mächten 
begegnet werden. Der Beichluß ging genau von der nöthigen 
Zahl zwölf aus. Graubünden blieb in Oppofition. Die Stimmen— 
ſammlung erforderte achtzehn Tage Zeit. 

Alfo gedrängt und ringend um Dafein und Anerkennung, 
begann die Tagſatzung die Berathung des Bundesentwurfs (14. 
März); fie wandelte fih um in eine zahlreiche Kommiffion, an 
der je ein Gefandter der theilnehmenden Stände Sit und Stimme 
hatte, damit alle Giferfüchtelei unter den Kantonen wegfalle. Der 
Hauptitein des Anſtoßes war bald befeitigt. Wenige Kantone 
nur, Zürich nicht mehr, empfahlen abgejtufte Ständerepräfentation. 
Sie wurden mit Lächeln abgefertigt. Unter viel Seltfamem war 
der Antrag von Bafel-Landfchaft zu vernehmen, ein eigenes De— 
partement des Bundesrathes aufzuftellen mit der Aufficht über 
alle öffentlichen Unterrichtsanftalten, insbefondere über den auf 
Bundeskoften zu übernehmenden Unterricht fämmtlicher Primar- 
und Sefundarfchullehrer. Das Wefen der Verhandlungen war: 
bartnäciger Kampf der Kantone um ihre öfonomifchen Intereſſen, 
unter fih und gegenüber der Bundesgewalt; Schwächung diefer 
legtern zum Frommen der Kantonaljouveränetätz; die Großen 
Räthe ftanden im Allgemeinen weit unter dem Standpunft, den 
die erfte Revifionsfommifjion eingenommen. Die Maffe ſämmt— 
licher Inftruftionspunfte der Mitbandelnden betrug ungefähr fünf: 
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hundert; bei Bollzahl der Stände hätte fie noch unfehnliche Ver— 
mehrung erhalten. Dazu liefen wieder eine Anzahl Borftellungen 
und Adreffen aus dem Volke ein, weſentlich im Sinne des Ein- 
heitsiyftems oder zu demfelben führend, mit der ftärkjten Anzahl 
von Unterzeichnern aus dem Kanton Zürich; Entfprechended und 
Großes von den Männern der Tagſatzung verlangend und er 
wartend, denn „Ihnen haben die Kantone freiere und unbefchränt- 
tere Vollmachten anvertraut, als fie noch je ihren Gefandten 
ertheilten®. So fihrieben die Verfaſſer der Bolföpetitionen, die 
Augen vor den fchlagendften Thatfachen des Gegentheild ver: 
ſchließend. 

Fünfunddreißig lange Sitzungen verweilte die Kommiſſion, 
unter Leitung des Berner Geſandten, Regierungsrath v. Tavel, 
bei ihrer ſchwierigen Arbeit. Die Tagſatzung ſelbſt hielt, vom 13. 
bis 15. Mai, nur eine formelle Nachleſe. Eine allgemeine Ab— 
ſtimmung über den nun weſentlich veränderten Bundesentwurf 
unterblieb, vielleicht aus dem Grunde, weil eine ſolche ein höchſt 
klägliches Ergebniß geboten hätte. Beinahe alle Geſandtſchaften 
bejchränften fich auf die Protofollarerflärung, daß fie den weitern 
Entſcheid ihren Ständen anheimftellen; nur Luzern fprach förm— 
liche Genehmigung aus unter Ratififationsvorbehalt. Und doch 
wollte man Gile feßen in die Abftimmung über den Entwurf 
durch die Kantone und in deijen Einführung, ja die Tagſatzung 
zu diefem Behuf ſchon auf den 24. Juni, aljo abermals außer 
ordentlicher Weife, wieder einberufen. Mehrfeitiger Widerſtand 
verhinderte jolches. Somit blieb den Kantonen der freiefte Spiel- 
raum für Faſſung ihrer Gntfchlüffe, ebenfo allen Gegnem für 
neue Umtriebe auch gegen diefen zweiten Entwurf. Eine Verglei— 
hung des legtern mit dem urfprünglichen Entwurf, wie er aud 
den Händen der Nevifionsfommilfion vom Jahr 1832 hervor- 
gegangen war, fällt wejentlich zu Ungunften des neuen aus und 
enthüllt thatfächlih die Stimmung felbft der Kantone des Yort- 
ſchrittes in diefer Zeit. Die Bezeichnung der Eidgenoffenfchaft ale 
eines unauflöslichen Bundesftaates fiel weg; der neuen Bundes 

„ regierung traute man fo wenig, daß die Haltung ftehender Truppen 
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für den Bund verboten wurde, was übrigens nicht zu tadeln. 
Die verſchiedenen Garantieen für den freien Verkehr wurden 
weſentlich geſchwächt, die alten Zölle im Umfange der ganzen 
Eidgenoſſenſchaft wieder aufrecht geſtellt, eine Reviſion des Zoll- 
weſens nur inner dieſen Schranken gewährt; im Falle von Ab— 
ſchlüſſen von Zoll- und Handelsverträgen mit dem Ausland, die 
die Einkünfte der einzelnen Kantone geſchmälert hätten, wurde 
für dieſe eine billige Entſchädigung vorbehalten. Die Beſchrän— 
kungen, welche der Bezug von Konſumoſteuern in den Kantonen 
durch den erſten Entwurf erlitten, fielen weg und ihre Erhebung 
wurde nun im Allgemeinen geſtattet. Dadurch machte ſich die 
Sache noch ſchlimmer ald unter dem Bundesvertrag von 1815, 
weil nun felbit die im Jahr 1831 befchlojfenen Einschränkungen 
ihre Wirkung verloren. Die Aufficht über den Straßenunterhalt 
wurde geftrichen, die im Luzerner Entwurf fojtematifch durch— 
geführte Zentralifation des Poſtweſens, vorzüglich angegriffen von 
Zürich, Waadt, Freiburg und Genf, ebenfo, und durch ein bloßes 
Auffichtörecht erfeßt, das bei der finanziellen Zähigfeit der Kan— 
tone ſchlechterdings wirkungslos geblieben wäre. Statt des im 
erften Entwurf empfohlenen franzöfifchen Münzfußes, der ald be— 
fannt und erprobt angefehen werden mußte, brachte der neue das 
Wageſtück eined eigenen Münzfußes für die Schweiz, mit einem 
Franken zu 121 franzöfifchen Gran feinen Silbergehaltes ale 
Münzeinheit, allerdings mit Einlöfung der Kantonalſcheidemünzen; 
in Folge deifen hätten die Kantone das Läftige der Münzreform 
wahrfcheinlich ohne deren Vortheile gehabt. Die Einführung von 
gleihem Maß und Gewicht, nicht bloß in den Bundesverhältniffen, 
jondern auch in den Kantonen, wurde ind weite Feld gewieſen. 
Das Pulvermonopol räumte der zweite Entwurf dem Bunde nicht 
mehr ein, fondern nur das Necht der Fabrikation, gleich den Pri- 
vaten. Die kantonale Souveränetät machte auch Befchränfungen 
in den Befugniffen des Bundes über das Militärwefen; auf ein 
paar jammernde Vorträge von Waadt behielt fogar jeder Kanton 
das Recht, feine Milizen nach Gutfinden zu uniformiren. Den 
Abgeordneten der Stände an der Tagſatzung wurde das perfün- 
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liche Vorſchlagsrecht entzogen, dieſes den Kantonen und dem 
Bundesrath allein vorbehalten. Das freie Stimmen der Abgeord- 
neten fand überhaupt wenig Gunft mehr; der Entwurf zählte 
die Fälle ausdrüdlich auf, in denen ed gefchehen mochte, behielt 
für alles Mebrige die Genehmigung der Kantone vor. Dem Land- 
ammann wurde nur eine Amtsdauer von vier Jahren zugefagt, 
ftatt der MWiederwählbarfeit auf neue vier Jahre, wie im erjten 
Entwurf. Für Bundesrath und Bundesgericht nahm man nur 
theilmagfe Erneuerung an. Die Bundesrevifion follte ſchon nach 
ſechs Jahren wieder zuläffig fein, von einem Kanton oder auch 
mehreren zugleich angetragen werden mögen, während der erjte 
Entwurf auch in diefem Punkte die freie Bewegung der Kantome 
fehr erſchwerte. Für eine Totalrevifion forderte der zweite zwei 
Dritttheile aller Stimmen, während jener fich mit zwölf Stimmen 
begnügte. 

Bisher Erwähntes zeigt, wie das fantonale Element vor- 
bherrichte; in andern Dingen ergaben fih Ausgleichungen oder 
ſelbſt einzelne Berbeiferungen. Da die Kantone das Poftregal nicht 
abgeben wollten, jo mußten fie, wegen der erwarteten größern 
Bedürfniffe der Bundeskaffe, fich herbeilaffen, von den Poſt— 
einfünften in bezeichneten Fällen bis auf den vierten Theil an 
die Bundesfaffe abzuliefern; der nunmehrige Entwurf ficherte 
eine gerechte Berückſichtigung der öfonomifchen Verhältniſſe jedes 
Kantons bei Revifion der Geldffala. Er ſchützte die freie Nieder: 
laffung der Schweizer auch vor allfälligen läftigen Bürgfchaften. 
Nebſt den Abzugsrechten fchaffte er auch das Zugrecht ab. Den 
Anforderungen der Zeit gemäß enthob er die Kantone der Pflicht 
der Auslieferung wegen politifcher oder Preßvergehen, ftellte die 
Preſſe ausjchließlih unter den Schuß der Kantonalgefeggebung 
und verbot dem Bund Aufhebung oder Beichränfung derfelben, 
oder die Einführung der Zenfur. 

Die Gefammivergleichung beider Entwürfe muß gleichwohl 
zum Nachtheil desjenigen ausfallen, der von diefer Zürcher Tag— 
ſatzung ausgegangen. In der Grundauffaffung der Reformfrage 
zwar waren fie fich ungefähr gleich; aus beiden leuchtet dad Stre— 
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ben hervor, der alteidgendffifchen Staatdordnung gegenüber, 
welche die Kantonalfouveränetät überwiegend bevorzugte und eine 
Bundesgewalt in höchft ſchwachen Zügen nur aufftellte, der natio— 
nalen Stimme durch Gründung eines Zentralorgang mehr Ge- 
wicht zu verleihen, der Fantonalen Selbjtherrlichfeit wirkjame 
Schranken zu fegen. Im Luzerner Entwurf aber ift diefer Plan 
foftematifcher durchgeführt als im zweiten. Nicht bloße Neuerungs- 
fucht ward, welche Poften und Zölle ganz der Bundesgewalt 
überantiortete, fondern die richtige Einficht, daß der Verkehr um 
fo blühender werde, je weniger er von fünfundzmanzig Gefeß- 
gebungen bedrüct werden könne. Diefe Abficht. fand Feine Gnade 
vor der Fisfalität der Kantone, und die Anträge fielen durch. 
Kantone, die mit aller Macht der Umgeftaltung ded Bundes in 
jenem nationalen Geifte gerufen hatten, zeigten fich keineswegs 
geneigter zu Opfern als jene, die nur mit Widerftreben und Zögern 
dem Revifionsbefchlug und feinen unmittelbaren Folgen fich ges 
fügt hatten. Daher die Schwächung des erften Entwurfs wefent- 
lich in allen materiellen Beziehungen. Um fo erflärlicher wird es, 
daß deſſen Gebrechen im politifchen Theile entweder beibehalten 
oder noch vermehrt wurden. Sieher gehört wohl der unglücliche 
Verſuch, die Tagfagung in eine Art Nationalverfammlung, in 
einen frei fimmenden Berathungskförper umzugeftalten. Wie man 
dieß auch anariff: es mußte fehlen. Das ficherjte Urtheil über den 
neuen Entwurf dürfte daher der Ausspruch fein, daß g meiſt die 
Gebrechen des Driginals, ohne feine Vorzüge, darbot. Die Re— 
form ftand in einem Mittelftadium, und ed war die weitliche 
Schweiz vorzüglich, welche, noch mehr als die Kantone der Mitte 
und im Often, in folches hineingetrieben hatte. 

Die Verhältniffe Neuenburgs erheifchen hier noch einige be— 
fondere Aufichlüffe. Die Wünfche blieben immer diefelben; ihre 
Erfüllung aber wollte man der vielvermögenden Zeit anheimitellen. 
Daher ging die Tagfabung eben fo wenig auf die eingelaufenen 
Petitionen ein, in denen die Aufhebung des Doppelmefend ver- 
langt wurde, als auf einen Antrag Graubündeng, für Neuenburg 
überhaupt einen eigenen Bundesartifel zu fchaffen. Man ließ es 
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bei der allgemeinen Vorfchrift über die Bedingungen der Ber 
faffungsgarantie bewenden, die nicht geeignet war, auch Anwen—⸗ 
dung auf Neuenburg zu bieten. Das Gefühl fihien allgemein, daß 
nur ein Vertrag mit dem König oder außerordentliche Ereigniffe 
eine Veränderung jener Zuftände herbeiführen fönnen. Darum 
fiel auch ein Antrag St. Gallens, ſich die Regulirung in erfterm 
Sinne vorzubehalten, einfach ind Protofoll. 

Das Ausland beobachtete; aber es beurtheilte nicht fo bitter 
ald die Schweizer felbjt deren eigenes Werk. Das franzöfifche 
Minifterium, faum im Beſitz des Bundesentwurfd vom Dezember 
1832, ſprach lobend von der Weisheit der Fünfzehner-Reviſions— 
kommiſſion; Herzog v. Broglie, der Minifter des Auswärtigen, 
ſah Wageftüce, welche das Wefen fehmeizerifcher Verhältniſſe zu 
der großen europätfchen Staatenfamilie getrübt hätten, vermieden, 
die Bewegung in die Schranken ded „gemäßigten Yortfchrittes“ 
eingedämmt. In dieſer Politik erkannte er auch das befte Mittel, 
die Intriguen der Sarner Konferenz zu vereiteln und alle Profer 
Iytenmacherei von diefer Seite zu verhindern. Ungern gefehen 
wurde der Reformverfuch, wie früher, von den übrigen Kabineten, 
weniger aus Ueberzeugung von feiner Schädlichkeit, als aus Furcht 
vor dem franzöfifchen Einfluß, den er nach ihrer Anficht begün- 
ftigen werde. Die erfte tadelnde Stimme erhob Abbate Garibaldi, 
Gefchäftsträger des heiligen Stuhls in Paris. Ihm fehlte die 
Garantie der Klöfter im Entwurf; daraus zog er den Schluß, 
daß es nicht nur auf das Eigenthum jener Klöfter, fondern vollends 
auf deren Aufhebung abgejehen fei. Der Herzog v. Broglie aber 
begriff folche Klage nicht und meinte, das fei innere Angelegen- 
heit der Schweiz. Der Borort Zürich zog nun Erkundigungen ein 
über die wirklichen Gefinnungen der Mächte (23. Januar 1833), 
vernahm indep wenig Anderes als eine Wiederholung deifen, was 
man aus dem Memorandum vom 5. Juni 1832 fchon wußte. 
In feiner Korrefpondenz mit Frankreich äußerte das preußifche 
Kabinet Beforgniffe, wie fie in jener Schrift ausgefprochen wor— 
den. Rußlands Anfichten wurden als gleichbedeutend vorausgefegt. 
Defterreich folgte mit Erklärungen, denen ähnlich von Preußen, 
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und mit der beftimmten Andeutung, daß die Umwandlung des 
fchmeizerifchen Staatenbundes in einen Bundesftaat, weil zur Ein- 
heit führend, eine unglücliche Erfcheinung wäre. Dieje beiden 
Mächte vereint drangen lebhaft auf Franfreih ein, um es zu 
gemeinfchaftlihen Vorftellungen im Sinne jened ältern Memo- 
randums zu vermögen. Aber Frankreich und England famen nicht 
nad) Wunfch entgegen, obwohl erftered im Grunde die gleichen 
Wünfche hegte wie die andern Mächte. Frankreich wollte fich aber 
mals eine vermittelnde, oder vollends eine Proteftoratsrolle vor 
behalten. Stolz antwortete Guizot, einer der franzöfifchen Miniſter, 
auf Befehdungen in der Kammer wegen der reaftionären Wendung 
der Dinge in der Schweiz (Sarner Konferenz u. f. w.): mad 
Alles feit 1830 außerhalb Frankreich geichehen, ſei zum Bortheile 
Frankreichs gefchehen, fo die Staatsumwälzung, die im Innern 
der Schweiz vor fich gegangen; „fie ift das Werf unfers Ein- 
fluffed, die Folge einer Schwächung jened Syſtems der heiligen 
Altanz, das nach der Meinung der Gegner im Fortſchritte fein 
fol“. Guizot kannte die ächten Schweizer noch nicht, die jederzeit 
mit Entrüftung vernahmen, daß Frankreichs Freundichaft feine 
andere Bedeutung für ihr Vaterland habe denn die, daß es fich 
willig als eine Provinz Frankreichs behandeln lafie. 

Nach dem Auftreten der Gegentagfagung in Schwyz drohten 
die Verhandlungen der Mächte einen Augenblid ernfter zu werden. 
Ihre Anfichten wurden in vertrautem Kreife vor dem fehtweizerifchen 
Gefchäftsträger in Paris befprochen (27. März). Preußen erklärte 
fih bereit, feine Gunft den in Schwyz verfammelten Ständen 
zuzumenden. Defterreich wollte von dem neuen Bundedentwurf 
nicht8 willen. Die Rollen follten etwa fo vertheilt werden, daß 
Frankreich auf die Tagfasung in Zürich, die andern beiden Mächte 
auf die Konferenz in Schwyz einwirken. Man kann fich denfen, 
wer und was dabei gewonnen Spiel gehabt hätte, da bald aud 
der franzöfifche Minifter Herzog v. Broglie den Fortbeftand des 
fchmweizerifchen „Staatenbundes“ im Bundesentwurf gefährdet fah. 
Ein neues Memorandum kam indeffen nicht zu Stande. Die 
Mächte fchöpften bald einige Beruhigung in der mufterhajten 
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Bedächtigfeit der Kantone und der Tagſatzung. Garibaldi ver- 
ftunmte ebenfalls, nachdem er feine Klagen ohne wirklichen Er- 
folg aud) dem Repräfentanten Oeſterreichs in Paris vorgetragen. 
Gegen Ende Mai war es in Wien wie in Paris über die wich⸗ 
tigſte Schweizer Angelegenheit ganz ſtille geworden. 

In dem monarchiſchen Europa beſtand ſchon länger her eine 
Partei, die die Throne ſtürzen, an ihrer Stelle die Republik nach 
modern⸗franzöſiſchem Zuſchnitt einführen wollte. Frankreich war 
ihr im Jahr 1830 auf halbem Wege ſtehen geblieben. Die krie— 
geriſche Elite dieſer Partei bildeten überall die Polen, verſprengte 
Reſte jenes Heldenheeres, das im Jahr 1831 den Kampf mit den 
Schaaren des ruſſiſchen Selbſtherrſchers aufnahm, dann ruhmvoll 
unterlag. Die Sympathieen aller Freiſinnigen aller Länder waren 
ihnen zugewendet; Frankreichs Kammern ſprachen ſie bei feierlichen 
Anläſſen amtlich aus. Frankreich war weniger ihr Aſyl als ihr 
Sammelplatz, wohin ſie theilweiſe durch die Schweiz gezogen 
waren. Die Führer der europäiſchen Revolution trugen ſich mit 
umfaſſenden Planen; das Panner der Republik ſollte weitum in 
Italien, Deutſchland und Frankreich allzumal geſchwungen werden. 
Dumpfe Gährung bei Frühjahrsanfang 1833 ließ große und 
ſeltſame Ereigniſſe ahnen. Der Ausbruch war nur ein theilweiſer; 
der Plan ſcheiterte an der Ausführung, mehr noch an der innern 
moraliſchen Verwerflichkeit der Mittel. Zu dieſen gehörte der Auf— 
bruch von ,380 Polen aus Frankreich in Eilmärſchen nach der 
Schweiz. Als militärifches Korps organifirt, brachen fie (9. April) 
ind bernifche Amt Freibergen ein. Ihre Beſtimmung fonnte feine 
andere fein, als, mit oder ohne andermweitigen Zuzug, den vor- 
bereiteten Aufftänden in der fchmweizerifchen Nachbarfchaft die Hand 
zu bieten. Aber nur in Frankfurt am Main, dem Sibe des deut- 
ſchen Bundestages, war ein folher ausgebrochen (3. April), ſo— 
fort dann auch erdrüct worden. Die Polen ftanden nun vereinzelt 
in der Schweiz. Wer fie hereingeführt, ift ungewiß, höchſt wahr- 
fcheinlich jedoch, daß vertraute Fremdlinge von unferm Land aus 
mit den Polenhäuptern den Marfch verabredet. Man nannte felbft 
Schweizer, die in das Komplott mit verflochten, brachte jedoch) 
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feine Beweiſe dafür an. Den franzöfifchen Behörden, die den 
Ausmarſch geftatteten, fällt mindeftend Saumfal, jenen des Kan- 
tons Bern, die die Gebietäverlegung nicht etwa bloß ſtillſchweigend 
verüben liegen, fondern amtlich begünftigten, blinde Mipfennung 
ihrer Folgen zur Laft *. Kaum angelangt, eilte Zelewel, das Haupt 
der Polenfchaar, nach Zürich, und bat um Afyl bei der Tagſatzung, 
fei es, daß er feine beabfichtigte Unternehmung nach Deutichland 
oder nach Savoyen hin fchon als vereitelt anſah, oder das er 
den Befehlen höherer Führer gemäß fih und feine Schaar für 
weitere Grpeditionen aufzufparen hatte. Die Tagfagung indeß, 
zumal die Gefandten der freifinnigen Kantone, mußte fich kon— 
jequent bleiben und im Geifte der Verhandlungen der Zwanziger— 
jahre über Fremdenduldung den Gegenſtand als in den Bereich 
der Kantonalpolizei einfchlagend erklären. Sp war der Bund der 
Laft enthoben. Um fo drücdender fiel fie auf Bern zurüd, nicht 
ohne feine Schuld; denn die Zahl der Polen ſchwoll allmälig 
auf 470 an, offenbar mit Zulafjung der Berner Behörden; noch 
mehreren Zuwachs hatten die franzöfifhen Grenzbehörden dur 
Zurüdhaltung einer zweiten, auf 700 Mann angefchlagenen 
Schaar verhindert. Die deutfchen Staaten ſchloſſen ihr Yand, die 
Grenzkantone thaten nun Gleiches gegen die weiter einwärts ge- 
legenen Kantondgebiete. Selbft im Innern der Schweiz wurde 
von Kanton zu Kanton gefperrt. So blieben die Polen dem 
Stande Bern, Er war genöthigt, öffentliche Gelder zu ihrem 


* Der bernifche Amtsftatthalter in Saignelegier trat mit dem zuerft 
eingetroffenen polnifchen Fourier für Lieferung der geforderten Quartiere 
förmlich in Verftändigung ein, Derfelbe Ichnte eine fpätere Aufforderung 
einer franzöfifchen Grenzbehörde, die bernifche Grenze gegen Einmarſch eines 
weitern kleinern Detachements felbft zu bejegen, ab (Abſchied der Tagſatzung, 
Seite 186). Privatbriefe in den Händen ded Verfafferd meldeten aus „libe 
ralen« bernifhen Quellen und auf Ausfagen der Polen felbft, fie feien von 
trennungsluftigen Jurafjiern von Frankreich her gerufen worden, und ale 
Solde, welche im Geheimen die Trennung des bernifhen Juralandes vom 
alten Kanton betrieben, nannten die gleichen Briefe Stodmar, Bautrey und 
Borneque Der Gefhichtfchreiber darf folhen Angaben nur den Werth von 
Gerüchten beilegen und feine beftimmten Schlüffe aus denfelben ziehen. 
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Unterhalt anzuweifenz andere Kantone machten ihre anfcheinende 
Härte gut durch Yeiftung von Geldbeiträgen, die fie ihrerfeits 
dem Kanton Bern zur Erleichterung der Unterhaltslait zufommen 
liegen. Während die Ginen jfammelten, fürchteten die Andern, 
Bafel und Neuenburg zumal; legteres nicht ohne Grund, denn 
angefehene ſchweizeriſche Radikale jelbjt waren es, welche die pol- 
nifchen Führer von einem bewaffneten Weberfalle Neuenburgs 
abhielten, zu dem Stodmar und ähnlich gefinnte freunde die 
verivegenen Fremdlinge aufftachelten. Das Ereigniß machte aber 
auch europäisches Auffehen; die einheimischen und fremden Feinde 
der neuen Ordnung in der Schweiz beuteten es mit Bortheil aus, 
und fie wurde von nun an als einer der Hauptherde der revo— 
Iutionären Propaganda betrachtet, die überall ihren Sit hatte 
und nirgends entdeckt werden wollte oder konnte. Unkluger Weife 
nahm eine Fraktion der Liberalen, die in diefen wie in andern 
Dingen fein Maß kennen und feines anerfennen wollte, und von 
denen Einige indgeheim die Polen zu tollen Streichen zu mißbrau— 
chen fuchten, auch laut Partei für die Eingedrungenen und wälzte 
dadurch eine-nicht geringe Berantwortlichfeit auf die ganze Eid- 
genofjenfchaft. Der Vorort und die Regierung vun Bern fahen 
bald die Nothiwendigfeit ein, die ganze Polenfchaar an irgend 
ein anderes Land abzufesen. Das Nächfte war, um deren Wieder: 
aufnahme fich an Frankreich zu wenden, weil fie nicht ohne Schuld 
feiner Regierung in die Nähe der Schweiz, zulegt ſelbſt auf ihr 
Gebiet gekommen. Aber Frankreich lehnte ab, verlegt, wie es fagte, 
durch die übermüthige Sprache, welche Lelewel und feine Genofjen 
gegen die franzöſiſche Regierung geführt, und weil das muthiwillig 
verlaffene Aſyl verwirft fei. So waren die Grenzen ringsum ge 
fchloffen, jeglicher Ausweg abgejperrt. Und doch fah man ein, 
daß ein längeres Dulden von Fremdlingen, welche das Band 
unbefugter militärifcher Organiſation zufammenbielt, die überdem 
ein Vorrecht zu abenteuerlichen Unternehmungen zu haben glaubten 
und in allen ihren Anfprüchen überhaupt weiter gingen, als es 
fich für Aſylſuchende „geziemt, nach innen und außen mit Ge- 
fahren für die Schweiz verbunden fei. In diefem Sinne aud 
Die Schweiz. 26 
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ließen fich der deutſche Bundestag und die lombardijche Regie— 
rung vernehmen, verlangten Sicherheit gegen alle Gefährdung 
dortiger Staaten von der Schweiz her. Aber feiner einzigen der 
Elagenden Regierungen fiel bei, das rechte Mittel zum Zwede zu 
fuchen und anzuwenden, Frankreich nämlich zu fchneller Wieder: 
aufnahme zu veranlaffen. Die daherigen Beitrebungen der Schweiz 
blieben ganz vereinzelt. Der fchriftlichen Verwendung des Bororted 
zu jenem Zwede folgte (17. Mat) die Sendung des Profeſſors 
Roffi nah Paris, auch mit dem bejondern Zwecke, die wahre 
Stimmung der Kabinete zu erforichen. Nichtet diefer Mann, fo 
hieß es, mit feinen wichtigen Berbindungen in jener Weltjtadt 
nichts aus, ift auch jeder andere unvermögend. Dieje Erwartungen 
gingen nicht in Erfüllung, und viele Sreifinnige hatten die Wahl 
nicht8 weniger als paſſend gefunden. Je mehr man in folches 
diplomatifche Getriebe hineinſtarrt, deſto fchiwerer wird es, zu 
glauben, daß Frankreich nicht unlautere Abfichten gehabt und die 
Verlegenheit der öſtlichen und fidlichen Staaten viel lieber ſah 
als die Schweiz. 

In der Angelegenheit von Balel geſchah faum ein Schritt 
vorwärts, obwohl Bafel-Landichaft nun fein eigener Wortführer 
fein fonnte. Es brachte feine Berfalfung zur Garantie ein, aber 
die Stände zauderten mit Recht, fih darüber ſchon auszufprechen. 
Hingegen wurde das Kommiſſariat, das inzwiſchen in feinem Per— 
fonal abermals gewechſelt hatte, endlich ganz aufgehoben (14. 
März), mit ihm felbft der legte Reſt von Truppen (eine Fleine 
Abtheilung Neiterei) zurückgezogen. Für Anderes war quter Rath 
theuer. Die Trennungsbeſchlüſſe vom vorigen Jahr waren noch 
unvollzogen; Bafel und feine politischen Gefinnungsgenorjen hatten 
durch bundesmidrige Abfonderung an das fchiweizerifche Volk, ja 
gewilfermaljen an die Meinung der europäifchen Mächte Berufung 
eingelegt. Der Anwendung von Waffengewalt war man böchit ab- 
geneigt, auc waren von feinem Großen Rath Inſtruktionen in 
diefem Sinne gegeben worden. Eine Kommilfion der Tagfakung 
ſagte hierüber treffend: würde man je zur Anwendung von Waffen: 
gewalt gezwungen fein, fo folle man fie zur Vereinigung, nicht 
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zur Trennung anwenden. Sie fand daher feinen andern Ausweg, 
als den von BaſelLandſchaft ſelbſt fchon erariffenen, dag Mittel 
des Sequefters, doch mit ausdrüdlicher Beſchränkung auf das 
unter der Verwaltung der Regierung von Bafel felbjt geftandene 
öffentliche Gut, denn da im Grunde die Schwierigkeit der Lage 
von der Weigerung Bafels herrühre, mit BaſelLandſchaft über 
das Stantövermögen abzuredinen, jo fer der in erwähnter Weiſe 
gelegte Sequefter nichts Anderes als eine berechtigte Repreſſalie, 
zugleich das mildeite Bollziehungsmittel. Bon einzelnen Ständen 
wurde abermals auf Vermittlung angetragen, aber weder dieß 
noch Anderes erhielt, bei ſehr abweichenden Inſtruktionen der 
Gefandtichaften, eine Mehrheit, und die Sequefterfrage blieb in 
unverändertem Zuftand, im Grund alfo den Anfichten und Vor: 
fchlägen der Kommiſſion entjprechend. Später (ld. Mai) verzichtete 
die Tagſatzung vollends auf neuen Verſuch zur Erledigung der Ans 
fände, obwohl BaſelLandſchaft durch Kreisfchreiben an die Kan— 
tone vollftändige Durchführung der Trennungsbeſchlüſſe, darüber— 
hin ganzes Stimmrecht verlangt hatte. Jede weitere Berathung 
hätte der Tagſatzung nur die Unehren der Obnmacht gebracht. 
Große wichtige Ereigniſſe allein, geeignet, dem ganzen politifchen 
Leben der Schweiz eine neue fichere Unterlage zu geben, fonnten 
die Möglichkeit zur Entfcheidung der befondern Lokalfragen herbei— 
führen. BafelLandfchaft hatte Beſſeres für fich erwartet, Stadt 
Baſel auch. Beide blieben unzufrieden. Nach Abgang des eid- 
genöſſiſchen Kommifjariates ſah die Regierung in Bafel, zur 
Vermeidung unmittelbaren Verkehrs mit jener zu Lieftal, ich ge 
nöthigt, den ihr gebliebenen Landgemeinden freien Geſchäftsverkehr 
mit den Gemeindd- und Bezirksbehörden der getrennten Landfchaft 
in allen Berivaltungsangelegenheiten zu verftatten. Schrecken fuhr 
in die Stadt Bajel bei dem Einmarſch der Polen auf nahes 
Berner Gebiet, nicht minder in die Negierung von Neuenburg. 
Doch hatte es dabei jein Bewenden, daß nach und nach einige 
Polen, dann auch deutiche Flüchtlinge, die das Mißlingen des 
Frankfurter Attentats nach der Schweiz gejagt hatte, ſich vereinzelt 
in Bafelland niederliegen. Die Regierung diefes Rantonstheiles 
26” 
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hoffte ihr Heil nicht von den Fremdlingen, ſondern von der Ein— 
führung der neuen Bundesverfaſſung. An zahlreicher Volksver— 
ſammlung vom 23. Mai wurde ihre Annahme dringend empfohlen. 
Gegen Geldverlegenheiten behalf ſie ſich mühſam mit allmäliger 
Beſitznahme von den obrigkeitlichen Gefällen. Die Gemeinde Diepf— 
lingen, früherer Abſtimmung zufolge zum Stadttheil gehörend, 
konſtituirte ſich für kurze Zeit als ſelbſtſtändige Republik (20. Mai), 
ein neues Gersau unter den ſtreitenden größern Gemeinweſen von 
Baſel. Aber die Regierung von Baſel ſetzte ſich in derſelben wieder 
feſt, behauptete ihr Anſehen durch fünfzehn Landjäger in der Mitte 
von bloß achtundfünfzig Bürgern, und das Dörflein blieb von nun an 
ein Anhaltspunkt für gefährliche Ruheſtörungen von beiden Seiten. 

Die Einladung der Tagſatzung an beide Landestheile von 
Schwyz (vom 8. Oktober 1832) blieb fruchtlos. Die äußern Be— 
zirke verweigerten den vom alten Land angebotenen Zuſammentritt. 
Die Konferenz von Sarnen erweiterte die Kluft. Auch eine vom 
Vororte jelbit auf den 5. Februar 1833 nach Einfiedeln aus— 
gefchriebene Bergleichfonferenz, an welche er den Bürgermeifter 
Hirzel und den Regierungsrath Hegetichweiler abordnnete, Fam nicht 
zu Stande, eben jo wenig ein anderer Zufammentritt, der einen 
Monat fpäter in Zürich ftattfinden follte; dem einen Theil war 
der Drt, dem andern die Zeit nicht gelegen. Das äußere Land 
ftrebte nad) Anerkennung feiner Unabhängigfeit, die Negierung 
in Schwyz baute Hoffnungen auf glänzende Erfolge der an ihren 
Hauptort geladenen Ständefonferenz. Die Kantone der Mehrheit 
gaben nun endlich entfcheidende Inftruftionen und Vollmachten. 
Am 22. April beſchloß die Tagfasung: Anerfennung beider Landes— 
theile in ihrem dermaligen politiihen Zuftande, unter feierlichen 
Vorbehalt der Wiedervereinigung, Repräfentanz derfelben an der 
Tagfagung mit halber Stimme, wie für Unterwalden und Appen- 
zell, mit Priorität des Vorfiges für das alte Land, und nad 
herigem jährlichem Wechſel desfelben unter beiden Theilen; neue 
Aufforderung an diefelben zur Wiedervereinigung unter gemein 
famer Verfaſſung, mit Zufage eidgenöffifcher Vermittlung auf 
Erſuchen; Gebot treuer Haltung des Landfriedend; ein Beſchluß, 


— 40 — 


ganz Ähnlich demjenigen wegen Bafel. Er gründete fich auf die 
jeit 1831 erfolglos gebliebenen Einladungen zur Refonftituirung, 
auf die Nothiwendigkeit eined endlichen Enticheides über die Ne 
präfentation des Kantons in der Tagſatzung, zumal nach der 
bundeswidrigen Weigerung von Schwyz, fih an derjelben durch 
eine Gefandtfchaft zu betheiligen, endlich auf den berechtigten 
Wunfh der äußern Bezirke, an der Ständerepräfentation im 
Schooße der Tagfasung Theil zu nehmen. Er war die unaus— 
meichliche Folge der Unnachgiebigfeit, die alle Schritte der Regenten 
bon Schwyz feit Langem beherricht hatte. Der Große Rath des 
äußern Landes feierte am 23. April gottesdienftlich die Frei— 
werdung des Landes; Rapperſchwyl fandte eine Abordnung hinüber 
nach Lachen zur Beglüdwünfhung, auf den Höhen längs den 
beiden Ufern des Zürichſee's leuchteten Abends die Freudenfeuer 
der begeijtert theilmehmenden Zürcher Landbevölferung; die Ein- 
fiedler jubelten um einen ungeheuern brennenden Holzſtoß auf 
dem Schönenboden neben dem Epel. Als am folgenden Tage die 
Gefandtihaft durch Nichterfchweil und Wädenfchweil nach der 
Bundesitadt reiste, wurde jie mit manchen Chrenbezeugungen 
begrüßt. Landammann Joachim Schmid von Lachen, der mehr: 
jährige Verfechter der Nechtsgleichheit für das äußere Yand, nahm 
am 25. den Sit von Schwyz in der Tagſatzung ein, da dag 
alte Land auf die Gunft des eriten Vorſitzes thatfächlich verzichtet 
hatte. Die Landögemeinde der äußern Bezirke befchlog am 5. Mai 
wärmfte Danfesbezeugung an die Tagfagung zu Handen geſamm— 
ter Stände; kurz zuvor erließ dagegen die Landsgemeinde des 
alten Landes, jehr fpärlich befucht, eine Proteftation gegen das 
Geſchehene. In der Erklärung von Alt-Schwyz wird die Tagfagung 
die „in Zürich gefeßwidrig gebildete Berfammlung“ genannt, Auch 
wird darin die feierliche Verficherung gegeben, „Unfere wohlerwor— 
benen Rechte, Freiheiten und Gerechtigfeiten, in ſich darbietendem 
und Uns fchielich feheinendem Zeitpunfte geltend zu machen und 
mit Gut und Blut, fo viel Wir vermögen, zu behaupten“. So 
jprachen „Landammann, die Räth und Landleute zu Schwyz, an 
offener Landsgemeinde zublreich verfammelt“. 
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Dem Beifprel der meiften Großen Räthe folgend, follte die 
Tagſatzung auch ihre Verhandlungen in öffentlicher Sitzung pflegen. 
Thurgau trug daranf an. Die endliche Verfügung war eine nur 
theilweife und öffnete den Nedaftoren der öffentlichen Blätter freien 
Zutritt zur Derfammlung, dieß auch nur mit fnapper Mehrheit und 
befchränkt auf die Verhandlungen über den Bundesentwurf. 

Sp lang als die Tagſatzung in Zürich, eben fo lang blieb 
die Gegentagfagung in Schwyz verfammelt. Selbit die Ofterferien 
hielten beide Theile zu gleicher Zeit, da das Ofterfeft von der 
Spaltung Feine Notiz nahm. Für die Konferenz galt es, ſich 
einiges Anſehen zu verfchaffen, günſtige Borkommenheiten zu 
Nutzen zu ziehen, jeglichen von der Tagſatzung etwa ausgehenden 
bedeutfamen Beichlüffen angemeſſen zu begegnen, andere abtrün- 
nige Glieder in den Kreis des Schwyzer Werchbildes aufzunchmen, 
endlich die Aufmerkfamkeit und die Theilnahme des Auslandes 
zu gewinnen, die ſchon gewonnene feftzuhalten. Bor Allem waren 
die Konferenzjtinde bemüht, ſich zuverläffige Berichte aus der 
Bundesjtadt zu verfchaffen, und der Gegenjtand wurde wichtig 
genug erachtet für Niederfeßung einer engem Kommiſſion. Den 
erften Bericht empfing die Konferenz durch den wieder eingetrof 
fenen Gefandten von Wallis, Moriz v. Stodalper. Bitteren Uns 
muth erweckte die Wahrnehmung, das die Tagſatzung die Abs 
geordneten in Schwyz ſchlechtweg als Privatperſonen behandle, 

amtlichen Verkehr nur mit den Regierungen der dilfentivenden 
Stände pflegen wolle; nur der Flügere Chambrier fand, es fei 
das alles zu erwarten gewefen. Indeß fuchte die Konferenz in 
baarer Münze zurüdzubezublen und entwarf für alle betheiligten 
Regierungen das Schema jenes ſchon bejprochenen Antwortjchrei- 
bens auf die Ginladung der Tagſatzung. Hier und da erhielt die 
Konferenz auch Gmpfangsfihreiben einzelner Standesregierungen 
der in Zürich vepräfentirten Kantone auf das Manifeit vom 9. 
März. Am 15. März kündigte die Walliſer Gefandtichaft die 
Rückkehr nach dem eigenen Kanton an; Stockalper gab dabei zu 
verjtehen, dan ihm ein neues Mahnungsſchreiben an feine Re— 
gierung zum Beitritt nicht unwillkommen wäre. Fünf Tage nach- 
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her wurde ein ſolches wirklich beſchloſſen, hinweiſend auf die in 
Zürich den Anträgen von Wallis widerfahrene „Geringſchätzung“ 
und auf die „Dreiftigfeit“, mit der fie von dev Hand gewiefen 
worden. Anträge auf Vertagung fielen durch. Mittlerweile unter: 
hielt fich die Konferenz mit Berichten aus Zürich über dortige 
Bundesverhandlungen und freute fich der „babylonijchen Ver— 
wirrung“ unter den Ständen der Mehrheit; mit einer Meldung 
aus Appenzell J.Rh. von der Abneigung des Bolfes gegen alles, 
pwas in Zürich getrieben werde“, und von baldigem Anjchluß 
dieſes Halbfantons an die Konferenz in Schwyz; mit Berficherun- 
gen aus Genf, daß eine ſtarke Partei dafelbjt ihr Gefinnung 
und Blicke zuwende; mit den willfommenen Umtrieben von Qua— 
dri im Kanton Tefiin und dem von ihm in Gapolago gegrüns 
deten „Independente“, der als rüftiger Kimpe ganz im Ton und 
Intereſſe der Sarner Stände fchrieb, weßhalb die Konferenz for 
fort das Abonnement auf diefe ennetbürgiſche Zeitung beſchloß 
(1. April. Gleichen Tages befaßte fih die Konferenz mit der 
neuen „Aufforderung“ der Tagſatzung (vom 28. März) zur Er— 
füllung der Bundespflichten, auf welche Ladung die Antwort nur 
eine Wiederholung des ſchon Gefagten fein konnte. Aergerlich über 
das beharrliche Ignoriren der Komferenzabgeordneten als jolcher 
in Zürich, rief Yandammann Lauener von Uri aus: man fehe 
fchon, wo man hinaus wolle, zu hindern nämlich, daß man fich 
bier (in Schwyz) nicht zu einer Tagfasung fonjtituiven könne. 
Solche einzige Aeußerung dieſes Magiftraten von durchaus bies 
derem, ehrenhaftem, offenem, dabei auch entjchloffenem Charakter 
mag als vollgültiger Beweis zählen, daß die Konferenz weit all 
gemeinere Zwede hatte ald die blofe Hebung der Zerwürfniſſe 
von Bafel nad den von ihren Negierungen vertretenen Anfichten. 
Bei Wiedereröffnung der Verhandlungen nach den Ofterferien rief 
Landammann v. Wäber zu neuer Entfaltung der vereinten Kräfte, 
denn die Reihe zur Aufnahme in die Tagfagung komme nun 
auch an das Äußere Land Schwyz. Die Tagſatzung habe Grund, 
ihre Verlegenheit wegen der entftandenen Lücken durch ſolche Schritte 
beftmöglich zu heben. Der Nedner machte hierauf eine politische 
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Rundreife durch die Schweiz und zählte die der Sarner Politik 
günftigen Stände, fo wie die „noch unentfchlofjenen“, wobei ein- 
geftanden werden mußte, daß unmittelbare Nachrichten über die 
Lage der Dinge im Wallis und in Appenzell ausgeblieben. Mit 
Reden war nicht Alles gemacht: die Fleine Eidgenoſſenſchaft be- 
durfte Geld zu Beftreitung der Auslagen „für den Drud der Alten, 
für Expreſſe u. f. w.“ Daher Befchluß zur Bildung einer Kaffe 
mit vorläufiger Ginzahlung von 1600 Fr. nach der Geldjkala, 
wovon Bafel und Neuenburg allein 1398 Fr. 4 Btzn. zu erlegen 
hatten. Daraus geht wieder mit einiger Sicherheit hervor, daß 
die Thatkraft der Konferenz mit ihrem Streben nicht im Verhält- 
nijfe ftand, daß fie mehr auf ihre „gute Sache“ und auf Die 
Spaltungen in den übrigen Kantonen, mit einem Worte mehr 
auf das Geſchick des pafjiven Widerftanded ale auf umfafjende 
Operationen fußte. Dieß kann richtig fein, obwohl gleichzeitig mit 
obiger Kreditbewilligung der engern Kommiffion Vollmacht gegeben 
wurde, in Appenzell J.kh., Glarus, Graubünden und Teffin um 
politifche Freunde zu werben. 

In fortgefegten Sitzungen vernahm die Konferenz die erfreu- 
liche Meldung aus Zürich: es folle die Gefandtichaft von Graus 
bünden fi geäußert haben, daß fie in vierzehn Tagen nicht mehr 
in Zürich fein werde; die fatale Nachricht von der Aufnahme 
von Außer⸗-Schwyz in die Tagfagung, über welchen Alt Bürger 
meifter Frei von Bafel tadelnd bemerkte: „der Krug geht zum 
Brunnen bis er bricht“; die vertrauliche Anzeige, day in der 
Bundesftadt ſelbſt Niemand von den Tagherren Notiz nehme *; 
Gleihgültiges aus Zug von bevorftehender Sisung des Kantons— 
rathed, um wegen Befuchd der „Quafi“ ** Raths zu pflegen 
(ein bejahender Abſchluß wurde vergeblich erwartet); auch Be 
Ihlüffe aus Appenzell Innerrhoden für Zurücziehung der Gefandt- 
fchaft aus Zürich, wogegen der Anſchluß an die Schwyzer Kon— 

* Zu diefem Punkte war die Konferenz nicht ganz übel unterrichtet. 


** Sp lautete die Protofolldftrazze; das wurde aber doch zu bunt ges 
funden, darum geftrichen und durch »Berfammlung in Zürich« erfekt. 
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ferenz mit dem Vorwand zurücgewiefen worden, daß zu folcher 
noch Feine beftimmte Einladung erfolgt fei. Die Werbung um 
Appenzell Innerrhoden wurde dann fortgefegt, an dortige Lands— 
gemeinde ein eigener Bote abgeſchickt, der aber Feine günftigen 
Nachrichten zurücbrachte. Der Schreiber vertraute dem Papier 
jo wenig an ald möglich und empfahl zu Erreichung der Kon- 
ferenzzwede die Erlaſſung eines Mahnfchreibens an den Großen 
Rath. Die Konferenz fand hiezu das Erdreich nicht empfänglich 
genug und unterließ es. Beharrlich dagegen richtete fie ihre Blice 
auf Wallis. Auf Kommiffionalbericht befchloß fie (15. April) die 
geheime Abfendung des Majors Geigy, Mitglieds der Bafeler 
Gefandtfchaft, nach jenem Kanton. Geigy ging ohne Hoffnung 
auf Erfolg und mit Berfhanzung gegen Berantwortlichfeit fir 
Mipgriffe Anderer. Am 13. Mai zurücgefehrt berichtete er: die 
Stimmung der Landräthe ſei mwefentlich unverändert, jene von 
Unterwallis entfchieden gegen ein gänzliches Anſchließen an die 
Konferenz, die Oberwallifer ebenfo dafür. Freilich fei auch im 
Unterwallis die Abneigung gegen den neuen Bund ziemlich all- 
gemein. Einer Trennung im Kanton vorzubeugen, halte man die 
einftweilige ifolirte Stellung für allein zuträglich. Wirklich gebe 
der Staatsrath mit dem Vorſchlag um, weder die Tagfagung 
noch die Konferenz zu befuchen, vielleicht auch eine fürmliche Ber: 
mittlung durch die zwanzig nicht betheiligten Kantone in Antrag 
zu bringen u. f. w. Geigy berichtete wie einer, der Elarer in die 
Dinge jah als feine Auftraggeber, daher feine Warnung, fi, 
im befondern Bezug auf den Kanton Bern, nicht allzu glänzen— 
den Hoffnungen hinzugeben; „er halte es für eine Täufchung, 
wenn man glaube, das Landvolf des alten Kantons fei des der 
maligen Zuftandes der Dinge ſchon müde und gegen die neue 
Drdnung geftimmt; das dürfte höchitend von einem Theile des 
Dberlandes gefagt werden“. Solche Abkühlung war um fo nöthiger, 
ald die Berichterftatter aus Zürich ihre Mittheilungen nach dem 
Geſchmack ihrer Lefer zubereiteten oder ſelbſt höchſt befangen 
waren. In verfchiedenen Sigungen wurde die Konferenz unter 
Anderm von den „unruhigen Auftritten“ im Kanton St. Gallen, 


410 — 


von der Abreiſe des Landammanns Baumgartner aus Zürich nach 
der Heimat, „wo es nicht am beſten ſtehen joll“, unterhalten, 
während dafelbit unmittelbar nachher der radifalfte Große Nath 
gewählt wurde, den St. Gallen je ſich gegeben. Aehnliches über 
Schaffhaufen; Bürgermeifter von Meyenburg-Stodar habe fich mit 
feinen Kollegen in Zürich ganz überworfen, könne nach feinem Ge- 
wiſſen nicht mehr länger an diefen „Quafi@-Berathungen theilnehmen. 

Die Tagſatzung ſprach am 15. Mat ihre Vertagung aus; 
zwei Tage fpäter folgte ihr die Konferenz mit dem gleichen Akt; 
diefe übertrug die Leitung gemeinfamer Angelegenheiten abermals 
an den Stand Uri, bejhloß neue Einladung an Wallis zu nächiter 
Berfammlung und ſchied nach Genehmigung der Konferenzrech— 
nung, die 905 Frkn. 60 App. Ausgaben nachwies. Eilf Wochen 
lang hatten ihre Beratbungen gewährt. Was immer auch dem 
Protofoll felbjt vorenthalten und durdy die einzelnen Häupter 
verfügt worden fein mag, fo iſt fchon aus dem Fläglichen Inhalt 
des erftern mit Sicherheit zu fehließen, daß Die Konferenz die von 
ihr ſelbſt geträumte Bedeutung nicht erlangt bat. Die Männer 
der fchweizerifchen Mehrheit hatten fich durch das bundeswidrige 
Ausfcheiden von der Tagſatzung nicht irre machen laſſen; erwarteter 
Zuzug blieb aus; die Rückwirkung der thatjächlich vorgeführten 
Trennung der Schweiz in zwei Lager auf die öffentliche Meinung 
entiprach den gehegten Erwartungen nicht. Außerordentliche Maß— 
regeln aber, wie der Verſuch einer Gegentagiagung, fireifen an 
das Lücherliche, wenn fie nicht alsbald in ihrer Ausführung Boden 
faffen und zu erklecklichen Grfolgen führen. Das war bis hieher 
das Schickſal der Konferenz. 


Dreizehnter Abfchnitt. 
Klägliches Schickſal des von der Tagfagung umgearbeiteten Bundesentwurfes. 


Zayfagung und Gegentagfaßung abermals, Kritifche age. Anordnungen zu einer 
allgemeinen Vermittlungstonferenz. (Juni bis Anfangs Auguft 1833.) 


Dringend empfahl der Vorort Zürich geſammten Ständen 
die Annahme des Bundesentwurfes; fer er auch weniger grund: 
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ſätzlich als der unmittelbar vorangegangene, ſo drücke er dagegen 
ſicherer den Willen der Kantone und das nach ihren vielſeitig 
verſchlungenen Intereſſen Erreichbare aus. Die Stände der Sarner 
Konferenz mahnte er gleichzeitig vor längerer Abſonderung. Allfälli— 
gem Widerſtand im eigenen Kanton zu begegnen, ſandte die Regie— 
rung zwei ihrer Mitglieder nach Luzern, um dort durch freiwillige 
Zuſage zu erhalten, was der Bundesentwurf ſelbſt nicht gewährte: 
eine etwelche Ermäßigung der Konſumogebühr für Zürcher Weine 
oder mindeſtens eine Einfuhrbegünſtigung für die Zeit der Wein— 
leſe. Die Abgeordneten brachten Hoffnungen und Verſprechungen 
zurück, mehr nicht. Gleichwohl trug die Regierung auf Genehmi— 
gung an. Ein anderer Ausweg, ſo erklärte ſie dem Großen Rathe, 
ſei nicht übrig bei waltender Spaltung, als Rückkehr zum alten 
Bund oder Annahme des neuen, ſelbſt auf die Gefahr, daß ein 
Theil der Kantone für kürzere oder längere Zeit ihm ferne bleibe. 
Eine Verlängerung des jegigen Zuftandes könnte wohl nur von 
Leichtfinn oder Webehvollen angerathen werden. Auf dermal un: 
erfüllbare Wünfche müſſe Zürich verzichten wie Andere. Immer— 
hin habe der Entwurf Manches für ſich; Laſten und Ginbußen, 
die er auferlege, feien unausweichlich; neue Unterhandlungen 
über einzelne etwa mißfüllige Beitimmungen würden zu nichts 
führen, als zu noch mehreren Rückſchritten. Dev Große Ratlı 
entſprach (10. Zum) mit 124 gegen 54 Stimmen; die Ber: 
werfenden gehörten meift der Stadt, nur drei oder vier Mit 
glieder der Landjchaft an. Die Annahme erfolgte unter dem Vor— 
behalt, daß zur Einführung gejchritten werde nur dann, wenn 
mit Inbegriff von Zürich eine Mebrheit von zwölf Ständen 
unbedingt angenommen haben werde. Die Oppofition wollte 
die vorörtliche Stellung retten, focht aber, ohne ein daheriges Ge— 
ftändniß abzulegen, wejentlich mit den Klagen über Fortdauer der 
Konfumogebühren, fernere Befchwerung der Einfuhr von Urftoffen, 
Schmälerung der vegalifhen Rechte und Einkünfte im Poſtweſen. 
Die Redner der Oppofition waren Männer der Altern Anfichten, 
die zur Zeit der Neftauration oder auch früher fehon in Staats— 
ämtern geftanden und fich große Vertrautheit mit den ſchweizeri— 
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hen Zuftänden erworben hatten. Die Volksabſtimmung blieb 
vorbehalten und das daherige Berfahren wurde feftgefeßt; der 
Tag derfelben blieb unbeftimmt, weil der Große Rath Grund 
hatte, exft die Schlußfaflungen anderer Kantone zu vernehmen. 

Bern, weniger bedächtlich als fonft, ließ auch nicht lange auf 
obrigfeitlichen Entfcheid mwarten. Die Regierung gab, wie jene 
von Zürich, dem Großen Rathe zu bedenken, daß alljeitige Anz 
fichten fo weit ausgeglichen feien, ald es unter obwaltenden Um— 
ftänden möglich, neue Forderungen eines Standes unfehlbar 
andere hervorrufen würden. Auffallend gab aber die Regierung 
in ihrem Gutachten ſchon Andeutungen, welche Abänderungen 
auf den Fall neuen Gintretend zu verlangen feien, obwohl Bern 
Ihon früher fein gutes Kontingent von Abänderungsbegehren 
bereits geliefert hatte. Der Große Rath nahm an mit 126 gegen 
5 Stimmen; in der Minderheit ſehen wir v. Tillier und Kaft . 
hofer, legtern ald Freund eines mehr zentralifirten Bundesftaates. 
Ein Antrag, mit der Einführung zu warten‘ bi8 zum Beitritt 
aller Stände, wurde mit drei PVierttheilen der Stimmen ver 
worfen; gegentheild fprach der Große Rath den Kantonstheilen 
von Schwyz Außeres Land und BafelLandichaft ganzes Stimm 
vecht zu und ertheilte der Gefandtichaft für unvorgefehene Fälle 
unbedingte Vollmacht. Die Volksabſtimmung blieb vorbehalten, 
der Tag derjelben verjchoben. 

Der Stand und Vorort Luzern war in Ddiefer Bundes- 
angelegenheit, wie jeither in amdern wichtigen Zeitläufen, der 
Schickſalskanton. Der Himmel felbft fchien e8 andeuten zu wollen: 
in der Nacht vom 12. auf den 13. Juni wurde die bezeichnete 
Bundesitadt von ſchwerem Brandunglüd heimgefucht. In einer 
der jchönften und belebtejten Gaffen der Stadt gingen zehn Häufer 
in Rauch auf, nicht ohne Gefahr für die nähere und entferntere 
Nahbarichaft. Drei Tage fpäter, am 16., genehmigte der Große 
Rath die Bundesurfunde mit 71 gegen 3 Stimmen. Weniger 
vorfihtig als andere Große Näthe, ordnete er zugleich ſchon die 
Stimmgebung des Volkes auf den 7. Juli an; dabei fei zu ver- 
fahren wie bei der Abftimmung über die Rantonsverfaffung ein 
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paar Jahre zuvor. Ein Proklama ſuchte dem Volke die neue Be— 
ſcherung genießbar zu machen; es wurde darin auch der irrenden 
und getrennten Brüder gedacht, ihre Rückkehr zu den übrigen 
Bundesgenoſſen hoffnungsvoll in Ausſicht geſtellt. Ein Dekret 
ordnete gleichzeitig und vorforglich die öfonomifchen Beziehungen 
zur fünftigen Bundesftadt Luzern; die bezüglichen Bundesartifel 
würden für den Kanton nur infofern als verbindlich angejehen 
werden, wenn von Seite der Stadt zwei Fünfttheile der Koften 
für den Bundesfis (d. h. für den Situngsjaal der Tagſatzung 
und für das bei feierlichen Anläſſen erforderlihe Militär) über: 
nommen würden. Die Zumuthung entfprach der Billigkeit; eine 
Verpflichtung zu jenen Leiftungen wollte der Große Rath nicht 
ausfprechen. Die Regierung meldete alsbald das Gefchehene an 
die Stände, mit dem Wunfche, daß in diefen wichtigen Tagen 
das Volk der Eidgenofjen, von feinem guten Geifte geleitet, die 
Bundesurfunde genehmige, dadurch Ruhe und Eintracht in alle 
Gauen der Schweiz zurücführe. Nach diefen Schlußnahmen der 
Behörden Luzerns verlieh Kaſimir Pfoffer, einer der erften Anreger 
der Bundesreform, den Kanton und die Schweiz, Vergnügens 
halber. Den Dienft, den er dadurch beiden geleiftet, könnte die 
Geſchichte nur gering anfchlagen. 

Auf diefe fonnigeheitern Genehmigungsdefrete warf der Kan 
ton Teſſin etwelchen Schatten. Schon am 14. Juni verwarf der 
Große Rath, im Widerfpruch mit einem ftaatsräthlichen Antrage, 
den Entwurf mindeftend in Berathung zu ziehen; ohne Ueber: 
eilung, da von einer Kommilfion ein Gutachten abverlangt wor— 
den. Franſcini, Luvini und der ältere Pioda kämpften vergeblich 
für die Annahme. Teſſin fand zu diefer Zeit ganz auf Seite der 
Partei, die am Bundesvertrage von 1815 nicht das Mindejte 
ändern laffen wollte, dagegen geneigt war, Fantonale Befugniffe 
je mehr und mehr, und wohl über jenen Bundesvertrag hinaus, 
zu erweitern. So gewiß ift ed, daß in der Regel eine Partei, 
gleichviel in welcher Richtung fie wirke, nicht Map hält. Die Berwer- 
fung ift auf Rechnung der widerftrebenden Getjtlichkeit zu ſetzen, ihre 
Abneigung binmwieder den Einflüffen der Nuntiatur zuzufchreiben, 
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Im Norden der Schweiz war es St. Gallen, wo der neue 
Entwurf abermal namhafte Gegnerſchaft fand. Die Großraths— 
kommiſſion ſpaltete ſich, ohne in eigener Mitte eine Mehrheit 
zu Stande zu bringen. Gegner waren Weder und Henne, Feinde 
ſchon des erſten Entwurfes, nach Troxler'ſchen Lehren; in ganz ab— 
weichender Richtung der Landammann Reutti, jeglicher politiſchen 
Bewegung abgeneigt, und Steiger, damaliger Pfarrer in Senn— 
wald, im Sinne der Bauerſame demokratiſirend und daher der 
Schmälerung der kantonalen Rechte nicht gewogen. Gerichtspräfi— 
dent v. Gonzenbach knüpfte Bedingungen an, die ſeine Zuſtim— 
mung werthlos machten. Baumgartner, und mit ihm die politiſche 
Mitte, hatten ſchwere Noth auch im Großen Rathe ſelbſt. Radi— 
kale und ſtabile Partei boten ſich auch hier die Hand, unter 
Leitung der genannten kommiſſionellen Führer, denen ſich Gleich— 
geſinnte anſchloſſen. Man forderte das abſolute Mehr aller, 
nicht bloß der anweſenden Mitglieder, wie für Geſetze, nach da— 
maligem Reglement; alſo 76 Zuſtimmende mindeſtens. Nun 
ergaben ſich bloß 63 Annehmende gegen 60 Verwerfende. Zwei— 
tägiger Kampf über Haupt- und Nebenfragen war die Folge. 
Endlich entſchieden 78 gegen 54 Stimmen den Beitritt und zwar, 
falls eilf andere gunze Kantone Gleiches thun. Die Volksabſtim— 
mung jollte erſt nach Erfüllung diefer Bedingung geſchehen. Der 
Sieg der Reform war mehr zweidentig als glänzend; die Bes 
rufung auf gefährdete materielle Intereſſen wog ſtark; politischer 
Dünfel bei den Einen und Scheu vor Neuerungen bei Andern 
wirkte ebenfall$ mit. Da im Volke lestere Partei weit ſtärker 
vertreten war als im Großen Rath, die Schilderung ökonomiſcher 
Gefahren und Opfer in den Waffen am leichteften zündet, ſo 
hätte in dieſem Kanton eine Bolfsabjtimmung eher zur Ber: 
werfung als zum Gegentheil geführt. 

Entſchloſſener als in St. Gallen war man im Großen Rath 
von Solothurn, wo nur zwei politifche Elemente ſich gegenüber 
ftanden. In Solothurn galt ed nur Stadt oder Yand, Ariftofratte 
oder Volksherrſchaft. Munzinger hatte die Yandichaft zum Siege 
geführt. Von dann an regierte Olten, die Heimat des politijchen 
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Führers des Großen Rathes, über die Stadt. Munzinger aber 
war dem Bundesentwurf, gleichviel ob er auch feit feinem Ent— 
jtehen manche Veränderungen erlitten, mit Leib und Seele er— 
geben. Er eilte fichtlich, mit ihm der Große Rath, der mit 76 
gegen 19 Stimmen genehmigte. Der Beitritt von zwölf Ständen, 
Solothurn inbegriffen, falls fie drei Fünfttheile der Mannſchaft— 
ffala innehaben, war Bedingung. Eine Proflamation an das 
Volk wies auf die bereits erfolgte Annahme durch die Großen 
Räthe der drei vorörtlihen Stände, die durch „Gewerbsfleif, 
Reichthum, Schul und MWehranftalten den Kern der Schweiz 
ausmachen“. Schon am 30. Juni folgte die Abftimmung. Hier 
ihr jämmerliched Ergebniß: Für Annahme 1975, für Verwerfung 
4030. Zu Jenen rechnete das Dekret noch 6171 Abwefende oder 
Nichtitimmende. So ergab fih die fünftlihe Zahl von 8046 
Annehmenden, was ald gejegliche Mehrheit galt. Und doch war 
zuvor eine Verſammlung von Ausgefchoffenen aller Gemeinden 
gehalten, erforderliche Belehrung ausgetauſcht und diefe hinwieder 
zu Handen der Gemeinden zubereitet worden. Mächtiger als diefer 
wechjelieitige Unterricht nach Anordnung der Negierungspartei 
hatten die Abmahnungen des „fatholifhen Vereins“ gewirkt. 
Nach der willfürlihen Aufhebung der Vermittlungsafte waren 
Aargau und Waadt vorzugsweise die Wächter der liberalen Grund» 
ſätze; Bern und die Urfantone die Wortführer der alten Schweiz 
und ihrer Ideen. Jetzt, da der enticheidende Augenblick eintraf, 
jich von den lettern durch wefentliche Veränderung des Bundes— 
vertrages nach Bedarf zu entfernen, wurden Aargau und Waadt 
umgefehrt theilweife die Stüßen früherer Ordnung, Yargau, weil 
ed in Parteien getheilt war, von denen die eine die wefentlich 
einheitliche Schweiz wollte, die andere, beſonders Eonfefjioneller 
Gründe wegen, mit der alten Schweiz harmonirte; Waadt, weil 
es fich in feiner durch den Schuß des ruſſiſchen Kaiſers in den 
Jahren 1813 bis 1815 behaupteten Souveränetät fo wohl befund, 
daß es eiferfüchtig alle Nechte und Vorzüge derfelben bewachte. 
Aargau und Waadt waren im Sommer 1833 lau oder wider: 
facherifch, wie fie es fchon früher aemefen. Die Behörden von 
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Aargau hießen den ganzen Juni verftreichen, ohne ernſtliches Ein— 
treten. Eben dafelbft wurde (30. Juni) eine Berfammlung von 
Radikalen aus mehrern Kantonen gehalten, die mit einer Ein- 
ladung an das Bolf zur Verwerfung umgingen; die Abfaflung 
folhen Proklama's an die Eidgenofjen wurde einem deutjchen 
Flüchtling übertragen. 

Im Kanton Waadt wiederholten fih die Vorgänge vom 
Winter. Monnard verfäumte nichts, um feiner perfönlichen An- 
fiht Eingang zu verfchaffen; allein feine Beredfamfeit und feine 
Begeifterung waren hiefür unzureichend; ebenjo feine Schilderung 
der Lage der Dinge im Frühjahr, wie nahe die Eidgenoffenfchaft 
einer Krifis ſchon gewefen, wie nahe der Fall, wegen gänzlicher 
Auflöfung der Tagfagung zur Rettung ded Vaterlandes einen 
neuen Bund auf dem Wege der Revolution in zwei Mal vier- 
undzwanzig Stunden improvifiren zu müſſen. Lag hierin auch 
mehr Rhetorik ald wirkliche Wahrheit, fo hatte er doch Recht, 
inwieweit er mittelbar mahnte, dem täglich wachjenden Zerfall 
durch das Opfer örtlicher Meinungen ernfthaft zu fteuern. Die 
Warnung war ganz vergeblih. Der Staatsrath fehrieb abermal 
ein Buch, mufterte wieder alle Artikel und bezeichnete neuerdings 
eine Maſſe von Veränderungen, auf welche angetragen werden 
müſſe; Alles in Fantonalem Sinne, nur auf die Verhältniſſe von 
Waadt berechnet, höhern Bedürfnilfen gar nicht Rechnung tragend. 
Selbſt die wenige Aufficht (bloße Aufficht) des Bundes über 
das Poſtweſen follte geftrichen, es follten die allgemeinen Ber- 
ordnungen der Tagſatzung keineswegs Bundesgefege genannt 
werden; für Waadt gebe es nur einen Gejeggeber, den Großen 
Rath. Dabei blieb der Staatsrath nicht ftehen. Er entjendete 
auch Abgeordnete in mehrere Kantone, vornehmlich zum Zivede, 
die bevorftehenden Bolksabftimmungen rüdgängig zu machen, 
damit Waadt defto freiere Hand behalte, fein abweichendes Streben 
zur Geltung zu bringen. Im Großen Rathe herrfchten die Mei— 
nungen der Regierung unbedingt vor. Monnard und Emanuel 
de Laharpe ftanden da jehr vereinzelt. Als ein Mitglied mit der 
Phrafe um fih warf: „der Kanton Waadt ift zu allen Opfern 
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bereit, nur jene ausgenommen, die feine Souveränetät beein 
trächtigen“, eriwiederte Monnard: „das heißt: Waadt wird fi 
alle Opfer gefallen laffen, nur feine folche, womit wirklich etwas 
geopfert wird“. Treffend war jener Theil feiner Nede, in der er 
den Kanton zur Dankbarkeit gegen die Eidgenoffenfchaft mahnte; 
ohne fie, jo fügte er, wäre Waadt nichts als eine fardinifche 
Provinz oder eine Unterpräfeftur Frankreichs. Das war ein Wort 
zur Zeit an den Großen Rath, damit er die gepriefene Selbft- 
ftändigfeit de3 Kantons nicht überfchäge. Der Große Rath be 
fchloß gleichwohl Verwerfung, mit einer Maſſe von Inftruftionen 
für abermalige Abänderungen (6. Jul). 

Kürzer und einfacher faßte man die Aufgabe in Genf auf. 
Der Staatsrath bedauerte die Schwächung der Bundesgewalt im 
zweiten Entwurf und fprach unumwunden die Beforgnig aus, 
dag für das gebliebene Gute von neuen Berathungen mehr zu 
fürchten als zu hoffen wäre, daß fie den gefährlichiten Meinungen 
und Syjtemen (er meinte den Unitarismus) Waffen in die Hände 
liefern, den Beſtand des Baterlandes höchlich gefährden fünnten. 
So berichtete ſelbſt der Syndie Fatio, ſonſt Gegner ſchweizeriſchen 
Reformweſens. Die Annahme erfolgte mit den geforderten zwei 
Dritttheilen der Stimmen, doch ohne Freudigkeit und mit der 
Bedingung, daß für Einführung erſt noch ein weiterer Beſchluß 
des Repräſentantenrathes abzuwarten ſei. Offenbar wollte Genf 
ſich zuerſt einer gewiſſen Anzahl Beitretender verſichern. Zu dem 
vorbehaltenen Endbeſchluß gab es keine Gelegenheit mehr. 

Die Verhandlungen des Großen Rathes von Graubünden 
füllten den langen Zeitraum vom 18. bis 26. Juni. Dieſer Kanton 
hatte an der letzten Tagſatzung Weſentliches errungen, insbeſondere 
den Fortbeſtand der vom Bunde früher ſchon anerkannten Zölle; 
gleichwohl herrſchte auch hier eine ungemeine Bedächtlichkeit. 
Wichtige Veränderungen wollten an der bevorſtehenden Tagſatzung 
in Antrag gebracht werden, unter Anderm die Vorſchrift im Re— 
vifionsabfchnitt, daß Fünftige Abänderungen im Repräfentationg- 
verhältnig, fo wie Erweiterungen in den Kompetenzen der Bundes- 
gewalt oder Schmälerung der öfonomifchen Intereifen der Kan— 
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tone nur infofern follten in Kraft treten fönnen, als fie von 
mehr denn drei Bierttheilen der im neugn Bunde begriffenen 
Kantone angenommen würden, — andere Veränderungen nur, 
wenn fie von zwei Dritttheilen der Stimmen genehmigt wären. 
Jene drei Bierttheile Stimmen follten auch gefordert fein für 
den Abſchluß von Staatsverträgen mit dem Ausland, namentlich 
von Zolle und Handelsverträgen. So griff Graubünden in die 
wichtigften Theile der Bundesurfunde ein und feste fih in Ver— 
faffung, fein Mißtrauen in diefelben auch auf andere Kantone 
überzutragen. Auch nur mit der fnappen Mehrheit von 33 auf 
63 Stimmen wurde Vollmacht gegeben zum Beitritt, ſelbſt wenn 
nicht alle, jondern nur eine überwiegende Mehrheit von Ständen 
beiträte, doch erſt nach fruchtlofem Verfuch zu Hebung der wegen 
Bafel und Schwyz beitehenden Wirren. Damit den Abänderungs- 
anträgen indeß Fein Abbruch gefchehe, fei die Verhandlung des 
Großen Rathes unbedingt geheim zu halten. Borbehalten wurde 
auch die Genehmigung durch die Näthe und Gemeinden. So 
hatte auch Graubündend wirklicher, Beitritt nicht die geringfte 
Wahrſcheinlichkeit mehr für fich. Die erft nachher erfolgte Ver- 
werfung von Seite des Kantond Waadt hätte der Gefandtichaft 
jede Möglichkeit benommen, von ihrer durch eine Maſſe von Ber 
dingungen verklaufulirten Vollmacht zum Beitritt Gebrauch zu 
machen. Solche Stimmung in den Behörden ließ endlich die 
Ratififation von Seite des Volkes faum erwarten. 

Freiburg's Politik war entjchiedener als jene von Genf, offe- 
ner ald jene von Graubünden. Ein Dekret des Großen Rathes 
vom 22. Juni fprach Annahme ohne Umfchweif aus, unter Bor: 
behalt unbedingten Beitritted von zwölf Kantonen mit ganzer 
Stimme. Auf den entgegengefegten Fall machte ed den ſich von 
ſelbſt verftehenden Vorbehalt beliebigen Zurückkommens auf frühere 
Einwendungen. In der fchriftlichen Anzeige an gefammte Stände 
war der warme Wunfch allfeitiger Wiedervereinigung durch gleiche 
Gutheißung ausgefprochen. Die Genehmigung des Volkes blieb 
nicht vorbehalten, ähnlich dem Vorgang mit der Rantonsverfaf- 
fung von 1831. 
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Glarus machte feine alte Bedächtlichfeit geltend; für umd 
wider wurde im Landögemeindememorial, mit erprobter Kunft- 
fertigfeitt in Beurtheilung füderaler Stellungen und Schwierig: 
feiten, alles Erhebliche angegeben, mit dem Schluß auf Annahme 
unter Beitritt von zwölf andern Ständen, doch iwieder mit dem 
ſchwächenden Zufag, ebenfall® Wünſche und Begehren geltend zu 
machen, wenn Andere ein Gleiches thun. Somit hätte Glarus . 
bereitwillig eine Sinterthüre benußt, falle Andere jie geöffnet 
haben würden. Es wollte die Berathung nicht unbedingt ge 
fchloffen willen, wies die eine neue Berathung verlangenden Kan— 
tone nicht von der Hand, fondern war vielmehr geneigt, fich ihnen 
beizugefellen. Für den entgegengefegten Fall, bei allfälligem Ab- 
fchluß, waltete die Politik des Zauderns vor. Glarus war froh, 
die Gleichheit des Stimmrechts gerettet zu ſehen; aber die Obrig- 
feit erachtete, daß diefe nur dann Werth habe, wenn mehrere 
fleinere Kantone gleichzeitig jenes Stimmrecht gegen die größern 
geltend machen können; fie wünfchte mit andern Worten das 
Gewicht der kleinern Kantone im neuen Bund recht bald durd) 
den Beitritt der Urfantone und von Zug verftärkt zu fehen. Die 
unerfhöpflih und ſtets mit voller Klarheit viefelnde Quelle folcher 
Anfichten war der Landammann Kosmus Heer, groß fein Scharf 
finn zu ihrer Begründung, überwiegend fein Einfluß zu ihrer 
Geltendmachung im Volke. 

Thurgau's Großer Rath genehmigte am 22, Junt, nachdem 
der Präfident der Berfammlung und der geweſene Geſandte ihren 
Unmuth über den unbefriedigenden Inhalt des Entwurfes laut 
fundgegeben hatten. Für fie war die Annahme ein Gebot der 
Noth und der Klugheit, war alle Hoffnung zu Beſſerem jebt zu 
Waſſer gegangen. Bei bedingter Annahme anderer Kantone wäre 
auch Thurgau mit Borbehalten und neuen Forderungen ausgerüdt. 

Auch Schaffhaufen genehmigte, beeilte fih aber nicht mit An- 
ordnungen für die Volksabſtimmung. 

Zu der Oppofitionspartei gehörte der fchon erwähnte Kanton 
Teſſin; dann die Urkantone, Zug, Bafel, Appenzell, Wallis, 
Neuenburg. Erftere verharrten in ihrem Widerftand; der Große 
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Rath zu Baſel ſah die örtliche Verfaſſungsangelegenheit als Haupt- 
ſache an. Appenzell A.Rh. durfte eigenen Beitritt weder hoffen 
noch verfuchen, nach den an der Hundwyler Landögemeinde ges 
machten Erfahrungen. In Wallıs hatten die Einfichtigeren genug 
zu thun mit Verhinderung des Beitritte8 zur Konferenz von 
Schwyz. Neuenburg fonnte in feiner Doppelftellung dem Ent- 
wurfe nicht beitreten, der ihm eine Bundesregierung und 
Zentralifationen in Ausficht ftellte, für die Folge die gelegentliche 
Nothwendigfeit, den Fürſten jelbft um Löſung monarchifcher 
Bande zu bitten. Zu diefem fühlte wenigſtens die vegierende 
Partei keine Luft. Der gefebgebende Rath beihloß (17. Juni) 
furze und trodene Ablehnung. Bon den in ſich gefpaltenen Kan- 
tonen Schwyz und Bafel nahmen nur die Behörden der in die 
Tagſatzung aufgenommenen Hälften an; der Landrath von Bafel- 
Landſchaft einhellig. 

Die ordentliche Tagfagung wurde am 1. Juli in der Groß 
münjterficche eröffnet; es war dieß für Zürich die erfte Feier 
diefer Art feit feiner politifchen Umgeftaltung. Nebit den fünf 
Gefandifchaften der Gegentagſatzung fehlte noch jene von Zug, 
da der Landrath mit den Inftruftionen nicht zu Ende war. Sie 
trat bald nachher ein. Die Anzeichen weiterer Zerfplitterung unter 
den Kantonen waren vorüber. Den Bundeseid leifteten wieder 
mehrere Kantone nur unter Vorbehalt des freien Eintrittes in 
den neuen Bund. Bon den Repräfentanten der Mächte war nur 
der franzöfifche Botſchafter anweſend; Frankreich allein alfo an- 
erfannte die Eidgenoffenfchaft ald in vollfommen traftatmäßiger 
Lage befindlich. Auch der brittifche Gefandte hatte Abficht gehabt 
zu kommen. Die übrigen auswärtigen Gefandten erfehtenen aber 
nicht nur nicht, fondern hielten auch jenen von Großbritannien 
zurüd, und Lord Palmerfton billigte nachträglich diefed Verhalten. 
In vertrauten Berichten aus Paris hatte Noffi noch im Juni | 
Preußen und Defterreih als interventionsluftig bezeichnet und 
forgfam Erkundigungen über eine wenig bedeutfame Truppen— 
anfammlung in Vorarlberg eingeholt. Zum erften Mal feit 1816 
hatten fi die auswärtigen Mächte, mit Ausnahme von Frank 
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veich, in folche Stellung gegen die Eidgenoffenfchaft gejest. Der 
Zagjagung fonnte die Bedeutung diefed Fernbleibens nicht ent- 
gehen; um fo mehr war fie bedacht, das Steuerruder nicht aus 
eigener Hand zu verlieren. Die Erfüllung des Wunfches vieler 
ihrer Mitglieder, es hätte unter ſolchen Umftänden auch der fran- 
zöfifhe Gefandte wegbleiben mögen, lag außer ihrer Macht. In 
den erften Tagen taufchten die Konferenz in Schwyz und Die 
Tagſatzung in früherer Weife ihre Anfichten aus; jene durch neue 
Erklärung, daß fie die Verfammlung in Zürich aus befannten 
Gründen nicht befuchen fönne, die Tagſatzung durch neue Aufs 
forderung zur Theilnahme an ihren Verhandlungen. 

Unter den Standesgefandten in Zürich war, der erften einer, 
Schultheiß Eduard Pfoffer von Luzern, muthmaßlicher Land— 
ammann der Schweiz nach der neuen Bundesafte, wenn eine 
folche zu Stande fomme. Er hatte fich betheiligt bei den Anord- 
nungen feined Kantons für die Annahme. Am Tage der Eröff— 
nung der Tagfagung gab er, hoffnungsvollen Tones, feinen „eid- 
genöffifchen Gruß“ an die Mitjtände zum Beften, nicht von fern 
ahnend, was der 7. Juli bringen werde. Eigenhändige Privat: 
briefe von ihm aus jener Zeit verfündeten gegentheild eine voll- 
endete Zuverficht in den Erfolg diefes Tages. 

Das Volk von Luzern verwarf in feierliher Abjtimmung die 
Bundesurfunde mit 11,412 Stimmen gegen 7307. In der trau— 
rigen Minderheit waren auch inbegriffen alle bei der Abjtimmung 
perfönlich nicht Erſchienenen, die fomit ald annehmend gezählt 
wurden. Der Schlag war niederfchmetternd für den Kanton und 
Vorort Luzern, feine Folgen unheilbar für ihn. Die Unbeholfen- 
heit der Regierung und der gemäßigten Partei, der gedanfenlofe 
Uebermuth der Radifalen und die auf höchſt einfeitige Auffalfung 
ſchweizeriſcher Berhältniffe geftügte Abmahnung der Geiftlichkeit 
waren die vereinten Urfachen folch ſchweren Mißgeſchickes für Zur 
zern. Diefer Stand hatte eben erft, im Allgemeinen zur Ber 
friedigung, vorörtliche Berrichtungen geübt; man war ihm fehr 
gewogen; ja felbft auszeichnende Rüdficht war ihm zu Theil ges 
worden; mebrere feiner Magiftraten ftanden in hohem Anſehen 
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und harten zahlreiche politische Freunde in den übrigen Kantonen. 
Stadt und Kanton Luzern waren bejtimmt, von nun an der 
Mittelpunkt eidgenöffiichen Lebens zwifchen den innern und äußern 
Kantonen zu werden; wahrlich eine beneidenswerthe Zukunft. Die 
Regierung mißkannte die Wichtigkeit des Augenblid3; kaum hatte 
fie für allgemeine und zeitige Bekanntmachung des Entwurfes 
im Bolfe geforgt; diefes aber wollte „die Rage nicht im Sacke“ 
kaufen und hatte infoweit nicht Unrecht. Die meiften Blätter 
hatten den Entwurf durch die Hechel gezogen, Verfaſſer und In— 
halt gleich hochmüthig bemitleidet. Gegen diefe und den vereinten 
Einfluß der Geiftlichfeit wurde von der Regierung nicht das 
Mindefte vorgefehrt; den Schultheigen Pfyffer fahen wir gemüth- 
lich in Zürich, während er und alle Gleichgefinnten zu Haufe die 
Stimmgebung der biedern Yandleute perjönlich hätten leiten follen. 
Die Radifalen tadelten, zwar ohne Umtriebe, unfähig, die Folgen 
der Verwerfung zu berechnen *. Das Verhalten der Geiftlichfeit 
wurde folchergeftalt entfcheidend. Giner ausdrüdlichen Werfung 
des Bifchofes von Bafel (vom 25. Juni) entgegen, mahnte fie 
zur Verwerfung; fie hatte aus diefer eine Gewiſſensfrage für Die 
Katholifen Luzerns gemacht, der Einficht fern ftehend, daß die 
Fatholifche Kirche in der Schweiz beifer durch fromme Lehre und 
veligiöfes, Beifpiel der mit der Seeljorge Betrauten, als durch 
hierarchifchen Widerftand gegen befugte Veränderungen in den 
jchweizerifchen Bundesverhältniffen erhalten werde, Veränderungen, 
die redlih und ohne Rückgedanken an Schmälerung religiöfer 
Toleranzverhältniffe angeftrebt wurden. Die Geiftlichfeit hatte als 
Grund oder Vorwand ihrer Handlungsweife das Schweigen des 
Entwurfes über die Garantie der Klöfter und den Ausſpruch 
freier Niederlaffung angeführt. In diefen beiden Umftänden aber 
lag feine genügende Rechtfertigung zu der allfeitig verderblichen 
Verwerfung. 


* „Dffene Uppellation an das Volk der Eidgenofien“, im Kanton Lu: 
zern als Folge einer Zuſammenkunft in Baden verbreitet, unterzeichnet durch 
Profeffor Aeby und Appellationdrichter 3. Bühler, beide Luzerner, dann einen 
Zürcher und einen Aargauer Bürger. 
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Jetzt war ed Thatfache, daß in Luzern die Partei gefiegt, 
welche bei der dortigen Berfaffungsrevifion unterlegen war, Die 
Berwerfung der Bundesurfunde war jedenfalls eine Reaktion gegen 
die daſelbſt herrfchende Mehrheit. Jede Reaktion aber fucht ſich 
durch gleichartige Elemente zu verftärfen. Die Regierung hatte 
daher Grund, auf ihrer Hut zu fein; nur hätte vorherrſchende 
Aengftlichkeit weniger zur Schau geftellt, amtliches Geräuſch beffer 
vermieden werden follen. Sie traf Mafregeln zur Handhabung 
der öffentlichen Ordnung, zog militärifhe Hut in die Hauptitadt, 
ernannte einen zuverläffigen Plasfommandanten, beftellte eine 
befondere Standesfommiffion aus der Mitte des Kleinen Rathes. 
Sie wollte die Auftritte von 1814 nicht wieder erneuern laffen. 
Belehrt übrigend, daß die Niederlage eine gründliche fei, gab die 
Regierungspartei das Vorhaben einer neuen Abftimmung, von 
der anfänglich mit Bezug auf ftattgefundene Umtriebe die Rede 
geweſen, klüglicher Weife auf. Auch die radikale Partei kam zur 
Einficht, daß fie durch ihr Verhalten ihrem mächtigften Gegner 
zum Siege geholfen. Eine „vaterländifche Gefellichaft“ rüftete fich 
zu Schuß und Trug gegen beforgten Umſturz von Berfaffung und 
Negierung. Die Verwerfung der Bundesurkunde in Luzern ift eine 
von mehreren Urfachen, warum fpäter diefer Kanton von ſchwerem 
Unglück heimgefucht worden, 

Das Ereignig wirkte entfcheidend auf den Gang der Bundes- 
angelegenheit zurüd. Ginzelne Kantone nahmen zwar, ald wäre 
nichts gejchehen, die Verhandlungen im Juli wieder auf, jo Aar— 
gau, deſſen Großer Nath gleich jenem von Waadt auf nochmalige 
ernfte Berathung und eine Reihe von Abänderungen, mehr im 
unitarifchen Sinn, dringen wollte, immerhin mit treuer Sorge 
für freie Beibehaltung der Poft und ihres Ertrages von Kantons 
wegen. Der Beſchluß war ein Mittelding zwifchen einer Freiämtler: 


adreife, die den Entwurf wegen angeblicher Religionsgefährdung 


und vadifaler Tendenz verwarf, und dem Votum von Trogler, der 
ein Gleiches that, weil er feinen Einheitsideen nicht genügte. Der 
Beſchluß entfprach übrigens der Lage, da in Folge der Berwerfung 
Luzerns ohnehin neues Eintreten erfolgen mußte. Thurgau fchritt 
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am 14. Juli zur Bollsabftimmung. 8651 gegen 2253 Bürger 
erklärten die Annahme; die Abiwefenden wurden nicht gezählt. 
Um diefelbe Zeit hatten in BafelLandfchaft 3000 gegen 400 Bür— 
ger angenommen. Andere Kantone dagegen, wo man fich der 
Reform nur mit Widerftreben angefchloffen hatte, machten fich 
die neue Wendung der Dinge zunuge; jo Glarus, dejien Rath 
die auf 21. Juli zur Enderklärung einberufene Landsgemeinde 
wieder abbeſtellte. Gbenfo verfügte Schwyz äußeres Land. 
Dann auch der Repräfentantenrath von Genf, welcher, faft pro: 
phetifchen Geiftes, Vertagung weiterer Schlußfaffung auf den 
8. September erkannte. Wieder andere Kantone, welche wie St. 
Gallen den Erfolg fämmtlicher Großrathsverhandlungen und 
der aus ihnen hervorgehenden Erklärungen an der Tagſatzung 
hatten abwarten ‚wollen, liegen nun die Abjtimmung durch das 
Bol von ſelbſt fallen. Im Ganzen und meift aller Orten waltete 
planloſes Schwanfen, oder muthlofes Hinbrüten, oder bloße Neu— 
gier nach dem, was die launige Zeit noch Alles hervorbringen 
werde. 

Gereizt oder vollends erfchüttert verlangte Luzern am Sitze 
der Tagſatzung eine Zufammenfunft der Gefandtfchaften von den 
jieben Ständen des Garantiefonfordates. Sie wurde gewährt 
(17. Zul). Luzern gab amtliche Kenntnig von der empfangenen 
Schlappe und erfuchte um Bereitfchaft auf mögliche fchiwierige 
Borfallenheiten. Es wurde in allgemeinen Ausdrüden entjprochen. 
Diefer Schritt Luzerns war übrigens weniger ein Nothſchuß, ale 
Folge des Anftandsgebotes, da Luzern genauere Mittheilungen 
über feine Lage nicht vorenthalten durfte. 

Bedeutungsvollere Stellung nimmt in der Geſchichte dieſer 
Tage eine allgemeine Konferenz ſämmtlicher Standesgeſandtſchaf— 
ten an der Tagſatzung ein (29. und 30. Juli), außeramtlich ge— 
halten und im Beiſein auch von Bürgermeiſter Hirzel und Staats— 
rath Meyer von Knonau, beide aus Zürich, beide thätige Theilnehmer 
am Bundeswerk, wenn auch nicht Mitglieder dieſer Tagſatzung. 
Die Stellung der Geſandtſchaften war eine äußerſt mißliche, in 
ihren Inſtruktionen Alles eher, als die luzerniſche Verwerfung 
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vorgefehen worden; die von den Großen Näthen evtheilten Auf 
träge waren nun unbrauchbar und doch follten die Gefandten 
nur in Uebereinftimmung mit denfelben handeln, fprechen oder 
ſchweigen. Der Fall war bedenflih und ärgerlih, auch nichts 
weniger als ehrenhaft für Staatsmänner, die fih für „Klug und 
weife“ hielten. Eine Reihe von Auswegen wurde bezeichnet; verein- 
fachende Umarbeitung des Entwurfes, mit Beifeitfegung von 
flreitigem Materiellen und mit Beibehaltung der vorgefchlagenen 
politijhen Organifation, dann allernächft Abfchließung des neuen 
Bundes, damit endlich die Eidgenofjenfchaft aus ihrer kritifchen 
Lage gerettet werde; — andere Meinung: die Tagfagung bald 
möglichft zu fchließen, den Entwurf in der Zwifchenzeit durch 
Sachkundige umarbeiten zu laffen, fpäter beffere Maßnahmen für 
feine Annahme zu treffen ; — dritte Meinung : die Berathungen über 
den Bund einzuftellen, im Uebrigen den Statusquo mit Inbegriff 
der Bejchlüffe über Bafel und Schwyz feitzuhalten, das Uebrige 
der Zukunft anheimzuftellen ; — vierte: geduldig abermals einzutreten 
und die Verhandlung nah Maßgabe der wirklih vorhandenen 
Inftruftionen zu erjchöpfen. Was immer vom ordentlichen Gang 
der Dinge mehr oder weniger abwich, fand am wenigften An— 
Hang. Reichlich belehrt ging man aus einander nach zweitägiger 
Berhandlung, ohne Beſchluß zu faſſen. Wille der Anwefenden war 
ſomit, über die wichtigften Fragen der Zeit einfach die Verhand- 
lung der Tagſatzung walten zu laffen. 

So blieb ſtrenge Legalität der leitende Grundfag der Tag- 
herren; jegliche Anregung, dem Werf der Bundesrevifion irgend 
eine außerordentliche Stüße zu leihen, war erfolglos. Das Wich— 
tigfte von allem aber, was die Gefcichte diefen vertraulichen 
(nicht geheimen) Konferenzverhandlungen entnimmt, ift die über 
alle Zweifel erhabene Gewißheit, daß die in Zürich verfammelte 
Ständemehrheit von jeglihem Gedanken und Plane fern war, 
die Spaltung, die fih in Folge der innern Zerwürfniſſe in den 
Kantonen Bafel und Schwyz auch in der Eidgenoffenfchaft ergeben 
und dieſe in zwei feindliche Lager getrennt hatte, durch einen erefu- 
torifchen Schritt oder vollends durch Anwendung von Waffen- 
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gewalt gegen die Minderheit zu heben. Der Verfaſſer diefer Schrift 
war nicht nur Zeuge aller damaligen Greigniffe, fondern auch 
Mithandelnder, und unter den Mithandelnden hatte ihm das Zu: 
trauen des eigenen Kantons wie jenes der Mitgefandten anderer 
Stände eine nicht ganz unmwichtige Stellung eingeräumt. Gin Ein- 
fehreiten der bemerkten Art ift fonach dem Gemüth und den 
Planen der herrfchenden Mehrheit ganz fremd gewefen. Das war 
der Geift der Berhandlungen nicht bloß in der allgemeinen, fon- 
dern auch in der vorangegangenen engen Zufammenfunft vom 
17. Juli. Hat dann furze Zeit nachher gleichwohl die Anwendung 
der Gewalt die beftandene Spaltung gehoben, gefammte Stände 
in den Schooß der Bundesverfammlung zurüdgeführt, dabei auch 
das Gefühl der Selbitftändigfeit einzelner Kantone ſchwer ver- 
legt: fo haben die Gefandten der Mehrheit ſolche wenigſtens nicht 
gewünſcht, nicht gefucht, nicht felbft herbeigeführt. Die Ereigniffe, 
welche eine Löfung durch die Waffen gebracht, haben fich ihnen 
jelbft unerwartet aufgedrungen;z fie wurden zum Kampf 
und Siege geleitet, ohne daß fie jenen und diefen gefucht hätten. 

Schon im Laufe Frühjahrs hatte Graubünden auf eine all- 
gemeine fehweizerifche Bermittlungsfonferenz angetragen, die jtreiten= 
den Theile von Schwyz und Bafel auszugleichen. Skandal und 
Gefahr einer abermaligen Trennung der Tagfagung in zwei Bruch- 
ſtücke follte dadurch vermieden werden. Die Berathung dev Stände 
zog fih in die Länge und diefer Hauptzweck wurde nicht erreicht. 
Graubünden beharrte gleichwohl und erneuerte den Antrag nun 
an der Tagfakung. Die Freunde der Konferenz hofften ſchon etwas 
gewonnen zu haben, bringe man die Stände nur wieder zu ges 
meinfchaftlicher Berathung, wenn auch nicht im Schooße der Tag- 
ſatzung felbft, zufammen. Diefe Konferenz hätte ſonach eine all- 
gemeine außerordentliche Tagſatzung neben der gewöhnlichen in 
Zürich fein follen. Dabei möge jeder Theil, die Stände der Tag- 
fagung wie jene des Sarner Verbandes, feine rechtliche Stellung 
vorbehalten. Als fich eine Mehrheit Beijtimmender nicht ergeben 
wollte, lud die Regierung von Zürich (20. Juli), nicht ohne Aengſt— 
lichfeit über die weitere Wendung der Dinge, von fih aus auf 
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den 5. Auguft in die Bundesftadt ein. Niemand zweifelte am 
Zuftandefommen der Konferenz; von allen Seiten fegte man fich 
dafür in Bereitichaftz fehmanfender waren die Meinungen über 
deren Grfolge. Gewiß ift, daß fie die Stellung der Mehrheit an 
der Tagſatzung weſentlich geichwächt, den Ständen ded Sarner 
Verbandes günftige Anfnüpfungspunfte geboten hätte; weniger 
gewiß, ob dieſe die Staatsklugheit würden gehabt haben, folche zu 
benugßen. 

Plöglic zündete ein Funken in Küßnacht und führte zu un 
geahnten Ereigniſſen. 

In Schwyz waren feit 26. Juni auf „vorörtliche" Einladung 
von Uri * die Stände des Sarner Verbandes abermals zufammen- 
getreten, mit den alten Ideen und ohne neue Hülfsmittel das 
ſchon im Frühjahr aufgeführte Stüd von Gegentagfahung zu 
wiederholen. Cine Erweiterung des Konferenzkreifes hatte fich nicht 
ergeben; Zug namentlich widerftand auch jest allen VBerfuchungen 
zum Beitritt, Dank den Verwendungen von umfichtigen Männern, 
unter denen man Schwerzmann nennt; im Rathefaale von Zug 
jelbft wurde jener Schritt nie fürmlich angetragen. Wallis ging 
noch weiter und machte einen neuen Berfuch, gejammte Abord- 
nungen zum Eintritt in die Tagfagung zu veranlaffen, gemein- 
jame Verwahrung gegen Zulafung der neuen Halbfantone ein 
zulegen, fruchtlofen alles dann die Tagſatzung wieder zu verlaffen. 
Die Konferenz ließ fich in die traurige Schaufelpolitif von Wal 
lis nicht ein. Bereit erklärten fich dagegen ihre Stände an den 
Vorort zum Befuche der allgemeinen Vermittlungskonferenz, doc) 
unter einer Maffe von Bedingungen und Vorbehalten, die alle 
Möglichkeit einer fruchtbaren Vermittlung vorgänglich abjchnitten. 
Ueber die Entwicklung der Bundesangelegenheit hatten fich nicht 
bloß Eduard Pfyffer und feine Freunde verderblichen Täuſchungen 
hingegeben, auch die Gefandtfchaften in Schwyz hatten nicht beifer 
gefehen. Noch am 9. Juli (man war dafelbft von dem Gefammt- 
ergebniß der Luzerner Abftimmung noch nicht unterrichtet) brachte 


* So drüdte fih eine Schwyzer Zeitung aus. 
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Wäber dad Verhalten der Konferenz in Berathung, für den Fall 
der Einführung des neuen Bundes; je er wollte ſchon entfcheiden 
lajjen, ob nicht dannzumal „die fremden Diplomaten von unferer 
Stellung in Kenntniß zu jegen feien“. Z’graggen von Uri bejahte. 
Chambrier warnte vor neuen Erklärungen an die Ständemehr- 
heit, wovon auch die Nede geweſen, ſah für einmal weder Ber 
dürfniß noch Nutzen von ſolchen; rieth, das Ergebniß aller Ab- 
ftimmungen in den Kantonen abzuwarten ; zeigte, daß felbit bei ganz 
günftigem Ausgang derjelben noch ungeheure Schritte bis zu einer 
wirklichen Einführung der neuen Bundesafte zu thun wären und 
daß jedenfalls erſt der Verlauf der allgemeinen Vermittlungskon— 
ferenz abzuwarten fei. Man befchloß Kommiffionalberathung. Der 
7. Juli hatte fie inzwifchen überflüſſig gemacht, die Konferenz 
aber auch abgehalten von Schritten, die felbft im günftigften Falle 
eine für die Unabhängigkeit der Schweiz nachtheilige Wirkung ge- 
habt hätten. Bon nun an herrſchte der Jubel in Schwyz, doch 
das richtige Verſtändniß der Lage nicht. Welch herrlicher Augen- 
blif für die Urkantone, den entjtandenen Riß auf fchiefliche Weife 
zu verjtopfen, mit den Ständen in Zürich billigen Frieden zu 
ſchließen! Aber die tief eingewurzelte Gewohnheit, fich als alleinige 
Träger Achter Schweizergefinnung, ald die ausfchließlichen Wäch— 
ter von Recht und Bund zu betrachten, dabei jegliches vertrautere 
Verhältnig zu den übrigen Kantonen mit ängftlicher Sorgfalt 
fern zu halten, ſchien eine weife Benutzung der neuen Lage nicht 
zuzulaſſen. Ein unter mehreren Gefandtichaften verabredeter Be— 
ſuch der Gefandten von Graubünden in Schwyz (14. Zuli), der 
mehrered Entgegenfommen bezwecte, blieb ohne Eindruck; das 
vorörtliche Einladungsjchreiben vom 20. zur Vermittlungstonferenz 
wurde ald Akt der Schwäche ausgelegt oder ald Mittel zur Ein- 
fhläferung, auch als Ergebniß franzöfiſchen Einfluffes mißdeutet. 
Endlich wurde abermals das Erſcheinen bei der Konferenz be 
Ichloffen, doch erneuert unter Vorbehalten, die einer Ablehnung 
alfer und jeder Zugeftändniffe gleich zu achten waren, wie früher 
Bafel die Bermittlung in Zofingen unmöglich gemacht hatte. Mit 
Werbungen in andern Kantonen befchäftigten die Konferenzftände 
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fich dießmal weniger; feit der Luzerner Abftimmung waren fie auch 
nicht mehr nöthig. Aus dem Kanton Luzern und den äußern 
Bezirken von Schwyz liefen vielverfprechende Berichte ein, aus 
Solothurn eine Zufchrift Gleichgefinnter, worin die Urfantone zum 
Ausbarren ermuntert und Berficherungen gegeben wurden, „die 
Konferenz habe nichtE weder von außen noch von innen zu be 
forgen; nicht hundert Mann würden gegen fie, wohl aber Tau— 
fende für fie auftreten‘; dann wieder Adreffen aus Schaffhaufen 
und Solothurn gleichen Geiftes. Das gefiel und reizte zum Ans 
fnüpfen durch verbindliche Antworten, wofür fih Schwyz, Uri 
und Obwalden im Widerfpruch zu den andern Abordnungen 
erflärten, uneingedenf der vielen Protejtationen und Bedenken, 
die jene eritern Stände gegen das Petitions- und Adreſſenweſen 
an der Tagfagung hatten laut werden laffen. 


Bierzehnter Abfchnitt. 


Beſetzung von Küßnacht durch Schwyzer Truppen. Aufgebot der Zagfagung 
gegen Schwyz. Ausfall von Bafel und Niederlage. Die Tagſatzung befchließt 
Beſetzung von Stadt und Landſchaft Bafel, auch von Inner-Schwyz. Auf: 
löfung der Gegentagfagung. Neuenburg mit Befegung bedroht. Das Schidfal 
von Bafel und Schwyz geregelt. Wiedervereinigung aller Stände. 
(Auguft bis Oktober 1833.) 


Der kleine Bezirk Küßnacht hatte fich im Laufe der Schtunger 
Händel zum Vereine der äußern Bezirke gefchlagen und gehörte 
bundesrechtlich dem von der Tagfakung anerkannten Kanton Schwyz 
Aeußeres Land anz thatfählih und politifch fand er mehr unter 
Leitung und Schuß von Luzern, deffen Behörden feit dem 7. Juli 
fih in fieberhafter Aufregung befanden. Küßnacht aber war in 
Parteien gefpalten, wovon die eine, ftärfer „auf dem Land“ als 
im Dorfe, die Wiedervereinigung mit dem alten Kanton oder mit 
Inner-Schwyz betrieb und fich hiefür der Gunft ihrer ehemaligen 
Herren in Schwyz erfreute. Die im Dorfe felbit wohnenden An— 
hänger der letztern Partei waren daher, aus eigener Berfchuldung, 
der Abneigung, wie ihre Wortführer fagten, ſelbſt Mißhandlungen 
der Herrfchenden audgefest. Um die Mitte Juli fanden Umtriebe 


‘ 430 


ftatt, eine Bezirksgemeinde für Wiedervereinigung mit dem alten 
Lande zu ertrogen. Dev Bezirksrath wies das Begehren von der 
Hand. Darauf ſetzte e8 Unfugen und Schlägereien ab, worüber 
gerichtliche Unterfuchung erfannt ward. Ein betheiligter Altgefinn- 
ter wurde verhaftet. Nun fchaarten fich feine Gefinnungsgenojfen 
von der Umgegend her, wollten in der Nacht vom 29. auf den 
30. Juli ihn gewaltfam befreien. Die Parteien ftanden die ganze 
Nacht einander gegenüber und jede fah fich nad) Hülfe um, die 
Altgefinnten in Arth und Schwyz felbft. Von Arth her wurde ge- 
fährliche Einmiſchung in Ausficht geftellt, die erſchrockene Bezirks— 
obrigfeit von Küßnacht fandte daher um Beiftand nach Luzern. 
Dortige Regierung bot fchleunigft ein Bataillon Milizen auf, 
ordnete den Schultheigen Amrhyn zum Schuße der Bedrohten 
nach Küßnacht ab und fchob bereits verfügbare Truppen bis an 
die Grenze nach Meggen vor; bewaffnete Freiwillige aus der Stadt 
rückten ebenfalls an die Kantonsgrenze. Mittlerweile war man in 
Arth und Schwyz nicht weniger thätig gewefen. Die Machthaber 
riefen zu den Waffen und fchon im Laufe ded 30. Juli waren 
zahlreihe Mannfchaften in Arth verfammelt. Dorthin eilte nun 
der Amtöftatthalter Theodor Abyberg, einer der Konferenzdepus 
tirten, zugleich eidgenöffifcher Oberft, zur Uebernahme ded Kom: 
mando. Er hatte ausgedehnte Vollmachten zur Beſetzung von 
Küßnacht und für Abhaltung einer dortigen Landsgemeinde zur 
Willenserklärung über verlangte Wiedervereinigung. Diefe An- 
ordnungen waren den fürmlichen Rathſchlüſſen vorangegangen, die 
der Innere Landrath fowohl als der dreifache Landrath erft auf 
fpätere Anzeige der Häupter zu Protofoll faßte. In Arth wurde 
dad Weitere zur Ausführung eingeleitet. Dem Kommandanten 
der Expedition übergaben angefehene Männer aus Küßnacht, zus 
vor hiezu ausdrücklich angewiefen, ein Schreiben, worin das alte 
Land fürmlih um bewaffnete Hülfe angefucht wurde: „Diefer 
Zuftand kann nicht länger dauern. Der Bezirk wünjcht fich dem 
alten Bruderland Schwyz wieder anzufchliegen. Kommt und helft 
ohne Auffhub!“ Sept zog Abyberg am 31. Juli früh Morgens, 
der Proteftation des ihm entgegen geeilten Kommiſſärs aus Luzern 


— 431 


nicht achtend, mit einer zum Theil ungebörig bewaffneten Truppe 
von beiläufig 600 Mann * und zwei Kanonen gen Küßnacht, ber 
fette e8 ohne Widerftand und nannte es von nun an, in amt- 
lichen Kriegsberichten, pompos fein „Hauptquartier“. Abyberg foll 
jeldftgefällig verfichert haben, Mittags werde er in Luzern ein- 
rüden! So raſch ging es nicht. An den Schultheigen Amrhyn ** 
erließ er Nachmittags die fchriftliche Aufforderung, binnen einer 
Stunde das ſchwyjzeriſche Gebiet zu verlaffen. Zöge er nicht frei- 
willig, fo fähe er (Abyberg) fich genöthiget, der Aufforderung von 
fih aus Achtung zu verfchaffen. Amrhyn fügte fich dem martiali- 
hen Brief und ließ eine Verwahrung in eidgenöſſiſchem Namen 
zurüd. Die bisherige Bezirföregierung von Küßnacht aber ftob 
aus einander und auf den 3. Auguft berief Abyberg die freien 
Landleute zu „offener Gemeinde“, zum Anschluß an Schwyz und 
zu neuer Organtfation. 

Von einer amtlichen Betheiligung der Konferenz als folcher 
an diefen Ereigniffen ift nichts ermittelt. Wäber berichtete in ihrer 
Sikung vom 31. Juli. Die Konferenzmitglieder fchienen befrembdet, 
daß hinter ihrem Rüden gehandelt worden, freuten fich jedoch 
des glücklichen Erfolges, deuteten die Erwartung an, „daß Schwyz 
das einmal Begonnene rafch und Fräftig durchführen merde« ***, 


*Augenzeugen verfichern, daß aus Schwyz felbjt nur 149 Mann aus— 
zogen. Der Zug der 600 Mann ift defiwegen doch nicht übertrieben, weil 
eigene Berichte aud dem „Hauptquartier“, vom 1. Auguft, das Anfchwellen 
des kleinen Heeres auf 1000 Mann melden. 

** „Der fih ald Deputirter der Regierung von Luzern mir vorgeftellt 
und als Deputirter der Eidgenofjenfchaft von Zürich, die Schwyz nicht an. 
erkennt.“ So fchrieb Abyberg in feinen Berichten. 

*** Schweizerifche Annalen oder die Gefchichte unferer Tage feit dem 
Sulius 1830. Zürich, 1842. Fünfter Band, Seite 696. Der Berfaffer ift 
nicht im Fall, obiger den „Annalen“ enthobenen Angabe zu widerfprechen. In 
dem ihm zur Einficht offen geftandenen Protokoll der Konferenz fehlten die 
zwei Bogen, in denen die Berhandlungen hätten enthalten fein follen, die 
allenfalls zwifchen dem 27. Juli und 2. Auguft Vormittags gepflogen wor— 
den. Es ſchien ihm befremdlich; doch erfüllt er eine Pflicht der Gewiſſen— 
baftigfeit, indem er erklärt, daß er in diefem Umftand noch feinen Beweis 
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und trafen gleichzeitig Anordnungen für das an der Bermittlungs- 
fonferenz in Zürich einzuhaltende Verfahren. Ihre Kurzſichtigkeit 
war daher mindeſtens fo groß ald jene von Schwyz, wenn jie 
glaubten, man werde fich in Zürich unter folchen Umftänden noch 
in Verhandlungen einlaffen. 

In Zürich änderte fich plöglich die Szene. Auf erfte Anzeichen 
von den Küßnachter Greignifjen mahnte der Vorort die Regie 
rung in Schwyz von Friedensſtörungen ab und lud vier nächite 
Kantone zum eidgenöſſiſchen Auffehen ein. Etwas fpäter, am 
Abend des 31. Juli, trafen Allarmberichte des Schultheipen Amrhyn 
‚ mit der Meldung der gejchehenen Beſetzung von Küßnacht ein; 
die vorörtliche Regierung, die wenige Tage zuvor bei Abgang 
einer Ständemehrheit, gedrängt von einer mit der Tagfasung wie 
mit der Schwyzer Konferenz unzufriedenen Partei, allgemeine 
Vermittlung ausgefchrieben, trat mit Bligesfchnelle in die Fuß— 
ftapfen ded Mars. Zürich traf noch während der Nacht militäri- 
ſche Borkehrungen, bot 3700 Dann eigener Truppen auf. Die 
am 1. Auguft verfammelte Tagfasung war gleichen Sinnes: die 
Konferenz hatte der Tagſatzung die Anerkennung verweigert; ein 
Glied der Konferenz hatte, auf Grund diefes bundeswidrigen Ver: 
hältniffed, ein von der Tagfagung anerkanntes Gebiet, das mit 
fouveränen Rechten in den eidgenöffifchen Kreis aufgenommen 


von amtlicher Mitwiſſenſchaft oder vollendd von Mitwirkung zum Küß— 
nachter Zug erblidt. Glaubwürdige Zeugen fchieben das Geſchehene wefent: 
lid) auf Rechnung von Wäber und Abyberg, die bei allen Verhandlungen 
jeit Oftober und November 1832 den Ton anzugeben mußten, Eine befon- 
dere Tätigkeit wird audy den damals in Schwyz meilenden Flüchtlingen des 
bernifhen Patriziatd, Bernhard v. Wattenwyl und v. Lentulus, zugefchrieben, 
thätigen Werkzeugen der Reaktion und Iheilnehmern am Abyberg'ſchen Zuge. 
Augenfällig ift immerhin, daß erfte Anregungen und wirkliche Ausführung 
Sache weniger vertrauter Perfonen waren (und die landräthlichen Protokolle 
beftätigen dieß). Die Umftände alle aber ließen ein reaftionärcd Komplot gegen 
Luzern, Aargau und weiter voraudfegen, zumal namentlich eine, freilich etwas 
verfpätete, Aufforderung des VBororted Zürich (vom 31. Juli) an die Regie: 
rung von Schwyz, alle und jede Störung des Landfriedend zu verhüten, wir: 
kungslos blieb. 
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worden, mit Waffenmacht überfallen und befegt. Das war Land— 
friedensbruch in den Augen der Tagfagung, ein erjter bewaffneter 
Schritt der Konferenz, Vorläufer eines Angriffes auf den Kanton 
Luzern. War es Plan oder war es nicht Plan: bei blödem Zu: 
ſehen der Tagſatzung würde das thätliche Ginfchreiten von Schwyz 
ſich zunächſt unvermeidlich über den ganzen übrigen Theil der 
äußern Bezirfe verbreitet, im Kanton Luzern ein allgemeiner Auf: 
ftand getobt, bald vielleicht der Bürgerkrieg in der halben Schweiz 
gewüthet haben. Die Tagſatzung war der Lage wie ihrer Pflicht 
gewachſen; Ruhe und Ordnung im Allgemeinen zu handhaben, 
das als unabhängiges Glied der Eidgenoſſenſchaft anerfannte 
äußere Land Schwyz in Schug zu nehmen, den Kanton Luzern 
aber vor jedem Angriff zu fichern, bejchloß fie im Laufe weniger 
Diertelftunden: ein ftarfes Aufgebot von Bundestruppen, des 
ganzen erften Kontingentes von den drei vorörtlihen Ständen 
zürich, Bern, Luzern, dann der Hälfte des Kontingentes von neun 
andern Kantonen, mit 5 bis 6000 Dann über Luzern Küßnacht, 
dann mit nöthiger Truppenmacht auch andere Theile des Kan— 
tons Schwyz, die in der Bezeichnung „äußeres Land“ inbegriffen, 
zu bejegen. Den etdgenöffifchen Truppen wurden Yandammann 
Nagel aus Appenzell A.NH. nach Küßnacht, Schulthei Schaller 
von Freiburg nach Lachen als Kommiffarien beigegeben. Die Be 
fehle der Tagfasung fanden allgemeine und freudige Nachachtung 
(1. Auguſt). 

Im Kanton Bafel war unhaltbare Lage. Baſel-Landſchaft war 
anerkannt durch die Tagſatzung, Namens der Eidgenoſſenſchaft, war 
Bundesglied; Bafel-Stadt fuhr im Syfteme der Nichtanerfennung 
fort, mied jeden Amtsverfehr mit einer jogenannten Regierung 
von Bafel-Landfchaft, betrachtete deren Gemeinden als abtrünnig 
oder rebellifch und nährte Die Abficht, fie durch glimpfliche oder 
gewaltfame Mittel, jedenfalld durch Benugung günftiger Zuſälle 
unter feine Herrichaft zurüdzubringen. Solch halber Kriegszuftand, 
bejtehend auch gegen die Eidgenojjenjchaft, jeitdem Bafel Die Zus 
laffung von Bundestruppen inner feine Mauern verwveigert, konnte 
fein Ende nicht finden ohne Unglüd, es wäre denn, daß ihm 
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Baſel durch friedliche Verſtaͤndigung mit der Tagſatzung, klügern 
Sinnes, von ſich aus ein Ende gemacht hätte. Gleich einem Lauf 
feuer durchzudte die Nachricht vom Küfnachter Zuge die benadh- 
barten Kantone; am 4. Auguft vernahm fie Bafel-Landichaft. 
Dortige Regierung machte fie amtlich befannt und mahnte die 
Bürger zu militärischer Dienftbereitfchaft. Die Aufregung bemäch— 
-tigte-fich alsbald des ganzen Volkes; es ahnte, daß die Tage der 
Entjcheidung angebrochen. In der Stadt und ihren Gemeinden 
war die ſchon beichriebene Lage geblieben; jene fand ununter— 
brochen auf dem Kriegsfuß, ebenfo waren die anhängigen Thäler 
und Ortſchaften gerüftet und trefflihen Kommandanten unter 
jtellt; allnächtlich bewachte Signale auf mehreren Anhöhen ftan- 
den in Bereitfhaft zu verhängnigvoller Leuchte. Bafel-Landfchaft 
mußte gleiche Stellung einnehmen, wenn auch mit befehränftern 
Mitteln. Jeder Theil beforgte nın den Angriff von Seite des 
andern; die bekannt geivordenen Aktenſtücke beider Theile lauten 
nur auf Schuß und Wehre im Fall eines wirklichen Angriffes 
von Seite des andern. Zur Erhaltung des Friedens war das 
nicht genügend; in der Nüftung felbit lag die ununterbrochen 
drohende Gefahr des Ausbruches. In Diepflingen kam es zu Hän- 
deln; Männer aus einer getrennten Gemeinde befchimpften die 
Zandjäger und wurden dephalb nach Bafel abgeführt. Darob 
heftige Aufregung in der nächften Umgebung (Diepflingen war 
von getrenntem Gebiet ganz eingejchlojien) und Rüftung von 
Seite des Landjägerkorps mit dortiger Bürgerfchuft. Ueber Nacht 
fam es zur gegenfeitigen Fehde, wobei, ganz unfchädlich, ein paar 
hur dert Schüffe gewechfelt wurden; fein Theil will angefangen 
haben; das Wahrfcheinlichere ift, daß es von den Leuten aus 
Ihürnen, jener getrennten Gemeinde, gefchehen. Diefe Vorfälle 
waren indeß bedeutungslos an fich; mit Tagesanbruch hörte das 
Feuer auf. In gefährlichem Dienfteifer aber hatte der Bajeler 
Kommandant im benachbarten Gelterfinden nicht nur militärifche 
Hülfe nach Diepflingen gefchiekt, fondern auch ein Signal anzün- 
den laffen, nachdem er ein anderes, das bloß in Folge der bei 
- Diepflingen gewechfelten Schüffe angezündet worden, brennen ges 
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jehen. Die Signale wurden. in Bafel nicht wahrgenommen und 
die Vorfälle bei Diepflingen erflärte der Amtsbürgermeifter felbft 
für unerheblih. Um fo maßlofer aber war der Eifer der. Bafeler 
Kommandanten im Gelterfindener und Reigoldswyler Thal, die 
ftündlich den im Plane gelegenen und verabredeten Ausfall aus 
Bafel ald Antwort auf ihre Signalzeichen erwarteten; fie ließen - 
Allarm fchlagen, befegten mit Uebermacht die Grenzen, machten 
Streifzüge zur Refognofzirung, fperrten hinterliegende Gebiete der 
Gegner, veranlaßten dadurch ähnliche Aufgebote der Landſchaft— 
lichen und einzelnen Zufammenjtoß. Bei Diepflingen verlief der 
2. Auguft ohne ernfte Thätlichfeiten; das Landjägerkorps felbft aber 
fand den Poften für entfcheidenden Kampf unhaltbar und ver- 
lieg ihn auf eigenes Erfuchen der Bürger. Von daher die nach 
Baſel gelangte falfche Nachricht von der Einnahme Diepflingens 
oder doch drohender Gefahr einer ſolchen. In den Akten wurde 
von Seite Bajeld das erftere geltend gemacht. 

Im Laufe des Tages und bie in die Nacht (2. Auguft) folgte 
fih in Bafel Mahnung auf Mahnung zum Aufbruch, von Seite 
der Bafeler Kommandanten in den obern Gemeinden. In ver: 
‚fammeltem Rath ſchwankte man doch noch, ob zum Aeußerſten 
zu schreiten ſei. Eine Mehrheit verweigerte anfänglich die unbe: 
dingte Vollmacht zum beabfichtigten Kriegszuge. Da wurde von 
einem Mitglied der Terrorismus zur Hülfe genommen, der Ber 
fammlung mit Berzeigung derer an die Bürgerfchaft gedroht, die 
fih länger widerfegen würden; das half. Der Ausfall wurde be- 
Ichlojfen, doch mit Vorbehalt: dem Gemeindrath von Lieftal fei 
durch Erpreffen zu melden, daß wenn von nun an Berichte von 
fortgefegten Feindfeligfeiten gegen die treuen Gemeinden einlangen 
follten, baſelerſeits allfogleih mit Waffengewalt dagegen einge 
fchritten werde. Auf der Landichaft verlief indeß die Nacht ohne 
feindfelige Begebniffe; das eine Bafeler Hauptfignal wurde nicht 
angezündet, dad andere wurde es ohme allen Grund. 

Unter folchen der Beibehaltung des Landfriedens keineswegs 
ungünftigen Umftänden und ohne irgend eine Erwiederung von 
Lieſtal her zu erwarten, rüdte Bafel (3. Augufd) mit 1500 Mann 
—— 
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und 14 Stüden groben Gefchüges-aus, früh Morgens 6 Uhr. 
Das Haupfforps, bei 1000 Mann ſtark mit 6 Stüden Gefhüs, 
unter dem eidgenöffiihen Oberſt Bifcher, follte über Muttenz 
auf Lieftal marfchiren, die Referve unter Oberftlieutenant Weit- 
nauer die Linie der Bird behaupten und den Bezirk Birseck von 
den übrigen landfchaftlichen Bezirken abfchneiden, um jeden Zu: 
zug für diefe zu verhindern. Sie zog zu diefem Behuf nad 
Mönchenſtein. Oberft Viſcher hatte oft für Nachgiebigkeit gefprochen 
und vor der Gefahr einer feindlichen Stellung gegen die eidge— 
nöffifhe Mehrheit gewarnt. Bange Ahnungen umfchlichen fein 
Gemüth und mit Widerftreben nur erfüllte ey den Auftrag. An- 
ordnung und Stimmung entjprachen der Gefahr und der Wich— 
tigfeit des Unternehmens nicht; ed walteten felbjt Zweifel über 
den guten Willen der Kontingentsmannfchaft. Mittlerweile war 
die Kunde vom Bafeler Ausfall nach Lieſtal gedrungen; die Sturm: 
glocken heulten, die Eingänge des Städtchend wurden verrammelt, 
die Mannfchaft eilte, ohne ‚geordnete Führung, nach der Hülften- 
Schanze und befegte mit ihren Luzerner Kanonen günftig gelegene 
Anhöhen. Eigener Mißſtimmung ungeachtet, überfchritten die Basler 
die Birsbrüde, bejegten das von den Landſchäftlern verlaffene 
Muttenz; hierauf rückten jene gen Pratteln vor, von wo fich die 
Gegner, um das Dorf nicht preiszugeben Durch gefährlichen Kampf, 
auf den nahen Hügel „das Dehrli“ zurüdzogen. Die Garnifün- 
ler, der übrigen Basler Mannfchaft vorangehend, mit Pechkränzen 
verfehen, legten euer ein in Pratteln. Alsbald gingen neun Ge- 
bäude in Flammen auf, bei deren Anblid Entjegen und Wuth 
die Gemüther der Landichäftler ergriff. Solche Art Kriegsführung 
will mit der Behauptung entjchuldiget werden, daß mitten im 
Dorf durch Schüffe aus den Häufern einige Mann verwundet 
worden. Ohne Widerftand beſetzte Oberftlieutenant Burkhardt, der 
Kommandant der Standestruppe, auch die Hülftenfchanze An 
der oben Griengrube harten feiner bei achtzig Mann von der 
Landfchaft. Der Kampf entbrannte, fat Mann gegen Mann; es 
fielen hier zwei von der Landſchaft, unter ihnen Obergerichtsfchrei- 
ber Heinrich Hug von Zürich. Die ftreitenden Landjchäftler unter: 
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jtügte wirffam ihre Batterie von der Birchfchanze, und von Frenken— 
dorf her brachte Major Leutenegger Hülfe. Burkhardt felbit er: 
hielt eine Schußwunde am Fuß; er mußte das Gefecht, feine 
Leute den Kampfplab verlaffen, verfolgt vom jubelnden Feind in 
Nücen und Flanke. Als die Hardt erreicht war, hatte Jakob v. 
Blarer, der Kommandant der Birseder, die Kolonne Weitnauer 
zurüdgedrängt und die Verbinduug zwifchen Muttenz und der 
Hardtwaldung hergeftellt. Hier nahm er das bereitd nach der 
Stadt fliehende Hauptkorps, welches zwifihen Pratteln und Fren- 
fendorf der Ausdauer der bafellandichaftlichen Truppen hatte wei— 
chen müſſen, ebenfall® ind Feuer und vollendete deren blutige 
Niederlage. Mit Mühe nur konnte Oberft Bifcher die Artillerie 
retten. Es fielen vier Offiziere, unter ihnen der zweite Sohn des 
Bürgermeifters Wieland und Oberftlieutenant Yanderer, dann 22 
Mann von der Miliz, 36 von der Standesfompagnie; wer fich 
nicht durch die Flucht retten fonnte, wurde graufam erfchlagen ; 
feines Berivundeten ward gejchont ; das ergrimmte Volk hatte fich 
gefchworen, feinen Pardon zu geben, auch befonders auf die „Offt- 
ziere zu halten“. Bon den Ausgezogenen famen Hunderte mit 
Berwundungen nach Bafel zurüd, die ihr Zuftand doch nicht am 
Fliehen gehindert. Das zweite oder das Reſervekorps wich beim 
Anblid der fliebenden Hauptichaar ebenfalls in völliger Auflöfung 
‚nad der Stadt zurüd. Von Nachmittag 3 Uhr an flatterie die 
weiße Fahne auf dem Münfterthurm. Bafel war niedergefchmettert, 
zerriffen feine Träume von Wiedererlangung ehemaliger Herrichaft 
über das Landvolk, entichieden der alte Streit über Rechtsgleichheit 
zwifchen diefem und der Stadt. Bafel-Landfchaft hatte vier Todte, 
Neun flühtige Polen hatten in feinen Reihen gefochten. 
Während in diefen beiden Hauptgefechten das Schickſal des 
Landes entjchieden wurde, drohte der Kampf auf Seite des Gelter- 
findener und des Reigoldswyler Ihales auszubrechen, jo daß Lieftal 
jwifchen ‚drei euer gefommen wäre. Auf diefes Ziel waren 
alle Anordnungen der militärifchen Führer von Baſel gerichtet. 
Für den Kommandanten in Gelterfinden ſchlug der Plan fehl; 
die fogeheißenen treuen Bürger, eingeden? des Ausgangs früberer 
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Tage, lehnten den Aufbruch ab, und ald er die Niederlage in 
untern Sande vernahm, ergriff er mit feinen fünfundzwanzig Lands 
jägern die Flucht über Rheinfelden. Beſſer unterjtübt war -der 
- Bafeler Kommandant im Reigoldsiwyler Thale; er ergriff am 3. 
Morgens die Offenfive, wurde aber, während des Hauptgefechtes 
unterhalb Lieftal, durch die landfchaftlichen Truppen zurücdgedrängt. 
Bald nachher mußte auch er fammt mehreren andern Baſeler 
Dffizieren die Rettung in der Flucht fuchen. So endete der denk— 
würdige 3. Auguſt. 

. Hatte fchon die Befegung von Küßnacht die Gemüther in ger 
waltige Gährung gejagt, jo brauste vollends jest, nach dem 
Bafeler Ausfall und dem mörderifchen Gemegel vom 3. Auguft, 
durch die große Mehrzahl der fchweizerifchen Bevölkerung ftürmend 
der Ruf nach fräftiger Schließung mehr denn zweijähriger Wirren 
durch die Bundesgewalt. Das Volk mitterte berechneten Zufainmen 
bang zwifchen der Schilderhebung von Schwyz und Bafel. Aften- 
mäßig ift er nicht erhoben und es ift namentlich feine Wahrfchein- 
lichkeit, daß ein folcher zwifchen den Behörden eingeleitet ge— 
wefen. Aber eine unnennbare Reihe von Einzelereigniffen in den 
Kantonen waren Zeugnijfe allgemeiner Rührigfeit in der Oppo— 
fition zur Wiedergewinnung verlowner Stellungen. Schwyz vers 
rieth fh durch die Wirkſamkeit, die e8 in feinen lokalen Hän— 
deln jenen jungen Berner Patriziern verftattete, deren heißefter 
Wunfh der Sturz der Berner Regierung und der ihr befreunde- 
ten übrigen Kantonsregierungen war, dann durch feine prahlerifche 
Prefie; von Bafel aber war ed ein Aft verzweifelter Rückſicht— 
lofigfeit gegen die übrige Eidgenoffenfchaft, durch Waffengewalt 
eine Streitfrage entjcheiden zu wollen, die in ein paar Tagen 
der allgemeinen friedlichen Erörterung unterftellt werden follte, 
und unläugbar ift, dag die wirklich eingetretenen oder bloß be— 
forgten örtlichen Störungen durch ein weniger heroifches Mittel 
zu befchwichtigen waren. Die Beharrlichfeit, mit der die Baſeler 
Kommandanten in den oben Thälern zum Ausfall aufforderten, 
ihr friegsluftiges Wefen, die Heftigfeit, mit der Einzelne in Bafel 
den Ausmarfch- betrieben, obwohl die Vorfälle auf der Landfchaft 
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im Rathsſaale felbft noch Teineswens als hinreichender Grund zu 
jenem angefehen wurden; der Umſtand endlich, das Bafel-Land- 
fchaft weder politifche noch militärifche Gründe hatte, feine Lage 
durch Anwendung von Waffengewalt günftiger zu geftalten, und 
daß ed namentlih am 3. Morgens nach ruhiger Nacht im ganzen 
Lande in rein defenfiver Stellung ſich befand: die Verfettung 
all diefer Erſcheinungen bringt einen genüglichen gefchichtlichen 
Beweis, daß, wenn nicht die Behörden, fo doch die Graltirten der 
Partei jene weiter gehenden Plane hegten, deren Zutagetreten 
nun in der übrigen Schweiz eine unfägliche Erbitterung her: 
vorrief. 

Die Tagfagung fah in den Greigniffen von Bafel wie in jenen 
des Kantons Schwyz einen Bruch des Landfriedend. Sie rath- 
jchlagte darüber in vielfach beiwegter Sikung in der Nacht vom 
3. auf den 4. Auguft und faßte den ungenügenden Beſchluß, 
vor Allem aus Truppen aus den Kantonen Bern, Solothurn 
und Aargau an die Grenze ded Kantons Bafel zu verlegen und 
zwei Kommifjarien mit dem Auftrag abzuordnnen, fich zwifchen die 
Kämpfenden zu werfen umd zu diefem Behuf über die eidgenöffi- 
fchen Truppen nach Ermeſſen zu verfügen. Die Wahl fiel auf 
Staatsrath Steiger von Luzern und Bürgermeifter v. Meyenburg- 
Stodar aus Schaffhaufen. Sie eilten an ihre Beſtimmung ab. 
Nach wiederholten Berathungen der Tagfagung am 4. und 5. 
Auguſt, und nachdem ausführliche Berichte von der neuen Lage 
der Dinge eingelaufen, der Vorort auf die Gefahren ſchwanken— 
den Verhaltens der Tagſatzung hingeiwiefen, wurde die Nothivendig- 
feit wirffamerer Schlußfaffung eingefehen und die Belegung von 
Stadt und Landfchaft Bafel verfügt. Nebjt den Truppen aus 
den ſchon genannten drei Kantonen wurden jene von freiburg, 
Schaffhaufen, Waadt und Genf für die Belegung von Bafel zur 
Verfügung geftellt, im Ganzen 11 Bataillone Infanterie, 4 Bat 
terieen, nebft verhältnigmäßiger Zahl Scharfihügen und Kavallerie. 

Don den erften Berfügungen der Tagſatzung hinweg bis zu 
neuer Organifation der Kantone Schwyz und Bafel und Bei- 
legung aller daherigen Fehden rollte nun das Rad der Greigniffe 
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unaufhaltfam und mit ſolcher Raſchheit fort, daß nach wenigen 
Wochen gefammte fchweizerifche Stände neuerdings fich in der 
Tagſatzung repräfentirt. fanden, die Einheit der Schweiz nad 
innen und nach außen wieder hergeftellt, jede Gefahr, zumal 
jene, die vom Auslande her drohen mochte, überwältiget war. 
Hier in Kürze der Verlauf des Gefchehenen. Die Vermittlungs- 
fonferenz hatte fich felbit abbeftellt. Zum UWeberfluß ließ die Re— 
‚glerung von Zürich am 2. Auguft die formelle Abftellung „auf 
unbeftimmte Zeit“ folgen. Die vorörtliche Behörde beſchloß am 
4. von fih aus und höchſt unbefugt einen Befehl an die Kom— 
mijjarien im Kanton Schwyz, die Truppen felbft ins innere Land 
porrüden zu laffen. Das warf Staub auf. Ginzelne Kantone, wie 
Waadt und Genf, wälzten alle daherige Berantwortlichfeit. auf 
den Vorort. Indeſſen batte Kanzler Amrhyn den Muth und die 
Prlichttreue gegen die Tagſatzung gehabt, jene Befehle nicht aus— 
zuferfigen. Am 5. und 6. trat die oberfte Bundesbehörde nun 
jelbjt ein. Sie überzeugte fich bald, dag mit der bloßen Befegung 
der äußern Bezirfe von Schwyz, für diefe allein wie für die Eid- 
genojjenfchaft im Ganzen, gleich ungenügend geforgt wäre. In 
Schwyz ſelbſt hatte nicht bloß die Regierung des halben Kan— 
tons, fondern auch eine Gegentaglasung ihren Sig. Beiden gegen- 
über fand ſich die Tagſatzung in Zürich in eine Stellung ge 
drängt, die ihr jelbit ein Zurücgehen auf den Weg gütlicher Unter— 
handlungen nicht verftattete: es galt nicht nur die Reorganifation 
des unglüclicher Weife in fich zerriffenen Kantons, fondern auch 
die Herftellung fehweizerifcher Einheit, nicht zwar einer helvetifchen, 
jondern jenes einfachen Berbandes, zu dem der Bundesvertrag 
von 1815 die Borfchriften geliefert. Sie beichloß daher am 6. 
Auguft auf perjönliche Begründung des herbeigeeilten Kommiſſärs 
Nagel, mit deſſen Anficht ein jchriftlicher Antrag des Kommiſſärs 
Schaller übereinftimmte, dann auf abermalige dringende Mahnung 
des Negierungsrathes von Zürich die Befegung ded ganzen Kan- 
tons Schwyz, aljo auch des innern Landestheiles. Eine Profla- 
mation verfündigte das Vorhaben dem ſchwyzeriſchen Volke und 

verhieß ihm Fräftigen Schug feiner Religion und feiner Freiheit. 
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Mittlerweile hatten die eidgenöſſiſchen Truppen unter Oberft Bränd- 
lin die March und Einfiedeln, jene unter Oberft Bontems Küf- 
nacht bejegt. Am 8. Auguft Vormittags boten fie und die bei- 
den eidgenöflifchen Kommiſſarien fih die Hand im Sauptorte 
Schwyz. Kein Schuß fiel; Bejorgniffe wegen Widerftand von Seite 
des Volkes der Urfantone zerfloffen gleich Nebel. Abordnungen 
der Negierung waren den Kommiſſarien mit der Verficherung freund: 
jchaftlicher Aufnahme entgegengegangen. Eine Berwahrung, die 
Zandammann Wäber gegen das Verordnete einreichen wollte, wies 
jen fie als unftatthaft zurück. Zur Freude der Eidgenofjenichaft 
wurde ebenfalld in Schwyz, fchon am 9. Auguft, an einer Kon- 
fevenz zwifchen den Kommifjarien der Tagſatzung und der Regie 
‚ rung von Inner-Schwyz die Entwerfung einer für beide Landestheile 
gemeinfchaftlichen Kantonsverfafjung auf die Grundlage ihrer 
Gleihberehtigung — alfo die Wiedervereinigung ded Kantons — 
bejprochen und eingeleitet, ein hohes Ziel, deſſen glüdliche Er- 
reichung felbit die Gegner militärifchen Ginfchreitend mit dem 
legtern verfühnen Fonnte. Start war die von nun an im Kanton 
Schwyz angehäufte Zahl der Truppen: 11 Bataillone Infanterie, 
4 Batterieen, 5 Kompagnieen Scharffhügen und etwas Kavallerie ; 
davon die Mehrzahl im innern Land. 

Während diefer Greigniffe war am 2. Auguft die Konferenz 
der Sarnerftinde wieder in Berathbung, Zgraggen, von Zürich 
ber, in ihrer Mitte, * Gr berichtete ald Augen: und Ohrenzeuge 
von dortigen Anordnungen, vom Unwillen, den die eigenmächtige 
Bejegung von Küßnacht, ohne jegliche Anzeige von dem Vorhaben 
an den Vorort, erregt. Yandammann Zgraggen war ein ſehr 
verftändiger Mann, von gar kühlem Wejen. Seine Berichterftat- 
tung enthielt des Belehrenden genug und doch gab fich im der 
Umfrage fein einziger gefunder Gedanke fund. Allerlei fam auf 
die Bahn, fo die Abjendung einer perjönlichen Abordnung nad 
Zürich, ein Aufgebot von zwei Kompagnieen aus Uri und Unter: 


* In Zürich hatte er fich kurze Zeit ald Mitglied des Verwaltungsrathes 
der eidgendffifhen Kriegsgelder für den Stand Uri aufgehalten. 
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walden. Spät Abends wurde, ohne den guten Räthen von Z'grag— 
gen für wirkſame Konzeſſionen Gehör zu geben, die Inſtruktion 
an die Vermittlungskonferenz, dann die Abreiſe der Geſandtſchaf— 
ten nad Zürich auf den 3. Nachmittags feſtgeſetzt. Unterdeſſen 
traf von Zürich her die Abftellung ein. Am 3. wieder Sikung. 
Schwyz hatte Uri, Ob und Nidwalden zur Behauptung von 
Küßnacht um Zuzug gemahntz; von Uri und Obwalden war Zu: 
fage eingegangen. Bon Nidwalden aber fam Landammann Jelger 
mit ablehnender Antwort, berichtete aus dem Landrath lebhaften 
Tadel über die Befegung- von Küfnacht bei hängendem Streit 
und über unterlaffene Anfrage an die Konferenz; Schwyz folle 
feine Trupyen inner das alte Gebiet zurüdziehen. Entfchuldiguns 
gen der Schwyzer Deputirten, Klagen von Andern über das 
Aergerliche der Spaltung mit Vorwürfen über verkehrte Map- 
regeln, fehrungerifche Anzeige, daß Abyberg wirklich Befehl zum 
Rückzug erhalten („da8 werde ihm das Herz zerfprengen“) und 
endlich der Entſchluß, von einer belehrenden Deputation nad) 
Zürich Umgang zu nehmen, fchloffen die Situng. Am 4. Auguft 
fortgefegte DBerhandlung; Abyberg dabei, nachdem feine Truppe, | 
unter der fünf Berner ald Offiziere geftanden, in Schwyz ent- 
laffen worden. Alle Zweifel, ob es von Zürich her Ernft gelte, 
waren gewichen. Munnhafte Rüftungen famen an die Tagesord- 
nung, Kleine und große Plane, energifcher Widerftand in der Linie 
von Arth bis Nothenthurm mit Beſetzung von Schwyz ald Zen- 
trum, Gröffnung militärischer Verbindungen nach und mit Zug, 
Glarus, Teffin und Wallis, permanenter Kriegsrath u. |. w. Tief 
gerührt rief Abyberg: „Zurüdtreten, ohne einen Feind geſehen 
zu haben, das widerftreitet den Gefühlen eines Militärs!“ Weber 
dad Schwanken zwifchen Meinung und Meinung fam indep die 
Konferenz nicht hinaus und eine Kommiſſion follte erſt noch Rath 
Schaffen. Diefe Berathbung wurde nac erhaltener Kunde vom 
Bafeler Ausfall, aber zu einer Zeit gepflogen, wo noch ein günfti- 
ger Ausgang des dortigen Kampfes möglich erachtet werden durfte. 
In diefen Tagen verfammelte fich häufig auch der Landrath von 
Schwyz. Abyberg erhielt, nach Berichterftattung über feine Eype- 
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difion nach Küßnacht, die vollftändigfte Gutheißung aller feiner 
Schritte. Auf fein Anbringen zu neuer Waffnung und zu Aus 
händigung der Gewehre an die Mannfchaft erfolgte feine ent- 
icheidende Verfügung (6. Auguſt). Unterdeſſen trafen Hiobspoften 
von Bafel ein, und von Zürich ber die Anzeige von befchloffener 
Befegung des ganzen Kantons Schwyz. Die Konferenz fühlte nun, 
daß an ein Bleiben nicht zu denken ſei; es handelte ſich nur 
noh um Form und Richtung des Rückzuges. Abermalige An— 
vegung zu einer. Abordnung nad Zürich, deren Aufgabe nöthige 
Beihwichtigung der Gegner geweſen wäre, und mit folcher die 
Konferenz zu fihließen, ward als unehrenhaft von der Hand ge 
wiejen. Lauener mahnte in ſolchem Sinne ab. Endlih kam man 
überein, über See zu gehen, ob nach der Treib oder nach Beggen- 
vied, blieb noch unbeftimmt. Diefe Verhandlungen waren das 
Werk weniger Augenblide (am 7. Auguft Nachmittags). Die 
Abgeordneten tageten und reisten in folder Eile, daß die 
Entfernung ganz das Ausfehen einer Flucht gewann. Die Schwy— 
zer blieben zurüd, „wegen bevorftehender militärifcher Befegung 
des Kantons“, fügt das Protofoll. Wäber war jeit dem 
3. nicht mehr erjchienen, vielleicht um amtlichen Vorwürfen zu 
entgehen. | 

Die Flüchtlinge entjchieden unterwegs für Beggenried und 
bejchlofjen dort: Bertagung der Konferenz, Erlaffung einer an— 
gemejjenen Erklärung an den Vorort zu Handen „der in Zürich 
vereinigten Stände“, Abfaſſung derfelben durch Burdhardt und 
v. Chambrier, Abfendung nach Zürich durch den Stand Uri mittelft 
Expreſſen, Drud und Berbreitung in fünfzehnhundert Eremplaren, 
Mittheilung an ſämmtliche Stände. Die Nothwendigkeit fürmlicher 
Auflöfung ward auch jegt nicht begriffen; wie im Mai be— 
ſchloß man abermals, die fernere Gejchäftsleitung dem h. Stand 
Uri zu übertragen, mit Vollmacht, die Konferenz nach Ermeſſen 
wieder einzuberufen und hiefür Ort und Zeit zu beftimmen. 
Nach einigen herzlichen Worten Schluß der Sigung Nachts 1 Uhr. 
Die Erklärung ift würdig gehalten, fpricht vom Gefchehenen nad) 
den Nechtdanfichten der Konferenz und gibt die ausdrücliche Ver— 
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fiherung, daß die militärifhen Maßregeln von Schwyz und Bafel 
ohne Mitwilfen der Konferenz getroffen worden. 

So endete ein föderales Schisma, deffen Ausgang die heil- 
fame Lehre für immer hätte geben follen, daß maßlofe Vorliebe 
für eigene Rechtsanficht in Sachen der Politif ohne verhältnip- 
mäßige Macht leicht zum eigenen Schaden ausfchlägt, und daß, 
wenn man entweder die Mittel oder die Entſchlußfähigkeit nicht 
befigt, die einmal eingenommene Sonderftellung nöthigenfalls 
mit den Waffen in der Hand zu vertheidigen, es höchſtes Gebot 
der Klugheit und der Selbfterhaltung ift, ein folches Wageftüd 


- zu unterlaffen. Aber auch vom Standpunkt des Bundesrechtes 


iſt der Austritt an fih und in allen Formen einer Gegentagfagung 
nicht zu rechtfertigen. Hat bei den Kantonen der Mehrheit mehr 
als ein Mal das ftrenge formelle Recht dem Wogen und den 
Verwickelungen der Umftände, vielleicht felbjt den Berechnungen 
der Konvenienz weichen müſſen, fo können auch die fogenannten 
Sarner Stände von gleichen Verirrungen nicht freigefprochen 
werden. Diefe Gefchichte hat es in einzelnen Fällen gezeigt oder 
doch angedeutet. Die vielbelobte „Bundestreue“ fand fich daher 
ungefhwächt und rein auf der einen Seite fo wenig als auf der 
andern. Die Machtentwicelung, die die Tagſatzung jest, im Drang 
der Noth, fich herausnahm, hat fchlieglich zum Nugen gefammter 
Gidgenofjenfchaft fich gewendet; nach überſtandener Krifis fanden 
fi namentlich die Urfantone um feines ihrer Nechte, wenn auch 
um manche bedauerliche Täufchung, verkürzt. 

Die Niederlage vom 3. Auguſt ſchuf im Kanton Baſel bald 
eine neue Lage der Dinge. Nach dem Abzug der Beamteten und 
Offiziere aus den gebliebenen Gemeinden wurden dieſe von den 
baſellandſchaftlichen Truppen beſetzt, nicht ohne tadelnswerthe 
Ausſchweifungen; die Regierung in Lieſtal aber traf Einleitungen 
zu deren Einverleibung in das Gebiet der Landſchaft, wofür meiſt 
Erklärungen einliefen, die man freiwillige nannte. In der Stadt 
herrfchte Beftürzung, bei Vielen auch Unwille und Tadel über 
ungefchickte Leitung des Gemeinwefend. Den Kommiſſarien wollte 
man anfänglich, wie früher der Tagfapung, die offizielle An— 
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erfennung verfagen; fie felbjt fehritten, nach dem Dafürbalten 
vieler Standesgefandten, nicht mit hinreichender Selbftftändigkeit 
ein. Am meiften befremdete die überflüffige Anfrage an die Re 
gierung von Baſel, ob fie nun endlich geneigt fei, eidgenöffifche 
Truppen aufzunehmen; der Beifas, dag auf allfällige Weigerung 
anderweitige Mapnahmen folgen würden, Tonnte den Berftoß 
nicht qut machen. Bafel wollte nur unter verfchiedenen Bedin- 
gungen zufagen, von denen fich die einen von ſelbſt verftanden, 
die andern nicht eingegangen werden Fonnten. Die Tagſatzung, 
welche Vollziehung ihrer Beſchlüſſe verlangte, nicht vergeblichen 
Briefwechſel wie ehedem, ernannte zu diefem Behuf einen dritten 
Kommiffär in der Perfon von Oberftlieutenant Fetzer, Geſandten 
des Standes Aargau; diefen Beſchluß hatte nur der Beitritt der 
Zuger Gefandtfchaft, als zwölfter Stimme, möglich gemacht, was 
fpäter dem Gefandten Schwerzmann herbe Vorwürfe im Land» 
rathe zuzog, da feine Stimmgebung mittelbare Urſache der raſchern 
Beſetzung der Stadt Bafel wurde. 

Kommandant der in den Kanton Baſel beftimmten Divifion 
war Dberft Guerry aus dem Kanton Waadt; da er nicht augen ' 
bliflich verfügbar war, wurde Oberftquartiermeifter Dufour provi- 
forifh an feine Stelle gefeßt. Die Truppen wurden in folcher 
Weife befehligt, daß ein Theil derjelben aus dem Kanton Solo- 
thurn, der andere von Rheinfelden her in den Kanton Bafel ein- 
rüden konnte. Als Bafel ihren Ginmarfh unvermeidlih ſah, 
öffnete ed am 11. Auguft, mehr erjchüttert als gebeugt, die Thore, 
und ließ die Kanonen ab den Wällen führen. Um 2 Uhr Nach— 
mittags befeste ein Bataillon Aargauer zunächſt alle Thore; 
hierauf rücten die Kommiffarien an der Spite von Berner, 
Solothurner und Aargauer Truppen in die Stadt ein und be 
ſetzten die verfchiedenen Poſten. Oberſt Zimmerlin wurde Platz— 
fommandant; die Stadtgarnifon (Standestruppe) wurde in die 
Landgemeinden des rechten Rheinufers entfeınt. Zuvor hatten 
Bürgermeifter und Rath die Bewohner der Stadt zu quter Auf 
nahme der Eidgenoffen gemahnt. Ein Auflauf am Abend gleichen 
Tages, veranlaßt durch die höchſt überflüffige Ericheinung eines 
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bafellandfchaftlichen Negierungsrathes in der Stadt, zeugte von 
dem in der Bevölkerung vorherrfchenden Unwillen; der Klugheit 
und der Entjchlofjenheit der beiden oberften Führer der Milizen, 
Guerry und Dufour Cerfterer war nun auch angefommen, diefer 
nach dem Wunfc der Kommiffarien geblieben), gelang es, ſchweres 
Unglüd zu verhüten; jener Regierungsrath (es war Singeifen, 
jelbjt ein Bürger von Bafel, daher um fo verhaßter) gelangte 
wieder mit heiler Haut zur Stadt hinaus, nachdem fich zuvor 
zwei Kompagnieen eidgenöſſiſcher Truppen gefammelt und die 
erbitterten Volksmaſſen im Zaume gehalten hatten. 

Auch Bafel-Landfchaft, das fich, im Vertrauen auf eine Gunft, 
die ed immerhin zu hoch anfchlug, die Beſetzung durch Bundes- 
truppen mittelft Schreiben der Regierung und wiederholten Bor: 
trägen feiner Gefandtichaft in der Tagfasung verbeten hatte, 
mußte fich den gebieterifchen Umftänden fügen und wieder Be- 
fagung annehmen. Nur ward ihm die Nüdjicht, dag in Erinne- 
rung der vielen Truppen, die es früher heimgefucht hatten, der- 
mal eine verhältnigmäßig flärfere Zahl Mannfchaft in die Stadt 
verlegt wurde ald auf das landfchaftliche Gebiet. 

Das Sprüchlein: fein Tag ohne Zeile, galt auh am 12. 
Auguft für die Tagſatzung. Sie beſchloß, ald Antwort auf Die 
Erklärung von Beggenried, die Auflöfung der Sarner Konferenz 
(„die unter der Benennung Sarner Konferenz bekannte Verbin— 
dung einiger Stände dürfe nicht ferner fortbeftehen‘) und die 
Aufforderung an die nicht repräfentirten. Stände, fich im Schoofe 
der Bundesverfammlung durch Abgeordnete vertreten zu laſſen. 
Bon ihrer bloßen Vertagung war freilich in Zürich nichts be 
kannt; aber ed mar diefer Beichluß eben fo nothiwendig als 
bundesgerecht. Meinungen und NRechtdanfichten wollte und konnte 
die Tagſatzung dadurch nicht beherrichen. 

Im Volke der fiegenden Kantone hatte fih ein hohes Map 
von Bitterfeit über das Verhalten der ehemaligen Konferenzjtände 
und ihrer Häupter Fund gegeben. Die Bereinsverfammlungen in 
den Kantonen Bern, Zürich, Luzern, St. Gallen, Thurgau fchoffen 
wie Pilze auf, ja wuchſen einzeln, fo in Zürich, zu zahlreichen 
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Volksverſammlungen an * auch in der franzöfifchen Schweiz und 
feldit in den Thälern von Neuenburg regte es fich. Sie verlang- 
ten ernfteres Einfchreiten gegen Bafel, nöthigenfall® Einnahme 
der Stadt mit Gewalt; das Zentralfomite des fchmeizerifchen 
Schußvereind ingbefondere verlangte ſolches mit der gebieterifchen 
Erklärung: „ſofern die Tagſatzung nicht die Verficherung geben 
fönnte, dag morgen Truppen gegen Bafel marfchiren, fo würde 
ein Kreuzzug gegen Bafel gewagt werden“. Andere begehrten 
Auflöfung der Sarner. Konferenz; Nekonftituirung der Kantone 
Bafel und Schwyz; Erhebung der Koften auf den Schuldigen 
und Auflöfung der Stadtgarnifon von Baſel; Totaltrennung 
zwifchen Stadt und Landſchaft Baſel nebit Theilung des Staats— 
gutes, Befeitigung der Schanzen, Mauern und Thore, Bezahlung 
aller Kriegskoften durch die Stadt; Befreiung der Landfchaft von 
jeder militärifchen Beſetzung; Friegsgerichtliche Verurtheilung von 
Abyberg und der übrigen Verräther; Entwerfung einer Bundes- 
yerfaffung durch einen fehweizerifchen VBerfaffungsrath. Den in 
Form und Sache derb gehaltenen Eingaben waren bier und da 
auch Danfesbezeugungen für bereits von der Tagſatzung Geleiftetes 
beigefügt. Originell war das Begehren von fieben Bürgern der 
Bafel-Landfchaft nebit dem Profeſſor Trorler, die, fümmtlich in 
Zürich eingetroffen, einen perfönlichen Borjtand vor der Tagſatzung 
verlangten, um da Namens einer zahlreichen Volksverſammlung 
von BafelLandfchaft mündlich das Begehren vorzutragen und zu 
begründen, das das dortige Gebiet jeder neuen Aufnahme von 


* Bei Zürich am 4. Auguſt. Dortige Berfammlung von 2000 Mann 
wollte eine Freiſchaar bilden, verlangte deren Bewaffnung vom Staat, gänz- 
liche Befeitigung der Stadtthore; dieß in einer Eingabe an die Regierung; 
dann, in einer Adreſſe an die Zagfakung, voll Grimmes, neben vielem Anz 
deren, daß der Stadt Bafel eine „Buße“ von 30 bis 40 Millionen auferlegt 
iverde zur Gründung einer eidgenöffifhen — — Wittwen: und Waifenkaffe. 
Unter den Männern, die bier voranftanden, ift der nachherige Bürgermeifter 
Zehnder genannt. Dem drohenden innern Sturm begegnete die Regierung 
am 6. durch amtliche Errichtung von Bürgerwachen, im Nothfall auch zur 
Zandesvertheidigung beftimmt. 
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eidgenöffifcher Befagung enthoben werde. Schreden fuhr in einen 
Theil der Bundesverfammlung, als fie folhe Sprache vernahm, 
und manche Gefandtichaften konnten ſich mit dem, was fie Dro- 
hungen nannten und was in der That auch drohend lautete, nicht 
befreunden. Andere fahen in den Eingaben mehr das unvermeid- 
liche Aufbraufen nach langer Geduldprobe und die Negungen des 
öffentlichen Geiftes, der mindeftend ein Recht auf endliche durch— 
greifende Beilegung der von Monat zu Monat unheilvoller ge 
wordenen Streitfragen hatte. Die Tagfagung beſchränkte ſich auf 
Notiznahme von den Einzeleingaben im Protofoll, den acht Ab- 
geordneten aus Baſel-Landſchaft aber ließ fie willen, daß ihr per 
fönlicher Vorſtand nad) Neglement und Uebung unzuläffig fei. Die: 
felben antworteten dann mit einer jchriftlichen Proteftation gegen 
die oft befprochene Befegung von Bafel-Landfchaft, verlangten Total- 
trennung, Theilung des Staatsgutes und gerechte Entfchädigung 
von Baſel-Landſchaft für alle erlittenen Drangfale und Berlufte. 

Hat die Tagfakung in einigen Punkten vor oder nach dem 
Eintreffen diefer Bereinsadreffen in ihrem Sinne gehandelt, fo war 
fie doch weit entfernt, ſich durch folche einfchüchtern zu laffen. 
Neben der Kraft zu Nöthigem und zu Unerläßlichem befaß fie 
die Selbtftändigfeit, Gefährliches und Ungerechtes, auch wenn es 
noch jo gebieterifch gefordert wurde, mit Stillfchweigen oder aus— 
drüclich abzulehnen; Beweis dafür, daß fie von dem radikalen 
Extrem eben fo leidenfchaftlich ald von dem farnerifchen angegriffen 
wurde. MWiderfprechende Vorwürfe find unbegründet. Die Tag- 
fagung bewies dieß unmiderleglich in ihren Entſcheiden über ähn- 
liche Anträge des Standes Bern. Der Große Rath desfelben, 
erbittert über die Umtriebe, die diefen Kanton noch mehr als 
irgend einem andern gegolten hatten, gab mit einigem Geräuſch 
Inftruftionen, deren Erfüllung zum Aeußerſten getrieben hätte. 
Bern verlangte durch diefelben Ausichliegung aller „Sarner“ von 
der Tagfasung, drohte mit Zurüdziehung feiner Gejandtichaft, 
fall3 die Bundesbehörde einen derfelben in ihre Mitte aufnähme, 
begehrte ferner Ausſchließung der nämlichen PBerfonen von allen 
eidgenöſſiſchen Zivil- und Militärſtellen, gerichtlichen Unterfuch des 
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Landsfriedensbruches und Ueberweifung der Schuldigen an die 
Gerichte, folidarifche Haftbarkeit derfelben für alle Koften, und 
endlich eine außerordentliche Belohnung aus "der gleichen Taſche 
für die ärmere zu den Waffen gerufene Mannfchaft (8. Auguft). 
Die Tagfasung lieg vier Wochen vorübergehen, ehe fie den An- 
trag zu Handen nahm, was den zweiten Gefandten, Karl Schnell, 
aus Unwillen über die ihm unbegreifliche Langmuth der Tag: 
faßung, nad Haufe zurüdtrieb. Schon jener Verfhub nahm dem 
Antrag feinen Stachel. Bern unterließ indefjen feine Vertheidigung 
nicht und verficherte: nicht Rache oder Bitterfeit feien es, welche 
Bern zu feinen Anträgen bewogen, fondern die Unbilden, welche 
das Berner Volk ab Seite der Nriftofratie erlitten (1802 und 
1814), und das Bedürfnig, der Wiederkehr ähnlicher Verfuche 
und Gefahren zu ſteuern. Sehr ſtaatsklug beleuchtete der Ge- 
fandte Luzerns die Abfichten von Bern: Luzern wilfe, in meld 
hohem Grade die Plane der Sarner Konferenz feinem Kanton 
gegolten haben und welches fein Schickſal gewefen wäre, fall 
nicht das wirkſame Einfchreiten der Tagſatzung der Reaktion ein 
Ende gemacht haben würde. Allein der Unterfuch wäre endlofe 
Arbeit, zumal in Ermangelung aller gejeglihen Norm und bei 
dem Umjtande, daß man nicht bloß gegen einzelne Perſonen, 
fondern gegen ganze Korporationen, Regierungen, Große Räthe 
u. ſ. w. einfchreiten müßte. Ein folcher Unterfuch würde noch 
viel weniger zum Ziele führen ald der eben anhängige Hochver: 
rathsprozeß in Bern. Auch zeige die Gefchichte, daß alle bürger- 
lichen Unruhen in der Schweiz, ſelbſt wenn heftiger Bürgerkrieg 
vorangegangen, mit gegenfeitiger Duldung und Wiederannäherung 
geendet haben. Endlich folle ſich die Tagfagung erinnern, daß fie 
jelbft, im Jahr 1831, dem Stande Bafel Amneftie empfohlen 
habe; fie fünne jest unmöglich von abweichenden Anfichten aus- 
gehen. Im Sinne diefes Votums handelte die Tagſatzung; fie 
gab den Berner Anträgen feine Folge, was einer VBerwerfung 
gleich fam. * Selbit die Drohung Berns, im Fall ablehnenden 


* Sie war einhellig, obne Baſel-Landſchaft; aber ſelbſt der Geſandte 
Die Schweiz 29 
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Befcheides die Gejandtjchaft zurüczurufen, blieb ohne Eindrud auf 
fie. So gab die Tagſatzung dem gefammten Schweizervolfe ein 
fichered Pfand ihres Rechtsfinnes, der Quelle aller Mäßigung und 
Befonnenheit; fie paarte Freifinnigfeit mit der Erfüllung der Ge 
bote edler Menschlichkeit. Später wurden Abyberg und Bifcher, die 
Kommandanten der Erpeditionen gegen Küßnacht und Bafel-Land- 
Ichaft, aus dem eidgenöfjifchen Generalftab entlaſſen. Politiſche 
Derfolgung fann hierin fein Unbefangener erbliden. Die Tag- 
fagung hatte gefunden, daß die Stellung jener Offiziere ald eid- 
genöſſiſche Oberſten ihnen kaum erlauben Fonnte, militärifche Auf: 
träge von Behörden zu übernehmen, welche die Tagfagung eben 
jo wenig als ihre Befchlüffe anerkennen wollten. 

Mittlerweile in den Kantonen der ehemaligen Sarner Kon— 
ferenz über den geforderten Wiedereintritt in die Tagfagung ge 
rathſchlagt wurde, beſprach und entſchied dieſe das endliche Schickſal 
des Kantons Baſel. Es konnte ſich um nichts Anderes mehr 
handeln als entweder um Totaltrennung aller dießſeits des 
Rheins gelegenen basleriſchen Gemeinden von der Stadt und 
dem übrigen Kantonsgebiet, oder um Wiedervereinigung aller 
Theile des Kantons unter neuer Verfaſſung, Rekonſtituirung. 
Die im Herbſt 1832 bewilligte und ſelbſt organiſirte partielle 
Trennung war unhaltbares Proviſorium geweſen. In einer Kom— 
miſſion ſowohl als im Schooße der Tagſatzung machte der Ge— 
ſandte von St. Gallen einen letzten Verſuch zur Abwehr der 
bleibenden Trennung mittelft der gleichen Mittel, wie ſolche im 
Kanton Schwyz bereits in befriedigende Anwendung gefommen. 
Ihn belebte der Gedanke, daß die Tagfagung, gleichviel durch 
weſſen Veranlaffung, einmal auf den Pfad militärifher Macht- 
entwidelung und Machtanwendung getrieben, folche jchlechterdings _ 
nicht zu etwas abjolut Verwerflichem, wie die Trennung eines 
Kantons es fei, eintreten laſſen follte. Der jetige Zuftand des 
Kantons Bafel, fagte er, ſei die Folge halber Maßregeln und 
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übelverſtandener Kantons- wie Volksſouveränetät. Die Großen 
Räthe wollten nicht ſprechen, wicht verfügen, weil fie Gewalt 
weder nach links noch nad) rechts anwenden wollten. Darum und 
nur darum ſei es zur Trennung gefommen. Dieſe ſelbſt aber 
babe nie wirkliche Ausführung erhalten, und jett fei bereits ein 
neuer faktifcher Zuftand vorhanden. Wolle und könne nun aber 
die Tagſatzung das Endliche nicht anders als auf dem Wege 
der Gewalt erzielen, fo fei es hohes Gebot der Staatöflugheit, 
die Gewalt nicht, wie es etwa früher gefchehen, im Intereſſe der 
Leidenſchaften oder der Vorurteile anzuwenden, jondern für dad 
Glück und die Kraft der Eidgenojfenichaft und die Wiederher— 
ftellung eined ganzen Kantons Bafel. Das Gegentheil heiße 
einen Grenzfanton, der mehrere Haupteingänge der Schweiz zu 
bewachen habe, einem Zuſtande von Entkräftung bloßgeben, die 
reiche, gewerbsthätige, wichtige Stadt, eine Pflegerin der Wiffen- 
ichaften, auf lange Zeit hinaus der neuen Schweiz entfremden. 
Das Recht zu jener Wiederherftellung fei eben fo gewiß vorhan- 
den ald dasjenige, dem Kanton Bafel, oder auch nur einem Theil 
desjelben, die Totaltrennung wider feinen Willen zu gebieten. 
Nur wenige Kantone äußerten fich beifüllig, den mehreren fchten 
es zu fpät zu fein für eine Wiedervereinigung der beiden Kantons— 
theile. Man wies auf das viele vergojfene Blut, auf die Kluft, 
die bereits Stadt und Land trenne; man ließ ſich hinreigen von 
den Leidenfchaften und vorgefaßten Meinungen des Tages, ſtatt 
vafchen und Fühnen Flug zu nehmen hoch über fie hinauf. Es 
fehlte an Muth, die Landichaft befchränfend auf das zu vermweifen, 
was fie urfprünglich ſelbſt verlangt hatte, auf die Rechtsgleichheit, 
jtatt ihr felbfiftändige Fantonale Stellung einzuräumen, die fie 
jest pochend in Form der Totaltrennung begehrte; man wollte 
ſich nicht erinnern, daß die einleitenden Trennungsbeichlüffe von 
1832 von der Tagfagung nur „unter dem feierlichen Borbehalt 
der Wiedervereinigung“, falls die Tagſatzung fie jpäter qutfinde, 
gefaßt worden. In ſolcher mindeſtens fchiwachen Stimmung wurde 
nun die Integrität ded Kantons, die in diefem Augenblide fieg: 
veih umd für bleibend hätte wiederhergeitellt werden können, ge 
29 * 
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opfert. In diefem Punkte, aber auch nur in diefem, bat die 
ſchweizeriſche Partei, welche den Anfprüchen von Bafel-Landichaft 
einfeitig huldigte, die Oberhand behalten. Am 26. Auguft trat 
das Dekret in Rechtsfraft und kam fofort auch in Bollziehung. 
Sein Hauptinhalt ift weſentlich in Uebereinftimmung mit jenem 
der proviforifchen Irennungsdefrete vom vorangegangenen Jahre. 
Der Kanton Bafel blieb, in feinem VBerhältnig zum Bund, ein 
einziger Staatöförper, wurde dagegen, in Bezug auf die öffent- 
liche Verwaltung, in zwei befondere Gemeinweſen getheilt. Die 
Wiedervereinigung wurde vorbehalten wie früher, jest aber nur 
noch für den Fall, dag beide Theile freiwillig eine folche eingehen 
ypürden. Baſel-Landſchaft wurde erweitert um Diejenigen Land— 
gemeinden dießfeits des Rheins, welche der Regierung treu ge 
blieben waren, die Stadt auf ihr eigen Gebiet und die wenigen 
auf dem rechten Nheinufer gelegenen Gemeinden befchräntt. Beide 
Theile erhielten die Anweiſung, fich eine eigene Berfaffung zu 
geben; für Bafel-Landfchaft blieb die fchon zur Ausführung ges 
fommene anerkannt, mit der VBorfchrift, daß fie auch in jenen 
Gemeinden eingeführt werden foll, die bisdahin zur Stadt gehört. 
Eine neue Konftituirung unter Mitwirkung aller Gemeinden 
fand die Tagſatzung überflüffig und zu nußlofen Weiterungen 
führend. Beide Landestheile erhielten Repräfentationgrecht mit 
halber Stimme an der Tagſatzung, mit jährlichem wechſelndem 
Vorſitz und unter der Befchränfung, daß die Standesftimme je- 
weilen nicht zähle, wenn nicht gleiche Stimmgebung im einzelnen 
Tall erfolge. Eine Kommiffion der Tagfagung hatte mit Aus- 
Ichüffen beider Theile deren. Geld- und Mannfchaftsfontingent 
augzumitteln, in der Weife jedoch, daß die Summe beider Kon- 
tingente an Geld und Mannfchaft derjenigen gleichfomme, die 
für den Kanton Baſel bisher feftgefegt war. Weiter wurde ver- 
ordnet, daß das gefammte Staatseigentbum ded Kantons, an 
Kapitalien, Gefällen, Gebäuden, Kriegsmaterial u. |. w., mit In— 
begriff der Kirchen, Schul- und Armenfonde, auf billigem Fuß 
unter beide Qandestheile zu vertheilen fei. Zu diefem Behuf waren 
legtere angewiefen, eigene Ausfchüffe fowohl ald zwei Theilungs- 
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fommiljarien für jeden Landestheil aus den Bürger anderer 
- Kantone zu erwählen, die vereint mit jenen das Liquidationd- 
und Theilungsgefchäft auszuführen hatten; was binnen vier Wo: 
hen nicht auf dem Wege gütlichen Einverſtändniſſes ausgetragen 
wird, darüber follen die vier Theilungskommifjarien ſchiedsrichter— 
lich abfprechen. Den Obmann wählen fie felbft vder, bei Spal- 
tung der Stimmen, die Tagſatzung. Die militärifche Belegung 
von BafelLandfchaft foll aufhören nah Einführung feiner Ver— 
faffung im Umfange des ganzen landfihaftlichen Gebietes, jene 
von Bafel-Stadttheil, nachdem es allen aus diefem Beſchluß 
hervorgehenden Verpflichtungen Genüge geleiftet und die Tag— 
jagung Sicherheit erhalten haben werde, daß Ruhe und Ordnung 
auch von Seite dieſes Landestheiles nicht weiter gefährdet jeien. 

Die Feſtſetzung des Geld- und Mannfchaftsfontingents war 
bald abgethanz ein Werk von weitem Belang und großer Schwie- 
vigfeit war die Iheilung des Staatövermögens. Bafel-Stadttheil 
bezeichnete als Theilungstommiljarien alt Bürgermeifter Herzog 
in Aarau und alt Bundespräfident Friedrih v. Tſcharner in 
Ehur, BafelLandichaft den Obergerichtspräfidenten Eder aus dem 
Kanton Thurgau und den Regierungsitatthalter Karl Schnell von 
Burgdorf. Drei diefer Männer waren bereit als eidgenöffifche 
Kommiffarien zur Zeit der frühern Interventionen in Amtsthätig— 
feit geweſen; alle waren als politische Freunde und Gönner des 
Landestheiles angefehen, der fie gewählt. Von gütlicher Verſtän— 
digung fonnte bei den fteigenden Anforderungen des fiegenden 
Theiles und bei der erprobten Zähigfeit der unterlegenen Partei 
nichts erwartet werden; es wurde daher mit Beförderung die 
nöthige Einleitung zum Schiedsgericht getroffen, Dr. Keller von 
Zürich zum Obmann gewählt. Auf diefen konnten fich die Thei- 
lungsfommiffarien um fo eher vereinigen, als im entgegengefeßten 
Fall vorausfichtlih die Wahl der Tagfakung auf den gleichen 
Rechtögelehrten gefallen wäre. Für Ausfcheidung der Theilungs- 
objefte nahm fich das Schiedsgericht meift die Volfszahl zum 
Maßſtab. Seine Verhandlungen zogen fich bis gegen Ende 1834 
in die Länge. | 
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Unmittelbar nach dem entfcheidenden Kampf vom 3. Auguſt 
hatte die Tagſatzung ihre Rommiffarien beauftragt, Bericht und 
Sutachten über Beranlaffung des Yandfriedensbruches zu erftatten. 
Die Aufgabe, fobald man felbit in die unfcheinbaren Anfänge 
zurüdgehen wollte, war nicht unſchwierig. Offenbar waren Die 
Reizungen gegenfeitig. Bafel-Stadt machte für fich den Umftand 
geltend, daß die Landichaft am 1. Auguft ihr Kontingent auf 
geboten habe; die Landſchaft hinmwieder wies auf die militärifche 
Thätigfeit, welche Bafel im Laufe Juli's zur Bewaffnung der 
obern Thäler entwidelt, und auf die Gefahr neuen Weberfalles, 
die unmittelbar nach dem Küßnachter Zug eine drohende gewor— 
den. Bafel-Stadt behauptete, daß Angriffe auf Diepflingen ge- 
jchehen, während Baſel-Land nur zur Grenzwehr eine Abtheilung 
Scharfihüsen nad Thürnen verlegt haben will, für die entjtan- 
denen Reibungen feine Regierung jedenfalls nicht als haftbar 
anfah. Die Kommifjarten machten eine Menge Erhebungen und 
hloffen aus ihrem Gefammtergebniß, daß die vereinzelten Bor- 
fälle vom 1. und 2. nur als polizeiwidrige Störungen anzufehen 
feien, fjomit für die Stadt Bafel weder Grund noch Recht vor- 
handen war, die Landfchaft mit gewaltiger Truppermacht feindlich 
zu überziehen. Ein ftarkes Gewicht erhielt diefe Anficht durdy den 
Umftand, daß das Basler Standeshaupt felbft die einzelnen Be- 
fehdungen an den beidfeitigen Grenzen als unerheblid erklärt, 
das Anzünden der Signale von Seite der Basler Kommandanten 
in der Nacht vom 1. auf den 2. Auguft mißbilligt und als übereilte 
Handlung bezeichnet, überhin für die Zukunft mehr Ruhe und 
Raltblütigfeit empfohlen habe. So fchloffen die Kommiljarien, 
daß der Randfriedensbruch der Regierung in Bafel zur Laft falle; 
nur erachtete der eine aus den dreien, daß die Regierung in Folge 
irrigen Berichtes von der Einnahme Diepflingens und des aber- 
maligen Signalbrennend in der zweiten Nacht zu dem Ausfall 
genöthigt war, indeß, nach ihrer Stellung, für die Uebereilung 
ihrer Untergebenen zu haften habe. Höher als die Parteipolemit 
in den öffentlichen Blättern und die Kommiffarien fahte ein be 
fonderer Kommiffionalbericht die Streitfrage auf. Das Verhältnis 
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von Bajel-Stadttheil zu Baſel-Landſchaft fei ein permanenter 
Kriegszuftand, ein wirklicher Landesfrieden alſo eigentlich nicht 
denkbar geweſen. Hiezu fomme eine ähnliche politifhe Stellung 
Baſels gegen die Gidgenofjenfchaft, die e8 im Grunde für alle 
daherigen Folgen haftbar mache, um fo gewiſſer dann auch für 
die neueſten Borfallenheiten. Diefe nun anlangend wurde auf 
den Grund der Alten gefagt: „daß die Vorfälle in Diepflingen . 
und Thürnen, wo weder bewaffnete Volksmaſſen fich gegenüber: 
ftanden, noch viel weniger die Behörden irgend einen Angriff 
angeordnet oder ‚geleitet hatten, weder zu Laften des einen noch 
des andern Theiles ald Landfriedensbruch angejehen werden fün- 
nen; daß die Bewaffnungen und Züge im Reigoldswyler und im 
Gelterfinder Thale ald eben fo viele offenfive Bewegungen der 
ftädtifchen Gemeinden unter Leitung der Basler Beamten und 
Dffiziere zum Borfchein gefommen feien; daß das Territorium 
Bafeld in Feiner Weife mehr gefährdet war ale ed dasjenige 
von Bafel-Landfchaft in allgemeiner Beziehung fein mochte; daß 
die Regierung von Bafel den Ausfall am 3. auf Borausfegungen 
unternommen bat, die fich nicht beftätigten, und aus Gründen, 
die feinedwegs einen folchen Schritt rechtfertigen fonnten; daß 
Bafel, felbft unter ganz andern Umftinden, wenn 3. DB. fein 
Gebiet wirklich bedroht gemwejen wäre, der Mittel genug gehabt 
hätte, dasfelbe in Schuß zu nehmen, ohne zu dem verzweifelten 
und verwerflichen Kriegszug feine Zuflucht zu nehmen, indem «8 
namentlich entweder an die Tagſatzung refurriren konnte, oder 
doch binnen zwei Tagen an der angeordneten Konferenz feine ges 
gründeten oder ungegründeten Klagen, gewiß nicht ohne Erfolg, 
hätte anbringen können; daß endlich die Thatfachen, welche dem 
Gutachten des Kommiſſariats zum Grunde liegen, von allen drei 
Gliedern desfelben gemeinfchaftlich erhoben und einhellig anerfannt 
find, und daß felbit in dem Falle, wenn der Kriegszug nicht ale 
Ausführung eines allgemein vorbedachten Angriffs gegen die 
Landichaft, fondern bloß als Folge irriger Berichte angefehen 
werden wollte, das Faktum des Landsfriedensbruches, wenigſtens 
mittelbar, auf dieſer Regierung baftet“. Der Befund war auc 
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in der Kommiſſion ein einhelliger, und ın der Tagſatzung geneh— 
migten ihn vierzehn Kantone. Grundanficht und Schlußfaffung 
find vom baslerifhen Standpunkte either vielfach angegriffen 
worden. Die bündigfte Erwiederung wäre die, daß der Rath felbft 
in feiner Mehrheit zuerft den angetragenen Kriegszug abgelehnt 
bat, und diefer erſt alsdann befchlojfen wurde, als ein Mitglied 
der Milttärfommiffion fich erhob und die Widerfprechenden dem 
Bolfe ald Verräther zu denunziren drohte; daß endlich, im Geifte 
jolchen Terrorismus, der Ausfall von jener Kommiffion vollführt 
wurde, noch bevor man fich von Lieftal her irgendwie verfichert 
hatte, daß dortige Landesbehörde wirklich beabfichtige, den Status: 
quo auf dem Wege der Gewalt zu verändern. 

Die Basler Zerwürfnijfe hatten mehr denn dritthalb Jahre 
lang Geld, Zeit und Geduld der Eidgenoffenfchaft in Anſpruch 
genommen. Die aufgeregte Maffe fchrie nach vollem Erfag; felbft 
Große Räthe hatten in diefem Sinne Aufträge gegeben. In der 
gleichen Kommiffion, von der eben die Rede gewefen, wie dann 
in der Tagſatzung ſelbſt, waltete billigere Meinung. Lebtere über: 
nahm zu Laſten der Eidgenoifenfchaft die Koften für alle Re 
präfentantenfendungen von 1831 bis 1833, dann die Hälfte der 
Dffupationsfoften vom September 1831 bis Ende Februars 
1832, leßtere in Anerkennung, daß die vom September 1831 
her datirenden Verwidelungen ihren Grund in Mißgriffen der 
Tagſatzung wie des Kantons Bafel hatten. Bon dann an wurde 
ein anderer Mapftab angelegt, da im einfeitigen Intereſſe der 
Stadt Bafel und in Mifachtung einer eidgenöffifchen Verwahrung 
von dortiger Regierung der eigenmächtige Trennungsbeichluß vom 
22. Februar 1832 ausgegangen; die Tagſatzung erachtete, daß 
die Militärfoften vom Frühjahr diefed Jahres, dann vollends 
auch jene vom Sommer und Herbit 1833, legtere als Folge des 
Landsfriedensbruches, der Stadt aufzuerlegen feien. Die Stadt 
hatte für richtige Abführung ihrer Schuld Sicherheit zu leiften, 
folhe übrigens binnen fürzefter Friſt zu tilgen. Gemäß diefer 
Bertheilung trug die Bundeskaſſe 259,256 YFıln., der Gefammt- 
fanton Baſel 208,636 Frkn., die Stadt Bafel 721,701 Frkn. 
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In diefen Summen find indeifen die Koften, die fich Baſel für 
die verftärfte Garnifon, für Befeftigung und amdere friegerifche 
- Rüftungen felbft auferlegt hat, und wovon ein Theil noch aus 
dem Bermögen des Geſammtkantons beftritten werden Fonnte, 
nicht inbegriffen. Der Große Rath Fontrahirte ein Staatsanleihen 
von einer Million Franken. Groß waren auch die Opfer, die 
das Volk von Baſel-Landſchaft für die Erringung jeiner Selbit- 
ftändigfeit gebracht hat, namhaft die Einbußen aller übrigen 
Kantone an Zeit und Geld. Der Frieden für Alle wurde nur 
um ſchweren Preis erfauft. Für den Brandichaden von Pratteln 
wurden die Behörden von Bafel um Erſatz belangt; die Tag- 
jagung wies die Anfprache an gütliche Verftändigung oder ſchieds— 
gerichtliche Erledigung; auf legterem Wege ward Bafel zu einer 
Entihädigung von 69,561 Frkn. verfällt. Bafel hatte zu Schuß 
und Trug vornehmlich auf die Standestruppe, eigentlich Stadt- 
garnifon, gebaut. Bei ihrer bloßen Entfernung aus dem Stadt- 
bann Eonnte e8 fein Bewenden nicht haben; die Herftellung ded 
Friedens zwifchen Stadt und Land gebot ihre gänzliche Auflöfung. 
Die Tagfagung beſchloß fie am 17. Auguft, wie fie auch auf 
gänzlihe Entlaffung der bafellandfchaftlihen Milizen bedacht war. 
Am Tage der Auflöfung der Garnifon waren noch 279 Unteroffiziere 
und Gemeine anwefend, 55 befanden ſich in den Spitälern, 58 
waren am 3. August gefallen *; früherer Effeftivbeftand alfo 392, 
mit den Offizieren ftarf über 400 Mann. Gefammte Mannichaft 
wurde für die volle Zeit ihres Engagement? ausbezahlt. Rafch 
ging die Einführung der Berfaffung von BafelLandfchaft in allen 
Gemeinden von ftatten; mit gleicher Befchleunigung fonftituirte 
fich der neue Halbfanton Bafel-Stadttheil. Am 4. Oftober begann 
die vorläufige Theilung des Krieggmateriald aus dem Zeughaufe; 
unter PBaradirung der eidgenöffifchen Truppen wurden 30 Stüde 


* Diefe Angabe ſteht nicht ganz in Mebereinftimmung mit dem weiter 
oben angegebenen Berluft der Stadtgarnifon. Wir entnehmen diefelbe den 
Berichten des eidgenöffifchen Kommiſſariats über die Auflöfung der Garnifen. 
Die auf Seite 437 enthaltene erfte Angabe von der Zahl der gefallenen 
Garnifongfoldaten enthoben wir den »fchweizerifchen Annalen«. " 


458 — 


groben Geſchützes auf die Landſchaft gefahren, und man erinnerte 
ſich jetzt, wie lebhaft ſolche Auftritte der Regierung von Baſel 
warnend vorausgeſagt wurden, falls ſie nicht einlenke zu kluger 
Abfindung mit der Eidgenoſſenſchaft. Die bleibende Theilung des 
Kriegsmaterials geſchah ſpäter auf den Grund ſchiedsgerichtlichen 
Spruches. Nachdem dann für die Guthaben der Bundeskaſſe 
verlangte Sicherheit gegeben war, zog die Tagſatzung Kommiſſarien 
und Truppen aus beiden Kantonstheilen zurück. Der letzte Reſt 
der eidgenöſſiſchen Beſatzung verließ die Stadt am 16. Oktober. 

Erfreulicher war der Ausgang der Dinge in Schwyz, obwohl 
die Vereinigung aller Landestheile zu einem politiſchen Ganzen 
unendlich mehr Schwierigkeiten bot als eine ſolche im Kanton 
Baſel zu überwinden gehabt hätte. Schwyz war nie ein einiger 
Kanton geweſen, ſondern eine Art Föderalſtaat, wovon ein Glied 
überwiegende Macht ausübte. Allein die Kommiſſarien und die 
Tagſatzung wirkten fo übereinſtimmend im Sinne der Wieder— 
vereinigung, daß der Kanton Schwyz fich felbit und der Eid— 
genoffenfchaft erhalten wurde, „während über den Kanton Bafel 
die Tagſatzung felbft das Urtheil der Vernichtung verhängte. Da- 
bei enthielt fich die Eidgenoffenfchaft gleichwohl aller unbefugten 
Einmifhung in die innern Verfaffungsfragen; fie begnügte fich, 
beharrlich die Aufftellung einer den Kanton als Ganzed wieder 
aufrichtenden Berfaffung zu verlangen, und ließ Truppen im 
Lande, bis fich die Zänfer verftändigt hatten. Dem von den Aus— 
fchüffen beider Randestheile entworfenen, dann von den Bezirks— 
gemeinden genehmigten Grundvertrage zufolge hätte die in Ge- 
mäßheit desfelben zu entwerfende Verfaſſung erſt Ende April 
1834 an die Abftimmung der Bezirksgemeinden gelangen follen. 
Die Tagſatzung fand hierin feine Sicherheit für die Reorgani- 
fation des Kantons und verordnete unverweilted Zufammentreten 
des Verfaffungsrathes, Vornahme und Ausführung feiner Arbeit 
und Gingabe der daraus hervorgehenden Verfaffung an die Tag- 
fagung zur Garantie. Ihr Wink wurde befolgt; als aber der 
Entwurf Ende Septembers zur Abftimmung an die Bezirfsgemein- 
den gelangte, erhoben ſich Schwierigkeiten wegen der befchlojfenen 
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Aufhebung der allgemeinen Landsgemeinde des Kantons; mehrere 
Bezirke wollten dieſe wiederhergeſtellt wiſſen, und die Geſammtheit 
der Erklärungen lautete ſo, daß der Verfaſſungsrath ſich zu dem 
Ausſpruche gezwungen ſah: es ſei die Verfaſſung als nicht an— 
genommen zu betrachten. Die Tagſatzung antwortete mit einem 
Beſchluß, der die verlangte Aufhebung der militäriſchen Okku— 
pation ablehnte; der Verfaſſungsrath aber legte nun die letzte 
Feile an den Entwurf und entſprach insbeſondere dem Begehren 
um Wiederherſtellung einer Kantonslandsgemeinde; ſämmtliche 
Bezirke, mit Ausnahme der March, nahmen den Entwurf ohne 
weitere Einſprache an. Die neugeſchaffene Kantonslandsgemeinde 
am Rothenthurm beſchwor die neue Verfaſſung und ſchritt zu den 
ihr überlaſſenen Wahlen (13. Oktober). Landammann wurde ein 
noch junger Mann, der ald Mitglied und Sekretär des Ber 
faſſungsrathes treffliche Dienfte geleiftet, Nazar v. Reding-Biberegg, 
die Hoffnung ded Landes für eine beifere Zukunft; Statthalter: 
Melchior Diethelm in Lachen, einer der thätigften Verfechter der 
Rechtsgleichheit für die äußern Bezirke; Joachim Schmid, der 
mehrjährige Führer der Oppofition gegen das alte Regiment in 
Schwyz, wegen einzelner Verfaffungsfragen in Zerwürfniß zu 
Männern feiner eigenen Partei gerathen, war beim Volk in Un- 
gnade gefallen. Nun wurde auch der Kanton Schwyz von den 
Truppen geräumt und dag eidgenöffifche Kommiffariat aufgehoben 
(14. Oktober). Am folgenden Tage jprach die Tagſatzung gegen 
das innere Land Schwyz, wegen Bruch des Landfriedend durch 
Befegung von Küßnacht, die Verpflichtung aus, die dadurch ver— 
anlaßten Offupationskoften an die Bundeskaſſe zurüczubezahlen. 
Die Verfügung über den Einzug wurde einer künftigen Bundes- 
verfammlung vorbehalten; das ließ bereits milde Anwendung des 
Beichluffed erwarten. So war die Tagſatzung ernſt und fireng 
gegenüber von Schwyz zum Zweck der Wiedervereinigung aller 
feiner Theile und zur Vermeidung einer bleibenden Spaltung 
desfelben in zwei Halbfantone, nachfichtig in Bezug auf den 
Koſtenpunkt; — ſchwach gegenüber von Bafel in Bezug auf die 
Trennung und den fie gebieterifch verlangenden Barteigeift, un— 
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erbittlich für Rüdzahlung der Koften und ſchnelle Eintreibung 
der betreffenden Summen. Solcher Ausgang dient weientlich als 
Mapftab, um das Urtheil der Nachwelt zu beftimmen. — Für 
Schwyz war nun der Grund fünftigen ruhigen und glüdlichen 
Beitandes gelegt: die vollefte politifhe Nechtsgleichheit aller Kan— 
tonsbürger und Gebietstheile war gefichert, alle Beherrichung der 
Ginen durch die Andern gehoben, die bürgerliche Gleichberechtigung 
der fogenannten neuen Landleute anerkannt, die Trennung der 
Gewalten, namentlich der richterlihen von der vollziehenden Ge— 
walt, vorgefchrieben und durchgeführt, alle Lebenslänglichkeit von 
Aemtern abagefchafft. Dem Bezirfe Schwyz blieb die Ehre und 
der Vortheil, dem Lande den Hauptort und den Berfammlunge- 
plas für die Kantonslandsgemeinde zu geben; diefe hinwieder 
war in ihren Befugniffen auf die Wahl der eriten Zandesbeamteten 
befchränft. Gingen nicht alle Hoffnungen in Erfüllung, die fih 
an diefen neuen Zuftand Fnüpften, ſo fällt die Schuld in Feiner 
Weiſe auf die Eidgenofjenfchaft zurüd, fondern auf den Mangel 
an Erfenntniß im Schwyzer Volke, daß ohne Gemeinfinn und 
ohne Opferfühigfeit fein Freiftaat blühen Fann. 

Die Gefandten der ehemaligen Sarner Stände rüdten allmälta 
in die Tagfagung ein; zuerjt jene von Schwyz, dann jene von 
Bafel-Stadt, diefe nach Erörterungen, die einen Perſonenwechſel 
in der Gefandtichaft veranlaßten, endlich jene von Unterwalden 
und Ur. Wallis, welcher Kanton feine Geſandtſchaft im Laufe 
des Juli zurücdgegogen hatte, ohne fie an den Konferenzen in 
Schwyz wirflihen Antheil nehmen zu laffen, hatte Fein beſſeres 
Recht ald die andern Ausgebliebenen; feine politifhen Schwan- 
fungen mußten nun ein Ende nehmen. Es ordnete belehrt auch 
feine Gefandtfchaft nach Zürich ab (2. September). Noch fehlte 
eine Abordnung von Neuenburg. Dort freute fich die republifant- 
fche Partei der neueften Greigniffe und fnüpfte Berechnungen an 
fie, deren Ergebniß ihren heißeften Wünfchen zu genügen fchien. 
Um fo unbequemer war die Stellung der Negierung. Die Nieder: 
lage. traf fie nicht weniger hart ald Baſel. Neuenburgs Rath: 
fehläge hatten als fehr weile gegolten und zum Entſtehen der 
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Gegentagfagung wefentlih beigetragen. Das jteigerte die Ver— 
antwortlichfeit der Negterung. Dazu gefellte ſich muthmaßlich die 
Beſorgniß, es möchte die neuenburgifche Doppelftellung nicht 
länger haltbar fein. Der gefeßgebende Rath befchloß, der Auf- 
forderung der Tagfagung nicht nachzufommen, fondern fich viel- 
mehr erneuert an den König um Einwilligung zur Trennung von 
der Eidgenofjenfchaft zu wenden und das Begehren durch eine 
perfönliche Abordnung nach Berlin zu unterftügen, ald deren Haupt 
Staatsrath v. Chambrier bezeichnet wurde; die Tagſatzung ſetzte 
er von dem Vorhaben ebenfalld durch einen eigenen Abgeordneten 
an den Vorort in Kenntniß. General v. Pfuel war furz vorher 
wieder in Neuenburg angelangt. Die Tagſatzung wies die Neuen- 
burger Grflärung als unftatthaft zurüd, befchloß wiederholte Auf 
forderung an diefen Stand, die Tagfagung gleich den übrigen zu 
beſchicken, und ordnete für den Fall dev Ablehnung die Beſetzung 
ded Kantons Neuenburg durch eidgenöffiiche Truppen auf den 
12. September an (3. gleichen Monats). Der königlich preußifche 
Gefchäftsträger reichte gegen das Beſchloſſene Proteftation ein, er: 
zielte jedoch nichts als die Erwiederung, daß die Tagſatzung über die 
Beziehungen Neuenburgs zur Eidgenoſſenſchaft, laut Vereinigungs— 
urkunde, nur mit der Regierung Neuenburgs zu verkehren habe. 
Schon lag die Proflamation der Tagſatzung an die Bewohner 
Neuenburgs für den Fall in Bereitfchaft, daß die eidgenöffiichen 
Truppen einzurüden gehabt hätten. Darin liest man neben Anz . 
derem: „Die Beſetzung gefchieht, um die Grundlage der Eriftenz 
des Bundes ſelbſt vor jeder Beeinträchtigung ſicher zu ftellen; 
denn wenn ein einziger Kanton das Necht hätte, fich der Erfüllung 
der Bundespflichten und der Abordnung von Gefandten an die 
Tagfagung zu entziehen, fo haben es alle, und die Eidgenofjen- 
Schaft ift aufgelöst.“ Eine andere Stelle follte vor irriger Auf- 
faffung des Okkupationsbeſchluſſes warnen. Die republifanifche 
Bartei erwartete günftiges Einfchreiten in ihrem Sinne Das 
jtand indeffen den Abfichten der Tagfagung fern. Sie wollte mehr 
nicht, als jeden Kanton an die von ihm einzunehmende Stellung 
weifen. Die Befegung Neuenburgs konnte glüdlicher Weife unter: 
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bleiben. Schon hatten fich, während Kuriere von Kabinet zu 
Kabinet flogen, die eidgendffifchen Schaaren, 6000 Mann ftarf, 
aus den Kantonen Bafel und Schwyz, von woher fie detafchirt 
wurden, gegen die neuenburgifche Grenze in Bewegung gefet; 
Dufour follte fie befehligen und hatte zu diefem Ende fein Haupt- 
quartier nach Bern verlegt. Alle Anftalten zum Ginmarfh auf 
den vorgefchriebenen Tag waren getroffen. Der gefeggebende Rath 
unterwarf fich endlich. Am 10. September rückten auch feine Ge 
jandten in die Tagfagung ein. Die Truppen wurden entlaffen. 
Während diefen Borgängen bemühten fich die Republifaner in 
Neuenburg, den Verwendungen ihrer Gegner in Berlin das Gleich 
gewicht zu halten; in einer an den König gerichteten Petition, 
welche die Unterfchriften von 3578 Wählern erhielt, wurde der 
Monarch um Abweifung des Trennungsgefuches ‘gebeten. Auch 
nad; Zürich fandten fie angefehene Männer ab, dem Präfidenten 
und den übrigen Mitgliedern der Tagſatzung von den in einem 
zahlreichen Theile der Neuenburger Bevölkerung wältenden Ge 
finnungen empfehlend Kenntnig zu geben. Das Gleiche gefchah 
petitionsweife. Die voyaliftifhe Abordnung kam unverrichteter 
Dinge von Berlin zurüd. 

Es wurde oben dargeftellt, wie die Tagſatzung mancherlei 
Reizungen zu politifcher Verfolgung mannhaft überwunden; fie 
hat ſich aber auch möglicher Willfürhandlung in Hinficht auf die 
Bundesgeftaltung freiwillig begeben. Eine Militärmacht von 
20,000 Mann fand fih im Dienfte, vom beften Geifte befeelt, 
bereit, jeglichem Befehle der Tagſatzung nachzukommen. Wo man 
jene Schaaren gefunden, da hätte noch eben fo viele Mannjchaft 
aufgeboten werden können; auch diefe wäre rüftig ind Feld ge 
zogen. Die öffentliche Meinung, früher unftät und mißtrauiſch, 
der Tagfagung ob ihrer wirklichen oder angeblichen Schwäche 
fonft wenig geneigt, hatte, freudig überrafcht, ich ihr mit Enthu- 
ſiasmus zugewendet. Glänzende, unerwartete Erfolge brachten ihr 
vollends den Siegerkranz ein. Was Fonnte fie hindern, unmittel 
bar die Art an den Baum zu legen, den Bundesvertrag von 
1815 durch eine improvifirte neue Bundesverfaffung zu erſetzen, 
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dadurch das Werk der Umgejtaltung fchweizerifcher Staatsordnung 
mit ein paar kühnen Federzügen zu vollenden? Die Tagfagung 
verzichtete, weil fie Fein Recht dazu hatte, und blieb bei dem, 
was die abjolute Nothwendigkeit für Herftellung innerer Ordnung 
und Einheit nad Maßgabe des Bundesvertrages erforderte; was 
weiter ging, das follte auch ferner Gegenftand der freieften Gr- 
örterung unter allen Bundesgliedern fein. Der Sinn für Ge 
jeglichfeit überherrfchte die ganze Handlungsweife der oberften 
Bundesbehörde. Trogler aber ſah darin nur einen neuen Verrath, 
an der Nation verübt. 

Das Bundesprojeft lag darnieder in Folge der Quzerner Ab- 
ffimmung. Das fühlte Jeder. Doc wurde zu veglementarifcher 
Berathung und ſelbſt zu einer Kommiffionalbegutachtung gefihrit- 
ten. Die Gefandten meldeten theilweife, was ihre Kantone hatten 
thun wollen, geftanden aber allgemein das Bedürfniß, daß erft 
neue Willensäußerung der Stände eingeholt werde. Luzern ſchien 
nicht entmutbiget, und Bern trug den Kopf höher als font, 
nannte jenen Bundesentwurf ein todtgebovenes Kind, fprach der 
Tagſatzung den Beruf für meitere Revifionsverfuche ab und ver- 
deutete, das Volk werde fich felbit zu helfen wilfen. Die Urfantone 
verfäumten den Augenblid zu Elugem Einlenken, mit dem fie fich, 
ohne erhebliche Opfer, hätten Freunde gewinnen fünnen. Das 
Derlangen von Waadt nach Einberufung einer außerordentlichen 
Tagſatzung zur Yortfegung der Nevifionsarbeit. fand feinen An— 
flang. Der Abſchluß lautete: für einmal weitere Einläßlichfeit 
zu meiden und den Kantonen den Gegenftand zu neuer Ueber 
legung zu empfehlen (10. Dftober). 

Mit Ausnahme des franzöfifchen Botfchafters hatte fich das 
diplomatifhe Korps von dießjährigen Tagfagungen ferngehalten; 
Gefinnungen und Abfichten der Mächte haben wir aus den Pa- 
vifer Unterredungen fennen gelernt. Im Widerfpruch mit dem 
Rathe des Stellvertreterd Eöniglicher Majeftät von Frankreich be— 
ehrten die Geſandten von Defterreich, Rußland, Preußen, Bayern 
und Sardinien am 6. Auguft den Amtsbürgermeifter Heß, Präfi- 
denten der Tagfapung, mit einem Beſuch, um gegen dad unge: 
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wohnt raſche Vorgehen der Bundesverſammlung wohlgemeinte 
Vorſtellungen zu machen, zugleich auch Aufſchluß über deſſen 
Tragweite zu vernehmen *. Es hätten dieſelben, eröffneten ſie, 
mit Vergnügen geſehen, wenn gegen Baſel keine Gewalt ange— 
wendet, überhaupt der Weg der Unterhandlung nicht verlaſſen 
worden wäre. Sie witterten längſt überdachte und zurechtgelegte 
Plane und wußten nicht, wie weit die Stände der Mehrheit von 
ſolchen entfernt, wie planlos dieſe ihre vermeinten Plane waren. 
Heß verwies auf die der Tagſatzung durch die Noth abgedrungenen 
Bundesbeſchlüſſe, auf die längſt bewieſene Milde, Geduld, Nachſicht; 
er widerlegte die irrthümliche Vorausſetzung von abgekartetem Weſen 
und fügte übrigens bei, daß, wenn Vorwürfe oder Beſchwerden 
angebracht werden ſollten, die Geſandten ſich an die Tagſatzung 
ſelbſt zu wenden hätten. Es geſchah nicht. Von Paris und Wien 
her wurde die Schweiz ganz unbehelligt gelaſſen. Die ſchweizeri— 
ſchen Geſchäftsträger in beiden Hauptſtädten hatten noch vor 
dem Küßnachter Ereigniß vom Vororte ſich Sommerurlaub er⸗ 
beten und erhalten; namentlich kam v. Tſchann auf ſeinen Poſten 
nach Paris erſt zurück, nachdem die Waffen die politiſchen Streit- 
fragen der Eidgenoffenfchaft entfchieden hatten. Die „vollendeten 
TIhatfachen“ bethätigten wie gewohnt ihre Wunderfraft. Keine Rede 
mehr vom Wiener Memorandum oder von ähnlichen Operationd- 
planen. Ja Beifall fogar hatte der Gefchäftsträger in Paris an 
den Borort zu berichten. Herzog v. Broglie belobte die Fluge 
Feſtigkeit der Tagfabung, verficherte, die Diplomatie der nordifchen 
Mächte hätte die Sache fatt und werde fich nicht fo bald wieder 
in die ſchweizeriſchen Angelegenheiten mifchen. Beiläufig wurde 
in den Parifer Salons auch laut, die reaftionäre Partei habe 
höchſt einfältig gehandelt und fei in die Falle gegangen **, indem 
fie Schilderhebungen auf einzelnen Punkten zugab, dadurch in 


* hnen folgte fpäter auch der Gefandte ded Königs beider Sizilien. 

** Das war nicht möglich, eine Falle nicht gelegt; Jaber jeder Theil 
war auf eine Sandbanf von Berlegenheiten aufgefahren, jo daß ihn nur die 
Fehler des andern wieder flott machen konnten. 
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die Stellung des Angreifer, alfo desjenigen gerieth, der im Un: 
vecht feiz wollte fie diefen Weg einfihlagen, fo hätte fie auch des 
Grfolges ficher fein follen. Der Herzog v. Broglie gab auch fein 
vollftes Mißfallen über das durch die Neuenburger Regierung 
feit zwei Jahren eingehaltene Verfahren zu erfennen; ihre noch 
in der jüngjten Zeit fortgejeßten Umtriebe ſeien Urfache der un- 
glüdlichiten Schwierigkeiten gewefen. Doc hätte er gerne gejehen, 
wenn die Tagfagung ihrem Beſchluß für Beſetzung Neuenburgs 
feine Folge gegeben oder denfelben wenigſtens eingeftellt haben 
würde; in diefem Sinne hatte das franzöfifche Kabinet feinen 
Repräfentanten in Berlin und in der Schweiz Aufträge gegeben, 
in der Hoffnung, Preußen felbjt werde der Neuenburger Regie: 
tung jeden meitern Widerjtand abrathen. So widerlegte fich die 
feinerzeit verbreitete verleumderifche Mähre, die Kommiffion der 
Zagfagung habe bei ihrem Vorſchlag zur Befegung Neuenburgs 
nur nach franzöſiſchen Eingebungen gehandelt. In Berlin dachte 
man anfinglich über das Verhalten Neuenburgs abweichend; was . 
dortige Regierung bis Mitte Auguſt gethan, belobte der Minifter 
Ancillon (28. Auguft). Später (im Oftober), ald von Bern her das 
. ganz irrige Gerücht fich verbreitete, daß fich einzelne Diplomaten doch 
noch mit einer Konferenz wegen der Schweizer Fragen fchmeichelten, 
erklärte der Herzog v. Broglie: fertdem die Tagſatzung fich felbft 
Achtung verfhafft und die Nachbarn über den Befib eigener 
Mittel fowohl zur Handhabung der Ruhe im Innern als zur 
Behauptung der Unabhängigkeit nach außen vollfommen beruhigt 
habe, fei im diplomatifchen Korps zu Paris allmälig das Gerede 
über die Schweizer Sachen 'verftummt. In gleicher Weife fprach fich 
der brittifche Botfchafter dafelbft aus. 

Achnliche Berichte erhielt der Vorort aus Wien. Fürft v. Met- 
ternich befand fih im Auguft in Böhmen. Freiherr v. Effinger 
war daher außer perfünlichen Verkehr mit ihm geftellt, auch wenn 
er feinen Urlaub unmittelbar benugt hätte. Am 18. September 
erließ der Vorort nach Wien und Pari eine motivirte Darftellung 
der von der Tagfasung getroffenen Maßregeln; Fürſt Metternich, 
ohne Zweifel wenig erbaut über die Einfälle und Ausfälle von 
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Schwyz und Bafel, beantwortete die Schrift mit einem Empfang- 
fhein einfachjter Art, ohne ſich mit einer Sylbe über den Ausgang 
der ſchweizeriſchen Angelegenheiten zu äußern. Gleiches beharrliches 
Stilljhmweigen vom gefummten PBerfonal der öfterreichifchen Staats— 
fanzlei. Die militärischen Anordnungen Defterreichs in Vorarlberg 
und Tyrol waren in den Tagen der Entfcheidung auf einem Fuße 
geblieben, der fo wenig als ihr Beitand vom Juni irgend welche 
Beforgnifje hätte rechtfertigen können. 

Eine Tagfasung wie diefe konnte nicht fruchtbringend fein 
für adminiftrative innere Beftrebungen, für dad, was man ger 
wöhnlih die Werke des Friedens nennt. Bor dem Küfnachter 
Zug fand fie fi gelähmt durch die politiihe Spaltung, nach 
demfelben ganz in Anfpruch genommen für die ihr plöglich zur 
Löfung anheimgefallene politifche Aufgabe. Die fo oft befprochenen 
Verbeſſerungen im Zollwefen und bezügliche Konkordate blieben 
auf unbeftimmte Zeit vertagt; Zollrevifor Zellweger aus Trogen 
erhielt nach langjährigen mühevollen Dienften die gewünfchte Ent- 
laffung; eine Anregung von St. Gallen, in Betracht der zu— 
nehmenden Ausdehnung des preußijchen Zollſyſtems und der im 
Werke begriffenen Erweiterung ded daherigen Staatenvereind bis 
an die deutſch-ſchweizeriſche Grenze gründlichen Unterfuch zu pflegen 
über die iwahrfceinlichen Folgen dieſer Beftrebungen und Die 
Mittel, ihnen im Intereſſe des ſchweizeriſchen Gewerbsfleißes und 
Handels wirkfam zu begegnen, hatte feinen Erfolg, weil manche 
einzelne Stände ungelegenen Abſchluß von Handelöverträgen oder 
dann Retorfionsmapnahmen hinter dem Antrag witterten, wefent- 
lich aber befonders deßhalb, weil alle Neigung zu thätigem Ein- 
ſchreiten fehlte, fobald es nicht politifhe Fragen galt, und bei 
dem waltenden Inſtruktionsweſen immer und immer die Stimmen 
der Stände nicht bloß über Hauptfragen, fondern auch über bloße 
formelle Nebendinge zerfielen. — Die Frage der Deffentlichkeit 
der Sitzungen für das Publiftum blieb auch an diefer Tagſatzung 
ungelöst, wenn auch von einer Anzahl Stände in bejahendem 
Sinne empfohlen. Mouſſon, Staatsfchreiber der Eidgenoffenfchaft, 
mit der Handlungsmeife feiner Obern unmittelbar nad dem 
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Küßnachter Zuge nicht einverſtanden, verlangte und erhielt die 
Entlaſſung; als Nachfolger trat Auguſt v. Gonzenbach, damals 
zweiter Geſandter von St. Gallen, in das Amt ein. Für die 
Eidgenoſſenſchaft wurde endlich eine alte Nationalſchuld an Jo— 
hann Konrad Eſcher, den Entſumpfer des Linthgebietes, abge— 
tragen: ihm wurde das ſchon im Jahr 1823 beſchloſſene Denk— 
mal errichtet, feiner Familie die Danfurfunde und Medaille aus: 
gehändigt. Dazu hatten bis 1831 weder der Vorort Zürich, noch 
jeine Mitvororte Bern und Luzern Zeit gefunden. 

Große Noth herrſchte wegen der Polen. Roſſi war länger in 
Paris geblieben als man gerne gefehen. Für die Polen, oder 
vielmehr gegen diefelben, erhielt er nichts als die Berficherung 
Frankreichs, daß feine Regierung geneigt fer, allfällige Unter- 
bandlungen mit den Rheinuferftaaten für freien Durchmarfch der 
Flüchtlinge nad den Niederlanden zu unterftügen, fodann die 
‚Koften der Ueberfahrt aus einem niederländifchen Hafen nad. 
England oder nach Amerika zu übernehmen. Roſſi wurde nun 
zurücberufen; er erftattete Schlußbericht an den Vorort, mied die 
Zagjagung, da er früher jchon die wiederholte Ernennung zum 
zweiten Gefandten von Genf abgelehnt, Fehrte nach Paris zurüd, 
wo ihm hohe Gönnerfchaft eine Lehrſtelle der Nationalöfonomie 
am Collöge de France verſchaffte, und ſchloß feine Laufbahn in 
der Schweiz mit gleichzeitiger Niederlegung feiner Aemter in Genf. 
Im Einverjtändnig mit dem Stande Bern ſandte nun der Vorort 
den alt Negierungsrath Anton v. Tillier nah Frankfurt a. M. 
(Anfangs August *) und nad dem Haag, um für den Durchmarjch 
der Polen durch die deutichen Bundesftanten nach Niederland 
und ihre Weiterfhaffung von dort nöthige Unterhandlung zu 
pflegen. Mittlerweile brachte Bern, deijen Landvolk die Flüchtlinge 
ungerne ſah, an der Tagſatzung jein Verlangen in Berathung, 
dag alles Bezüglihe von nun an als gemeineidgenöfjiiche An- 
gelegenheit erklärt werde. Dazu hatten indeß die Stände, wie 
früher jo auch jeßt, nur geringe Neigung; Bern erreichte jeinen 


* Die Ernennung datirt ſchon vom 30. Juni. Abſchied. 
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Zweck nicht, fondern bloß einen nichtöfagenden Befchluß, der den 
Vorort beauftragte, feine Unterhandlungen für Entfernung der 
Polen aus der Schweiz fortzufegen. Das hatte er fchon früher 
aus eigenem Antrieb gethan. So blieb die Laſt weſentlich dem 
Kanton Bern, wie er ed nicht anders verdiente, und der Befchluß 
feines Großen Rathes, daß er für den Unterhalt der Polen ferner 
nur ffalamäßige Beiträge bezahlen wolle, konnte nicht in Er— 
füllung geben. Aber mit der Lajt blieb für den Kanton und die 
Schweiz auch die Gefahr fernern Aufenthaltes jener Fremdlinge. 
Sie beharrten im Irrthum, daß die Gidgenofjenfchaft nicht bloß 
mit ihrem Unglück und jenem ihres einft großen und mächtigen 
Vaterlandes ſympathiſire, fondern auch mit ihrer Sucht, bei 
den politifchen Händeln Anderer voranzuftehen. In einer Eingabe 
an die Tagfakung vom 4. Auguft, unmittelbar nad) den ge 
fchilderten Greignijfen in Küßnacht- und Bafelland, boten fie der 
fchmweizerifchen Nation ihren dem Kampf für die Freiheit und 
Unabhängigkeit der Bölfer gewidmeten Dienfte an. Die Tagſatzung 
lehnte das Anfinnen mit Entfchiedenheit ab; fie wolle feine fremde 
Hülfe und unter allen Umftänden ihre Angelegenheiten felbft 
und durch eigene Mittel fchlichten. Um diefe Zeit wanderte Ra— 
morino, ein Piemontefe, der fpäter in Verbindung mit den Polen 
trat, von Lifabon her durch Pruntrut nach Genf. Vorangehend 
hatten nicht nur die in der Schweiz befindlichen Polen, wie fie 
jelbft fagten fünfhundert an der Zahl, für fih um fernere Dul- 
dung auf ihrem Boden nachgefucht, fondern auch von mehr denn 
vierhundert ihrer Landsleute in Frankreich erging gleiches Geſuch 
für jene an die Tagſatzung. Um diefelbe Zeit famen eine Anzahl 
italienifcher Flüchtlinge aus Mazzini'ſcher Schule mit franzöfifchen 
Päſſen nach Genf. Der Kanton führte Befchwerde und wies fie 
nach Frankreich zurück; in folhen Dingen gebricht es aber off 
an genügender Bollziehung. Das alles find Erfcheinungen, in 
denen man leichter in fpätern Jahren als gleichzeitig die Anzeichen 
fremder politifcher Plane erfennen fonnte. 

Nach rühmlich vollbrachtem Werke kehrten die Boten der Stände 
in Folge einer Schlußfaffung vom 16. Oftober, die jedoch bloße 
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Vertagung der Tagſatzung ausfprach, in ihre heimatlichen Kantone 
zurück. Im Laufe weniger Wochen hatte die Eidgenoffenfchaft eine 
ganz veränderte Geftalt gewonnen; der Kampf der Parteien hatte 
endlich feinen entjcheidenden Ausgang gefunden ; mit diefem mußten 
auch die Umtriebe aufhören, die fich auf den Beſtand einer un- 
feligen Spaltung fußten und unermüdlich am Frieden, am Glüd, 
am gefunden Verftand, ja am Gewiſſen der fehmweizerifchen Bölfer- 
haften herumgeriffen hatten. War e8 früher zweifelhaft, ob die 
in der Mehrzahl der Kantone feit 1830 gegründete neue Ordnung 
Beitand haben Fünne, oder ob fie einer glücklichen Verbindung 
vereinter Kräfte jener ſchweizeriſchen Minderheit, die wir in Schwyz 
ihre Kleine Tagfagung halten fahen, und der Unzufriedenheit aller 
Klaſſen in den übrigen Kantonen weichen folle: fo war jeßt diefe 
Frage ein für alle Mal befeitiget. Der Sieg war entfchieden 
für die Demokratie auf die Grundlage der Nechtsgleichheit aller 
Bürgerklaſſen in jeglichen Kanton, fo wie ihrer Zandestheile; für 
die neuen Demofratieen der Schweiz war ein Zuftand errungen, 
deſſen Entftehen, Aus- und Durchbildung die alten nie hätten be 
fämpfen follen. Mit diefem neuen Zuftand war aber auch die 
Nothwendigkeit verbunden, daß er felbft in denjenigen Kantonen 
zur Geltung fomme, wo bis dahin, wie in Wallis, örtliche Bor- 
vechte ein freies Aufblühen des Gemeinwefens gehindert hatten. 
Der moralifhe Einfluß ift in politifhen Dingen unaufhaltfam. 

So erhebend der Anblick der alfo verjüngten Eidgenoffenfchaft 
nad innen, jo befriedigend war ihre Stellung gegen außen ge 
worden. Hunderte gejchäftiger und befangener Federn inländifcher 
und ausländifcher Herkunft hatten feit Jahren ihren moralifchen 
und politifchen Untergang, felbit ihre bevorftehende Streichung 
aus der Reihe der felbitjtändigen Staaten, im günftigften Falle 
die Zurücführung ihrer innern freien Bewegung auf ein von den 
Großmächten zu beftimmendes Map fehadenfroh oder ängſtlich 
warnend vorausgefündet: die „fremde Intervention“ war "dag 
Schlagwort, mit dem jeder gedanfenarme Redner in den Großen 
Räthen um fich warf, und diefe ſelbſt Tiefen fih nur zu häufig 
von dem Popanze ſchrecken. Der Glaube an folchen Retter von 
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außen bat manche tüchtige Kraft grollend von unmittelbarer Ber 
thätigung für das Gemeinwesen ferngehalten, von Monat zu Monat 
die friedliche Berftändigung unter den Gidgenofjen erfchwert. Der 
glückliche Schwung, der die oberfte Bundesbehörde vom 1. Auguft 
1833 hinweg belebte, die. Kraft und Umſicht, mit der in ununterbroche- 
nem Einklang mit ihrem Präfidenten mehrere ihrer einflußreichern 
Mitglieder die Ereigniſſe zugleich leiteten und benusten, das freund- 
liche Verſtändniß, das unter der Mehrzahl der Kantone auch durch 
tägliche Berlegenheiten hindurch gepflegt und behauptet wurde, 
die Entichloffenheit, mit der diefe Mehrheit alle Glieder der Eid- 
genofjenfchaft unter dad eine Bundesbanner zurüdzubringen und 
jene Spaltung zu heben wußte, durch welche fremde Rathgeber 
ihren Weg zu gefchäftiger Einmifchung zu finden wähnten: machte 
allen Beforgniffen, Wünſchen und Planen, die fih an ſolche Be- 
thätigung des Auslandes fnüpften, wie man hoffen durfte, ein 
für alle Mal ein Ende. Bon Stund an wurde die Schweiz wie— 
der mit Achtung genannt, und der höchfte Beweis diefer Achtung 
von Seite der Mächte lag in der theils ſtillſchweigenden, theils 
ausdrüclichen Anerfennung ihrer neuen Lage. 

So erfreulich diefe Erfolge, fo betrübend war ein Rüdblid auf 
die Grlebniffe vergangener Sabre und auf die Opfer, welche jene 
erheifchten. Die Schweizer hatten gegenfeitig viele Blößen gegeben, 
fich mehr Schlimmes als Gutes zugetraut, mehr Arglift als Wohl- 
wollen und freundichaftliches Entgegenfommen unter einander be— 
währt. In der Bafeler Angelegenheit ftieg die Leidenfchaftlichkeit 
von beiden Seiten ins Unglaubliche, und jeder Theil hielt es für 
nüglicher und ehrenhafter, auf eilf Mißgriffe den zwölften folgen 
zu laſſen, ald einen einzigen durch Flügere Handlungsweiſe einzu- 
geftehen und wieder gut zu machen So drängte ſich Bafel in die 
traurige Lage, fi) vor den Augen der Gidgenofjenfchaft felbft zu 
zerreigen, dieſe aber ließ fich auf den gefahrvollen Ausweg trei- 
ben, den vielfach verichlungenen Knoten nur durch Anwendung 
von Waffengemwalt löfen zu können. 

Gigenthümlih war die Lage der Schweiz am Schluß diefes 
- Zeitabfehnittes in Bezug anf die Bundesfrage. Sie hatte fich ent- 
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zweit theilweife wegen bejorgter Bundesummwälzung. Aber jelbit 
die vorgefchlagene befcheidene Reviſion fcheiterte und die Macht— 
entwickelung, die dieſes Buch erzählt, gefchah auf den Grund und für 
Aufrechthaltung des vielfach als loder und unzulänglich geſchil— 
derten Bundesvertraged von 1815. Viele hielten ihn deßwegen für 
unübertrefflich. Mit einiger Aufrichtigfeit hätten fie aber doch zus 
geben müfjen, daß im Auguft und September 1833 die Difta- 
tur waltete, nicht der Bundeövertrag, wie ihn feine Schöpfer ver: 
ftanden hatten. Das PVerdienft jener Diktatur aber ift, daß fie 
feinen Schritt weiter ging, als fchlechterdingd für die Nettung 
der Eidgenojjenfchaft nothwendig war. Darum Fam jener Bundes- 
vertrag wieder zu Ehren, nicht feiner innern Vorzüge wegen. 


Fünfzehnter Abfchnitt. 


Die preußifche Herrichaft in Neuenburg und ihre Beziehungen zur Schweiz. 
Briefwechfel zwifchen dem Minifterium und dem Staatdrath über die Neuen: 
burger und Schweizer Angelegenheiten. Zaudern des Königs in Bezug auf 
die Trennungsdfrage. Neuenburgs Nothruf während der Krifid von 1833. 
(1831 bid Ende 1833.) 


Borangegangene Abfchnitte erzählten, wie die preußifche Herr- 
fchaft in Neuenburg angegriffen worden und wie fie fich erhalten 
hat; fie gaben Andeutung von den Verflechtungen, welche für 
die Gidgenofjenfchaft aud dem Doppelverhältniffe Neuenburgs er— 
> wuchfen. Es liegt in der Aufgabe diefer Bogen, über lettere 
namentlich volljtändigere geichichtliche Aufichlüffe zu geben. 

In die Regierung des Fürftenthums theilten ſich der König, 
fein Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, der Statthalter 
des Königs (Gouverneur), der Staatsrath in Neuenburg, der 
preußische Gefandte in der Schweiz. Ohne die Zuftimmung des 
Königs konnte feine wichtige Entſcheidung gefaßt werden; die 
Geſetze gingen von ihm aus. Die Landitände * waren, wenn 
auch nicht mehr wie im vorigen Jahrhundert das Mittelglied 
zwischen dem Fürſten und den Korporationen ded Landes, Doch 


* Audiences generales. 
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dieſer Zuſammenſetzung möglichſt analog gebildet; der an ihre 
Stelle getretene geſetzgebende Rath wurde das Mittelglied zwi— 
ſchen der Geſammtbevölkerung und dem Fürſten. Sein Ein— 
fluß auf die geſetzlichen Entſcheide wurde größer als jener der 
Landſtände geweſen. Die Regierung aber blieb in ihrer Weſenheit 
in denſelben Händen. Im gewöhnlichen Verhältniß war der 
Gouverneur nichts Anderes als der Präſident des Staatsrathes; 
er unterzeichnete die von dieſem ausgehenden Akten. Unter den 
beiden letzten Königen weilte der Gouverneur nur ausnahmsweiſe 
in Neuenburg. Einer der legten Statthalter, Generallieutenant 
v. Zaſtrow, war eben geftorben, als die Julitage von Paris neue 
Erſchütterungen der europäifchen Welt verfündeten. Die Stelle 
blieb längere Zeit unbefest, namentlih im Winter von 1830 
auf 1831. Der Gouverneur hatte feinen Sitz und Hofhalt im 
fürftlichen Schloffe zu Neuenburg; dieß erhielt und belebte Die 
höhere ariftofratifche Sitte, trug auch bei zu Sicherung feines 
Einfluffes. Ueberwiegend wurde derjelbe doch nicht immer geltend 
gemacht; man hat gegentheild Beifpiele, daß der Gouverneur 
im Widerfpruche ftand zu den Mitgliedern des Staatsrathes und 
fihh der Meinung feiner Mehrheit unterwarf. In ftillen Zeiten 
war die Stelle mehr ein Ruhamt ald ein Amt von hohem Ge— 
wicht und eingreifender Thätigfeitz; jie war das entiprechende 
Mittel, irgend einem Generaloffizier ded Königs eine anfehnliche 
Gehaltsausrundung zu verfchaffen. In außerordentlicher Zeit 
dagegen gewann das Ant eined Gouverneurs von Neuenburg 
die Bedeutung eined außerordentlichen Gefandten bei der Eid- 
genofjenichaft. Die höhern Beziehungen geftalteten ſich dann in 
folgender Weife. Der wirklihe Gefandte des Königs bei der 
Schweiz erhielt vom Hofe feine Inftruftionen und brachte fie dem 
Gouverneur vertraulich zur Kenntniß. Beide verftindigten fi 
fodann über Umfang und Ziel der Thätigfeit, die jeder in feinem 
Kreife zu entwideln habe. War dieß gefchehen, fo trat der könig— 
liche Gefandte in den Hintergrund, fo weit die Neuenburger Fragen 
betroffen waren; der Gouverneur that das Gleiche in Bezug auf 
die allgemeinen völferrechtlichen Beziehungen der Schweiz zum 
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Ausland und umgekehrt. Der Gefandte (in feiner Abwefenheit 
der Gefchäftsträger) nahm gegenüber der Bundesbehörde den 
Ton völliger Unbefangenheit an; er verbarg die jeweilige befon- 
dere Aufgabe feiner Sendung und gab ſich den Anfchein, ala ob 
er fehlechterdingd nur im Einverftändniß mit den Stellvertretern 
anderer Höfe, aus dem europäifchen, nicht aber aus dem eigen- 
thümlichen preußifchen Standpunkte handle. Gr unterhielt in der 
Regel amtliche Beziehungen nur zum Vororte und feßte fich gegen- 
über Neuenburg äußerlich in die gleiche Stellung wie gegenüber 
den andern Kantonen. Allein durch feinen vertrauten Briefwechfel 
mit dem Gouverneur, Präfidenten des Staatsrathes, war er es, 
der die Wahl der Abgeordneten an die Tagſatzung und ihre Ins 
ftruftionen bejtimmte, der unter der Hand ihre Stimmgebung 
leitete und, durch das Mittel der neuenburgifchen Abgeordneten, 
auch Einfluß übte auf die zugänglichen Abgeordneten der übrigen 
Kantone. Der preußifche Gefandte war demnach das ordentliche, 
der Gouverneur dad außerordentliche Organ feined Hofes in 
Schweizer Angelegenheiten. Hier und da machten die Gefchäfte 
wohl auch den umgefehrten Weg und wurden von Neuenburg 
aus in eine gewiſſe Richtung getrieben. Solcher Einfluß von 
unten nach oben hing von den jeweiligen Perſönlichkeiten ab. 
In einzelnen Fällen mußte er fih auch eine Schlappe gefallen; 
laffen. Alle diefe Verhältniffe und Mipverhältniffe waren eine 
natürliche Folge der neuenburgifchen Doppelitellung; man kann 
fie im Grunde Niemandem zum Borwurf machen, ald denen, die 
legtere gefchaffen. Die neuenburgifche Regierung war den Schwei— 
zern befreundet, aber unterthan einem Könige; die Waagfchale 
mußte nothwendig zu Gunften des legtern finfen. Wie die mechfel- 
jeitigen Beziehungen bei den jeweiligen wichtigften Ereigniffen zu 
Tage traten, Davon gefchieht nügliche Meldung in folgenden Blättern. 

Die Anfänge der Neuenburger Unruhen reichen zurüd bis 
in die erſten Monate von 1831. Wie anderdivo wurde die Re— 
form zum Tagesgefpräch. Als die Regierung von Bern gefallen, 
hielt man auch die Befreiung von Neuenburg von den alten 
Zuftänden für möglich. Die Preife fing ihr Spiel an. Im neuen- 


— 474 — 


burgiſchen Volke regten ſich Anſprüche auf vielſeitige Neuerungen, 
die gewöhnlichen Vorboten gänzlicher Umwälzung. Das ſah die 
»Bürgerſchaft von Neuenburg“, eine der privilegirten Korporatio— 
nen des Staated. Sie gedachte den Strom aufzuhalten durch eine 
Erklärung zu Gunften der gegenwärtigen Drdnung, mit dem 
Beifage: feien Berbefferungen nöthig, fo wolle man dafür eine 
ruhigere Zeit abwarten. Die Bürgerfchaft von Vallendis dachte 
entgegengefest. Dortige Gemeinden verwarfen jenen erften Ent: 
wurf; die von Boudry thaten das Gleiche. So war der Plan 
von Neuenburg vereitelt und auch diefe Bürgerfchaft ſah fich ge 
zwungen, zu Einleitungen für wichtige Staatsveränderungen Hand 
zu bieten. Bon nun an folgten fih im Laufe Februars und zu 
Anfang März eine Reihe von VBerfammlungen, bei welchen fich 
die einzelnen Gemeinden und die gefammten Bürgerfchaften, 
legtere unter fich bei den Zufammenkünften ihrer Abgeordneten, 
weniger um Gtillftand oder Neuerung als vielmehr um das 
Wieviel der letztern jtritten. Eine entfchiedene Meinung wollte 
einen gejetgebenden Rath, ganz aus dem Volke gewählt, ohne 
Nepräfentation der föniglichen Gewalt in demfelben; die andere 
wollte von der Eöniglichen Prärogative das größtmöglihe Map 
‚retten. Gegenüber von beiderlei Beftrebungen gedachte eine Ver— 
fammlung von Bürgern am See felbft einen Berfaffungsrath zu 
verlangen. In den Verfammlungen der vier Bürgerfchaften erhielt 
zulegt feine ganz was fie gewollt, Sie verftändigten ſich zur 
Bittjtellung an den König für einen gefeßgebenden Rath *, in 
den nicht nur die Gefammtheit des Volkes, fondern auch die 
Räthe der vier Bürgerfchaften nebft dem König follten Abgeord- 
nete wählen können. Das Vorſchlagsrecht für die Mitglieder, die 
Deröffentlihung der Verhandlungen, die Abjchaffung der Zenfur 
waren weitere befondere Begehren. Die Anfichten dev Bürgerſchaft 
von Neuenburg waren mit mehr Erfolg aus den Zufammenfünften 
hervorgegangen als jene von Ballendis. 

In welchem Geifte während diefer Bewegung die Regierung 
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gewirkt, enthüllt das Schreiben, mit welchem jie die Bittfchrift 
der vier Bürgerfchaften dem Föniglichen Minifter v. Bernjtorf 
nach Berlin übermittelte (16. März 1831). Durch die jüngere 
Generation, jo meldete der Staatsrath, jei bereitd das alte Staats— 
gebäude in der Schweiz erſchüttert. Im Fürſtenthum Neuenburg 
ſelbſt habe die tägliche Berührung mit den benachbarten Bölfer- 
fchaften und der Umlauf der heftigften franzöſiſchen und ſchwei— 
zerifichen Zeitungen, nebſt andern Einflüſſen von außen und 
innen, bereitd hohe Aufregung hervorgebracht. Augenblidlich habe 
‚man die erjten Kundgebungen von Unzufriedenheit bejchwichtigen 
können; allein in die Länge war dieß nicht möglich. Bon örtlichen 
Wünfchen überging die Regſamkeit auf allgemeine höhere Fragen. 
Bei folher Sachlage war das Befte, dag die der königlichen 
Herrfchaft und ihrem Vaterlande wahrhaft ergebenen Bürger fich 
vereinigten, nicht zwar um ſich den erhobenen Anfprüchen zu 
widerjegen, fondern vielmehr um ihre Geltendmachung im ge 
jeglichen Geleife zu erhalten *. Sie brachten es dahin, daß die 
Gemeinden ihre Begehren den vier Bürgerfchaften einhändigten, 
die allgemeine Bittjchrift fodann von den legten ausging. Dem 
Schreiben des Stuatsrathes war der Entwurf jener Eöniglichen 
Grflärung beigelegt, die jpäter, unter dem 3. September, ver- 
fündigt wurde und die neue Nepräfentation vegelte **. Ueber die 
empfohlene Zuſammenſetzung des neuen gejetgebenden Rathes 
jagte der Staatsrath: der Entwurf gebe, im Berhältniß zu früher, 
den unmittelbar durch das Volk gewählten Abgeordneten das 
Uebergewicht, allein folches finde fih aufgetwogen durch die dem 
Staatörath eingeräumte Befugniß, für jede Amtsdauer die zehn 
Repräfentanten des Königs in Borfchlag zu bringen ***, Die ver 
langte Initiative für alle Mitglieder bezeichnete der Staatsrath 


* Diefe Stelle gibt den Schlüffel zu der anfänglichen Oppofition der 
Bürgerichaft von Neuenburg und ihrem fpätern Einlenfen. 
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**Auf ſo viele hatte alfo der Staatsrath felbft deren Zahl befchränft ; 
die vier Bürgerfchaften” hatten die Zahl der königlichen NRepräfentanten zu 
böchftend zwölf gewünſcht. Die Wahlen des Könige aber follten in der 
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als ein Begehren, das eben jebt nicht abgelehnt werden könne; 
übrigens erfcheine ed nur als die Entwidelung eines ſchon im 
Wahledift von 1816 gemachten Zugeftändmifes. 

Die Antwort des Minifterd lautete verdrüßlich und einläßlich 
zugleich (14. April): dem Uebel müſſe ſchwer zu begegnen gewefen 
jein, da der Staatsrat nöthig erachtet, mit der Bewegung eine 
Abfindung zu treffen. Die vorgefchlagenen Aenderungen an der 
Verfaſſung griffen ihr an die Wurzel felbft, weil fie, ohne un- 
mittelbar das monarchifche Prinzip anzutaften, die demokratiſchen 
Elemente verftärfen werden. In der Zufammenfegung der alten 
Landftände habe die fouveräne Prärogative eine ſtarke Garantie 
gefunden; im Entwurf für die neue Organifation werde fie ver: 
mißt. Der Befiß von Eigenthum müſſe Bedingung der Wahl- 
fähigkeit fein; er fei um fo nöthiger, ald das Stimmrecht wie 
bisher ein allgemeines, durch feinen Zenſus befchränftes fein foll. 
Gegenüber der verlangten Initiative für die Nepräfentanten des 
Volkes müſſe man auch jene der Regierung fichern. Je mehr man 
übrigens den Stellvertretern des Volkes Stimmrecht einräume, 
um fo nothivendiger fer eine gemeſſene Befchränfung ihres Wir: 
Tungsfreifes; am beftehenden Reglemente dürfe nichts geändert 
werden. Gleichzeitig wurde die Sendung des königlichen Kommiſ— 
ſärs v. Pfuel gemeldet *, bis zu deijen Auftreten dem Staats— 
rathe kluges Stillfchweigen empfohlen. Der Kommilfär werde 
zwar mit Inſtruktionen verfehen fein, doch den freieften Spiel: 
raum erhalten, um vereint mit dem Staatsrath zu beichließen, 
was nöthig, nüßlich und ausführbar. 

Im Volke deutete man die Vollmachten ded Kommiſſärs fo 
weit, daß er felbit befugt jei, um die Emanzipation zu unter: 
handeln; aber amtliche Beweiſe hiefür Fönnen nicht beigebracht 
werden. Generalmajor v. Pfuel erfchten bald, durchlief das Land, 
geftattete freie Aeußerung der Wünfche eines Jeden, und empfing 


- Wirklichkeit Wahlen des Staatdrathes fein. Die Ariflofratie gedachte den 
Thron zu flügen, unter Beding, daß diefer die Ariftofratie erhalte. 
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eine Maſſe von Zeugniſſen, wie wenig das Volk geneigt ſei, ſich 
den bisherigen Einrichtungen länger zu fügen; ſelbſt Anſpielungen 
auf die nachtheiligen Einflüſſe des monarchiſchen Prinzips und 
ausdrückliche Willenserklärungen für anſehnliche Einſchränkung der 
ſürſtlichen Gewalt im ſtellvertretenden Körper nahm er ohne Ein- 
rede hin. Nur einen Fremdling aus Frankreich, Armand, dem 
die Neuenburger Republifaner während Monaten unfluger Weife 
eine höchft anmapliche Wortführung für ihre Partei verftatteten, 
und welcher im Bertrauen auf diefes zweideutige Verdienft zuleßt 
ſelbſt Anfprüche auf das Landrecht gemacht hatte, Tieß er das ganze 
Gewicht feiner Ungnade fühlen; derfelbe wurde polizeilich fortge- 
haft. Mit Beförderung endlich holte der Kommiſſär durch feinen 
Adjutanten Kufferom die legten Befehle des Hofes ein und verfündete 
jodann (22. Juni) die Organifation ded gefeßgebenden Nathes. An: 
deres, was eben in den Wünfchen lag, lief mit, fo die vielfach ver: 
langte freigebung der Jagd. hm vorangehend hatte der Staatsrath, 
zu allgemeiner Freude, verfchtedene Feudalgebühren aufgehoben. 
In der Organifation des gefeßgebenden Nathes hatten Die 
wichtigften Bedenfen des Minifterd v. Bernftorf Berüdfichtigung 
gefunden, fo auch die Bedingung eines Grundbefiges von wenig— 
ftend 1000 Livres Werth. Die Freunde der Reform waren mit 
. dem Grlaß nicht® weniger ald zufrieden, weil fie glaubten, dem 
neuen gefeßgebenden Rathe feien durch einzelne Beftimmungen 
ded Defretes für zuträgliche Umbildung der Inſtitutionen des 
Landes hemmende Feſſeln angelegt. Abordnungen von La-Chaur- 
de-Fonds und aus dem Balsde-Travers verfügten fich zum könig— 
lichen Kommiffär, verlangten und erhielten jene erſten Erläute— 
rungen über den Umfang der Snitiative und des Petitionsrechtes, 
welche die Schranke Föniglicher Willfährigkeit bleibend feitfegen 
follten (28. Juni), und die wegen mehrfeitiger Deutung neue 
Erklärungen erheifchten, wie fie bereitd erzählt worden *. Die 
Erftlinge des gefeßgebenden Rathes genügten der äußerften Partei 
der Bewegung nicht. Sie flagte, daß man feine gefchriebenen 
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Neden zulaffen wolle, deutete dieß ald Bevorzugung der höher 
gebildeten und mit den Staatsgefchäften beſſer vertrauten Arifto- 
fratie; fie Fonnte die Verwerfung zweier Petitionen nicht ver 
fchmerzen, durch welche die Vorlage eined Staatsbudgets, dann 
die Feſtſetzung einer Zivillifte für. den Fürſten (König) verlangt 
worden. Noch andere Bittjchriften waren vorbereitet und follten 
eingereicht werden. Aber der geſetzgebende Nath löste fich fchneller 
auf ald den aufgeregten Gemüthern lieb war. Die neue Regie 
rung war ein Mittelding zwifchen Stillftand und Umwälzung, 
die Fonftitutionellemonardifche Partei überwiegend an Einfluß. 
Das miffiel; die Nepublit war das eigentliche Ziel der Bewe— 
gung; ihre entſchiedenſten Freunde grollten, daß der gefeßgebende 
Rath nichts für fie gethan, vbwöhl fie ſelbſt diefelbe ebenfalls 
nicht mit offenem Wort verlangt hatten. 

Endlich wurde der Entſchluß gefaßt, ſich der monarchifchen 
Ordnung ganz zu entledigen. Die Eingeweihten hielten eine mitter- 
nächtliche Berfammlung; Advofat Humbert von La⸗-Chauxr-de-Fonds 
war einer der Giferer für bewaffnete Einfchreiten; noch fchienen 
die Gemüther aber nicht veif zu einem Marfih auf Neuenburg 
mit bewaffneter Hand. Die tiefite Geheimhaltung wurde be 
fchworen. Gine zweite und legte Berfammlung war zahlreich; die 
Berichte meldeten, daß die Stimmung im beften Fluß, beinahe 
alle junge Mannfchaft zu einem Zuge bereit fei. Er wurde be 
ſchloſſen; e8 wurde die proviforifche Regierung, der Kommandant 
der Erpedition bezeichnet. Die Führer entwwarfen zum voraus Die 
nöthig erachteten Proflamationen. Der Plan der Eingeweihten 
wurde aus ihrer eigenen Mitte verrathen, fo daß ſchon einige 
Tage vor dem Aufbruche das Geheimniß zur öffentlichen Kunde 
fam. Oberſt v. Bourtalds war e8, der am 13. September dem 
Lieutenant Bourquin perfönlich die Meldung überbruchte, daß die 
Negierung auf jede Bertheidigung verzichte *. 

Vom Hergang der Dinge erftattete die Regierung in ihrer 
Weile Bericht an das preußische Minifterium (8. Oftober): In 


» Man vergleiche Seite 217 und 218. 


479 


Kenntniß gefegt von dem revolutionären Borbaben, erließ fie noch 
am 14. September eine bejihiwichtigende Proflamation, von der 
fie einigen Erfolg hoffte; einen Aufruf zur Ergreifung der Waffen 
für die Grhaltung der beftehenden Ordnung wagte fie nicht; die 
Zerriffenheit der Gemüther war fo groß, daß fie von folchem 
Schritte gegentheild beforgte, er würde nur der Umwälzung zu 
Gunjten fommen und es würden die Uebelgefinnten in um jo 
größern Maſſen auf Neuenburg marfchiren, vielleicht felbft, unter 
dem Borgeben, für die öffentliche Ordnung einzuftehen, folche 
ftürzen. Bald überzeugte fich die Negierung, daß auch die Maß— 
regeln der Milde vergeblich geweſen. Die Zahl der Unzufriedenen 
zeigte ſich viel größer als fie geglaubt hatte. Nebſt den infurgirten 
Ortſchaften waren auch LaChaux-de-Fonds und Les-Brenets übel 
gejtimmt. Nur von den braven und treuen Bewohnern von La— 
Sagne und Les-Ponts, dann von einem Theile (bloß) der Ein- 
wohner der Stadt Neuenburg und des Val-de-Ruz fonnte die 
Regierung noch wirkliche Unterftügung hoffen. Wohl hätte das 
Schloß noch eine Weile vertheidigt werden können durch die zu 
feiner Behauptung und zum Schuße der Regierung herbeigeeilten 
treuen Bürger. Allein fie waren nicht mehr ald 150 Mann ftarf *, 
und eben diefe Fleine Zahl bewies, tie gering der Eifer für 
die Regierung in der Stadt. Das beftimmte fie zur Uebergabe. 
Die 2000 Mann der eidgenöffifhen Beſatzung feien das Mini: 
mum der Truppen geweſen, welche man für Aufrechthaltung der 
Ruhe und zur Unterftüßung der für die Uebergabe des Schloffes 
eingeleiteten Unterhandlung mit den Inſurgenten nöthig erachtete. 

Der klägliche Inhalt dieſes Schreibens zeugt, wie die Regie- 
rung alles Zutrauen zu fich felbjt verloren, und wie wenig fie 
deſſen befaß bei den eigenen Mitbürgern. Das Vertrauen, welches 
fie dem preußifchen Hof einflößte, war nicht größer, Im vertrauten 
Briefwechfel des preußiſchen Geſchäftsträgers bei der Eidgenofjen- 
ſchaft mit dem Gouverneur find die Vorwürfe von Schwäche, 


* Pfarrer Guillebert und Studenten der Theologie waren die hißigſten 
unter ihnen. 
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Sorglofigfeit und Unfähigkeit auf Rechnung des Staatsrathes 
nicht gefpart. In fpätern Erlaffen nad) Berlin fteht die Regie— 
rung wieder aufrecht und wirft, nach dem Siege durch eidgenöf- 
fifchen Beiftand, mit derben Ausdrüden über die fremden Revo- 
Iutionäre um fih. Sie erließ ein Dankſchreiben an den König 
für die bewilligte Sendung des Generald v. Pfuel, von der die 
Rettung des Fürftenthums ausgegangen. Sie bat um Ernennung 
des Retterd zum Gouverneur, deſſen Poften noch vafant fei (2. 
Januar 1832). Der Minifter antwortete durch die Meldung von 
der gewährten Grnennung (6. Februar). 

Das vom gefeßgebenden Rathe bejchlojjene Begehren um 
Trennung von der Schweiz * brachte der Staatdrath am 21. 
Februar an den König. Der Entfchluß ift hervorgerufen, meldete 
er, durch den Zuftand des Landes (Neuenburg), fo wie durch die 
Lage, in welche die Grundfäge der Revolution beinahe die ganze 
Schweiz verfebt haben; er wurde ferner ald das Ergebniß reifer 
Berathung bezeichnet. Der Staatsrath rühmte von fi, daß alle 
feine Mitglieder mit der Mehrheit des gefebgebenden Korps ge 
fiimmt, und daß er nicht ohne fehmerzliche Empfindung die be 
ftehenden Bande löfen fehe, die unter den Aufpizien Seiner Maje- 
ftät die Sicherheit des Fürſtenthums hätten unterftügen follen. 

Die fpäter von Seite der neuenburgifchen Gefandtichaft der 
Tagfagung gemachte Mittheilung von diefem Trennungsbegehren ** 
fonnte in Berlin nicht unbekannt bleiben. Der Minijter Ancillon 
ließ darüber ein rügended Wort an die Regierung fallen (20. 
März 1832): vom föniglihen Gefandten v. Diterftedt habe er 
fo eben Anzeige erhalten von diefem Schritte; „diefe Angelegen- 
beit ift nicht nur eine fehmeizerifche und neuenburgifche, fie ift 
eine europäifche Frage“. Je wichtiger fie fei, defto mehr Umficht 
erheifche ihre Behandlung. „Es feheint mir, Cie hätten in Er- 
wartung des Föniglichen Entjcheides fich darauf befchränfen follen, 
die allfälligen Auffchlußbegehren zu beantworten, die von der 


* Zu vergleichen Seite 253 und 254. 
*. Siehe Seite 268, 
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Tagſatzung etwa an Sie gerichtet werden wollten.“ Die befannte 
Klugheit des Staatsrathes laffe indeſſen vorausfegen, daß er nicht 
ohne überwiegende Gründe anders gehandelt. Später antwortete 
der Minifter umftändlich über die Hauptjache felbft (29. April). 
Er fpricht volle Anerfennung aus über die Gefinnungen der 
Neuenburger wie über die Begründung ded Begehrend. Der König 
verhehle fich die Gefahren nicht, welche die Verbindung Neuen- 
burgs mit der durch eine freche und verbrecherifche aktion umher- 
getriebenen Schweiz feinem Fürſtenthum bringe; eben fo wenig 
mißfenne er die Vortheile, welche aus der Ablöfung Neuenburgs 
von dem eidgenöffifchen Bunde hervorgehen Fünnten. Aber der 
König könne fie allein und ohne die Mitwirfung feiner Ber- 
bündeten weder behandeln noch entjcheiden, da diefe mit dem 
Bundesvertrage zugleich auch den Beftand Neuenburgs als eines 
integrirenden Theiled der Eidgenoflenfchaft garantirt hätten. Die 
Trage hänge mit dem Beſtande des Bundesvertraged felbit zu- 
fammen, für welchen die verbündeten Kabinete eben jest Raths 
pflegen. „ES ift zu hoffen, daß aus ihrer Verſtändigung uns 
verweilt Maßnahmen hervorgehen werden, die dem Uebel einen 
ftarfen Damm entgegenftellen, den fträflichen Umtrieben und 
Unternehmungen der revolutionären Partei ein Ziel fegen, endlich 
die Verhältniffe der gefammten Eidgenoſſenſchaft wie jedes ihrer 
einzelnen Theile auf eine fichere und fefte Grundlage ftellen wer: 
den“ *. Zu dem Fürftenthbum hege Seine Majeftät das Vertrauen, 
daß ed in Stille den Enticheid abwarten werde; inzwiſchen fei 
es Aufgabe der Regierung, die Gemüther über die Zukunft des 
Fürſtenthums zu beruhigen. Der König werde deſſen Wunfch 
ſtets im Auge behalten und werde wiſſen, die Intereſſen feiner 
treuen Unterthanen mit den Pflichten zu vereinbaren, welche ihm 
die Traktate auferlegen. Bon dem wefentlichen Inhalt ſeien der 
gefeßgebende Rath und die Bürgerfchaften von Neuenburg und 
Ballendis zu unterrichten. 

Während in Berlin diefe fönigliche Antwort vorbereitet wurde, 


* Man vergleiche Seite 327 bid 330, dann Seite 344 und 345. 
Die Schweiz. 31 
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hatte der Staatsrath fich über die Rüge des Minifters zu ver 
antworten, daß der Tagſatzung von dem Borhaben der Trennung 
voreilige Kenntniß gegeben worden, Es gefchah mit Schreiben 
vom 1. Mai: Beinahe 3000 Bürger von der Bürgerfchaft Val- 
fendis haben durch Bittfchrift Nugen und Nothiwendigfeit der 
Trennung zur Sprache gebracht. Die meiften Gemeinden folgten 
dem Beifpiel. Aus Auftrag des königlichen Kommiſſärs felbft 
wurden diefe Bittfchriften dem geſetzgebenden Rathe vorgelegt. 
Bolle Deffentlichfeit waltete. Die Frage, ob die erften Schritte 
der Regierung nicht bei der Tagfakung zu gefchehen hätten, wurde 
im gefeßgebenden Rathe behandelt und beinahe einhellig ver- 
neinend entjchieden; der Rath wollte nur eine Anzeige in all- 
gemeinen Ausdrüden an die Tagfabung. Deren Einberufung 
ftand bevor; es wäre unfererfeitd wenig redlich geweſen, unjere 
Gefandten in der Tagſatzung auftreten zu laffen, ohne daß diefe 
die Stellung gefannt hätte, in welcher fie erfchienen. In Folge 
der Deffentlichfeit war die Mittheilung felbit durch den Anftand 
geboten. In dem Zuftande der Schweiz lag ein neuer Grund für 
jenen Schritt. Die Handhabung der Basler Verfaſſung mar in 
Frage; der gefeßgebende Rath wollte die Garantie einhellig ge- 
währen. Zur Bollftrefung konnte Neuenburg um Lieferung von 
Truppen angegangen werden *, bei der mwaltenden Lage unferer 
Bevölkerung und ihrer „der Schweiz jo ungünftigen Stimmung“ 
wäre folche nicht möglich gemwefen. Die Tagſatzung mußte daher 
nothiwendig von unferem Entſchluß Kenntniß erhalten, damit fie 
jelbft das Gewicht unferer Stimme abwägen möge. Herr v. Pfuel 
hatte die Mafregel nicht mißbilligt. Uebrigens habe die Anzeige fich 
inner ganz allgemeinen Ausdrücden gehalten, indem die Bitte nur 
dahin angegeben worden: es wolle der König auf Veränderung der 
Berhältniffe Neuenburgs zur Eidgenoffenfchaft Bedacht nehmen. 

Die Verhandlungen der Tagſatzung über militärifche Vorkehren 
im Juli 1832 feßten den Staatsrath in neue PVerlegenheit. Er 


* Ein Truppenaufgebot der Tagfapung zu bezeichnetem Zwede ftand 
nicht fehr nahe. 
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beforgte ein Aufgebot und bätte ibm nicht Genüge leiften fönnen. 
Er bat daher den König in neuer Zujchrift um Beförderung der 
Unterhbandlungen mit den verbündeten Mächten für die Trennung 
(6. Auguft). Der Staatsrath fagte: Das dem König bereits 
mitgetheilte Kreisſchreiben des Standes Luzern, in welchem neuer 
dings der Berathung der neuenburgifchen Stellung gerufen wor- 
den, bemeife allein fchon, daß die Schweiz, fo lange fie der Herr: 
Ichaft der Revolutionäre unterworfen bleibe, ſich nicht zur Ruhe 
legen werde, bis fie nicht auch unfer Land revolutionirt haben 
wird. Noch mehr: die Tagſatzung hat allgemeine Bereitſchaft der 
Milizkontingente angeordnet. Selbft Freiforps follten organifirt 
werden nach Anficht ihrer Kommiffion. Grund und Zweck diefer 
außerordentlichen Anordnungen wird nicht angegeben *; fie wur: 
den ohne Willen und Willen der Großen Näthe erlaffen, mit 
Berlegung aller (bundesrechtlihen) Grundlagen der Eidgenoſſen— 
haft. Diefer Beſchluß fest uns in die mißlichfte Lage. Wir 
jollten unfer Kontingent ftellen und fünnen es nicht. Der Auf 
ftand hat unfer Milizwefen desorganifirt; was jeßt befteht, ift 
ganz verfchieden von dem, was das eidgenöffiiche Reglement 
erfordert. Unfere Truppen find dermal eigenthümlich zufammen: 
gefegt, ftehen unter der Leitung örtlicher Bertheidigungsfomites. 
Die ganze Einrichtung müßte man aufheben, um unjere Truppen 
den eidgenöffifchen Militärobern zur Inſpektion vorftellen zu kön— 
nen, u. f. w. ** 

Aber alles Drängen des Staatsrathes war vergeblich. Der 
König wollte nicht und der König fonnte nicht; Zeuge die mini- 
fterielle Antwort vom 8. September. Das Bejtreben ded Königs 
und feiner DBerbündeten müſſe dermalen auf Handhabung des 
Bundedvertrages gerichtet fein; diefer bedinge die Neutralität der 
Schweiz, beide zufammen die Grundlage der politifchen Verhält— 
niffe der Eidgenoffenfchaft zu Europa. Unverträglih mit diefem 
Beftreben wäre, gleichzeitig die Trennung eines Glieded von 


* War aber mit Händen zu greifen. 
** Zu vergleichen Seite 322 bis 327. 
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zweiundzwanzig hervorzurufen, obne deren allfeitigen Verband der 
Bundesvertrag überhaupt nicht beftände. Der König fönne nicht 
mit der einen Hand die Erhaltung des Bundesvertrages, mit 
der andern deijen Zeritörung verlangen. So weit würde der König 
nur im äußerjten Notbfalle gehen, wenn die Anarchie in der 
Schweiz die Oberhand gewänne, die Tagfasung felbft auf die 
zugefugte europäifche Garantie verzichtete. Nochmald werden die 
treuen Neuenburger zur Geduld verwiefen. Die Frage der Be 
waffnung wird ald Sache des gefeßgebenden Rathes, nicht des 
Königs, erklärt. Dabei wird dem DBerhalten der Regierung volles 
Lob gefpendet, Preußens Anficht als einig gehend mit jener 
von Defterreich erklärt. Was der Staatsrath im Intereſſe des 
Kantons und des Fürſtenthums gethan, fo fchloß der Miniſter, 
das haben „wir und unfere Verbündeten im Intereſſe Europa’d 
gethan“, , 

Die Bitte um Trennung wird fpäter noch oft wiederholt, 
einmal bei Anlaß der Abreife des Gouverneurs, die dem Staatd- 
rath eine dringende PVorftellung um mögliche Verlängerung der 
Refidenz ded Gouverneurs in Neuenburg entlodte, dann bei Mit- 
theilung der Berichte von der Tagfagung über die Verhandlungen 
des Iuzernifchen Antrages (1. und 13. September 1832). 

Von nun an rubte die Angelegenheit längere Zeit. Eine 
Trennung im Großen ward angebahnt durch die Konferenz von 
Sarnen. Der Staatörath) berichtete auch hierüber an den Minifter 
und veranlaßte dadurch die unumnterbrochene preußifche Kontrole 
jedes ſchweizeriſchen Lebenszeichens. Der Minijter billigte höchlich 
den feinem Urtheil unterlegten Operationsplan der Sarner Kan- 
tone. „Sie werden (alfo) erklären“, fagte er, „daß nach der voll- 
zogenen Verlegung des Bundesvertrages * ihre refpektiven Stände 
wenigſtens fich felbft fchuldig find, gegenüber den h. Mächten, 
ald den Garanten des Bundesvertraged, fich zu rechtfertigen, und 
daß fie von nun an ihre Sache in die Hände diefer Mächte nieder 


* Durch die Trennung von Bafel in zwei Halblantone und Zulaflung 
von Bafelstandichaft neben Basel-Stadt in die Tagſatzung. 
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legen *. Der Minifter erinnerte fich Dabei, daß die fantonalen Be: 
ziehungen Neuenburgs zur Schweiz nicht in die Kompetenz des 
f. Minifteriumsd gehören. Sollt' es aber fo weit fommen, fügte 
er bei, daß die politifchen Verhältniffe der Eidgenoffenfchaft neuer: 
dingd bei den hohen Mächten in Frage fommen, fo werde das 
Minifterium um fo vortheilhafter für Neuenburg wirken fünnen, 
je mehr diefes bis zum letzten Augenblide den Weg der Ge- 
feglichfeit werde eingehalten haben. Mit folcher Billigung in der 
Hand, ließ hierauf der Staatsrath weitere Auffchlüffe über Ver 
anlaffung und Zweck des Austritted aus der Tagfagung ver- 
nehmen: die Konferenzfantone befchränfen ſich auf den Beichluß, 
nicht mit und neben „Lieftal® in der Tagſatzung zu fißen. Da- 
gegen feien fie weit entfernt, die garantirenden Mächte anzurufen. 
Die Angelegenheit, der fie ihre Bertheidigung gewidmet, ſei ganz 
und gar eine innere, eine „nationale“; zur Unterftügung den 
Ausspruch der fremden Mächte anrufen, wire Gefährdung der 
fünf Kantone gegenüber ihren Mitbürgern. Damit werde Alles 
der „Borfehung“ anheimgeftellt**. Gleichzeitig erftattete der Staats— 
rath Beriht an das Minifterium über den Bundesentwurf der 
Fünfzehner Reviſionskommiſſton; auch in diefer Beziehung ver 
traue er auf die Güte des Königs. 

Dem Auslande waren nun zwei Tagjagungen vorgeführt 
ftatt einer. In den amtlichen Erklärungen, die nach Berlin und 
Zürich gelangten, wurde der gefchehene Bundesbruch unter An— 
rufung der Wienerfongregafte in den Vordergrund gejtellt ***, wur- 
den mit dem einen Federzuge die auswärtigen Mächte als die 
„&aranten“ der fchweizerifchen Staatsordnung bezeichnet, mit dem 
andern die Verficherung gegeben, dag man die Garantie nicht an- 
rufe; der Gedanfe hieran fei felbft geſprächsweiſe nicht laut ges 
worden (jo fchrieb der Staatsrath nach Berlin); man fagte von 


* Schreiben des Minifterd Ancillon an den Staateratb vom 31. De: 
zember 1832, 

** »—ä l’arbitre de nos destindes. Schreiben dee Staatdrathe an den 
Minifter vom 18. Januar 1833. 

*** Zu vergleichen Seite 388. 
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Zeit zu Zeit, daß das k. Minifterium weit entfernt fer, fich in 
die Befchlüffe der Tagſatzung über die innern Angelegenheiten der 
Schweiz und in die Stimmgebung Neuenburgd einzumifchen ; 
gleichzeitig aber bezeugen die Akten, daß über alle erheblichen 
Zeitfragen umftändliche Berichterftattung an die preußifche Re 
gierung, von diefer eben jo einläßliche Gegenäußerung erfolgte, 
welche, geſchah fie auch mit aller diplomatischen Vorſicht, gleich- 
wohl die Wirfung eined maßgebenden Entjcheides haben mußte; 
die wichtigfte jener Fragen, der Austritt aus der Tagſatzung, ward 
eine „nationale“ genannt, während fie gleichzeitig mittelbar zur 
europäifchen gemacht und der Ginmifchung Preußens und der 
übrigen Mächte bloßgegeben wurde. So wurde der Art. 1 der 
Vereinigungsurfunde vom 19. Mai 1815, der von ſolcher Ein- 
mifhung das Gegentheil wollte, ein leeres Wort. In der Folge 
verhielt es ſich nicht beſſer damit. 

Die Ereigniffe von Küßnacht und Bafel, Juli und Auguſt 
1833, bildeten den Stoff ähnlicher Berichterftattungen des Staats— 
rathes an den Minifter in Berlin. Sie beginnen mit dem 9. 
Auguft und bringen die Verficherung, daß Schwyz ohne Kennt- 
niß der übrigen Stände gegen Küßnacht eingefchritten fei. Wie 
im Weldjtätterboten wird auch hier die Tagjagung ald die. „jo 
genannte“, (die „soi-disant diete*) bezeichnet, die Partei, oder die 
Kantone, von welchen die Befchlüffe der Tagſatzung ausgegangen, 
die revolutionäre Partei, (die „faction revolutionnaire*) genannt. 
Bon den Gefandtichaften diefer Kantone wird gefagt, daß fie alle 
ohne Injtruftionen gehandelt haben. Wäre dieß auch völlig richtig 
geweſen, jo ftand der Negierung von Neuenburg wie jener von 
Preußen fein Urtheil hierüber zu. Die „Berfammlung in Züri“, 
hieß es weiter mit Bezug auf die Anordnungen gegen Baſel, 
verlange unbedingte Unterwerfung unter ihre willfürlichen und 
tyrannifchen Maßregeln; die Anwendung der Gewalt fei das un- 
vermeidliche Ergebniß des geringften Widerftandes. Auch Die baldige 
Aufforderung zur Befchieung der Tagfagung wurde in Ausficht 
geitellt. Indeſſen werde der gefeggebende Rath muthig den revolu- 
ttonären Forderungen Widerftand leiften. „Nachdem nun die ge 


ſetzwidrige Berfammlung den Bundesvertrag und die Traftate mit 
Füßen getreten, würden wir, ihr gegenüber, vergebens deren Be— 
achtung verlangen. Die Macht des Königs allein aljo vermag 
uns aus der Krijid zu retten, von der wir bedroht find; unfer 
Heil ift von feinen höchften Beichlüffen abhängig.“ Folgt die 
Bitte an den Minifter, die fritifche Yage des Fürſtenthums dem 
Könige vorzuftellen, und eine Berufung an deſſen Wohlmwollen, 
mit Grinneräng an das Wort des Königs, daß er feine treuen 
Neuenburger. nie verlaffen werde, und mit der Anzeige, daß der 
Gouverneur um fihleunige Rückkehr gebeten worden fei, daß es 
dem Staatsrath an tauglichen Offizieren fehle, ein folcher den 
Gouverneur begleiten follte *. Borficht halber wurde der legte Be— 
richt in Doppel, nad Berlin und nad Teplitz, abgefendet. Im 
Schreiben an den Gouverneur wurde die Gefahr noch dringen- 
der gefchildert, ein Ueberfall von den Freifchaaren und den „Polen“ 
ala möglich dargeftellt, die fich inzwifchen auf Lieftal geworfen 
hätten; dabei wurde dem Gouverneur empfohlen, noch vor feiner 
Rücdreife den König zu bitten, „feine mächtige Stimme zu un— 
fern Guniten zu erheben“. Bald erjchien der Beichluß der Tag— 
fagung, welcher fümmtliche Kantone der Sarner Konferenz zur 
Beſchickung der Tagſatzung einlud. Der gefeßgebende Rath wurde 
auf den 26. Auguft angefeßt, in der Hoffnung, daß inzwiſchen 
der Gouverneur eingetroffen fein werde. Weil der Staatsrath in 
Folge eines ablehnenden Befchluffes in den „revolutionären Thei— 
len“ des Landes Unruhen beforgte, vermehrte er die bejoldete 
Garnifon und zeigte folches dem Gouverneur an. In weitläufigen 
Gutachten trug er auf Ablehnung des von der Tagſatzung ge 
ftellten Begehrend an; unter den Beweggründen erſchien auch 
der: da durch die Befchlüffe der Tagfagung wegen Bafel und 
Schwyz die Grundlage des Bundesvertrages angegriffen worden, 
jo ſtehe es dem gejeggebenden Rathe nicht zu, von fih aus ein 


* Zufchriften ded Staatsrathed an den Minifter vom 5., 10. und 11. 
Auguft 1833. Mit dem Gouverneur fam dann wirklich ein höherer Offizier 
an, der Bataillondchef der Neuenburger in Preußen mit Adjutanten. 
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neues öffentliches Recht der Schweiz anzuerkennen. Der gefeg- 
gebende Rath ging ein in diefe Anficht; mit Bezugnahme auf die 
neuefien Greigniffe und einen Beſchluß des Großen Rathes von 
Waadt im Sinne eines frühern von Luzern, wurde gleichzeitig 
das Begehren um Trennung wieder aufgenommen (28. Auguft). 
Von Allem erhielt der Minifter Bericht; die drei Abgeordneten 
reisten nach Berlin ab (am 29.). Während dieß in Neuenburg 
vorging, verwies der Minifter den Staatsrath, frühere Klagen 
eriviedernd, auf die weiſen Näthe des Gouverneur. Der Gouver- 
neur aber, kaum angelangt, wurde plößlich nach Berlin berufen 
und verlieg Neuenburg am 3. September *. Um die Beforgniffe 
der royaliftifchen Bevölkerung zu bejchwichtigen, wurde feiner Ab- 
veife der Beweggrund unterftellt, daß er beftimmt fei, das Be 
gehren der Abgeordneten des gejeßgebenden Rathes zu unterftügen. 
Bald nachher erfolgte die legte Aufforderung der Tagfagung an 
Neuenburg und deſſen Unterwerfung. Der Staatsrath war eben 
mit einem einlenfenden Gutachten für diefen ſchweren Entſchluß 
befchäftiget, ald ex vom preußifchen Gefchäftsträger eine Abfchrift 
von dejjen Protefiation an den Vorort empfing. Dem Minijler 
wurden in folgenden Berichten die Gründe des Unterwerfungs- 
aftes dargelegt: die Frage des Nechtes fer die gleiche geblieben, 
die thatſächliche Lage aber eine ſolche geworden, daß eine mili— 
tärifche Dejegung jchlechterdings vermieden werden mußte; leßtere 
hätte das Land revolutionixt oder mindeftens die Noyaliften Miß— 
handlungen ausgefeßt, die jie in die Länge nicht zu ertragen ver- 
mocht hätten. Für die Berwahrung des Gefchäftsträgerd wurde 
warmer Dank erjtattet, unter grundlofen Anjchuldigungen gegen 
die Tagſatzung und irriger Beurtheilung ihrer Abfichten. Bon 
jener jagte der Staatsrath, dag ihr Beichluß zur Befegung des 
Fürſtenthums eine Folge der Drohungen der revolutionären Klubs 
geweſen; der verwahrenden Note des Gefchäftsträgers v. Dlfers 
ichrieb er das Berdienft zu, die fchweizerifchen Revolutionäre ab- 


* Er konnte fich nicht ausfegen, eidgendjfiiche Erekutiondtruppen in 
Neuenburg begrüßen zu müſſen. 
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geſchreckt zu haben, jenen von Neuenburg die Hand zu bieten. 
Die Tagſatzung aber hat, wie in früheren Abſchnitten dargethan 
worden, aus eigenem Antriebe gehandelt, auch auf Neuenburg 
feine andern Abſichten gehabt als die, es in die gleiche Pflicht— 
linie zu weifen, welche ſich alle übrigen Kantone gefallen laſſen 
mußten. 

In Berlin wurde der Ausgang der Ereigniſſe nicht ganz mit 
gleichen Augen angefehen wie in Neuenburg. Der Minifter be 
glückwünſchte den Staatsrat), eine militärifche Beſetzung abges 
wendet zu haben und belobte die Klugheit der gleichzeitig gegebenen 
Inftruftionen für die Gefandtichaft zur Tagfagung ; für die Grund- 
füge des Rechtes ſei das Nöthige gethan worden, die Unter: 
werfung unter das Gefeg der Notbiwendigfeit mit Würde ge 
ſchehen. Aber der Minifter enthielt fich jeder Beurtheilung der 
Mapregeln der Tagſatzung aus dem Standpunkt der oft ange 
rufenen Traktate; alle daherigen Klagen des Staatsrathes blie- 
ben ohne Echo. Er ſprach ſelbſt mittelbare Mipbilligung des erſten 
Weigerungsbefchluffes aus: nie hätte die königliche Regierung fol- 
hen anrathen fünnen. Er tadelte ferner die Veröffentlihung von 
Mittheilungen aus Berlin, welche zur Vermuthung hätten führen 
mögen, als ob jene Schlußnahme wirklich den Beifall des Mini- 
jterd oder des Königs gehabt hätte, fprach von der Nothwendig- 
feit für das Miniftertum, fich mehr denn je ganz außer allen 
Beziehungen Neuenburgs zu der Eidgenofjenfchaft zu halten, um 
fih Europa gegenüber eine ganz nette und tadelfreie Stellung 
zu wahren *. Aehnlicher Rückhalt machte ſich in der Folge Fund. 
Die fönigliche Regierung war empfindlich getroffen in den Lehren, 
die ihrem Fürſtenthum ald Kanton geworden. Dortiger Staatd- 
vath hatte zum guten Theil nicht nur die Politif der Sarner 
Konferenz geleitet, ſondern auch großen Einfluß geübt auf jene 
des preugifchen Kabinetes und der übrigen Großmächte. Plötzlich 
warfen einige Tagfagungsbeichlüffe das ganze Widerftandsgebäude 
nieder in den Staub. Mit Neuenburg aber war auch Preußen 


* Schreiben ded Minifterd vom 27. September. 
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bloßgeſtellt. Das war der Grund der von da an im gegenſeiti— 
gen Amtsverkehr durchſchielenden Ungnade. 

Die Abordnung des Staatsrathes brachte das Anliegen der 
Trennung wie an den Miniſter ſo auch an den König ſelbſt. Sie 
wurde perſönlich wohlwollend empfangen, aber die Ausbeute ihrer 
Sendung war doch keine entſprechende. Der Beſcheid ging der Regie— 
rung durch Schreiben des Miniſters zu (3. Oktober). Folgendes iſt 
der Plan, ſagte der Miniſter, den S. Majeſtät für die Sicherung des 
Erfolgs in dieſer großen Angelegenheit einzuhalten gedenkt: Die 
neueſten Ereigniſſe haben bis zur traurigſten Evidenz bewieſen, 
daß Eure Verhältniſſe zur Schweiz einer Aenderung bedürfen. 
Eine ſolche kann aber nicht vom König allein ausgehen; er be— 
darf hiezu der Zuſtimmung ſeiner Verbündeten; es iſt die Ein— 
willigung der Eidgenoſſenſchaft ſelbſt erforderlich, deren Wohl 
wollen und Freundſchaft zu pflegen und zu wahren ein ſo hohes 
Intereſſe für Neuenburg iſt. Solche Unterhandlung aber iſt zarter 
und ſchwieriger Natur; ſie erfordert Zeit und Ueberlegung. Es 
handelt ſich nicht nur um die Unabhängigkeit des Fürſtenthums, 
um die Souveränetät des Königs und um die Erhaltung der 
Landesverfaſſung, ſondern überhin um die Garantirung ſeiner 
Neutralität. Der König und die Miniſter halten die Erreichung 
des Zieles für möglich. Der Monarch läßt zugleich die Verſiche— 
rung geben, daß er die Unterhandlung beſchleunigen werde, daß 
er hiefür bereits die erſten Eröffnungen an ſeine Verbündeten 
gemacht habe, mit einem Wort: „que l'affaire marche“ (das 
Gefhäft fei im Zuge). Der Regierung wird endlich Klugheit, 
Umficht und Zurücdhaltung bis zur Stunde der Entfcheidung em- 
pfoblen. Ein fönigliches Schreiben (vom 6. Oktober) verwies, ganz 
ausweichend,, auf die Mittheilungen des Minifters , verhieß das 
Beſte für das Glück der guten und lieben Neuenburger und 
mahnte das Volf zu ruhiger Haltung, Mäßigung und Geduld, 
— die Abgeordneten und die Regierung, voranzugehen ihren „Mit- 
bürgern“ mit gutem Beifpiel. 

Auf jede Mahnung zur Geduld antwortete der Staatsrath 
mit einem neuen Zeichen von Ungeduld. Er dankte dem Minifter, 
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erinnerte wieder an die drängende Lage der Dinge und ſprach 
den Wunfch aus, es möchte die Unterhandlung mit einiger Rafch- 
heit gepflogen werden (24. Oftober) *. Statt entfprechender Ver⸗ 
fügung erhielt die Regierung abermald Verweife über ungeitige 
Beröffentlihungen, durch welche der König bloßgeftellt, der Gegen- 
partei Stoff zu neuen Angriffen geliefert werde. Es hatte der 
Staatsrath nämlich den Brief ded Königs und einen Theil des 
Berichtes über die Sendung nad Berlin durch die Preſſe ver- 
öffentlicht, dabei freudig ausgerufen: „en un mot l’affaire marche!* 
Die vertraulichen Mittheilungen , welche diefe Berficherung des 
Minifters auf ihren wahren Werth hätten zurüdführen können, 
waren weggeblieben. Der Staatsrath verantwortete fich fehr aus— 
führlich, fuchte dem Minifter begreiflich zu machen, dag in einem 
Lande, wo die Offentlichfeit gefeglich beftehe, jene Mittheilungen 
an das Volk ganz unausweichlih gewefen und folches Verfahren 
in Neuenburg nicht nach dem Berliner Mapftab beurtheilt werden 
könne. Aus manchen einzelnen Auffchlüffen über den Gang der 
. Dinge entnimmt man auch den, daß der Entfchluß, endlich Ab- 
geordnete an die Tagfasung zu fenden, vorgängig ald Antrag 
dem Föniglichen Kabinet mitgetheilt wurde. 

Während der Staatsrat) bemüht war, feinem Begehren bei 
der Föniglichen Regierung Eingang zu verfchaffen, fuchte er das 
Gewicht der gegnerischen Eingaben zu ſchwächen. Er ſammelte 
Materialien zur Berichterftattung über diefelben an den Minifter; 
diefer hinwieder freute fich dejjen, denn eine fo wichtige Frage, 
wie jene der Trennung, müſſe nach allen Richtungen geprüft wer: 
den. Der Minifter ſah demnach einem ganz unbefangenen Bericht 
entgegen, der doch am wenigften vom Staatörath zu erwarten 
war. Diefer meldete (1. November): beinahe alle Unterzeichner 
der Bittfchriften gegen die Trennung haben aus Unfenntniß unter: 
zeichnet, getrieben von Drohungen, verfänglichen Anfinnen oder 
Lügen, oder gehören der revolutionären Partei an und bezwecken 


u EN. que les negociations entamees à l’occasion de cetle 
affaire marchent .. . . - avec quelque rapidite.“ 
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nichts Anderes, als für ſich ſelbſt die Mittel zu neuen Um— 
wälzungen zu ſichern. Von den 3578 Unterzeichnern haben nur 
232 die Medaille erhalten, von der doch 7029 Stücke ausgetheilt 
worden; 10 der Unterzeichner * haben bei dem Staatsrathe die 
Zurückziehung ihrer Unterſchriften erklärt. Uebrigens hätten alle 
dieſe Kundgebungen nur geringen Werth, wenn man ſich erinnere, 
daß eine Menge von Gemeinden im Oktober 1831 die Emanzi— 
pation, ſpäter einhellig die Tennung von der Schweiz verlangt 
haben**, und daß endlich die gleichen Perſonen im September 1833 
gegen die Trennung proteftiren. Cine f. Kabinetsordre vom 29. 
November gab den Befcheid : „Ich kann als Anliegen meines treuen 
Fürſtenthums nur das vom gefeßgebenden Nath in gefeglicher 
Weife ausgefprochene Anliegen anerkennen.“ Der Minifter aber 
fchrieb wieder in einem Ton, der die freie Prüfung der Trennungs- 
frage deutlich genug vorbehielt. Die amtliche Freude über den 
Beſcheid Fonnte nur eine halbe fein. An ihn. fnüpften fich neue 
Verwendungen, deren Berlauf und Erfolg einem fpätern Zeitraum 
angehört. Wir fchliefen das erfte Buch diefer gejchichtlichen Dar: 
fellung mit der Mahnung des Staatsrathes von Neuenburg an 
den König Friedrich Wilhelm III. über die Gefahren der in den 
Auguft und Septembertagen 1833 zur Geltung gelommenen 
Mehrheitstheorie: „Der Gefandte Eurer Majeftät hat gegen die 
Dffupation (von Neuenburg) proteftirt. Die Tagſatzung hat gleich 
wohl ihren Beichluß gehandhabt und Neuenburg mußte nach— 
geben. Seither haben Eure Majeftät Stillfchweigen beobachtet. 
Wird die Tagfagung diefes Stillfhmweigen eines jo mächtigen 
Königs nicht als fürmliche Anerkennung deuten, dap fie in ihrem 
Recht gehandelt hat?« *** 


* Alfo mehr nicht; diefe Ihatfache war nicht zu Gunſten der Regierung. 

** Ed war dieß eine fehr erflärliche Folge der Degemberereigniffe von1831. 

“* Schreiben ded Staatsrathes von Neuenburg an den König vom 11. 
Sanuar 1834. 
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